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III. 
UNGARN 


Am  lebhaftesten  trat  die  konstitutionelle  Gesinnung-  in 
Ungarn  hervor.  Dieses  Königreich  durfte  sich  einer 
alten  ständischen  Verfassung  berühmen,  denn  sie  ging  auf 
die  Goldene  Bulle  Andreas  II.  zurück.  Indem  sie  vornehm- 
lich dem  Adel  als  dem  einzigen  Stand,  der  in  Betracht  kam, 
eine  unverhältnismäßig  starke  Stellung  gegenüber  der  Krone 
«inräumte,  enthielt  sie  den  Keim  steter  Gärungen.  Die 
Verfassung  diente,  insbesondere  um  die  Wende  des  15.  Jahr- 
hunderts, als  Mittel,  dem  die  Krone  zuzuwenden,  der  das 
meiste  bot,  die  Macht  des  Adels  zu  erweitern  und  zu 
stützen. 

Unter  den  Königen  aus  dem  Hause  Habsburg  fanden 
zum  Zweck  der  Aufrechterhaltung  und  Stärkung  der  Ver- 
fassung vielfache  Auflehnungen  gegen  den  rechtmäßigen 
Herrscher  statt,  bis  Leopold  I.  den  Oligarchen  den  Meister 
zeigte  und  es  durchsetzte,  daß  die  Erblichkeit  der  Krone 
im  habsburgischen  Mannesstamm  anerkannt ')  und  der  In- 
surrektionsartikel beseitigt  wurde.  Von  da  an  spielte  die 
Verfassung  gleichsam  die  Rolle  eines  Wächters  der  Frei- 
heiten des  Adels,  deren  sich  dieser  —  ob  er  nun  opposi- 
tionell oder  konservativ  war  —  in  keinem  Falle  begeben 
wollte.  Die  volle  Blütezeit  der  Gravamina  hub  an:  die 
Reichstage  befaßten  sich  fortan  fast  ausschließlich  mit  der 
Erledigung  alter  und  dem  Vorbringen  neuer  Beschwerden. 

So  zersplitterte  sich  die  Kraft  der  Nation;  ungepflegt 
blieb  sowohl  das  politische  wie  das  materielle  Gebiet  und 
an  dem  Eigennutz  des  Adels  scheiterte  so  mancher  Reform- 
versuch. 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  III.  I  I 


Da  war  es  der  Deputierte  des  Ödenburger  Komitats 
Paul  von  Nagy,  der  mit  scharfem  Blick  erkannte,  daß  das 
Wohl  des  Landes  keineswegs  auf  bloßer  Anbetung  und 
Verteidigung  der  Verfassung  beruhe;  er  sah  es  vielmehr 
darin,  daß  man  die  nationale  Idee  fördere,  das  Los  der 
Grundholden  verbessere  und  daher  die  Wohltaten  der  Ver- 
fassung auch  dem  Volke  zuwende.  In  flammender  Rede 
setzte  er  sich  dafür  im  Reichstag  von  1825  bis  1827 
ein.  Nach  ihm  ergriff  Graf  Stephan  Szechenyi  das  Wort; 
ruhig  und  sachlich  entwickelte  er  den  Gedanken,  das  ma- 
gyarische Idiom  auf  eine  derartige  Stufe  der  Vollkommen- 
heit zu  bringen,  daß  es  eine  würdige  Rolle  in  der  euro- 
päischen Literatur  einnehme,  weshalb  er  die  Gründung  einer 
Akademie  beantragte.  Bloß  um  die  kulturelle  Seite  war  es 
ihm  zu  tun  und  erst  in  zweite  Linie  stellte  er  die  politische 
Frage:  den  Gebrauch  des  Magyarischen  als  Amtssprache 
statt  des  bisher  üblichen  lateinischen  Idioms. 

Der  frischere  Zug,  der  sich  in  der  Literatur  bemerkbar 
machte,  wirkte  auf  das  politische  Leben  zurück:  Flug- 
schriften und  Kasinos  sorgten  für  den  Ideenaustausch  und 
in  immer  weitere  Kreise  drang  die  Erkenntnis,  daß  man 
der  ausschließlichen  Berücksichtigung  der  Privilegierten 
steuern  und  dagegen  die  materiellen  Interessen  des  Landes 
heben  müsse,  solle  dieses  nicht  in  Siechtum  verfallen. 

Über  die  Mittel  und  Wege  der  Reformen  jedoch 
herrschte  Unklarheit,  denn  noch  gebrach  es  an  einem  Pro- 
gramm. Einem  solchen  wollte  Graf  Szechenyi  vorarbeiten, 
indem  er  u.  a,  die  Aufhebung  der  Avitizität,  der  Fiskalität 
und  der  Monopole,  das  Grundbesitzrecht  Nichtadeliger,  die 
Gleichheit  aller  vor  dem  Gesetz  und  eine  allgemeine  Be- 
steuerung als  die  wichtigsten  Neuerungen  bezeichnete,  die 
zunächst  in  Betracht  kämen.  Ihn  leitete  zugleich  der  Wunsch, 
daß  die  Regierung    das  Reformwerk    in  Angriff  nehme. 

Anders  jedoch  dachte  die  Opposition,  die  der  Regie- 
rung das  Heft  nicht  überlassen,  sondern  vielmehr  den 
Kampf  gegen    sie    so  lang    fortführen  wollte,    bis  der  Ab- 


solutismvis  auch  in  den  deutschen  Erblanden  gebrochen  war. 
Eines  der  Häupter  dieser  radikalen  Partei  war  in  den 
dreißiger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  Nikolaus  Wesse- 
lenyi,  der  in  der  Entwicklung  des  Staatsrechts  die  einzige 
Möglichkeit  sah,  die  Nation  —  wie  er  vermeinte  —  vor 
einer  Politik  der  Willkür  zu  schützen  und  die  notwendigen 
sozialen  Reformen  zu  bewerkstelligen.  In  diesem  Sinne 
erfolgte  auch  die  Fortsetzung  dessen,  was  man  bereits  in 
Angriff  genommen  hatte :  die  weitere  Ausbildung  der  Ko- 
mitatsbehörden zu  Bollwerken  gegen  die  Herrschaft  Wiens. 
So  geschah  es,  daß  diese  wichtigsten  Organe  munizipaler 
Selbstverwaltung  durch  die  bindenden  Instruktionen,  mit 
denen  sie  ihre  Ablegaten  versahen,  dem  Reichstag  Ziel 
und  Richtung  gaben  und  daher  zum  Ausgangspunkt  nicht 
bloß  der  konstitutionellen  Opposition,  sondern  auch  des 
gesamten  nationalen  Lebens  wurden.  Der  Reichstag  sank 
sonach  zum  Diener  und  Werkzeug  der  Generalkongregationen 
herab  und  es  hatte  den  Anschein,  als  sei  Ungarn  in  52 
einander  fremde  Republiken  aufgelöst. 

Während  dieser  Rüstungen  der  Liberalen  betrat  Lud- 
wig  Kossuth  neuerdings  den  politischen  Schauplatz.  Die 
dreijährige  Freiheitsstrafe,  die  er  vor  kurzem  abgebüßt 
hatte '^),  verlieh  ihm  den  Nimbus  eines  politischen  Mär- 
tyrers —  ein  Umstand,  der  den  Herausgebern  des  »Pesti 
Hirlap«  sehr  zustatten  kam;  war  doch  Kossuth  der  Redak- 
teur dieser  Zeitung,  der  er  schon  allein  durch  seinen  Namen 
stets  neue  Abonnenten  zuführte.  Nun  griff  er  den  Gedanken 
des  liberalen  Komitats  als  einer  Schutzwehr  der  Verfassung 
zu  dem  Zwecke  auf,  Jünger  und  Apostel  seiner  ultraradi- 
kalen Grundsätze  heranzubilden.  Die  radikal-liberale  Lite- 
ratur des  Auslandes  wurde  herangezogen  und  die  Publizistik 
schöpfte  daraus;  diese  hielt  die  Freiheitsbestrebungen  größerer 
Nationen  und  ebenso  die  Zentralisationsideen  für  eine  all- 
gemeine und  daher  auch  auf  die  ungarischen  Verhältnisse 
passende  Schablone  und  bearbeitete  das  Volk  mit  demokrati- 
schen Lehren,  die  eine  Verwirrung  der  Geister  verursachten. 


Aus  dem  derart  aufgewühlten  Boden  der  öffentlichen 
Meinung  sog  die  Partei  ihre  Kräfte,  die  unter  dem  Zeichen 
der  Nationalität  und  des  Liberalismus  nicht  bloß  die  Er- 
weiterung der  Herrschaft  des  Magyarentums,  sondern  auch 
die  Unabhängigkeit  von  der  österreichischen  Bureaukratie 
anstrebte.  Sogar  die  Armee  wollte  sie  in  ihre  Kreise 
ziehen:  im  Reichstag  von  1840  ward  von  beiden  Häusern 
ein  Antrag  eingebracht,  wonach  bei  dem  ungarischen 
Militär,  mit  Einschluß  der  Grenzer,  die  ungarische  Kokarde 
und  die  ungarische  Sprache  eingeführt,  die  Kommandos 
nur  ungarisch  erteilt  und  ausschließlich  gebürtige  Ungarn 
zu  Ober-  und  Unteroffizieren  ernannt  werden  sollten.'^) 

Daß  jene  Partei  Ansehen  gewann,  verdankte  sie  vor- 
nehmlich der  allgemeinen,  sich  immer  tiefer  einwurzelnden 
Überzeugung,  die  österreichische  Politik  sei  Ungarn  gegen- 
über nie  aufrichtig  gewesen. 

Der  grundbesitzende  Adel,  der  nicht  mehr  der  schie- 
bende Teil  war,  sondern  selbst  geschoben  wurde,  bequemte 
sich  der  neuen  Richtung  an.  Wohl  bemühten  sich  die 
Häupter  der  Konservativen,  Aurel  Dessewffy  und  Stephan 
Szechenyi,  den  ultrademokratischen  Bestrebungen  des  »Pesti 
Hirlap«  entgegenzuarbeiten,  der  eine  durch  Herausgabe 
eines  Blattes  (»Viläg«),  der  andere  durch  sein  Buch  »Das 
Volk  des  Ostens«  (» A  kelet  nepe«)  —  die  radikale  Bewegung 
ließ  sich  jedoch  nicht  mehr  aufhalten.  Kossuth  und  seine 
Partei  behaupteten  das  Feld,  das  sie  auch  dann  nicht  zu 
räumen  gedachten,  als  im  Reichstag  von  1843/44  ihre  Hoff- 
nungen zum  großen  Teil  gescheitert  waren. 


Ein  großer  Teil  der  Schuld  an  dieser  verhängnisvollen 
Entwicklung  der  Dinge  traf  die  Wiener  Regierung.  Sie 
hatte  den  Komitaten  wieder  gestattet,  sich  ihre  Beschlüsse 
gegenseitig  mitzuteilen  *),  und  ihnen  selbst  dadurch  »ein  Hilfs- 
mittel der  Verschwörung«  ausgeliefert.  Unbeachtet  war 
der    Wink   geblieben,    sich    der    niederen    Klassen    anzu- 


nehmen,  die  unter  dem  Druck  des  Adels  seufzten.  Die 
Regierung  büßte  vollends  alles  Vertrauen  ein,  als  sie  im 
Reichstag  von  1832  bis  1836  das  von  den  Ständen  ent- 
worfene Urbarialgesetz  wegen  der  bürgerlichen  Konzes- 
sionen, die  es  enthielt,  zurückgewiesen  hatte.  Durch  diese 
Ablehnung  war  aber  das  »Gespenst  der  Demokratie« 
keineswegs  beschworen  worden;  denn  die  Opposition  machte 
sich  zur  Vertreterin  des  demokratischen  Gedankens,  wes- 
halb es  ihr  in  der  Folge  leicht  gelang,  festen  Fuß  in  den 
unteren  Schichten  der  Nation  zu  fassen.  »Unfähigkeit  der 
Leitung  und  auf  listige  Umgehung  berechnete  Politik« 
warf  man  der  Regierung  vor,  »verachtet  und  gehaßt«  war 
sie  im  Lande. ^) 

Wohl  hatte  es  nach  dem  versöhnlichen  Abschluß  des 
Reichstags  von  1839/40  den  Anschein,  als  ob  ein  dauern- 
der Ausgleich  der  Gegensätze  erfolgt  sei  und  beide  Teile^ 
Regierung  und  Nation,  fortan  in  Frieden  dieselbe  Bahn 
des  Fortschrittes  einschlagen  sollten.  Eine  trügerische  Hoff- 
nung jedoch!  Denn  die  Agitation  der  Radikalen  führte  gar 
bald  wieder  die  Trennung  und  erbitterte  Kämpfe  in  den 
Komitaten  herbei. 

Fürst  Metternich,  »ein  alter  Arzt  im  großen  Welt- 
spital«, als  den  er  sich  selbst  bezeichnete*'),  wollte  beizeiten 
dem  Unheil  vorbeugen,  das  er  kommen  sah,  und  daher  die 
Regierung  zu  energischem  Handeln  veranlassen.  Indem  er, 
durch  Stephan  Szechenyi  beeinflußt,  den  Gedanken  des 
materiellen  Wohles  vertrat,  wünschte  er  zugleich,  daß  die 
Regierung  als  die  geistige  Kraft  im  Staatsleben  die  In- 
itiative ergreife. 

Metternich  spielte  die  undankbare  Rolle  einer  Kas- 
sandra  —  Unheil  sah  er  kommen,  wenn  sich  die  Regierung 
nicht  zu  energischem  Handeln  aufraffte.  Den  Weg  der 
Konzessionen  durfte  sie  jedoch,  seiner  Ansicht  nach,  nicht 
mehr  betreten:  er  führte  die  Nation,  wider  ihren  Willen, 
zur  Revolution.')  Metternich  nannte  es  eine  schwere  Unter- 
lassungssünde,   daß    die  Regierung   sowohl  wie  die  Intelli- 


genz  des  Landes  die  vielfachen  Aufgaben  noch  immer  nicht 
gelöst  habe,  die  dem  konstituierenden  Reichstag  von  1 790/g  i  ^) 
vorgelegen  seien.  Und  nun  gelte  für  Ungarn  seit  dem 
Friedensjahr  1814/15  »der  moralische  und  legislative  Quark, 
der  sich  als  Folge  des  geistlosen  Treibens  des  18.  Jahr- 
hunderts im  westlichen  Europa  Luft  schaffte,  als  die  wahre 
Aufgabe  der  Gegenwart«.^) 

Der  Staatskanzler  wünschte,  daß  sich  der  nächste 
Reichstag  gleich  von  allem  Anfang  an  mit  wirtschaftlichen 
Fragen  befasse.  In  der  Tat  wurden  sie  bei  Ausarbeitung 
der  königlichen  Propositionen  am  meisten  berücksichtigt.^") 
Metternich  hoffte  auf  ein  glückliches  Gelingen;  denn  seiner 
Überzeugung  nach  wußte  die  Mehrheit  der  Nation  genau, 
was  dem  Lande  drohe,  wenn  die  Regierung  untätig  bliebe. 
Daß  sich  diese  auf  die  konstitutionelle  Grundlage  gestellt 
hatte,  galt  ihm  ebenfalls  als  eine  starke  Bürgschaft  des 
Erfolges. 

Eine  schwierige  Frage  jedoch  harrte  der  Lösung:  Die 
materiellen  Kräfte  Ungarns  schlummerten  noch,  Privilegien 
verhinderten  ihre  Nutzbarmachung;  wer  wandte  also  dem 
Lande  die  Mittel  der  Belebung  zu,  so  lang  es  kein  ge- 
regeltes Steuervvesen  besaß?  Hinsichtlich  dieser  Frage 
bekannte  sich  der  Palatin  Erzherzog  Joseph  zu  der  An- 
schauung, daß  der  Monarch  eher  der  Chef  einer  Völker- 
familie sein  sollte,  deren  Mitglieder  er  in  gleichem  Maße 
berücksichtige,  als  daß  er  in  seiner  Stellung  als  Kaiser  von 
Österreich  und  König  von  Ungarn  eine  getrennte  Wirt- 
schaft führe.  11) 

Metternich  nahm  allerdings  diesen  wirtschaftlich-zen- 
tralistischen  Standpunkt i-)  nicht  ein;  ihm  war  die  Monarchie 
gleichsam  ein  Staatenbund  unter  einem  souveränen  Ober- 
haupt und  »das  Ideal  eines  Kaisertums«,  wie  es  wohl  schon 
Karl  dem  Großen  vorgeschwebt  haben  mochte.  Diese  Ge- 
staltung hielt  Metternich  für  weitaus  widerstandsfähiger, 
als  ein  zentralistisches  Staatswesen;  deshalb  verteidigte  er 
auch    stets    die    nationale  Verfassung  L^ngarns,    die   er  zu- 


gleich  als  den  stärksten  Wall    gegen    die    durch  den  Adel 
vertretene  Demokratie  erachtete. 

Immerhin  verschloß  er  sich  nicht  der  Einsicht,  daß  der 
Kaiser  dem  Könige  dort  zu  Hilfe  kommen  mußte,  wo 
diesem  die  Mittel  und  Wege  der  Hilfe  gebrachen.  Hiebei 
durfte  jedoch  aus  einer  an  Ungarn  zu  leistenden  Unter- 
stützung den  übrigen  Teilen  der  Monarchie  keine  Last  er- 
wachsen. Demnach  erübrigte  nur  der  Anspruch  auf  Kredit, 
dessen  unerläßliche  Bedingung  einzig  und  allein  die  Sicher- 
heit sein  konnte;  sie  mußte  erwiesen  werden,  und  das  war 
die  große  Aufgabe,  die  nach  Metternichs  Urteil  der  nächste 
Reichstag  zu  lösen  hatte. ^•') 

Störend  nach  unten  und  lähmend  nach  oben  wirkte 
aber  die  liberale  Partei;  sie  erzeugte  Schwäche  im  ungari- 
schen Haushalt  und  leitete  die  Nation,  wie  der  Staats- 
kanzler bedauernd  bemerkte,  statt  auf  praktische  Wege 
>in  moralische  Sümpfe«. 

Trotz  solcher  Meinung  gehörte  Metternich  nicht  zu 
denen,  die  Ungarn  schon  am  Vorabend  einer  Revolution 
sahen;  er  hielt  die  Regierung  für  kräftig  genug,  »das  Un- 
geheuer in  der  Brut  zu  ersticken«,  und  er  erachtete  die 
Regelung  der  Geschäftsordnung  als  das  beste  Mittel,  der 
Ausartung  der  Reichstagssitzungen  zu  steuern. 

Am  20.  Mai  1843  wurden  die  königlichen  Propo- 
sitionen verlesen.  Der  Staatskanzler  war  zugegen  und  freute 
sich  des  Beifalls,  den  sie  hervorriefen;  hegte  er  doch  die 
Überzeugung,  daß  die  Opposition  das  Feld  räumen  müsse, 
da  nun  die  Regierung  den  Wünschen  der  Nation  gerecht 
werden  wolle.  Der  Verlauf  des  Reichstags  aber  machte 
diese  Hoffnung  zuschanden;  er  lieferte  den  Beweis,  daß 
man  nicht  eine  beratende  Körperschaft,  sondern  vielmehr 
eine  zügellose  Menge  vor  sich  habe.  »Es  wird  geschwätzt, 
geschimpft  und  nichts  getan!«,  klagte  der  Staatskanzler. ^^) 
Unlautere  Absichten  wurden  der  Regierung  unterschoben; 
> einen  tief  durchdachten  Plan«  glaubte  man  darin  zu  er- 
kennen, daß  sie  sich  auf  den  sicheren  Boden  des  Reform- 


Werkes  gestellt  und  infolgedessen  die  Opposition  schier  zur 
Ohnmacht  verdammt  habe.  Sie  hasche  nach  Popularität,, 
wie  aus  den  Propositionen  erhelle,  doch  genügten  diese 
keineswegs  allen  Wünschen,  da  u.  a.  auch  der  Religions- 
frage keine  Erwähnung  getan  worden  sei. 

Was  diesen  Gegenstand  betraf,  ordnete  der  Gesetz- 
artikel 26  von  1790/91  an,  daß  alle  Kinder  gemischter 
Ehen  im  katholischen  Glauben  zu  erziehen  seien,  sobald 
sich  der  Vater  zu  diesem  bekenne,  und  daß  nur  die  Söhne 
eines  akatholischen  Vaters  seiner  Konfession  folgen  dürfen. 
Zugleich  war  es  den  katholischen  Seelsorgern  untersagt, 
der  Schließung  gemischter  Ehen  irgend  welche  Hindernisse 
in  den  Weg  zu  legen. '■^) 

Diese  Verfügung  befriedigte  keine  der  beiden  Religions- 
parteien, weshalb  die  Reichsstände  im  Jahre  1 840  ein  Ge- 
setz vorschlugen,  wonach  alle  Kinder  gemischter  Ehen  in 
der  Konfession  des  Vaters  erzogen  werden  sollten.  Dagegen 
protestierten  die  katholischen  Bischöfe. 

Die  Frage  ruhte,  trotz  wiederholter  Mahnung  des 
Staatskanzlers,  auch  diese  wichtige  Angelegenheit  nicht 
unberücksichtigt  zu  lassen.  1*')  Metternich  drang  auf  rasche 
Erledigung,  wobei  er  —  in  vollem  Einvernehmen  mit  dem 
Primas  von  Ungarn  —  als  die  einzige  Grundlage  der  Ver- 
fügung, die  getroffen  werden  sollte,  die  Gewissensfreiheit 
bezeichnete.^')  Die  königliche  Resolution  erfloß  im  Sinne 
dieses  Antrags.  1*) 

Obwohl  die  Stände  dem  Grundsatz  der  Gewissens- 
freiheit und  der  Gegenseitigkeit  huldigten,  nahmen  sie  den- 
noch die  Resolution  nicht  an,  sondern  verlangten  die  Sank- 
tionierung ihres  Vorschlages  von  1840.^^)  Ohne  gegen  das 
Prinzip  der  Gewissensfreiheit  etwas  einzuwenden,  erhob 
auch  der  Episkopat  Einspruch  gegen  das  Reskript;  der 
Papst  aber  bezeichnete  dieses  Schriftstück  als  eine  die 
katholische  Kirche  ungemein  kränkende  Verfügung.'-"  1 

Die  ungarische  Hofkanzlei  widerlegte  all  das,  was- 
gegen    den  Erlaß    vorgebracht    wurde;    immerhin   stimmte 


sie  für  das  ständische  Begehren,  das  auch  der  Palatin- 
unterstützte.-^) 

In  der  Zwischenzeit  hatte  sich  der  Primas  von  Ungarn 
mit  den  zu  Preßburg  anwesenden  Bischöfen  über  ein  Mittel 
geeinigt,  das  —  ohne  gegen  die  Gewissensfreiheit  und  die 
Reziprozität  zu  verstoßen  —  beide  ReUgionsparteien  be- 
friedigen konnte.  Nun  wurde  Metternich  vom  Kaiser  er- 
mächtigt, sich  mit  dem  Primas  in  Verbindung  zu  setzen. 
Auf  Grund  des  Ergebnisses  dieser  Beratung  stellte  Metter- 
nich im  wesentlichen  folgenden  Antrag:  die  Bestimmung 
der  Religion,  in  welcher  die  Kinder  gemischter  Ehen  er- 
zogen werden  sollen,  fällt  nicht  in  den  Bereich  der  Staats- 
gewalt, sondern  bleibt  lediglich  dem  Gewissen  der  Braut- 
und  Eheleute  überlassen. -2) 

Der  Monarch  teilte  die  Anschauung  seines  Staatskanzlers 
und  erließ  danach,  am  25.  März  1844,  ein  neues  Reskript^^); 
es  war  im  Grund  genommen  ein  Kompromiß  zwischen  der 
liberalen  und  der  streng  kirchlichen  Auffassung.  Metternich 
aber  ahnte  wohl  nicht,  daß  sich  dereinst  die  Unrichtigkeit 
der  Annahme  herausstellen  werde,  er  habe  durch  sein  Ein- 
schreiten jenes  Religionsgravamen  für  immer  beseitigt. 

Auch  die  Sprachenfrage,  welche  die  heftigsten  Kämpfe 
hervorzurufen  drohte,  beschäftigte  den  Staatskanzler. 

Kraft  ihrer  Instruktion  bedienten  sich  die  kroatischen 
Deputierten  im  Reichstag  von  1843/44  der  lateinischen 
Sprache.  Die  ungarischen  Stände  erkannten  jedoch  ein  der- 
artiges Recht  nicht  an,  weshalb  sie  am  20.  Juni  1843  den 
Beschluß  faßten,  es  dürfe  fortan  in  den  Sitzungen  nur 
magyarisch  gesprochen  werden.  Der  Banus  protestierte 
gegen  diese  Verfügung,  da  sie  den  kroatischen  Deputierten 
jeden  Einfluß    auf   die  Reichtagsverhandlungen  benahm. 2^) 

Der  Palatin  und  der  ungarische  Hofkanzler  verurteilten 
das  Vorgehen  der  Kroaten  sowohl  wie  der  Ständetafel. 
Der  Staatskonferenz  aber  oblag  die  schwierige  Aufgabe,  sich 
über  eine  Entscheidung  zu  äußern,  die  den  unparteiischen 
Standpunkt  der  Regierung  kennzeichnen  sollte. 


Das  Ergebnis  langwieriger  Beratungen  war  das  könig- 
liche Reskript  vom  12.  Oktober  i843'^''),  gegen  dessen 
Fassung  jedoch  der  Palatin  Einwendungen  erhob.  Er  führte 
dabei  ins  Treffen,  daß  sich  eine  Alittelpartei  aus  den  be- 
gabteren jüngeren  Deputierten  der  Ständetafel  gebildet  und 
mit  den  Konservativen  verbündet  habe;  die  Regierung 
könnte  also  über  eine  starke  Majorität  im  Reichstag  ver- 
fügen. 

Damit  aber  diese  günstige  Änderung  des  Stimm- 
verhältnisses keinen  Rückschlag  erfahre,  sei  es  notwendig, 
die  Sprachenfrage  derart  zu  erledigen,  daß  die  Zurück- 
ziehung des  Beschlusses  vom  20.  Juni  ermöglicht  werde. 
Das  Reskript  möge  daher  auch  die  Ankündigung  enthalten, 
daß  man  den  Ständen  die  Erlaubnis  erteile  oder  in  Aus- 
sicht stelle,  ein  Gesetz  über  die  Geschäftssprache  auszu- 
arbeiten, die  bei  künftigen  Reichstagen  in  Anwendung 
kommen  solle.  Im  anderen  Falle  könnte  vielleicht  trotz  allen 
Bemühungen  der  Wille  des  Königs  nicht  durchdringen 
und  die  Regierung  müßte  sich  beizeiten  mit  dem  Ge- 
danken vertraut  machen,  den  Reichstag  zu  vertagen  oder 
gar  aufzulösen. 2'^) 

Die  Minister  nahmen  entschieden  Stellung  gegen  den 
Palatin  —  nicht  allein  deshalb,  weil  sie  auf  Seite  der  Kroaten 
standen;  für  sie  kam  auch  in  Betracht,  daß  der  Monarch 
das  Reskript  genehmigt  und  in  Abschrift  dem  Banus  mit- 
geteilt hatte,  daß  ferner  die  kroatischen  Deputierten  von 
der  kaiserlichen  Entschließung  bereits  wußten  und  sehnlichst 
der  Herausgabe  harrten.  Die  Regierung  mußte  daher,  nach 
der  Ansicht  der  Konferenz,  standhaft  bleiben;  sie  durfte 
sich  durch  die  Drohung  nicht  einschüchtern  lassen,  daß  der 
Reichstag  dem  Reskript  möglicherweise  nicht  Folge  leisten 
würde;  sie  hatte  vielmehr  zu  zeigen,  daß  sie  mutig  und 
kräftig  genug  sei,  »die  schroffen  und  ungesetzlichen  An- 
forderungen der  Stände«   zurückzuweisen."^') 

Kaiser  Ferdinand  resolvierte,  daßer  seine  Entschließung 
vom  12.  Oktober  aufrechthalte. -*j 
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Inzwischen  hatte  derPalatin  mit  einigen  herv'orrag-enden 
Mitg-liedern  der  Stände  Rücksprache  gepflogen  und  von 
den  meisten  vernomm.en,  daß  sie  an  ihre  Instruktionen  und 
■daher  auch  an  den  früheren  Beschluß  gebunden  seien.  Ein 
Widerruf  wurde  nur  gegen  die  sichere  Bürgschaft  in  Aus- 
sicht gestellt,  daß  man  dem  Könige  noch  während  des 
Reichtags  einen  Gesetzentwurf  über  die  ausschließliche 
Verwendung  des  Magyarischen  bei  künftigen  Reichstags- 
verhandlungen vorlegen  dürfe,  der  die  Sanktion  des 
Monarchen  erhielte.  Dieses  Ergebnis  seiner  Unterredung 
mit  den  Ständen  veranlaßte  den  Palatin,  nochmals  auf  Ab- 
änderung des  Reskripts  zu  dringen."-'*) 

Die  Staatskonferenz  ließ  sich  jedoch  nicht  ins  Bocks- 
horn jagen.  Die  Sprachenfrage  war  durch  das  Ver- 
säumnis des  Personals,  die  kroatischen  Deputierten  zu 
schützen,  und  durch  die  Verzögerung  der  Herausgabe  des 
Reskripts  zu  einer  Staatsfrage  geworden.  »Staatsrücksichten« 
machten  es  unmöglich,  von  dem  einmal  gefaßten  Beschluß 
abzugehen.  Nie  und  nimmermehr  wollte  die  Regierung 
auf  sich  nehmen,  »den  insolventen  Anforderungen  der 
ungarischen  Deputierten  zum  offenbaren  Nachteil  eines  für 
die  kroatischen  Deputierten  bis  jetzt  noch  gesetzlich  be- 
stehenden Rechtes  zu  zedieren  und  dadurch  —  wie  die  Er- 
fahrung leider  nur  zu  oft  lehrte  —  die  Ansprüche  von  der 
einen  Seite  immer  höher  zu  steigern,  von  der  anderen 
Seite  aber  den  ohnehin  schon  sehr  gesunkenen  Mut  der 
Bessergesinnten  vollends  zu  erdrücken.« ^*') 

Kaiser  Ferdinand  resolvierte  nochmals  im  Sinne  seiner 
früheren  Entschließung.  Nebst  der  ausdrücklichen  Weisung, 
das  Reskript  vom  12.  Oktober  zu  publizieren,  erging  auch 
der  Befehl  an  den  Personal,  »unter  seiner  persönlichen 
Verantwortung«  alle  gesetzlichen  Mittel  anzuwenden,  um 
die  kroatischen  Deputierten  in  ihrer  Redefreiheit  zu 
schützen.  3') 

Das  königliche  Reskript  entfesselte  von  neuem  die 
Eeidenschaften  und  veranlaßte  die  Wortführer  der  Opposition 


zu  den  heftigsten  Ausfällen ;  sie  erklärten  das  Reskript 
als  gegen  das  Magyarentum  gerichtet  und  führten  das 
Verhalten  der  kroatischen  Deputierten  auf  höhere  Weisungen 
zurück.  Förderung  des  nationalen  Gedankens  \Yar  ihr  Ziel, 
weshalb  sie  die  öffentliche  Meinung  derart  gegen  den 
Illyrismus  und  Latinismus  bearbeiteten,  daß  die  meisten 
Instruktionen  im  nationalen  Sinne  lauteten.  Kläglich  schei- 
terten daher  die  Versuche  des  Personals,  die  kroatischen 
Deputierten  in  ihrer  Redefreiheit  zu  schützen;  denn  sofort 
erhob  sich  ein  wüstes  Lärmen,  als  sie  lateinisch  zu  sprechen 
begannen.  Schließlich  ermatteten  die  Schreier.  Man  ließ  die 
Kroaten  gewähren,  verfügte  jedoch,  »daß  die  lateinischen 
Enunziationen  nicht  berücksichtigt,  vom  Stenographen  nicht 
praenotiert,  nicht  zensuriert  und  nicht  in  das  Diarium  auf- 
genommen werden  sollen«.  Am  ii.  Dezember  erfolgte  der 
Beschluß,  das  Konklusum  vom  30.  Juni  aufrechtzuhalten 
und  dem  Könige  eine  Vorstellung  und  zugleich  einen  Ge- 
setzentwurf zu  unterbreiten.'^-) 

Die  Sprachenfrage  galt  dem  Fürsten  Metternich  als 
eine  kräftige  Waffe  in  den  Händen  der  Regierung,  sobald 
diese  sie  zu  führen  verstand.  ^^)  Er  verteidigte  die  Kroaten, 
da  er  die  Überzeugung  hegte,  daß  ihr  gesetzliches  Recht 
durch  die  Magyaren  verletzt  worden  sei.  Er  billigte  daher 
das  königliche  Reskript  und  rechtfertigte  es  dem  Palatin 
gegenüber:  Eine  andere  Fassung  hätte  die  Berater  des 
Königs  veranlaßt,  eher  um  ihre  Demission  anzusuchen,  als 
unter  ihrer  Firma  zugunsten  eines  Schrittes  zu  stimmen, 
dessen  Folgen  unberechenbar  für  den  moralischen  Stand- 
punkt der  Monarchie  gewesen  wären. ^*) 

Dem  Gesetz  war  genüge  getan,  die  Frage  jedoch 
keineswegs  aus  der  Welt  geschafft;  dies  lehrte  der  Verlauf 
des  Reichstags.  Und  da  erkannte  Metternich  mit  richtigem 
Blick,  daß  es  sich  in  Ungarn  einzig  und  allein  um  einen 
Kampf  des  Magyarentums  gegen  die  slawische  Nationalität 
handelte,  während  in  Kroatien  der  Illyrismus  das  lateinische 
Idiom  zu  verdrängen  suchte.    Demnach  mußte,    wenn  man. 
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den  Dingen  ihren  Lauf  ließ,  das  Ende  des  Streites  erfolgen, 
sobald  die  kroatischen  Deputierten  sich  der  lateinischen 
Sprache,  und  zwar  deshalb  nicht  mehr  bedienten,  weil  ent- 
weder deren  Gebrauch  in  Kroatien  selbst  erloschen  war 
oder  sie  im  Reichstag  niemand  mehr  verstand. 

Leicht  konnte  es  geschehen,  daß  die  Regierung  diesen 
Zeitpunkt  abwartete  und  erst  dann,  unter  dem  Zwang  der 
Verhältnisse,  eine  Entscheidung- traf.  Metternich  wollte  dieser 
Gefahr  vorbeugen  und  dem  Monarchen  die  Möglichkeit 
sichern,  durch  seine  Anregung  den  notwendigen  Gang  der 
Dinge  gleichsam  selbst  veranlaßt  zu  haben.  Nicht  bloß  die 
Wahrung  der  höchsten  Autorität  hatte  der  Staatskanzler 
vor  Augen,  ihn  leitete  auch  der  Gedanke,  es  müsse  die 
Regierung  beizeiten  den  Ausbruch  eines  Sprachenkampfes 
in  Kroatien  hintanhalten.  Die  königliche  Proposition 
wünschte  er  daher  in  folgendem  Sinne  gestellt  zu  sehen: 
Verpflichtung  der  kroatischen  Deputierten,  nach  Verlauf 
«iner  Frist  von  z.  B.  drei  Reichstagen  ungarisch  zu 
sprechen,  Beibehaltung  des  lateinischen  Idioms  als  Ge- 
schäftssprache in  Kroatien.-'^) 

Beratungen  wurden  jedoch  erst  gepflogen,  als  die  Ein- 
gabe des  Reichstages  vorlag.  Die  Forderungen,  die  sie 
enthielt,  überschritten  weitaus  das  Maß  dessen,  was  nach 
jenem  Gutachten  Metternichs  gewährt  werden  sollte.  Denn 
die  Stände  verlangten  von  dem  Monarchen,  daß  er  durch 
«in  Gesetz  das  Magyarische  zur  Amtssprache  erhebe  und 
jedes  Schriftstück  für  ungültig  erkläre,  das  man  nach 
Kundmachung  des  Erlasses  in  einer  anderen  Sprache  aus- 
fertige; deren  Gebrauch  sei  nur  in  Fällen  gestattet,  in  denen 
das  Gesetz  entweder  eine  Ausnahme  mache  oder  besonders 
verfüge.  In  einem  Gesetzentwurf  3'')  fanden  sich  die  weiteren 
Wünsche  formelmäßig  ausgedrückt.^") 

Bei  den  Beratungen  über  diese  Eingabe  des  Reichs 
tages38)  gab  Metternich  seiner  Überzeugung  Ausdruck,  daß 
es  in  der  Absicht  der  Stände  liege,  den  Nebenländern  so- 
wohl wie    den  in  Ungarn    befindlichen  Körperschaften  an- 

t3 


deren  Stammes  das  Magyarische  in  despotischer  Weise 
aufzudrängen.  Er  unterschied  zwischen  diesen  Umtrieben^ 
denen  man  steuern,  und  einer  notwendigen  Entwicklung 
der  Dinge,  die  man  verwerten  müßte.  Beides  schien  ihm 
möglich  zu  sein,  sobald  die  Tatsache  Beachtung  fand,  daß 
Ungarn  in  zwei  große  Sprachgebiete,  den  magyarischen  und 
den  illyrischen  Teil,  zerfalle  und  zugleich  in  einem  Ver- 
verhältnis  zu  dem  Kaiserreich  stehe,  wo  der  deutschen 
Sprache  die  Herrschaft  gebühre.  Den  Streit  über  die 
Reichstagssprache  führte  Metternich  auch  auf  eine  Ver- 
wirrung der  Begriffe  zurück;  denn  er  glaubte,^  daß  nicht  ein 
Munizipal-,  sondern  das  Staatsrecht,  welches  die  Verschieden- 
heit der  Volksstämme  kennzeichne,  die  kroatischen  Depu- 
tierten zum  Gebrauch  des  Lateinischen  berechtige.  ■'^^) 

Metternich  zweifelte  nicht,  daß  binnen  kurzem  die 
überwiegende  Mehrheit  der  Reichstagsdeputierten  das  La- 
teinische nicht  mehr  verstehen  und  daher  der  Gebrauch 
dieses  Idioms  von  selbst  erlöschen  werde;  die  Kroaten 
würden  also  nur  tauben  Ohren  predigen,  bestünden  sie 
auch  dann  noch  auf  Ausübung  ihres  Rechtes. 

Diesen  Anschauungen  gemäß  gab  er  sein  Votum  ab  *^), 
das  die  nationalen  Aspirationen  der  Magyaren  berücksich- 
tigte und  zugleich  die  Rechte  Dritter  nicht  unbeachtet  ließ. 

Am  eifrigsten  trat  Kolowrat  für  die  Wahrung  dieser 
Rechte  ein.-*')  Er  hielt  zwar  den  Zeitpunkt  für  wenig  glück- 
lich gewählt,  den  ungarischen  Reichsständen  neue  Kon- 
zessionen zu  machen;  entschloß  man  sich  aber  dazu,  dann 
durfte,  seiner  Überzeugung  nach,  den  kroatischen  Deputierten 
auch  nicht  der  geringste  Zwang  auferlegt  werden ;  es  mußte 
ihnen  vielmehr  freistehen,  ihre  Reden  magyarisch  oder 
lateinisch  zu  halten.  Weiters  erklärte  Graf  Kolowrat,  daß 
die  innere  Amtssprache  der  Nebenländer  keineswegs  vor  das 
Forum  des  ungarischen  Reichstages  gehöre,  »w^o  wegen  des 
Mißverhältnisses  der  Stimmenzahl  die  adnexen  Teile  wohl 
niemals  ihre  Rechte  w^ahren  könnten«;  die  früheren  Gesetze 
sollten  dem  Reichstag  in  Erinnerung  gebracht,  nicht  aber 
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ihm  Mittel  und  Wege  erschlossen  werden,  sich  in  die  inneren 
Angelegenheiten  der  Nebenländer  einzumischen. 

Kübeck,  der  gleichfalls  die  Sache  der  Kroaten  ver- 
trat, glaubte  nicht,  daß  trotz  Zwangsgesetzen  das  Magya- 
rische, »wie  die  wütenden  Koryphäen  es  bezwecken«,  sich 
je  zu  einer  herrschenden  Sprache  erheben  werde;  er  äußerte 
daher  den  Wunsch,  daß  die  Regierung  den  Bestrebungen 
der  Magyaren  zugunsten  ihrer  Sprache  nur  dort  entgegen- 
treten solle,  wo  es  auf  Unterdrückung  nicht  bloß  des  Idioms,, 
sondern  auch  der  Nationalität  abgesehen  sei.  ^2) 

In  nur  allgemein  gehaltenen  Gutachten  hatten  die  her- 
vorragendsten Mitglieder  der  Staatskonferenz  ihre  Stellung 
zur  Sprachenfrage  gekennzeichnet.  Es  folgte  nun  die  Erörte- 
rung der  einzelnen  Paragraphe  des  reichsständischen  Gesetz- 
entwurfes, wobei  man  sich  von  dem  Grundsatz  leiten  ließ, 
»alle  Nationalitäten  in  ihren  erworbenen  Rechten  zu  schützen, 
ohne  weder  direkte,  noch  indirekte  Übergriffe  zu  gestatten«. 
Für  unerläßlich  wurde  es  gehalten,  daß  die  Regierung  klar, 
deutlich,  und  zwar  gleich  mit  Bestimmtheit  ihre  Absichten 
zu  erkennen  gebe  und  die  Grundzüge  darlege,  nach  denen 
der  Gegenstand  auch  künftig  zu  behandeln  sei.  Infolge 
einer  derartigen  »Normalentscheidung«  könnte  die  Regie- 
rung niemals  der  Schwäche  geziehen  werden. 

Im  Sinne  der  gefaßten  Beschlüsse  entwarfen  der  Judex, 
curiae  und  der  ungarische  Hofkanzler  ein  königliches  De- 
kret,   das  der  Monarch    am  2^.  Jänner   1844   resolvierte.^-^) 

Mit  Ungeduld  sahen  der  Palatin^^)  und  der  Judex  curiae 
dem  Einlangen  dieses  Schriftstückes  entgegen ;  denn  schon 
begannen  die  Wohlgesinnten  an  dem  guten  Willen  und 
an  der  Energie  der  Regierung  zu  zweifeln.  Nur  sie  dran- 
gen auf  eine  gerechte  und  baldige  Entscheidung,  während 
der  Opposition  und  inbesondere  dem  äußersten  Flügel, 
nach  der  Versicherung  Mailäths,  nichts  erwünschter  als 
eine  unbillige  Erledigung  gewesen  wäre;  denn  eine  solche 
würde  eine  starke  Abbröckelung  der  konservativen  Partei 
zur  Folge  gehabt  haben.  ^^)  Metternich  hatte  aus  denselben 
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Gründen  viel  zur  Beschleunigung  der  Sache  beigetragen, 
-aber  zugleich  die  Überzeugung  ausgesprochen,  daß  keine 
wie  immer  gefaßte  Resolution  den  vollen  Beifall  des  Reichs- 
tages finden  würde.  ^'^) 

Nach  dem  Eindruck  zu  schließen,  den  die  erste  Ver- 
lesung des  Reskripts  bei  den  Ständen  hervorrief,  schien 
es,  als  ob  Fürst  Metternich  nicht  Recht  behalten  sollte; 
man  pries  die  Regierung,  da  sie  die  Absicht  zeige,  ihre 
bisherige  Politik  zu  ändern,  und  man  bedauerte  nur,  > nicht 
tausend  Zungen  zu  haben,  um  im  Lande  ausrufen  zu 
können,  daß  der  König  ein  ungarischer  König  sein  wolle«. ■*') 

»Die  heißesten  Wünsche«  sah  man  erfüllt  und  »den 
<ilten,  morschen  Baum  der  lateinischen  Sprache  endlich  ge- 
fällt, obschon  noch  zähe  Ausläufer  der  Wurzel  ihn  zu  er- 
halten streben.*^*) 

Schöne  Worte,  nichts  anderes,  und  ihre  Wirkung  wurde 
gar  bald  bei  Erörterung  der  einzelnen  Punkte  bedeutend 
abgeschwächt.  Denn  angesichts  der  Nachgiebigkeit  der 
Regierung  äußerte  sich  in  verstärktem  Maße  der  Drang 
der  Radikalen,  es  auf  eine  neue  Kraftprobe  ankommen  zu 
lassen.  Deshalb  stellten  sie  dieselben  Forderungen,  welche 
das  königliche  Reskript  entweder  gar  nicht  oder  nur  teil- 
weise berücksichtigt  hatte.  Sie  rechneten  mit  der  Verwirk- 
lichung des  Gedankens,  es  würden  dereinst  alle  österreichi- 
schen Provinzen,  jede  im  Besitz  ihrer  Nationalität  und 
einer  konstitutionellen  Verfassung,  einen  auf  vollkommene 
Reziprozität  begründeten  Staatenbund  »nach  Art  der  nord- 
amerikanischen Republik«  bilden.-'^)  Um  dieses  Ziel  zu 
erreichen,  durften  —  nach  der  Ansicht  der  Radikalen  — 
die  österreichischen  Provinzen  gegenseitig  ihre  Sprachen 
nicht  vernachlässigen,  die  ungarischen  Stände  aber  davon 
nicht  abstehen,  daß  die  Statthalterei  Zuschriften  an  die  erb- 
ländischen  Gubernien  einzig  und  allein  in  magyarischer 
Sprache  richte.  Begehrt  wurde  ferner,  daß  der  König  schon 
jetzt  die  kroatischen  Deputierten  zum  Gebrauch  des  magya- 
rischen Idioms  verpflichte  und  ebenso  den  ersten  Paragra- 
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phen  seines  Reskripts  vom  2;^.  Jänner^*')  in  Kraft  treten 
lasse. ^^)  Mit  anderen  Worten:  es  solle  der  ständische  Be- 
schluß vom  20.  Juni  1843  als  rechtsgültig  anerkannt  und 
das  Sprachgesetz  noch  vor  der  Sanktion  in  Anwendung 
gebracht  werden. 

Die  ungarische  Konferenz  ^2)  empfahl  dem  Monarchen, 
hinsichtlich  der  magyarischen  Unterrichtssprache  dem 
Wunsche  der  Stände  zu  willfahren  ^3)^  Was  jedoch  das  Ver- 
langen betraf,  auch  die  von  dem  gegenwärtigen  Reichstag 
vorzulegenden  Gesetze  nur  im  ungarischen  Text  zu  sank- 
tionieren, waren  die  Meinungen  geteilt;  die  Majorität 
stimmte  unter  der  Bedingung  für  dieses  Zugeständnis, 
daß  man  die  Gesetzartikel,  die  an  die  Landeskongre- 
gationen der  adnexen  Teile  verschickt  würden,  in  un- 
garischer und  lateinischer  Sprache  ausfertige  und,  »ohne 
den  Ständen  hierüber  etwas  zu  intimieren,  im  administra- 
tiven Wege  jetzt  gleich  das  angemessene  verfüge«.  Da- 
gegen wollte  die  Minorität  von  einem  neuen  Zugeständnis 
nichts  wissen^*).  Ihrem  Votum  pflichtete  auch  Kolowrat  bei^^). 
Nicht  so  Metternich.  Obwohl  er  von  der  überwiegenden 
Mehrheit  der  unteren  Tafel  das  »Recht  mit  Füßen  getreten« 
sah  und  am  liebsten  die  Auflösung  des  Reichstages  bean- 
tragt hätte,  erklärte  er  dennoch,  unter  den  obwaltenden 
Umständen  für  das  Gutachten  der  Majorität  stimmen  zu 
müssen,  das  sonach  der  Kaiser  genehmigtet^) 

Noch  manche  Leidensstation  war  jedoch  zu  passieren, 
bis  ein  vom  Reichstag  textiertes  Sprachgesetz  vorlag,  das 
man  als  gänzlich  einwandfrei  der  königlichen  Sanktion 
unterbreiten  konnte.^') 

Dieselbe  Geduld  erheischten  die  übrigen  Fragen; 
schwere  Kämpfe  mußte  die  Regierung  bestehen  und  immer 
mehr  überzeugte  sie  sich,  daß  der  Reichstag  nichts  Ge- 
deihliches zu  leisten  vermöge.  In  der  Ständetafel  dachte 
man  bloß  an  Eindämmung  der  königlichen  Macht,  war 
weder  von  einem  geistesüberlegenen  Führer  geleitet,  noch 
unter    den  wenn    auch    mittelbaren  Einfluß    der  Regierung 
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gestellt.  Gleich  unerquickliche  Verhältnisse  herrschten  in 
der  Magnatentafel:  verletzter  Ehrgeiz  und  sonstige  per- 
sönliche Interessen  hatten  einen  großen  Teil  ihrer  Mit- 
glieder bestimmt,  sich  von  den  Verfechtern  der  königlichen 
Sache  zu  trennen,  »eine  Art  Defection«  —  das  Zentrum  — 
zu  bilden  und  unter  diesem  Titel  die  Rolle  eines  Ver- 
mittlers zwischen  den  Konservativen  und  den  Radikalen 
zu  spielen,  was  nur  zur  Steigerung  der  Anarchie  beitragen 
mußte.  Welche  Gefahr  die  Fortsetzung  der  Reichstags- 
beratungen in  sich  barg,  lehrten  die  wichtigeren  Resolu- 
tionen dieser  Versammlung^^);  bezweckten  sie  doch  die 
Vernichtung  historischer  Rechte,  die  Erweiterung  und 
Festigung  der  Komitatsverwaltung,  die  Beseitigung  des 
Einflusses  der  Obergespane,  das  Herabdrücken  der  Städte 
zu  demokratischen  Gemeinden,  die  mittels  repräsentativer 
Wahlformen  in  den  Kreis  der  Komitatsablegaten  aufge- 
nommen werden  sollten.  Man  forderte  Geschworenen- 
gerichte und  alljährlich  wiederkehrende  Reichstage,  nach 
englischem  Muster,  während  die  königlichen  Reskripte, 
trotz  ihrer  Milde  und  Gerechtigkeit,  entweder  nicht  beob- 
achtet oder  »mit  Sachwalter-Sophismen  verdreht«  wurden; 
außerdem  hatte  man  einen  wichtigen  Gegenstand  —  die 
Steuerfrage  —  »den  Zufällen  einer  Parlamentären  Agitation 
und  Abstimmung«  überlassen.  Also  äußerte  sich  Graf 
Kolowrat  in  einem  Gutachten  vom   12.  März   1844^^). 

Unzufrieden  mit  dem  Gang  der  Dinge,  wünschte 
Fürst  Metternich  den  Schluß  des  Reichstages  herbei,  und 
durchdrungen  von  den  Ideen,  die  er  in  sich  aufgenommen 
hatte,  wollte  er  ohne  Zeitverlust  einem  stärkeren,  ziel- 
bewußten Regime  die  Wege  bahnen  helfen.  ^") 

Am  13.  November  1844  wurde  der  Reichstag  ge- 
schlossen. 

Zwei  wichtige  Fragen  (Religions-  und  Sprachenfrage) 
und  außer  ihnen  auch  die,  welche  den  Zutritt  Nicht- 
privilegierter zu  allen  Ämtern,  die  Grundbesitzfähigkeit 
Nichtadeliger  und  die  öffentlichen  Arbeiten  betrafen,  waren 

18 


dank  Metternichs  Bemühungen  in  nationalem  Sinn 
entschieden  worden.  Da  durfte  Ladislaus  Szög-yeny  mit 
Recht  von  dem  Staatskanzler  sagen,  er  sei  »die  starke 
Stütze«  der  Verfassung  und  unter  den  damaligen  öster- 
reichischen Staatsmännern  »der  letzte  wahre,  vernünftige 
Freund  Ungarns«   gewesen. *'i) 

Unerledigt  war  hingegen  so  vieles  geblieben,  dessen 
Durchführung  dem  -Lande  zu  großem  Vorteil  gereicht 
hätte:  Strafgesetzbuch,  Festsetzung  von  Normen,  den  Aus- 
schreitungen bei  Komitatsrestaurationen  und  Landtags- 
wahlen zu  steuern,  Herstellung  des  Stimmrechts  der  Städte, 
Finanz-  und  volkswirtschaftliche  Fragen  usw.  Die  De- 
batten über  die  Gravamina  hatten  viele  Zeit  in  Anspruch 
genommen,  zu  stets  neuen  Zerwürfnissen  x\nlaß  gegeben 
und  die  Beratungen  über  diese  Gegenstände  verhindert. 

Beide  Teile,  Nation  und  Wiener  Regierung,  traf  die 
Verantwortung  für  den  so  wenig  ersprießlichen  Ausgang 
des  verflossenen  Reichstags.  In  beiden  Lagern  hatte  sich 
bereits  die  Erkenntnis  Bahn  gebrochen,  den  Reformen 
und  Ideen,  die  hier  wie  dort  angestrebt  und  gehegt  wur- 
den, mit  Hilfe  anderer  Kräfte  als  der  bisherigen  zum 
Siege  verhelfen  zu  müssen;  auf  beiden  Seiten  waren  schon 
Maßreg-eln    getroffen    worden,    dem    Gegner    die  Macht    zu 

entreißen. 

*  * 

Seit  dem  Jahr  1825  stand  die  Regierung,  da  sie  den 
Zentralisationsideen  entsagt  hatte,  auf  dem  Boden  der 
Nationalität  und  der  Verfassung;  dennoch  büßte  sie  immer 
mehr  an  Ansehen  ein  und  stets  schlimmer  gestalteten  sich 
die  Verhältnisse.  Der  Grund  des  Übels  lag  nicht  bloß  in 
den  vielfachen  Unterlassungssünden ''-j,  sondern  auch  in  dem 
planlosen  Vorgehen  der  Regierung.  »Anarchie  im  Lande! 
»Anarchie  im  Regierungsgebiete!«  so  kennzeichnete  Metter- 
nich  den  Gang  der  Dinge.  ^^)  Mit  voller  Berechtigung  — 
es  bedurfte  bloß    des  Hinweises   auf  die  noch  immer  nicht 
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erledigte  Frage  der  Komitatsleitung.  Und  wie  sehr  war 
da  eine  durchgreifende  Reform  vonnöten! 

In  früheren  Zeiten  hatten  nur  wenige  Männer,  die 
sich  durch  Wissen,  Ansehen  und  Vermögen  auszeichneten, 
an  den  Komitatsverhandlungen  teilgenommen;  nun  aber 
fühlte  sich  ein  jeder,  ohne  Rücksicht  auf  Alter,  Kenntnisse 
oder  Besitz,  dazu  berufen,  seine  Stimme  in  den  Kongre- 
gationen zu  erheben,  wobei  die  Jugend''*),  die  sich  einstens 
in  bescheidener  Ferne  gehalten  hatte,  die  Hauptrolle  spielte. 
Infolgedessen  waren  die  Kongregationen  nicht  bloß  weitaus 
zahlreicher,  sondern  auch  ihre  Beschlüsse  um  vieles  wich- 
tiger als  vormals.  Fortan  standen  die  Komitate  in  steter 
Fühlung  miteinander  und  die  Männer  der  Opposition  ent- 
falteten in  allen  Teilen  des  Landes  ihre  konzentrische 
Tätigkeit;  es  bildete  sich  eine  öffentliche  Meinung  aus, 
die  von  größtem  Einfluß  auf  die  Fassung  der  Reichstags- 
instruktionen war,  weshalb  diese  in  den  meisten  Fällen 
keine  Änderung  erfahren  konnten.  Die  Regierung  hingegen 
besaß  in  den  wichtigen  und  entscheidenden  Versammlungen 
kein  Organ  ihrer  Absichten,  ihrer  Wünsche  und  Interessen  ! 
Ein  derartiges  Organ  wären  allerdings  die  Obergespane 
gewesen;  man  hatte  indes  ihre  Einkünfte  geschmälert  und 
ihre  Befugnisse  eingeschränkt.  Die  Erfahrung  lehrte,  wie- 
viel die  Regierung  dabei  verlor  und  wie  wenig  der  finanzielle 
Vorteil  die  Einbuße  an  politischem  Einfluß  aufzuwiegen  ver- 
mochte. 

Bereits  in  den  Jahren  1836  und  1837  war  von  Georg 
Mailäth  auf  diesen  Übelstand  hingewiesen  und  die  Not- 
wendigkeit dargelegt  worden,  die  gesetzliche  Wirksamkeit 
der  Obergespane  und  Komitatsvorsteher  wieder  herzustellen. 
Der  ungarische  Hofkanzler,  Graf  Anton  Mailäth,  hatte 
denselben  Gegenstand  in  einem  Vortrag  vom  24.  Dezember 
1840  gründhch  erörtert.  Als  die  einzige  MögHchkeit,  einen 
ungestörten  und  der  Regierung  nicht  mehr  feindlichen  Ver- 
lauf der  Komitatsberatungen  zu  sichern,  bezeichnete  er  die 
Verpflichtung  der  Obergespane,    innerhalb    ihrer  Komitate 
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wohnhaft  zu  sein,  wogegen  der  vStaat  ihre  soziale  Stellung 
heben  und  daher  ihre  Bezüge  aufbessern  müßte.  Mailath 
bemerkte  jedoch,  daß  man  diese  Änderung  »nicht  plötzlich 
und  gleichzeitig«,  sondern  allmählich,  je  nach  der  Erledi- 
gung der  einzelnen  Posten  vornehmen  solle,  da  sich  sonst 
überall  der  heftigste  Widerstand  regen  würde.  ^^) 

Verschiedene  Umstände,  die  unter  anderem  die  Ord- 
nungsliebe der  beteiligten  Männer  in  recht  ungünstigem 
Lichte  erscheinen  ließen  *^^),  verzögerten  eine  Erörterung 
jener  Frage.  »Der  Circulus  vitiosus,  die  neuen  Anträge 
ohne  Folge  zu  lassen,  weil  auch,  die  vorhergegangenen 
keinen  Erfolg  hatten,  führte  —  so  klagte  Graf  Hartig  — 
zu  dem  Resultate,  daß  seit  dem  Jahre  1836  die  wichtige 
Aufgabe,  wie  Ungarn  regiert  werden  solle,  ungelöst  blieb«.''') 
Graf  Kolowrat  warf  überdies  der  Regierung  vor,  daß  sie 
durch  Konzessionen  und  nachgiebiges  Ausweichen  die 
Landtage  zu  beendigen  trachte,  damit  sie  dann  drei  Jahre 
ruhen  könne;  nach  Ablauf  dieser  Frist  betrete  sie  aufs 
neue  und  unter  stets  schlechteren  Verhältnissen  den  gefähr- 
lichen Weg.  »Die  kleinste  Provinz  müßte,  auf  diese  Art 
geleitet,  in  Unordnung  geraten.  Man  muß  Ungarn 
regieren,  höre  ich  oft  sagen;  Gott  g-ebe  —  rief  Kolowrat 
aus  —  daß  es  bald  geschieht!«  ^^) 

Der  ungarische  Hofkanzler  war  indes  nicht  untätig  ge- 
blieben; er  hatte  sich,  ermächtigt  hiezu  durch  ein  kaiserliches 
Handschreiben,  mit  dem  Palatin  und  dem  Judex  curiae 
über  einen  Plan  ins  Einvernehmen  gesetzt,  nach  welchem 
die  ungarischen  Verhältnisse  geregelt  und  dem  die  not- 
wendigen Verbesserungen  und  Einrichtungen  angepaßt  wer- 
den sollten.''^) 

Der  Ruf  nach  einem  solchen  Regierungsplan  erscholl 
auch  aus  dem  Lager  der  Konservativen;  nur  wollte  man 
kein  »Flickwerk«  haben,  sondern  »endlich  einmal  etwas 
logisch  Konsequentes«,  das  zum  Ziele  führte."") 

Graf  Stephan  Szechenyi,  der  diesen  Wunsch  äußerte, 
hielt  es  für  ein  Gebot    der  Notwendigkeit,    daß  die  Regie- 


rung  die  leitenden  Grundsätze  aufstelle,  das  materielle  Wohl 
des  Landes  im  Auge  behalte  und  sich  eine  starke  Majorität 
in  den  Komitaten  sichere.  Er  selbst  erbot  sich  zur  Bildung 
einer  zwar  unabhängigen,  aber  dennoch  loyalen  Körper- 
schaft, welche  die  Wünsche  einer  nationalen  und  konstitu- 
tionellen Regierung  »mit  Blut  und  Gut«  vertreten  würde; 
mit  Hilfe  einer  derartigen  Körperschaft  könnte  »mehr  als 
ein  ungewaschenes  Maul«  zum  Stillschweigen  gebracht 
und  »gar  mancher  rohe  Haufen«  gleichsam  zu  seinem  eigenen 
Vorteil  getrieben  werden."')  Ihr  scheint  Graf  Szechenyi  auch 
die  Ausarbeitung  des  Regierungsplanes  zugedacht  zu  haben. 

Seine  Vorschläge  blieben  nicht  unbeachtet:  Metternich 
entwarf  eine  Denkschrift,  die  er  am  26.  Mai  1844  dem 
Kaiser  unterbreitete"'-)  und  worin  er  die  Einsetzung  einer  ge- 
heimen engeren  Kommission  beantragte;  diese  wollte  er 
mit  der  Aufgabe  betraut  wissen,  in  der  kürzesten  Frist 
einen  Plan  über  den  von  der  Regierung  einzuhaltenden 
Weg  vorzulegen. 

Der  Monarch  resolvierte  den  Ausführungen  Metter- 
nichs  gemäß  "■^)  und  ernannte,  am  4.  Juli,  den  ungarischen 
Hofkanzler  zum  Vorsitzenden  der  geheimen  Kommission, 
mit  der  Weisung,  sie  sogleich  zu  konstituieren  und  in  Wirk- 
samkeit treten  zu  lassen.'^) 

Diese  Kommission  unterbreitete  in  den  IMonaten  Sep- 
tember und  Oktober  1844  dem  Fürsten  Metternich  zwei 
Protokolle'^),  in  denen  verschiedene  Maßregeln  beantragt 
waren:  solche,  die  durch  kaiserliche  Entschließungen  un- 
mittelbar in  Kraft  treten  konnten,  und  solche,  die  legis- 
lative Vorkehrungen  betrafen  und  daher  auch  der  Zustim- 
mung der  ungarischen  Reichsstände  bedurften. 

In  der  ersten  Reihe  standen  die  Anträge  über  die 
künftige  Stellung  der  Komitats Vorsteher;  sie  gründeten 
sich  im  wesentlichen  auf  ein  Gutachten  des  Judex  curiae 
Grafen  Georg  Mailäth'^),  welcher  der  Regierung  eine  ge- 
schlossene, ihr  treu  ergebene  Majorität  in  Aussicht  stellte,  so- 
bald sie    der  Komitatsverwaltung    neues  Leben    einhauche 


und  daher  die  Obergespane  nötige,  sich  nicht  mehr  als 
Würdenträger,  sondern  als  Beamte  anzusehen.") 

Im  wesentlichen  handelte  es  sich  um  keine  Neuerung, 
sondern  nur  um  genaue  Erfüllung  und  Handhabung  eines 
Gesetzartikels,  der  noch  immer  in  Kraft  war.  ''^)  Über  die 
Zweckmäßigkeit  und  Notwendigkeit  der  vorgeschlagenen 
Maßregeln  herrschte,  nach  der  Versicherung  des  Palatins 
und  des  Judex  curiae,  bei  sämtlichen  denkenden  und  ver- 
ständigreifen Männern  aller  politischen  Richtungen  nur 
eine  Stimme''^). 

Was  half  aber  die  angestrengteste  Tätigkeit  der  Ko- 
mitatsvorsteher ohne  den  Antrieb  und  die  Unterstützung  der 
höheren  Stellen!  Diese  wiederum  bedurften  einer  durch- 
greifenden Reorganisation.  So  war  die  Statthalterei,  ob- 
wohl nach  Gesetz  und  Verfassung  die  leitende  Landes- 
behörde, infolge  übermäßiger  Beschränkung  ihres  Wirkungs- 
kreises schier  zu  einer  Zwischenstelle  herabgesunken; 
nicht  geringen  Abbruch  tat  ihrem  Ansehen  auch  die  nicht 
immer  glückliche  Wahl  ihrer  Mitglieder.  »Es  ist  besser  — 
so  bemerkte  der  Judex  curiae  —  gar  kein,  als  ein  solches 
Dicasterium  zu  haben,  welches  weder  das  volle  Vertrauen 
des  Monarchen  noch  der  Landesbewohner  besitzt.« 

Die  geheime  Kommission  erachtete  es  daher,  in  vollem 
Einvernehmen  mit  dem  Palatin,  für  unerläßlich,  die  Statt- 
halterei in  ihre  gesetzliche  Wirksamkeit  wieder  einzusetzen 
und  nur  solche  Männer  zu  berufen,  deren  Fähigkeit  und 
Rechtlichkeit  ihnen  das  allgemeine  Vertrauen  sicherten. 

In  derselben  Lage  wie  die  Statthalterei  befand  sich 
die  ungarische  Hofkanzlei;  es  wurde  als  notwendig  an- 
gesehen, ihren  Wirkungskreis  durch  Errichtung  einer  Sek- 
tion zu  erweitern,  die  aus  einem  zweiten  Vizekanzler  und 
zwei  oder  drei  Hofräten  bestehen,  dem  Hof  kanzler  als  Amts- 
hilfe dienen  und  die  Vorarbeiten  für  den  nächsten  Reichs- 
tag in  Angriff  nehmen  sollte.  Weiters  besprach  die  Kom- 
mission die  öffentliche  Erziehung  und  die  Mittel  zur  Kräfti- 
gung des  Einflusses  der  Regierung. 
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Bei  Erörterung-  der  leg^islativen  Vorkehrungen  bezeich- 
nete sie  es  als  wünschenswert,  daß  die  Regierung  in  Hin- 
kunft die  Gesetze  vorbereite,  sie  daher  von  tüchtigen  Kräften 
ausarbeiten,  von  einigen  Reichswürdenträgern  und  Fach- 
leuten, ja  auch  von  Privaten  überprüfen  lasse,  um  sie  sodann, 
nach  erfolgter  königlicher  Zustimmung,  dem  Reichstag  in 
Form  von  Bills  vorzulegen. 

vSchließlich  wurde  auf  die  Notwendigkeit  hingewiesen, 
endlich  einmal  den  Beweis  zu  liefern,  daß  es  der  Regie- 
rung nebst  Festigung  ihres  Ansehens  auch  ebenso  ernst- 
lich um  das  geistige  und  materielle  Wohl  Ungarns  zu 
tun  sei.  Was  man  in  dieser  Beziehung  leisten  wolle,  müsse 
jedoch  schnell,  freiwillig  und  in  ausgiebigem  Maße  ge- 
schehen, damit  man  den  Gegnern  eine  kräftige  Waffe  ent- 
winde; denn  es  dürfe  nicht  mehr  heißen,  daß  die  Opposi- 
tion alles  für  Ungarn  Ersprießliche  erst  der  Regierung  ab- 
ringen und  abtrotzen  müsse  und  daher  als  die  eigentliche 
Wohltäterin  des  Landes  anzusehen  sei. 

Die  beiden  Eingaben  der  Kommission  wurden  an  ein 
Komitee  geleitet,  das  aus  dem  Grafen  Anton  Mailath,  Baron 
Kübeck  und  Grafen  Hartig  bestand. 

Den  Finanzen  drohte  eine  Mehrbelastung  von  über 
300.000  Gulden  jährlich.  Dennoch  erhob  der  Hof  kammer- 
präsident Baron  Kübeck  nicht  nur  keinen  Einspruch  gegen 
die  beantragten  Maßregeln,  sondern  er  befürwortete  sie 
vielmehr  auf  das  wärmste.  Im  Interesse  des  Staates  und 
insbesondere  der  Finanzen  wollte  er  endlich  der  fortschrei- 
tenden Anarchie  in  Ungarn  ein  Ziel  gesetzt  sehen. ''^') 

Auch  Hartig  sprach  sich  für  die  Annahme  der  An- 
träge aus;  dies  wäre  der  erste  Schritt  »zur  Wiedergewin- 
nung des  auf  Abwegen  irrenden  Ungarn«  und  man  ver- 
fügte über  brauchbare  und  verläßliche  Regierungsorgane. 
Hartig  hegte  jedoch  die  sichere  Überzeugung,  daß  in  einigen 
Komitaten  das  strammere  Regime  eine  Reaktion  hervor- 
rufen werde;  deshalb  hielt  er  es  zur  Vorbeugung  und 
Unterdrückung    von    Unruhen    für    unerläßlich,    daß   jeder 
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Komitatsleiter  über  >eine  imposante  militärische  Macht« 
verfüge.  Schließlich  beantragte  er,  diejenigen  die  kaiser- 
liche Ungnade  fühlen  zu  lassen,  die  in  öffentlichen  Ver- 
sammlungen    »als    Prediger     des     Aufruhrs«     aufgetreten 


waren 
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Für  di6  Belebung  der  königlichen  Gewalt  und  die 
Mittel,  sie  zu  ermöglichen,  stimmten  auch  Metternich  und 
Kolowrat,  die  über  den  Vortrag  der  Kommission  und  das 
Votum  des  Komitees  ihr  Gutachten  abzugeben  hatten.  ^^^ 
Besonders  freudig  begrüßte  der  Staatskanzler  die  Anregung, 
Gesetzentwürfe  durch  die  Regierung  ausarbeiten  zu  lassen, 
wie  es  in  England,  Frankreich  und,  mit  einigen  Abwei- 
chungen, in  der  nordamerikanischen  Republik  der  Fall  war.  ^^) 

Am  II.  November  1844  resolvierte  der  Monarch  im 
Sinne  der  befürworteten  Anträge  und  es  erflossen  zwei 
Handschreiben,  von  denen  das  eine  an  den  Palatin,  das 
andere  an  den  ungarischen  Hofkanzler  gerichtet  war.  ^*) 
Am  Tage  vorher  hatte  Fürst  Metternich  prophetischen 
Blicks  folgendes  an  den  Palatin  geschrieben:  »Fehlt  das 
Unternehmen,  so  stehen  Österreich  und  hiemit  der  Welt 
Perturbationen  bevor,  deren  Summe  und  Ausdehnung  vor- 
hinein nicht  zu  berechnen  ist^"").« 


In  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  dem  Administra- 
torensystem stand  der  Wechsel,  der  sich  in  der  obersten 
Leitung  der  ungarischen  Hofkanzlei  vollzog.  Graf  Anton 
Mailäth  hatte  sich  nur  mit  äußerstem  Widerstreben  für  die 
Reformidee  eingesetzt,  als  deren  geistigen  Vater  er  den 
Judex  curiae  ansehen  mußte;  es  erfüllte  ihn  mit  Unbehagen, 
fremde  Anschauungen  mit  seinem  Namen  decken  zu  sollen. 
So  erklärt  es  sich,  daß  er  —  wie  Szögyeny  erzählt**")  — 
während  der  Kommissionsberatungen  eine  gereizte  Stimmung 
bekundete  und  nicht  die  geringste  Hoffnung  auf  den  Er- 
folg der  besprochenen  Maßregeln  hegte,  diese  vielmehr  ins 
Lächerliche  zog. 
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Ferner  war  Anton  MaiUlth  zu  'dem  Vorschlag  veranlaßt 
worden,  der  die  Errichtung-  einer  besonderen  Sektion  bei  der 
ungarischen  Hofkanzlei  betraf.  Auch  dafür  hatte  er  sich 
nur  ungern  gewinnen  lassen;  dies  bewies  allein  schon  der 
Umstand,  daß  er  im  Komitee  den  Antrag  schleunigst 
wieder  zurückzog  ^^),  um  einem  anderen  zuzustimmen,  der  ihm 
weitaus  günstiger  erschien:  dem,  die  im  Kommissions- 
protokoll erwähnten  vertraulichen  Geschäfte  präsidialiter, 
mit  Zuziehung  solcher  Mitglieder  der  ungarischen  Hof- 
kanzlei behandeln  zu  lassen,  deren  Berufung  durch  ihn 
erfolgte. 

Nun  konnte  aber  in  seiner  Gegenwart  nicht  offen  er- 
klärt werden,  daß  sich  die  Errichtung  jener  Sektion  »durch 
die  Individualität  des  Kanzlers  selbst«  als  notwendig  er- 
weise. In  der  Tat  war  Mailath  seiner  Aufgabe  nicht  ge- 
wachsen; angesichts  der  herrschenden  Wirren  zeigte  er  sich 
völlig  unfähig,  einen  tüchtigen  Rat  zu  geben,  oder  — 
wenn  ein  solcher  erteilt  und  angenommen  ward  —  ihn  in 
die  Tat  umzusetzen.  Den  Geschäften  nicht  gewachsen, 
schützte  er  in  der  Regel  irgend  ein  Unwohlsein  vor,  um 
anderen  die  Verantwortung  zu  überlassen.  Deshalb  hatte 
Metternich  eines  Tages  -beantragt,  einen  Ersatz  für  Mailath 
zu  bestellen  oder  unverweilt  einen  tüchtigen  Vizekanzler 
zu  ernennen.^^)  Der  Vortrag  ward  jedoch  ad  acta  gelegt. 
Und  nun  sah  man  sich  durch  den  Verlauf  des  Reichs- 
tages belehrt,  welche  Gefahren  die  von  Anton  Mailath  be- 
folgte Politik  des  Geschehenlassens  in  sich  berge  und  wie 
dringend  geboten  eine  gründliche  Änderung  sei.  Man  be- 
durfte eines  energischen  Mannes,  mit  dem  der  Kanzler 
entweder  Hand  in  Hand  gehen  oder  dem  er  die  Leitung 
überlassen  mußte.  Fand  die  Ernennung  eines  zweiten  Vize- 
kanzlers statt,  räumte  man  aber  diesem  nicht  eine  be- 
stimmte Stellung  ein,  sondern  überließ  es  dem  Gutdünken 
des  Kanzlers,  ihn  oder  andere  zu  Rate  zu  ziehen,  so  mußte, 
wie  es  in  einer  geheimen  Eingabe  hieß,  die  ganze  Maß- 
regel paralysiert  werden,  da  man  den  damit  beabsichtigten 
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Zweck  nicht  erreichte.  Es  wurde  daher  als  ratsam  be- 
zeichnet, den  ursprünglichen  Antrag,  den  der  Kommission 
zu  genehmigen  ^'-'j. 

Dagegen  machten  sich  allerlei  Bedenken  geltend.  Ins- 
besondere wollte  man  der  Opposition  nicht  die  Möglichkeit 
zu  Mißdeutungen  bieten,  die  sich  durch  Errichtung  einer 
Sondersektion  wohl  ergeben  hätte.  Anderseits  verschloß 
man  sich  nicht  der  Ansicht,  daß  Maikith  gar  leicht  das 
Reformwerk  hintertreiben  könnte,  sobald  die  Bestellung 
der  Hilfsorgane  ausschließlich  ihm  anheimgestellt  bliebe. 
Es  wurde  sonach  als  die  beste  Auskunft  erachtet,  dem 
Hofkanzler  hinsichtlich  der  Personen,  die  für  die  Erledi- 
gung der  vertraulichen  Geschäftsstücke  in  Betracht  kamen, 
zwar  das  Vorschlagsrecht  einzuräumen,  die  Auswahl  aber 
dem  König  vorzubehalten. 

In  diesem  Sinne  resolvierte  der  Monarch,  der  ferner 
dem  Hofkanzler  mit  Rücksicht  auf  die  bevorstehenden 
reichstägigen  Vorarbeiten  eine  Amtshilfe  gewährte  und 
daher  für  die  Zeit  des  Bedarfes  die  x'Vnstellung  eines  zweiten 
Vizekanzlers  sowohl  wie  die  zeitweise  Vermehrung  des 
Personalstandes  der  Hofkanzlei  bewilligte. ^'') 

Die  Pille,  die  man  dem  Grafen  Mailäth  verabreichte, 
war  versüßt  —  das  königliche  Handschreiben  verriet  nicht, 
daß  das  neue  Regierungsorgan  einzig  und  allein  deshalb 
in  Funktion  treten  solle,  »um  an  den  bevorstehenden  Or- 
ganisationsverhandlungen wirksamen  Einfluß  zu  nehmen«. ^^) 

Man  harrte  der  Vorschläge  des  ungarischen  Hof- 
kanzlers. Als  aber  dieser,  trotz  wiederholter  Mahnung 
nicht  Miene  machte,  sie  zu  erstatten,  schritt  auf  Veran- 
lassung Kolowrats  die  Staatskonferenz  ein  ^^).  Ihr  war  es 
insbesondere  um  rasche  Ernennung  des  zweiten  Vize- 
kanzlers zu  tun  und  sie  bezeichnete  als  den  würdigsten 
Kandidaten,  der  für  den  neuen  Posten  in  Betracht  kam, 
den  Grafen  Georg  Apponyi.  Sie  rühmte  das  vielseitige 
Wissen  dieses  Mannes,  seine  gründliche  Kenntnis  der  Ge- 
schäfte und  Landesverhältnisse,  seinen  entschiedenen,  festen 
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Charakter  und  sein  Verhalten  im  letzten  Reichstag,  wo  er 
in  der  Magnatentafel  als  Führer  der  konservativen  Partei 
größte  Klugheit  und  Ausdauer  an  den  Tag  gelegt  hatte.  ^^) 

Auch  in  der  siebenbürgischen  Hofkanzlei  herrschten 
unerfreuliche  Zustände:  der  Hofkanzler  Noptsa  zeigte  sich 
seiner  Aufgabe  nicht  gewachsen,  die  Geschäfte  gerieten 
immer  mehr  ins  Stocken,  eine  schleunige  Abhilfe  mußte 
getrotfen  und  die  Leitung  tätigen  und  kräftigen  Händen 
anvertraut  werden.  Es  wurde  daher  die  Enthebung  Noptsas 
vom  Amte  und  die  Ernennung  des  Hofrates  Baron  Jösika 
zum  Vizepräsidenten  jener  Hofstelle  beantragt.  Von  ihm 
hieß  es,  daß  er  um  so  mehr  Berücksichtigung  verdiene, 
>als  er  zugleich  das  A^erbindungsmittel  zwischen  den  unga- 
rischen und  siebenbürgischen  Geschäften  bilden  und  so 
auch  auf  Siebenbürgen  wirksamer  eingreifen  könnte«.''-*) 

Kaiser  Ferdinand  resolvierte  zustimmend;  er  geneh- 
migte ferner,  daß  seine  Absicht,  den  Grafen  Apponyi  zum 
zweiten  Vizekanzler  zu  ernennen,  dem  ungarischen  Hof- 
kanzler als  eine  Verhaltungsmaßregel,  und  zwar  mit  der  Wei- 
sung kund  getan  werde,  danach  seine  Anträge  zu  stellen.  ^^) 

Wohl  zögerte  Graf  Mailath  nicht  länger,  er  schlug 
jedoch  primo  loco  Jösika  und  erst  in  zweiter  Linie  Apponyi 
vor. '"')  Nun  kam  der  Monarch  auf  seine  frühere  Entschließung 
zurück,  die  er  dem  ungarischen  Hofkanzler  in  einem  Hand- 
schreiben vom   20.  November   1844  zu  wissen  tat.''') 

In  dem  neuen  Vizekanzler  mußten  alle  Parteien  nicht 
einen  bloßen  Namen,  vielmehr  ein  bestimmtes  politisches 
Programm  erkennen;  Apponyis  Ernennung  bedeutete  ja,  daß 
man  willens  sei,  die  Zügel  der  Regierung  in  feste  Hand 
zu  nehmen.  Ebenso  war  der  Beschluß,  die  Komitatsvor- 
steher zu  verhalten,  sich  fortan  ausschließlich  mit  der 
Leitung  der  Komitate  zu  befassen,  in  der  Absicht  erfolgt, 
die  erschlaffte  Verwaltung  im  Königreich  auf  gesetzlicher 
Grundlage  neu  zu  beleben.  Ungarn  sollte  aufhören,  der 
Monarchie  eine  Last  und  Verlegenheit  zu  sein^^;,  und  das 
werden,    wozu    es    berufen    war:     »eine    feste    Stütze    des 
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Thrones,  selbst  bei  allen  unvorhergesehenen  Ereignissen, 
und  eine  reichhaltige  Quelle  des  Staatsschatzes«. 

Dem  Rat  des  Palatins  gemäß  wurde  das  »Administra- 
torensystem «  erst  nach  dem  Schluß  der  Kongregationen  an- 
gekündigt und  eingeführt.  ^^)  Der  Erfolg  dieser  Maßregel 
war  schon  vom  Anfang  an  fraglich,  denn  die  Unordnung 
im  Lande  hatte  bereits  in  bedenklicher  Weise  überhand 
genommen.  Die  Wiener  Regierung  sah  aber  in  dieser  Ver- 
waltungsreform das  letzte  gesetzliche  Mittel,  die  königliche 
Exekutivgewalt  vor  dem  gänzlichen  Verfall  und  das  Land 
selbst  vor  dem  Umsturz  zu  retten. 

So  mancher,  der  es  gut  meinte  mit  der  Regierung, 
zweifelte  an  dem  Erfolg  oder  erging  sich  in  spöttischen 
Bemerkungen.''**')  Den  Männern  der  Opposition  indes  kam 
die  neue  Verordnung  nicht  ungelegen;  denn  sie  galt  ihnen 
als  der  offenbare  Beweis  der  Scheu,  die  Komitate  anzu- 
tasten, und  diese  Überzeugung  machte  sie  noch  über- 
mütiger. Es  hieß  ferner,  daß  die  Regierung  die  Verfassung 
umstürzen,  das  Kreishauptmannssystem  auch  in  Ungarn 
einführen  und  die  Komitatschefs  zur  Untergrabung  der 
Munizipien  verleiten  wolle. 

Ungerechtfertigte  Anklagen  und  ebensolche  Verdächti- 
gungen! Kein  Geringerer  als  Deäk  äußerte  sich  damals, 
man  solle  aus  der  neuen  Einrichtung  keine  Lebensfrage 
machen,  da  von  ihr  weder  Gutes  noch  Schlimmes  gesagt 
werden  könne;  erst  dann  sei  es  Zeit,  sich  zu  rühren,  wenn 
die  Administratoren  die  Komitatsrechte  verletzten. ^*'') 

Die  Administratorenmaßregel  wirkte  belebend  und  er- 
mutigend auf  die  konservative  Partei;  denn  kaum  war  es 
bekannt  geworden,  daß  die  Regierung  nach  einem  be- 
stimmten Plan  handeln  und  den  Gutgesinnten  eine  Stütze  sein 
wolle,  so  regten  sich  im  ganzen  Land  die  Konservativen, 
um  den  Kampf  mit  der  Opposition  selbst  dort  aufzunehmen, 
wo  diese  schon  längst  die  Alleinherrschaft  hatte,  i**"^) 

Dieses  Ergebnis  berechtigte  zu  großen  Erwartungen 
und  man  wähnte    den  Tag    nicht    mehr  fern,    an  dem  sich 
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vollziehen  sollte,  was  man  seit  langem  schon  anstrebte  — 
die  Wiedergeburt  des  ungarischen  Staates. 

Leider  gingen  diese  Hoffnungen  nicht  in  Erfüllung. 
Denn  schon  nach  Verlauf  eines  Jahres  zeigte  es  sich,  daß 
die  als  heilsam  erkannte  Maßregel  den  zähen  Widerstand  in 
den  Komitaten  nicht  zu  brechen  vermöge.  io3)  Das  Schlimmste 
aber  war,  daß  sie  sogar  in  der  konservativen  Partei  ent- 
schiedene Gegner  fand  —  dank  der  Schwäche  und  Un- 
einigkeit der  leitenden  Behörden. 

Kein  Lobredner  der  Wiener  Regierung,  vielmehr  gar 
oft  in  schroffem  Gegensatz  zu  ihr^*'^),  Schmeicheleien  zugäng- 
lich, an  denen  es  die  Opposition  nicht  fehlen  ließ,  wurde 
der  Palatin  —  ohne  daß  er  es  ahnte  —  zum  Spielball  dieser 
Partei.  »vSchlachten  kann  der  Kaiser  nicht  gewinnen,  wenn 
der  Anführer  des  Heeres  durch  den  Feind  moralisch  über- 
wältigt ist;  wenn  er  die  Pläne  für  seine  Operationen  im 
feindlichen  Lager  aufnimmt  und  im  eigenen  zur  Ausführung 
bringt. «  Diese  Äußerung  hatte  Metternich  eines  Tages  mit 
dem  Hinweis  auf  Erzherzog  Josef  getan  ^*'^)  und  sie  offenbart 
so  recht  die  gereizte  Stimmung,  die  im  Zentrum  der  Re- 
gierung gegen  den  Palatin  herrschte.  Es  durchzusetzen, 
daß  dieser  einer  tatkräftigeren  Persönlichkeit  Platz  mache 
oder  auf  die  bloße  Würde  beschränkt  bliebe,  war  jedoch 
niemand  stark  und  einflußreich  genug.  '°^)  Hingegen  gelang 
es,  sein  gefügiges  Werkzeug,  den  ungarischen  Hofkanzler, 
um  so  leichter  beiseite  zu  schieben. 

Seit  der  Ernennung  des  zweiten  Vizekanzlers  offen- 
barte sich  die  krasse  Verschiedenheit  der  politischen  Rich- 
tungen, die  Mailäth  und  Apponyi  vertraten.  Während  dieser 
die  Administratorenmaßregel  als  etwas  Notwendiges  ansah 
und  auch  an  einen  schließlichen  Erfolg  glaubte,  war  Mailäth 
von  dem  Gegenteil  überzeugt  und  er  bewies  bei  jedem 
Anlaß,  wie  abhold  er  der  neuen  Einrichtung  sei. 

Die  Uneinigkeit  der  leitenden  Persönlichkeiten  lähmte 
die  wichtigsten  Anordnungen  und  übertrug  sich  auf  die 
konservative  Partei,  während  die  Opposition  um  so  stolzer 
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ihr  Haupt  erhob.  Die  Regierung'  verlor  stetig  an  Ansehen, 
denn  das  Scheitern  ihres  Planes  gefährdete  ihre  Stellung 
weitaus  mehr,  als  wenn  sie  ihn  niemals  gefaßt  hätte.  Nach 
dem  Dafürhalten  Apponyis  gab  es  nur  ein  einziges  Mittel, 
Ungarn  auf  normalem  Weg  vor  gänzlicher  Anarchie  zu 
retten:  Behebung  der  Meinungsverschiedenheiten  im  Schöße 
der  Regierung,  daher  Vereinigung  der  unmittelbaren 
Leitung  der  ungarischen  Angelegenheiten  in  einer  Hand, 
und  zwar  in  einer,  die  von  der  Wichtigkeit  und  Dringlich- 
keit kräftiger  Abhilfe  sowie  von  der  Überzeugung 
durchdrungen  sei,  daß  die  Maßregel  unfehlbar  zum  ge- 
wünschten Ziele  führen  müsse. ^''^) 

Auch  Metternich  stimmte  für  die  Entfernung  Mailäths; 
nur  wünschte  er,  daß  sie  in  rücksichtsvoller  Weise  erfolge. 
Er  beantragte  daher,  den  Hofkanzler  aufzufordern,  daß  er 
sich  in  der  kürzesten  Frist  über  den  möglichen  Verlauf 
des  nächsten  Reichstags  und  über  die  nötigen  Vorkehrungen 
äußere.  Metternich  ging  dabei  von  der  Annahme  aus,  daß 
Mailäth  aus  Unvermögen  dieser  Weisung  nicht  entsprechen 
und  sich  daher  vom  Amte  entheben  lassen  werde. ^''*) 

Es  wurde  jedoch  ein  anderes  Mittel  ergriffen:  Der 
ungarische  Hofkanzler  mußte  »seiner  geschwächten  Gesund- 
heit wegen«  um  einen  Urlaub  auf  unbestimmte  Zeit  an- 
suchen^o9^^  worauf  Graf  Apponyi,  am  5.  April  1846,  zum 
zweiten  Hofkanzler  ernannt  wurde. ^^*')  Die  Leitung  der  Ge- 
schäfte lag  sonach  in  einer  Hand. 


Dem  Handschreiben  vom  11.  November  1844  gemäß 
entwarf  Graf  Apponyi  das  Programm,  dessen  ersten  Teil 
er  am  8.  Jänner  1847  dem  Monarchen  unterbreitete. 
Während  die  Staatskonferenz  darüber  beriet,  starb  derPalatin, 
und  die  Wiener  Regierung  mußte  den  Trauerfall,  der  sie 
gleichwohl  nicht  unvorbereitet  traf,  als  den  Ausgangs- 
punkt neuer  Verlegenheiten  ansehen.  Seit  Jahren  schon 
galt    Stephan    Viktor,    der    ältere    Sohn    des    verblichenen 
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Erzherzogs,  als  der  künftige  Palatin;  er  genoß  das  Ver- 
trauen der  Nation,  insbesondere  das  der  Liberalen,  die  sich 
mit  der  Hoffnung  schmeichelten,  der  freisinnige  Prinz  werde 
gewiß  in  der  Regel  zu  ihrer  Partei  halten.  Dieser  Neigung 
der  Nation  für  den  Sprossen  des  Erzherzogs  Josef  wollte 
die  Wiener  Regierung  nicht  zuwider  handeln,  so  wenig 
ihr  auch  die  offene  Sprache  Stephan  Viktors  behagte ;  seine 
Bestimmung-  erschien  ihr  als  ein  notwendiges  Übel;  es 
konnte,  ihrem  Ermessen  nach,  wohl  nicht  vermieden,  viel- 
leicht aber  in  seinen  Folgen  durch  kräftige  Gegenmittel 
abgeschwächt  werden.  Vornehmlich  aus  diesem  Grunde 
mag  Graf  Apponyi  darauf  hingewiesen  haben,  daß  der 
guten  Sache  nur  dann  der  Sieg  wdnke,  wenn  sämtliche 
Regierungsorgane,  daher  auch  der  Reichspalatin,  sowohl 
vor  wie  während  des  Reichstags  sich  streng  nach  den 
leitenden  Grundsätzen  hielten  und  sie  zu  voller  Geltung 
brächten *^^);  äußerte  doch  der  Hofkanzler  die  Ansicht, 
daß  der  künftige  Palatin  »das  wirksamste  Werkzeug  der 
a.  h.  Absichten«  sein  müßte.  Damit  ihm  nun  die  nötige 
Belehrung  zuteil  würde  und  Stephan  Viktor  noch  vor 
seiner  Wahl  einen  genauen  Einblick  in  die  Verhältnisse 
gewinne,  w^urde  seine  unverzügliche  Ernennung  zum  Locum- 
tenens  beantragt. ^^-I 

Zu  ganz  anderen  Anschauungen  jedoch  bekannte  sich 
Stephan  Viktor;  er  hielt  die  Ernennung  eines  kaiserlichen 
Prinzen  zum  Palatin  für  ein  »gefährliches  Probestück«  und 
für  nicht  minder  bedenklich  den  Übergang  der  Palatins- 
würde  vom  Vater  auf  den  Sohn.  Wohl  verweigerte  er  die 
Annahme  nicht;  doch  machte  er  sie  von  der  Erfüllung- 
einiger  Bedingungen  abhängig,  die  seine  Absicht  deutlich 
erkennen  ließen,  die  Umgestaltung  der  politischen  Ver- 
hältnisse Ungarns  keineswegs  in  der  Richtung  der  Ideen 
Apponyis  zu  bewerkstelligen.  Er  sprach  und  schrieb  den 
Ratschlägen  seines  verstorbenen  Vaters  gemäß;  dieser  hatte 
dem  jungen  Erzherzog  manches  Privatissimum  über  unga- 
risches Staatsrecht  gehalten    und  ihm    vor  allem  die  Über- 
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zeug-ung  beigebracht,  daß  die  so  eingeschränkte  Stellung 
eines  Palatins  sich  in  der  Folge  als  unhaltbar  erweisen 
müsse,  ^^■') 

Stephan  Viktor  beanspruchte  sonach  einen  Wirkungs- 
kreis, wie  ihn  die  ungarische  Verfassung  dem  Palatin  ein- 
räumte. Nur  auf  das  Wesen  der  Stelle  legte  er  Wert, 
nicht  auf  ihre  Bezeichnung ;  denn  es  war  ihm  gleich,  Statt- 
halter oder  Vizekönig  zu  heißen,  und  er  überließ  es  dem 
Ermessen  der  Regierung,  »unter  einem  solchen  Bevoll- 
mächtigten« noch  einen  Palatin  oder  Locumtenens  zu  er- 
nennen.^ ^^)  Bei  dieser  Forderung  lenkte  der  kaiserliche  Prinz 
in  befahrene  Geleise  ein:  dasselbe  strebte  er  an,  was  vor 
genau  240  Jahren  Erzherzog  Matthias  durchgesetzt  hatte  — 
die  Bestellung  zum  Gubernator  von  Ungarn. '^^) 

Nur  als  solcher  glaubte  Stephan  Viktor  die  Regierung 
kräftig  unterstützen  zu  können.  Er  gab  aber  auch  die  Er- 
klärung ab,  über  den  Parteien  stehen  zu  müssen ;  gebunden 
durch  seinen  Eid,  würde  er  entschieden  selbst  gegen  Maß- 
regeln der  Regierung  auftreten,  die  ihm  nicht  einwandfrei 
erschienen,  und  in  derartigen  Fällen  es  sogar  mit  der 
Opposition  halten.  Denn  diese  Partei  flößte  dem  Erzherzog 
keineswegs  Grauen  ein  und  fern  lag  ihm  der  Gedanke,  den 
Antritt  seines  Amtes  mit  ihrer  Niederwerfung  einzuweihen. 
Ungarn  war  ein  konstitutioneller  Staat,  notwendig  war 
daher  eine  Opposition;  sie  zu  einer  vernünftigen,  geregelten 
umzugestalten,  darin  bestand  nach  der  Ansicht  Stephan 
Viktors  die  Aufgabe  der  Regierung. 

Die  Lösung  dieser  Aufgabe  blieb  erschwert,  solange 
nicht  ein  Gesetz  die  Ordnung  im  Reichstag  verbürgte. 
Über  die  Notwendigkeit  einer  polizeilichen  Maßregel,  die 
den  Ausschreitungen  des  Auditoriums  steuern  sollte,  herrschte 
im  Zentrum  der  Regierung  schon  seit  geraumer  Zeit  nur 
eine  Stimme;  aber  niemals  war  die  Frage  ernstlich  in  An- 
griff genommen  worden  und  auch  die  Leiter  der  Reichs- 
tage hatten  es  niemals  gewagt,  daran  zu  rühren.  Nun 
stellte  Stephan  Viktor  die  entschiedene  Forderung,  daß  die 
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Wiener  Regierung  eine  Hausordnung  ausarbeite,  die  — 
wenn  auch  nur  provisorisch  —  schon  im  nächsten  Reichstag 
in  Kraft  treten  solle.  Ferner  beanspruchte  er  das  Recht, 
die  Fälle  bestimmen  zu  dürfen,  in  denen  er  selbst  das 
Präsidium  führen  oder  dieses  dem  Judex  curiae  überlassen 
würde;  denn  er  glaubte,  daß  nur  das  seltene  Erscheinen 
des  Palatins  Eindruck  hervorbringen  und  daher  der  guten 
Sache  nützen  könnte,  wogegen  sich  im  anderen  Falle  die 
Autorität  des  Landeschefs  gar  bald  abschwächte. 

Das  waren  die  wichtigsten  Bedingungen  "f'),  von  deren 
Erfüllung  der  kaiserliche  Prinz  die  Annahme  der  Statt- 
halterschaft'^") sowohl  wie  die  einer  Wahl  zum  Palatin  ab- 
hängig machte. 

Die  Eingaben  Stephan  Viktors  versetzten  die  Staats- 
konferenz in  nicht  geringe  Bestürzung;  denn  die  Tatsache, 
daß  ein  Erzherzog  —  da  ihn  der  bloße  Begriff  einer  Re- 
gierung völlig  kalt  ließ  —  die  wirkliche  Macht,  allerdings  im 
Sinne  der  Verfassung,  anstrebte,  konnte  in  der  Folge  zu 
schweren  Verwicklungen  Anlaß  geben.  Wohl  bequemte 
man  sich  auch  in  Wien  der  Verfassung  an,  aber  nicht  in 
dem  Ausmaße,  daß  man  dem  Palatin  den  von  altersher 
verbürgten  Wirkungskreis  einräumen  wollte. 

Es  galt  als  ein  unumstößliches  Dogma,  daß  Wien  das 
Zentrum  der  Regierung  sei  und  es  bleiben  müsse.  Der 
Palatin  durfte  daher,  nach  den  Anschauungen  der  leitenden 
Männer,  nur  den  Weg  betreten  und  gehen,  den  man  durch 
die  Maßregeln  der  letzten  zwei  Jahre  vorgezeichnet  hatte. 
In  dem  Grafen  Apponyi  verkörperte  sich  das  neue  System, 
dessen  einzige  Stütze  die  konservative  Partei  bildete  — 
dieselbe,  mit  der  Stephan  Viktor  am  wenigsten  über- 
einstimmte; Schroffheit  der  Meinungen,  Unversöhnlichkeit 
und  starre  Abgeschlossenheit  warf  er  ihr  vor.  Der  Argwohn 
regte  sich,  daß  der  künftige  Landeschef  sie  beiseite  schieben, 
die  Liberalen  um  sich  scharen  und  auf  solche  Weise  »die 
unausgesprochene  Politik  des  verewigten  Palatins  zum 
offenen  System  erheben«   werde. 
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Baron  Jösika  war  es,  der  diesen  Verdacht  hcgfte,  und 
er  erklärte,  daß  dann  jeder  Vergleich  ausg-eschlossen  sei. 
»Denn  die  konservative  Politik  Österreichs  —  so  lauteten 
seine  Worte  —  hat  noch  keinen  Bankerott  angesagt,  um 
zu  dem  konstitutionellen  Schaukelspiel  anderer  Staaten  zu 
gelangen,  bei  welchem  die  heilloseste  Konfusion  in  den 
beiden  ungrischen  Ländern  die  erste  Folge  und  doch  nur 
das  Vorspiel  von  Katastrophen  ganz  anderer  Art  sein 
wird.«  1^^) 

Das  Verhalten  Stephan  Viktors  führte  der  sieben- 
bürgische  Hofkanzler  nicht  bloß  auf  den  Einfluß  des  Erz- 
herzogs Josef  zurück:  er  nannte  auch  den  Grafen  Szechenyi, 
dem  er  gründlich  mißtraute.^'-')  Immerhin  hielt  er  eine 
rechtzeitige  Sinnesänderung  des  Erzherzogs  nicht  für  aus- 
geschlossen, sobald  diesem  die  Überzeugung  beigebracht 
worden  sei,  daß  man  es  in  Wien  eher  auf  das  Äußerste 
ankommen  lassen,  als  die  Kegierungsfähigkeit  einer  Partei 
aussprechen  wolle,  deren  Ideen  man  bisher  so  entschieden 
bekämpft  habe.  Bekehrte  sich  Stephan  Viktor  nicht  zu 
den  Grundsätzen  der  Regierung,  dann  erschien  allerdings 
sein  Verzicht,  im  Hinblick  auf  die  Gefahren  eines  Zwie- 
spalts, als  das  kleinere  Übel.^'^°) 

Der  Erzherzog  hingegen  zog  nicht  bloß  seine  Popularität, 
sondern  auch  die  Verlegenheiten  in  Rechnung,  die  der 
Regierung  erwachsen  mußten,  wenn  er  —  uneinig  mit  den 
Ministern  —  die  Palatinswürde  ausschlug.  Denn  die  ohnehin 
vielfach  angefochtene  Stellung  Apponyis  war  kaum  mehr 
zu  halten,  sobald  es  hieß,  daß  auch  der  designierte  Palatin 
den  Intrigen  des  ungarischen  Hofkanzlers  habe  weichen 
müssen.  ^21-)  Stephan  Viktor  hielt  die  Regierung  nicht  für 
energisch  genug-,  sich  den  unberechenbaren  Folgen 
seines  Rücktrittes  auszusetzen,  w^eshalb  er  sicher  zu  sein 
glaubte,  daß  sie  weit  eher  seine  Forderungen  erfüllen 
werde.  Wie  wenn  dies  aber  nicht  zutraf?  Hegte  der  Erz- 
herzog auch  dann  die  Absicht,  dem  Rufe  des  Monarchen 
und  der  Nation  nicht  Folge  zu  leisten  und  sich  noch  fürder 
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mit  dem  minderverantwortlichen  Statthalterposten  von  Böh- 
men zu  begnügen,  den  er  seit  1844  versah?  Jösika  verneinte 
es  und  das  Ergebnis  des  Federkrieges,  der  sich  nun  ent- 
spann, sollte  ihn  nicht  Lügen  strafen.  Graf  Apponyi  fühlte, 
daß  es  sich  um  das  Ansehen  der  ungarischen  Hofkanzlei 
handle:  vorbei  war  es  mit  dem  Einfluß  dieser  Stelle,  sobald 
der  Erzherzog  die  Oberhand  gewann  und  .ihm  die  ver- 
fassungsmäßigen Befugnisse  eines  Reichspalatins  ein- 
geräumt wurden.  Dieses  heikle  Thema  sowohl  wie  alles 
übrige  erheischte  eine  vorsichtige  Behandlung.  Der  Hofkanzler 
sah  sie  darin,  daß  er  in  einer  umfangreichen  Schrift ^22^  — 
einem  Kabinettstück  diplomatischer  Spitzfindigkeit  —  dem 
unbequemen  Dränger  anfangs  recht  gab  und  schließlich 
eine  ganz  entgegengesetzte  Meinung  vertrat. 

Infolge  dieser  Taktik  und  unterstützt  von  den  übrigen 
Mitgliedern  der  Staatskonferenz  gewann  er  dem  Erzherzog 
immer  weiteren  Boden  ab,  bis  der  Streit  bloß  um  das 
Reichstagsreglement  geführt  wurde.  Fürst  Metternich  be- 
antragte, diese  Frage  nach  erfolgter  Palatinswahl  an  den 
Reichstag  zu  leiten;  stimmten  beide  Tafeln  gegen  die 
Hausordnung,  dann  sollte  es  dem  Erzherzog  unbenommen 
bleiben,  seine  Stelle  niederzulegen.  ^-■^)  Stephan  Viktor  ver- 
warf jedoch  ein  derartiges  Auskunftsmittel:  weder  als  ein 
Feigling  wollte  er  erscheinen,  noch  die  Regierung  in  dem 
Augenblick  im  Stiche  lassen,  wo  sie  seinem  Dafürhalten 
nach  erst  recht  des  Beistandes  sämtlicher  Getreuen  und 
daher  auch  des  seinen  bedurfte,  »um  einer  allgemeinen 
Auflösung  und  Anarchie  zu  entgehen«.'-^)  Ferner  hatten 
gesetzkundige  Männer  den  Beweis  für  die  Unzulässigkeit  des 
von  ihm  empfohlenen  Regierungsprovisoriums  erbracht.  ^-'^) 
Sonach  erklärte  er  sich  zur  Annahme  der  Stelle  bereit, 
wenn  er  die  Versicherung  erhielte,  daß  die  Regierung  alle 
gesetzlichen  und  erlaubten  Mittel  anwenden  wolle,  um  in 
der  Zwischenzeit  eine  geschlossene  Majorität  heranzubilden, 
mit  deren  Hilfe  man  die  Hausordnung  durchbringen  könnte. 
Außerdem  verlangte  er,   daß  ihm  die  Regierung  fortan  von 
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allen  ihren  Schritten  in  Kenntnis  setze,  seine  Anträge  nach 
Möglichkeit  berücksichtige  und  ihm  die  Gewißheit  ver- 
schaffe, daß  niemals  der  Fall  eintreten  werde,  wegen  Mangels 
an  kräftiger  Unterstützung  auf  halbem  Wege  stehen  bleiben 
oder  gar  zurückweichen  zu  müssen.  ^■-'^) 

So  kämpfte  Stephan  Viktor  gleichsam  um  den  Ruhm, 
dereinst  sagen  zu  dürfen,  daß  er  die  Annahme  der  höchsten 
Stelle  in  Ungarn  an  Bedingungen  geknüpft  habe;  denn  die 
zuletzt  von  ihm  gestellten  waren  derart,  daß  sie  um  so  leichter 
erfüllt  werden  konnten,  als  sie  im  wesentlichen  mit  den 
Grundsätzen  der  Regierung  übereinstimmten.'-^)  Die  Staats- 
konferenz zögerte  daher  nicht,  dem  Erzherzog  ein  kaiser- 
lichesHandschreibenzu  erwirken,  das  seineWünsche  berück- 
sichtigte. '28j 

Eines  vollständigen  Sieges  jedoch  durfte  sich  Apponyi 
nicht  berühmen:  der  Erzherzog  war  nicht  gewillt,  sich  ein 
politisches  Glaubensbekenntnis  abringen  zu  lassen,  das  die 
Opposition  einschüchtern  sollte;  er  gab  vielmehr  die  bündige 
Erklärung  ab,  daß  seine  Persönlichkeit  und  sein  Charakter 
keineswegs  dem  ihm  zugedachten  Berufe  gewachsen  seien; 
er  mache  darauf  aufmerksam,  solange  noch  die  Möglich- 
keit bestehe,  »der  Sache  eine  andere  Wendung  zu  geben «.^^y^ 

Am  27.  März  1847  legte  Stephan  Viktor  den  Eid  als 
Statthalter  von  Ungarn  ab;  in  demselben  Monate  reiste  er 
nach  Prag,  wohin  ihm  der  zweite  Teil  des  von  Apponyi 
verfaßten  Programms  zur  Begutachtung  eingesandt  wurde.  ^'*') 

Im  ersten  T^;ile  fanden  sich  die  Ursachen  des  trau- 
rigen Zustandes  Ungarns  sowie  die  Gegenmittel  besprochen, 
welche  durch  die  Gesetzgebung  zur  Anwendung  ge- 
langen sollten.  Als  die  wichtigste  Aufgabe  der  Regierung 
ergab  sich  sonach,  daß  sie  die  Versprechungen  einlöse,  die 
im  letzten  Reichstag  den  Ständen  gemacht  w^orden  waren ; 
daß  sie  ferner  in  allem,  was  die  Verbesserung  der  öffent- 
lichen Zustände,  insbesondere  die  Hebung  des  materiellen 
Wohles  betraf,  die  Initiative  ergreife  und  endlich  mit  dem 
Reichstag  sich  über  Bestimmungen  einige,  welche  ein  für 
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allemal  den  Gehorsam,  die  Ordnung  und  eine  geregelte 
Verwaltung  verbürgten. ''^^j 

Der  zweite  Teil  handelte  über  die  Mittel,  den  Gang 
und  den  Erfolg  des  Reichstages  zu  sichern. i^'-^)  Hinsichtlich 
der  Form,  in  welcher  die  angedeuteten  Gesetzvorschläge 
gemacht  und  durchgeführt  werden  sollten,  nahm  Graf 
Apponyi  auf  die  Resolution  vom  ii.  November  1844  Rück- 
sicht, w^onach  erschöpfende  Gesetzentwürfe  vorzulegen 
waren;  da  jedoch  die  Regierung  keinen  amtlichen  Ver- 
treter im  Reichstag  hatte,  so  beantragte  er  die  Begründung 
eines  jeden  Entwurfes  in  einem  besonderen  Hofdekret. 
Nicht  minder  wichtig  erschien  die  rechtzeitige  Sicherung 
vor  einem  IMißerfolg;  deshalb  mußte  die  Regierung,  nach 
dem  Dafürhalten  Apponyis,  unverzüglich  Anstalten  treffen, 
sich  eine  Majorität  in  beiden  Tafeln  zu  verschaffen  und  es 
der  Opposition  unmöglich  machen,  die  Loyalen  einzuschüch- 
tern ;  sie  mußte  schon  von  vornherein,  »auf  kluge  Weise« 
jedoch,  den  Willen  des  Königs  verlautbaren  lassen,  unge- 
säumt den  Reichstag  aufzulösen,  wenn  dieser  nochmals  eine 
gefährliche  Richtung  nehmen  sollte.'-^') 

Apponyis  Programm  bildete  die  Grundlage  einer  um- 
fassenden, von  der  Regierung  selbst  ausgehenden  zeit- 
gemäßen Reform  Ungarns.  Auf  eine  gleichzeitige  Durch- 
führung all  dessen,  was  es  enthielt,  wagte  jedoch  der  un- 
garische Hofkanzler,  angesichts  der  Fülle  des  Stoffes,  nicht 
zu  hoffen;  er  setzte  vielmehr  voraus,  daß  sich  wohl  mehrere 
Reichstage  damit  beschäftigen  würden. 

Stephan  Viktor  vertrat  die  gleiche  Anschauung;  nur 
stimmte  er  in  vielen  anderen  Punkten  nicht  mit  dem  Grafen 
Apponyi  überein J^-^)  Es  gelang  ihm  schließlich,  einige  Ab- 
änderungen durchzusetzen,  worauf  das  Programm  samt  den 
Vorschlägen  des  Erzherzogs  in  der  Staatskonferenz  beraten 
und  am  26.  Juli  1847  von  dem  Monarchen  genehmigt 
wurde.  13"'')  Metternich  konnte  nicht  umhin,  seiner  Freude 
über  die  »gediegene  Art«  Ausdruck  zu  geben,  in  welcher 
die  ungarischen  Angelegenheiten  behandelt  worden  waren, 
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»eine  Art  —  so  ließ  er  sich  vernehmen  — ,  welche  bei  früheren 
Veranlassungen  nicht  in  gleichem  Maße  stattgefunden  hat 
und  nötigerweise  zu  ersprießlichen  Folgen  führen  muß,  wenn 
in  der  eingeschlagenen  Richtung  festgehalten  wird«.^'^'') 

Die  Bürgschaft  eines  glücklichen  Ausganges  jedoch 
fehlte  schon  insofern,  als  eine  vollständige  Einigung  zwi- 
schen dem  ungarischen  Hofkanzler  und  dem  künftigen  Pa- 
latin  keineswegs  erzielt  worden  war.  Nach  wie  vor  herrschte 
Zwiespalt  der  Meinungen,  was  die  leitenden  Grundsätze 
der  Regierung  betraf.  Denn  Stephan  Viktor  blieb  der  kon- 
servativen Partei  abhold  und  tadelte  das  Administratoren- 
system; er  äußerte  sich  ungünstig  über  den  Beschluß,  dem 
Reichstag  ausgearbeitete  Gesetzentwürfe  vorzulegen,  miß- 
billigte es,  daß  die  Regierung  auf  die  Jurisdiktionen  ein- 
wirken wolle,  und  bekannte  sich  zu  der  Anschauung,  daß 
Ausschreitungen  in  Reichstagen  und  Versammlungen  nicht 
den  Verbrechen  zuzuzählen  seien  Die  Sorge  war  daher 
nicht  unbegründet,  die  Graf  Hartig  hegte,  daß  die  Regie- 
rung dereinst  mit  großen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben 
werde.  ^''')  In  einer  wichtigen  Frage  allerdings  stimmte  Ste- 
phan Viktor  damals  völlig  mit  Apponyi  überein:  er  gab 
die  Erklärung  ab,  daß  der  Reichstag  je  eher  je  lieber  auf- 
zulösen sei,  sobald  er  »subversiven  Tendenzen«  huldige; 
der  Erzherzog  verstand  darunter  Verlangen  nach  Preßfrei- 
heit, Verantwortlichkeit  der  Minister,  gänzlicher  Trennung 
von  Österreich,  Vorlage  des  Budgets  und  Nichtbeachtung 
der  königlichen  Propositionen,  ^•^'^j 

Mit  Bangen  sah  man  den  Deputiertenwahlen  entgegen, 
von  deren  Ausgang  alles  abhing.  Denn  die  besten  Gesetz- 
entwürfe und  königlichen  Propositionen  ^■^'')  fruchteten  nichts, 
sobald  keine  starke  Majorität  für  sie  eintrat.  Die  Regie- 
rung hatte  gehofft,  durch  das  Administratorensystem  den 
gewünschten  Rückhalt  im  Reichstag  erlangen  zu  können 
—  und  nun  mußte  sie  mit  der  Möglichkeit  rechnen,  daß 
dieses  so  sehr  empfohlene  Mittel  wohl  gar  die  entgegen- 
gesetzte Wirkung  haben  werde. 
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Je  näher  der  Zeitpunkt  der  Wahlen  heranrückte,  desto 
ungünstiger  lauteten  die  Stimmungsberichte  aus  Ungarn. 
Es  hieß  unter  anderem,  daß  die  Opposition  die  größten 
Anstrengungen  mache,  ihre  Stellung  zu  behaupten,  und 
sogar  vor  der  Bestechung  nicht  zurückschrecke.  Graf  Ap- 
pon^ä  fürchtete,  daß  diese  wahrhaft  verheerend  wirken 
dürfte;  die  Gesetze  boten  ihm  jedoch  keine  Handhabe,  eine 
derartige  Untergrabung  der  öffentlichen  Moral  zu  verhüten. 
Damit  nun  der  Opposition  entgegengearbeitet  würde,  wollte 
er  sich  desselben  Mittels  bedienen,  das  er  selbst  als  das 
»verderblichste«  bezeichnet  hatte.  Für  unerläßlich  hielt  er 
sonach  die  Bewilligung  eines  geheimen  Fonds,  aus  dem 
bloß  in  Ausnahmsfällen,  und  zwar  dann  geschöpft  werden 
sollte,  wenn  die  Geldmittel  der  Konservativen  nicht  hin- 
reichten, den  Ansturm  der  Opposition  abzuwehren,  ^-^o)  Der 
Hofkammerpräsident  Baron  Kübeck  !-timmte,  trotz  viel- 
fachen Bedenken,  für  den  Vorschlag  Apponyis '-") ;  sein  Votum 
entschied  und  am  29.  September  1847  bewilligte  Kaiser 
Ferdinand  die  Schaffung  eines  Dispositionsfonds  in  der  Höhe 
von  zweimalhunderttausend  Gulden.  ^^'^) 


Im  Jahre  1842  hatte  Graf  Stephan  Szechenyi  dem  Staats- 
kanzler geraten,  Kossuth  entweder  »auszunutzen«  oder  »auf- 
zuhängen«. ^^"^)  Zwei  Jahre  später  ergab  sich  ein  günstiger 
Anlaß,  von  diesen  beiden  Mitteln  das  minder  kräftige  zu 
versuchen:  Kossuth  war  mit  seiner  Stellung  im  »Pesti 
Hirlap«  äußerst  unzufrieden.  Berechtigterweise  durfte  er 
sich  als  die  »erhaltende  Seele«  dieses  Blattes  bezeichnen, 
weshalb  es  ihn  verdroß,  den  materiellen  Vorteil  »einigen 
schmutzigen,  spekulierenden  Handelsleuten«  überantworten 
zu  müssen.  Er  selbst  wollte  in  Hinkunft  die  Früchte  seines 
Fleißes  einheimsen  und  daher  ein  Zeitungsprivileg  erwer- 
ben, ^^^)  Von  da  an  befliß  sich  der  »Pesti  Hirlap«  einer 
gemäßigteren  Sprache,  und  die  Dezemberartikel  des  Jahres 
1843  enthielten    sogar    das    offene  Geständnis,    daß  es    un- 
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möglich  sei,  die  notwendigen  Reformen  jemals  mit  Hilfe 
der  Opposition  durchzuführen.  Nicht  unbegründet  war 
daher  die  Annahme,  daß  Kossuth,  der  Verfasser  dieser 
Aufsätze,  auch  in  der  Folge  bei  entscheidenden  Fragen 
für  die  Regierung  in  die  Schranken  treten  und  die  gute 
Sache  fördern  werde.  Von  berufener  Stelle  erfolgte  die 
Anregung,  Kossuth  immerhin  ein  Zeitungsprivileg  zu 
verleihen,  das  ja  jederzeit  wieder  zurückgezogen  werden 
könnte,  sobald  er  es  mißbrauchte.  Begab  sich  Kossuth  in 
diese  Gefahr,  dann  war  er  — ■  wie  man  voraussetzte  —  der 
Regierung  preisgegeben  und,  bar  eines  sicheren  Einkom- 
mens, um  so  eher  auf  sie  angewiesen,  als  er  sich  inzwischen 
durch  sein  Verhalten  gegenüber  der  Opposition  gewiß  den 
Rückzug  würde  abgeschnitten  haben,  ^^'^j 

Kossuth  reiste  nach  Wien  und  trug  seine  Bitte  dem 
Staatskanzler  vor.  ^^*^)  Allein  weder  dieser,  noch  andere 
Räte  der  Krone  waren  gewillt,  dem  Agitator  zu  einer 
Waffe  gegen  die  Regierung  zu  verhelfen;  sie  schenkten 
seinen  Worten  nicht  den  geringsten  Glauben.  Immerhin 
wollten  sie  die  Möglichkeit  nicht  vorübergehen  lassen, 
»seine  schlechten  Absichten  zu  paralysieren«.  Kossuth 
wurde  daher  mit  dem  deutlichen  Winke  verabschiedet,  daß 
einem  unabhängigen  Schriftsteller,  der  für  die  gute  Sache 
streite,  genug  Wege  offen  stünden,  sich  ein  sorgenloses 
Dasein  zu  sichern. 

Man  war  gewiß,  daß  sich  Kossuth  der  Regierung 
nähern  wolle  und  harrte  also  des  Augenblickes,  da  der 
stets  geldbedürftige  Mann  unaufgefordert  dieselbe  »mora- 
lische Verbindlichkeit«  eingehen  würde,  von  deren  »Schatten« 
schon  er  mit  Abscheu  gesprochen  hatte.  ^^'')  »Nehmen  Eure 
kaiserliche  Hoheit  —  so  schrieb  Metternich  dem  Palatin  — 
die  Stellung  gegen  ihn  ein,  die  ich  angenommen  habe.  Sie 
ist  die  des  Pförtners;  der  Eingang  steht  offen.«  ^^*j 

Metternich  hatte  sich  gewaltig  verrechnet.  Kossuth 
kam  nicht;  erbittert  über  das  Fehlschlagen  seiner  Hoffnung 
trat  er  aufs  neue    der  Regierung  entgegen    und  rief  noch 

41 


während  des  Reichstages  den  Schutz  verein  (» Vedegylet«) 
ins  Leben. 

Wer  dieser  Gesellschaft  beitrat,  die  alle  Klassen  und 
Konfessionen  Ungarns  und  seiner  Nebenländer  umfassen 
sollte,  mußte  sich  mit  Ehrenwort  verpflichten,  seinen  Be- 
darf, soweit  es  die  heimische  Industrie  gestattete,  nur  mit 
inländischen  Erzeugnissen  zu  decken.  Gering  war  der  Bei- 
trag'-*''), daKossuth  auch  Minderbemittelte  zur  Förderung  des 
Vereinsz  vveckes  heranziehen  wollte.  »  Das  nationale  System  der 
politischen  Ökonomie«  Friedrich  Lists  und  die  Anschauungen, 
die  dieser  in  seinem  »Zollvereinsblatt«  zum  Ausdruck  ge- 
bracht hatte,  waren  wohl  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Gründung 
eines  Unternehmens  geblieben,  als  dessen  Zweck  die  Hebung 
der  vaterländischen  Industrie  und  die  Hemmung  der  Geld- 
ausfuhr ins  Ausland  bezeichnet  wurden.  Diesem  protektio- 
nistischen  Zug  dachte  aber  Kossuth  nicht  bloß  auf  volkswirt- 
schaftlichem Gebiete,  sondern  auch  in  dem  übrigen  Bereiche 
des  Staatslebens  Geltung  zu  verschaöen.  Denn  wie  es  auf 
Schutz  der  einheimischen  Industrie,  Errichtung  von  Fabriken 
und  Abw^ehr  des  Luxus  abgesehen  war,  so  sollten  auch 
die  althergebrachten  Einrichtungen  nicht  umg<^stoßen,  viel- 
mehr verbessert,  erweitert  imd  vor  den  Einflüssen  der  Wiener 
Regierung  geschützt  werden.  An  die  Spitze  des  Vereines 
stellte  Kossuth  wohlbedachterweise  den  Bruder  des  Oppo- 
sitionsführers, den  Grafen  Kasimir  Batthyäny. 

Der  »Vedegylet«  entwickelte  und  erweiterte  sich  vor 
den  Augen  der  obersten  Landesstelle,  die  ihm  nicht  die 
geringsten  Hindernisse  in  den  Weg  legte.  Er  kündigte 
eine  öffentliche  Versammlung  an,  durfte  sie  im  ständischen 
Sitzungssaal  abhalten  und  stand  daher  gleichsam  unter  dem 
Schutze  des  Reichstages.  Die  Statthalterei  ließ  es  lediglich 
bei  der  mittelbar  erteilten  Weisung  bewenden,  ihm  nicht 
beizutreten. 

Mehr  zu  tun,  hielt  sie  nicht  für  angezeigt,  aus 
Furcht,  daß  sich  im  anderen  Falle  der  noch  öffentliche 
Verein  zu  einem  Geheimbund  konstituieren  könnte;     offen- 
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harte  er  aber  g-efährliche,  politische  Absichten,  dann  erst, 
nicht  früher,  wollte  sie  gegen  ihn  einschreiten.  ^^") 

Diese  Haltung  des  Palatins  erklärte  sich  auch  aus  dem 
gänzlichen  Mangeljedweder  gesetzlichen  Bestimmung  über  das 
Vereinsvvesen  in  Ungarn.  Die  Staatskonferenz  hingegen  sah  in 
dem  Umstand,  daß  der  »Vedegylet«  Statuten  besaß,  eine  Hand- 
habe, ihm  beizukommen:  '^^)  so  lang  sie  nicht  vom  König 
sanktioniert  seien,  gelte  der  Verein  als  ungesetzlich.  Der 
Monarch  schloß  sich  dieser  Ansicht  an  und  die  Statthalterei 
erhielt  die  Weisung,   die  Statuten  abzufordern.  ^*-) 

Der  Palatin  gehorchte,  zögernd  jedoch,  da  er  einem 
natürlichen  Erlöschen  des  Vereines  am  liebsten  nicht  vor- 
gegriffen hätte. 

In  dieser  Beziehung  waltete  ein  großer  Unterschied  der 
Meinungen  ob;  nicht  das  Aushängeschild,  die  Absichten 
vielmehr,  die  sich  dahinter  verbargen,  mußten  in  Betracht 
kommen.  Die  Wiener  Regierung  ging  von  der  richtigen 
Annahme  aus,  daß  Industrie  und  Handel  einer  natürlichen 
Entwicklung  folgten  und  niemals  auf  künstlichem  Wege 
entstünden;  ihr  war  deshalb  der  »Vedegylet«,  soweit  es 
sich  um  den  vorgeblichen  Zweck  handelte,  ein  »Spuk«  und 
als  solcher  weder  der  Beachtung  noch  des  Einschreitens 
wert. '^"^)  Nur  der  politischen  vmd  juristischen  Seite  wid- 
mete sie  ihre  Aufmerksamkeit.  So  nannte  Metternich  den 
Schutz  verein  ein  »von  verschmitzten  Radikalen«  ersonnenes 
»höchst  gefährliches  Mittel  der  Agitation«,  »eine  offenkundige 
Verschwörung«  und  »eine  Hilfskasse  für  die  Beförderung 
der  Revolution«.  Der  Verein  eigne  sich,  kurz  gesagt,  alles 
an,  was  einzig  und  allein  der  königlichen  Gewalt  gebühre; 
nehme  die  Regierung  nicht  Stellung  gegen  derartige  An- 
sprüche, so  bedeute  dies  ihre  Abdankung. '^^j 

Graf  Apponyi,  dem  es  gewiß  um  den  materiellen  und 
politischen  Fortschritt  seines  Vaterlandes  zu  tun  war,  strebte 
ihn  nicht  auf  dem  Wege  »der  fehlerhaften  Theorien  und 
irrigen  Begriffe  der  neuen  ungarischen  Schule«  an;  er  be- 
dauerte   die  Leichtgläubigen,    die    noch,    »faute   de  mieux, 
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den  Doktrinen  des  Herrn  von  Kossuth  und  Comp.  •  hul- 
digten. ^^^)  Auch  er  meinte,  daß  der  Schutzverein  »nur  auf 
Schwindeleien  gebaut«  und  »ein  ohnmächtiges,  unpraktisches 
Mittel  zur  Hebung  der  Industrie«  sei.  '^^)  Wie  Metternich, 
so  erhob  auch  Apponyi  dafür  seine  Stimme,  daß  man  den 
Verein  zwar  nicht  unmittelbar  angreifen,  aber  nichts  dulden 
solle,  was  der  gesetzlichen  Ordnung  und  einer  kräftigen 
Regierung  widerspreche. 

Der  Schutzverein  erfüllte,  soweit  es  auf  Scliaffung 
einer  einheimischen  Industrie  abgesehen  war,  keineswegs 
seinen  Zweck.  Die  ungarischen  Kaufleute  ließen  sich  einzig 
und  allein  von  praktischen  Rücksichten  leiten  und  wollten 
ihr  Geld  nicht  einem  Unternehmen  opfern,  dem  noch  alle 
Vorbedingungen  fehlten,  lebensfähig  zu  sein.  Besser  und 
auch  billiger  waren  die  Erzeugnisse,  die  aus  Österreich  kamen, 
eine  Konkurrenz  mußte  sich  daher  als  aussichtslos  erweisen. 
So  legte  sich  in  Bälde  die  anfängliche  Begeisterung  und 
die  Nachfrage  nach  »honi« -Erzeugnissen  wurde  immer 
schwächer. 

Je  mehr  aber  der  Enthusiasmus  schwand,  um  so  stär- 
kere Mittel  wandte  Kossuth  an,  ihn  wieder  zum  Aufflackern 
zu  bringen  und  Genossen  zu  gewinnen,  die  des  verdeckten 
Zweckes  halber  dem  Schutzverein  beitraten. 

Vortrefflich  kam  es  ihm  daher  zustatten,  daß  der  kon- 
stitutionell gesinnte  turopolyaer  Adel  Kroatiens  durch  ein 
königliches  Reskript,  welches  das  Abstimmungsrecht  re- 
gelte, seines  bisherigen  Einflusses  verlustig  und  durch  einen 
Landtagsbeschluß  auf  ein  einziges  Votum  beschränkt  wurde. 
Das  war  ein  populärer  Gegenstand,  ein  geeignetes  Mittel 
also,  der  schon  erschlafl"ten  Partei  neue  Lebenskräfte  zuzu- 
führen. Durch  tatkräftiges  Auftreten  konnte  ferner  der 
kroatischen  Opposition  Mut  eingeflößt  und  den  Magyaren 
Sympathie  verschafft  werden,  sollte  es  einmal  zwischen 
ihnen  und  den  Slawen  zum  offenen  Kampfe  kommen. 

In  den  Sitzungen  der  Pester  Generalkongregation  vom 
November   1845    brachte    Kossuth   jene   Angelegenheit    zur 
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Sprache.  Er  beschuldigte  die  Regierung-,  daß  sie  gegen 
das  Interesse  der  ungarischen  Krone  handle;  dieser  drohe 
die  größte  Gefahr,  denn  es  sei  auf  Trennung  Kroatiens 
von  Ungarn  abgesehen. 

Auf  Veranlassung  Kossuths  sandte  das  Pester  Komitat 
eine  Deputation  nach  Wien,  die  dem  Hof  eine  Vorstel- 
lung überreichen  sollte.  Man  zieh  darin  die  ungarische 
Hofkanzlei  pflichtwidriger  Handlungen,  die  Regierung  gänz- 
licher Unkenntnis  der  kroatischen  Verhältnisse,  bezeichnete 
das  Verhalten  der  Kroaten  als  eine  Verletzung  und  Ge- 
fährdung der  Krone  und  Nationalität  Ungarns  und  erklärte 
es  schließlich  als  undenkbar,  daß  der  Kaiser  den  König  in 
seinen  Rechten  je  schmälern  könnte. 

Metternich  nannte  diese  Eingabe  »ein  höchst  seichtes  und 
wahrhaft  elendes  Machwerk,  das  aus  aneinandergereihten 
sinnlosen  Phrasen  bestehe«.  Nach  seiner  Versicherung  hatte 
bisher  weder  der  Monarch  noch  die  Hofkanzlei  die  Ab- 
sichten gehegt,  die  man  den  obersten  ungarischen  Behör- 
den zuschrieb,  und  keiner  der  beiden  Teile  würde  sich  je- 
mals von  ähnlichen  Wünschen  leiten  lassen;  die  Sache 
gleiche  einem  Angriff  gegen  Gespenster,  die  von  denen 
heraufbeschworen  worden  seien,  die  nun  die  Anklage 
stellten. 15') 

Auf  Antrag  des  Staatskanzlers  blieb  die  Vorstellung 
des  Pester  Komitates  sachlich  unerwidert ^■^^);  die  Depu- 
tation wurde  nicht  empfangen  und  sie  mußte  unverrichteter 
Dinge  nach  Hause  zurückkehren. 

Die  Opposition  sah  sich  jedoch  keineswegs  als  ge- 
schlagen an;  der  Mißerfolg  der  Sendung  war  ihr  vielleicht 
sogar  erwünscht  ^•^'')  und  spornte  sie  erst  recht  zu  Ausfällen 
an  —  denn  je  weniger  sicheren  Boden  sie  unter  sich  fühlte, 
um  so  mehr  pflegte  sie  ihre  Stimme  zu  erheben.  Die  Re- 
gierunghabe—  so  ließ  sich  eines  ihrer  Mitglieder  vernehmen  — 
durch  Beseitigung  des  Einflusses  der  ungarisch-kroatischen 
Partei  die  konstitutionellen  Rechte  verletzt  und  dies  sei 
nicht  böhmischen  oder  deutschen  Ministern,  sondern  »einigen 
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ungarischen  Herren  zuzuschreibeu,  deren  Namen  in  y  aus- 
gehen, i"*')  Auch  die  Vorrechte  des  ungarischen  Adels 
könnten  dereinst  wie  die  des  turopolyaner  Adels  mit  einem 
Federzug  vernichtet  werden  ^'^'^);  die  Notwendigkeit  erheische 
daher,  solche  Ratgeber,  die  das  Vaterland,  den  König  und 
die  Nation  verraten  und  ins  Verderben  stürzen,  zur  Ver- 
antwortung zu  ziehen.  1^'-)  Die  Regierung  werde  es  einmal 
noch  sehr  bereuen,  daß  sie  die  ungarische  Partei  in  Kroatien 
unterdrückt  und  den  Illyrismus,  dessen  Absichten  jedermann 
kenne,  begünstigt  habe.^^-')  Auch  Rußland  sei  im  Spiel;  es 
plane  Ungarns  Erwerbung  und  werde  darin  von  Österreich 
unterstützt.  Sollte  sich  aber  die  Regierung,  die  in  Kroatien 
»die  Fahne  des  Aufruhrs«  selbst  aufgepflanzt  habe,  nicht 
eines  besseren  besinnen,  dann  werde  man  sich  genötigt 
sehen,  »die Intervention  fremder  Mächte  anzurufen«. ^*'^)  Auch 
Kossuth  stimmte  für  das  Einschreiten  der  Fremdmächte, 
indem  er  auf  den  Wiener  und  den  Linzer  Frieden  hinwies. 

So  weit  ging  die  Tollheit  der  radikalen  Partei !  Er- 
reicht wurde  indes,  daß  die  weitaus  größere  Anzahl  der 
übrigen  Komitate  gegen  das  Vorgehen  der  Regierung 
Einspruch  erhob. 

Auch  die  Führer  der  magyarisch-kroatischen  Partei 
blieben  nicht  müßig;  sie  suchten  dem  niederen  Adel  die 
Überzeugung  beizubringen,  daß  die  Regierung  sowohl  wie 
die  illyrische  Gruppe  eine  förmliche  Trennung  Kroatiens 
von  Ungarn  anstrebe;  sei  dies  einmal  erreicht,  so  werde 
er  gewiß  in  kürzester  Zeit  seine  konstitutionellen  Rechte  ver- 
lieren. In  gleicher  Weise  wurden  derBürger  und  der  Landmann 
in  Unruhe  versetzt,  der  eine  durch  den  Hinweis  auf  eine 
höhere  Steuerleistung,  der  andere  durch  die  Schilderung 
des  Elends,  dem  der  österreichische  Bauer  infolge  der 
Kriegsdienstpflicht  verfallen  sei."-') 

Weiteren  Agitationsstoff  lieferte  der  galizische  Auf- 
stand. Die  gemäßigteren  Liberalen  suchten  die  Ursache 
der  Erhebung  in  den  Umtrieben  des  Panslawismus,  der  sie 
mit  Schrecken  erfüllte,  da  er  auch  für  Ungarn  verhängnis- 
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voll  werden  konnte;  die  Ultraradikalen  jedoch  bezeichneten 
die  Revolte  als  eine  Folge  des  despotischen  Regimes. ^''^) 
Sie  wäre  niemals  ausgebrochen,  wenn  das  Land  eine  Ver- 
fassung gehabt  hätte;  die  Regierung  möge  daraus  die 
gute  Lehre  ziehen,  »daß  man  eine  Nation  nie  unterdrücken 
dürfe,  weil  in  diesem  Fall  der  geringste  Zunder  einen 
Brand  entfesseln  könnte.«  Kossuth  griff  auf  alte  Rechte 
der  Stephanskrone  zurück,  wonach  Galizien  dem  Königreich 
Ungarn  einzuverleiben  sei;  dieses  müsse  zum  mindesten 
seine  Ansprüche  aufrechterhalten  und  fordern,  daß  Galizien 
konstitutionell  regiert  werde.  Aber  auch  Stimmen  für  die 
Wiederherstellung    der    polnischen  Republik    wurden   laut. 

Die  Komitate  beschäftigten  sich  mehr  oder  minder 
lebhaft  mit  diesen  Fragen  ^*'^).  Im  allgemeinen  fand  der 
Aufstand  entschiedene  Mißbilligung;  denn  man  hegte  Furcht 
vor  dem  Slawentum  und  stand  außerdem  in  Sorge,  daß  das 
Beispiel  der  galizischen  Bauern  ansteckend  auf  die  ungari- 
schen Landleute  wirken  könnte. 

Der  polnische  Aufstand  war  aber  nicht  bloß  x'Vgitations- 
mittel  zur  Förderung  magyarischer  Aspirationen  und  kon- 
stitutioneller Ideen,  er  war  auch  ein  heilsames  Memento 
für  viele  Mitglieder  des  grundbesitzenden  Adels.  Boten  sie 
doch,  um  dem  traurigen  Schicksal  der  polnischen  Edelleute 
zu  entgehen,  alles  auf,  das  Los  des  Landmanns  zu  ver- 
bessern; von  einigen  Häuptern  der  Opposition,  nament- 
lich von  Ludwig  Batthyäny  und  Moritz  Szentkirälyi,  hieß 
es  sogar,  daß  sie  die  Befreiung  des  Bauern  durchsetzen 
wollten;  andere  hegten  die  Absicht,  die  Ablösung  der  Ur- 
bariallasten  zu  beantragen,  wogegen  Kossuth  im  Sinn  der 
Flugschrift  » Anti-Urbervältsag«  ^^^)  die  Ansicht  vertrat,  daß 
Grund  und  Boden  von  rechtswegen  Eigentum  des  Bauern  sei. 

Unter  dem  Eindrucke  der  Ereignisse  in  Polen  faßten 
die  Liberalen  des  Biharer  Komitats  den  Beschluß,  im 
nächsten  Reichstag  folgende  Forderungen  zu  stellen:  Ver- 
kauf der  Urbarialgründe,  Ausdehnung  politischer  Rechte  auf 
den  Bauernstand  und  Verantwortlichkeit  der  Regierung.  ^*'^) 
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In  der  Generalkongregation  des  Zalader  Komitats  vom 
22.  Februar  1847  wurde  den  Privilegierten  geraten,  sich 
des  Bauernvolkes  anzunehmen,  das  sonst  in  der  Regierung 
eine  mächtige  Stütze  finden  und  mit  der  Zeit  sich  gegen 
die  Stände  selbst  erheben  könnte.  Eben  damals  war  das 
Gerücht  im  Umlauf,  daß  die  Regierung  die  Revolte  in 
Galizien  angezettelt  und  die  Bauern  gegen  die  Gutsbesitzer 
aufgehetzt  habe.^'*^)  Die  Liberalen  sorgten  für  seine  Ver- 
breitung, da  sie  neuerdings  auf  die  Notwendigkeit  politi- 
scher Gleichberechtigung  aller  Bewohner  als  einer  Vorbe- 
dingung der  Volksvertretung  hinweisen  konnten. 

Um  dieser  demokratischen  Grundlehre  die  Wege  zu  ebnen, 
betonten  die  Liberalen  bei  verschiedenen  Anlässen  ^'^),  daß 
zwischen  Regierung  und  König  wohl  zu  unterscheiden  sei; 
jene  wolle  glauben  machen,  daß  alles,  was  sie  spreche  und 
tue,  vom  Monarchen  ausgehe  —  »das  sei  ein  schändlicher 
Verrat  an  dem  König  und  an  der  Nation «.^''^j  Die  Regie- 
rung wurde  verdächtigt,  daß  sie  die  Konstitution  mißachte, 
mit  der  sie  um  so  leichter  ein  frevles  Spiel  treibe,  als  sie 
nur  Privilegierte  vor  sich  sehe.  Ausdehnung  der  konstitu- 
tionellen Rechte  auf  das  ganze  Volk  und  allgemeine  Be- 
steuerung erachtete  man  daher  als  ein  Gebot  der  Notwen- 
digkeit.^"^) »Ungarns  Unglück  —  so  rief  Kossuth  aus  — 
besteht  darin,  daß  es  keine  nationale  Regierung  hat.«^'^) 
Sie  war  sein  Traum,  das  nächste  Ziel  seiner  Bestrebungen, 
das  er  nur  dann  erreicht  sah,  wenn  die  dreizehn  Millionen 
Landesbewohner  eine  einheitliche,  des  gemeinsamen  Inter- 
esses wohl  bewußte  Masse  bildeten. 

Eine  derartige  Umgestaltung  der  Verhältnisse  glaubten 
die  Liberalen  nur  durch  eine  verantwortliche  Regierung 
bewerkstelligen  zu  können;  diese  wiederum  galt  ihnen  als 
die  unerläßliche  Bedingung  für  die  Beseitigung  der  Steuer- 
freiheit des  Adels,  da  sie  das  Recht  der  Kontrolle  über 
die  Verwendung  der  öffentlichen  Gelder  beanspruchten. 

Welcher  Umschwung  der  Dinge!  Man  war  aus  dem 
Bereich  der  Gravaminalpolitik  herausgetreten    und   es  galt 
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nicht  die  Aufrechterhaltung  der  alten  Verfassung  als  Ziel 
des  Kampfes,  sondern  vielmehr  ihre  Zerstörung,  Schon 
hatte  sie  ihren  aristokratisch-feudalen  Charakter  eingebüßt, 
da  fortan  auch  Nichtadelige  Ämter  bekleiden  und  Grundbesitz 
erwerben  durften. ^'^)  Nun  war  der  Angriff  auf  das  Privi- 
legium der  Steuerfreiheit  gerichtet  und  selbst  Adelige 
stürmten,  Schulter  an  Schulter  mit  bürgerlichen  Liberalen, 
gegen  dieses  wichtigste  Bollwerk  der  Vorrechte  ihres 
Standes.  Das  Losungswort  lautete  »moderne  Repräsentativ- 
verfassung!« Die  Entscheidung  über  Sieg  oder  Niederlage 
sollte  im  nächsten  Reichstag  fallen. 

Die  Partei,  die  sich  unter  der  Fahne  der  alten  Ver- 
fassung als  Opposition  zusammengeschart  hatte,  verfolgte 
nun  andere  Ziele,  und  die  Verteidiger  der  Konstitution 
standen  insgesamt  in  den  Reihen  der  Konservativen. 

Die  Deputiertenwahlen  standen  bevor,  weshalb  die 
Konservativen  Anstalten  trafen,  sie  in  regierungsfreund- 
lichem Sinne  zu  beeinflussen,  Sie  entwarfen  ein  Programm, 
das  zur  Veröffentlichung  gelangte;  es  beruhte  auf  Kon- 
stitutionalismus, Nationalität  und  Verband  mit  der  öster- 
reichischen Monarchie.'"'')  In  übersichtlicher  Weise  deutete 
die  Partei  die  wichtigsten  Reformen  an  i'")  und  sie  erklärte 
zugleich  klipp  und  klar,  in  den  Komitaten  sowohl  wie  im 
Reichstag  nach  der  Majorität  streben  und  die  Regierung 
so  lange  unterstützen  zu  wollen,  als  diese  die  Gesetze  be- 
obachten werde.  Um  der  Opposition  wirksam  entgegen- 
treten zu  können,  wurde  die  Bildung  eines  Zentralkomitees 
für  Pest  und  Ofen  beschlossen,  das  mit  den  Ausschüssen 
in  den  Komitaten  Fühlung  nehmen  sollte. 

Die  Konservativen  bildeten  eine  einheitliche  Körper- 
schaft,^"^) Nicht  so  die  Opposition,  deren  Mitglieder  wohl 
in  der  Hauptrichtung,  nicht  aber  in  der  Wahl  des  einzu- 
schlagenden Weges  miteinander  übereinstimmten.  Sie  be- 
stand aus  Gruppen,  deren  stärkste  und  bedeutendste  die 
radikale  war;  diese  hatte  sich  als  Ziel  gesteckt:  Reform 
der    bestehenden  Verfassung,    Organisation    des  Landes  in 


Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  III. 
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radikalem  Sinn,  Beschränkung  der  königlichen  Gewalt, 
Erweiterung  der  Befugnisse  der  Deputierten,  denen  auch 
ein  unmittelbarer  Einfluß  auf  die  Verwaltung  eingeräumt 
werden  müsse,  und  schließlich  Verantwortlichkeit  der  Chefs 
der  obersten  Behörden  und  Dikasterien.  Sie  folgte  dem 
Befehlswort  einiger  Führer,  der  Regierung  gegenüber 
stets  eine  geschlossene  Masse  bildend.  In  Wahrheit  jedoch 
war  auch  sie  geteilt,  denn  sie  zerfiel  in  zwei  Gruppen:  die 
eine  wollte  der  Komitatsreform  einen  föderalistischen  An- 
strich geben,  die  Klassenunterschiede  nicht  völlig  aufheben 
und  daher  von  dem  alten  aristokratischen  Grundsatz  nicht 
ganz  und  gar  abgehen;  die  andere  Gruppe  huldigte  hingegen 
streng  demokratischen  Ideen,  da  sie  die  vollkommene  Gleich- 
heit aller  Landesbewohner,  die  Zentralisation  der  Gewalten 
und  der  Administration,  die  Beschränkung  der  Komitate 
auf  bloße  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit  anstrebte. 

Infolge  dieser  Spaltungen  erschien  die  Aufstellung 
eines  Oppositionsprogramms  um  so  weniger  ratsam,  als  ein 
solches  nicht  allen  Teilen  entsprochen,  Zwist  und  Hader 
auch  in  den  Komitaten  hervorgerufen  und  daher  den  Kon- 
servativen eine  erwünschte  Handhabe  geboten  hätte,  auf 
die  Schwäche  der  Oppositionsmänner  hinzuweisen.  Außer- 
dem widerriet  Franz  Deäk'"'*)  ganz  entschieden  die  Ab- 
fassung eines  Programms,  und  zwar  mit  der  Begründung, 
daß  sich  die  Politik,  die  man  befolgen  wolle,  doch  immer 
nach  den  jeweiligen  Umständen  richten  müsse. ^^*')  Es  wurde 
daher  beschlossen,  eine  Kundgebung  der  Partei  zu  unterlassen 
und  sich  lediglich  wie  bisher  mit  Erörterung  der  wichtigsten 
Fragen  und  Mitteilung  der  Hauptgrundsätze  zu  begnügen. 
Aber  schon  in  der  allernächsten  Zeit  mußte  die  Op- 
position ihre  Taktik  ändern  und,  herausgefordert  durch 
den  Grafen  Szechenyi,  sich  zu  einer  offenen  Erklärung 
ihrer   Absichten  bequemen. 

In  einer  Flugschrift  »Politikai  programm-töredekek« 
i.Politische  Programmfragmente),  der  schärfsten,  die  er  je- 
mals   geschrieben    hatte,    behauptete    Szechenyi,    daß    sich 
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die  Opposition  auf  einer  schiefen  Bahn  befinde:  seit  dem 
Reichstag  von  1825  sei  die  Regierung  zu  der  Überzeugung 
gelangt,  es  könne  Ungarn  einzig  und  allein  konstitutionell 
regiert  werden;  dennoch  trete  ihr  die  Opposition  unaus- 
gesetzt entgegen,  nur  sie  verzögere  daher  das  Reformwerk, 
ja  sie  bringe  das  Land  an  den  Rand  des  Abgrunds.  L'ber- 
dics  verkenne  die  Opposition  ihre  eigentliche  Bestimmung: 
die  Regierung  zu  kontrollieren  und  Einspruch  gegen  ver- 
fassungswidrige Handlungen  zu  erheben.  Dies  genüge  ihr 
nicht,  denn  auch  sie  pflanze  die  Fahne  der  Reform  auf 
und  sie  wolle  sonach  nicht  bloß  Kontrolle  üben,  sondern 
auch  zugleich  führen  und  leiten. 

Die  Opposition  trat  in  ihren  Blättern  den  Ausführungen 
Szechenyis  mit  gleicher  Schärfe  entgegen  und  entschloß 
sich  zur  Aufstellung  eines  Programms. ^'^^)  Es  gelangte  in 
der  Generalversammlung  vom  6.  Juni  1847  zur  Verlesung, 
nachdem  Deäk  den  ursprünglichen  Entwurf  ganz  umge- 
arbeitet hatte.  Die  Spitze  war  gegen  Szechenyi  gerichtet; 
denn  die  Opposition  erklärte,  daß  es  ihr  gutes  Recht  und 
auch  ihre  Pflicht  sei,  die  Regierung  zu  kontrollieren;  diese 
habe  territorialer  Integrität  nicht  geachtet  und  sich  an  der 
Nationalität  sowohl  wie  an  den  konstitutionellen  Einrichtungen 
Ungarns  und  seiner  Nebenländer  arg  versündigt.  Aber 
nicht  ausschließlich  in  der  Kontrolle,  auch  darin  liege  der 
Beruf  der  Opposition,  daß  sie  gleichfalls  auf  die  Verwirk- 
lichung zweckmäßiger  Reformen  hinarbeite. 

Als  solche  wurden  bezeichnet:  allgemeine  Besteuerung" 
unter  der  Bedingung  reichstägiger  Feststellung  und  ver- 
antwortlicher Regierung;  Ausdehnung  politischer  Rechte 
auf  die  Nichtprivilegierten  und  daher  Errichtung  eines 
Repräsentativsystems;  Gleichheit  aller  vor  dem  Gesetz; 
Ablösung  der  Urbariallasten  gegen  Entschädigung; 
Sicherung  des  Kredits  und  der  Besitzverhältnisse  durch 
Abschaffung  der  Avitizität. 

Dieses  Manifest  der  Opposition  enthielt  am  Schluß 
noch  folgende  von  Deäk  selbst  herrührende  vStellen:    »Gern 


wollen  wir  die  Hand  zu  einem  auf  Gerechtigkeit  und  Bil- 
ligkeit beruhenden  Ausgleich  derjenigen  Interessen  Öster- 
reichs und  Ungarns  bieten,  die  etwa  zueinander  im  Ge- 
gensatz stehen.  Aber  nie  werden  wir  gewillt  sein,  der  Ein- 
heit des  Gesamtregierungssystems,  die  manche  als  die  Ein- 
heit der  Monarchie  hinstellen,  alle  unsere  Interessen,  ja 
selbst  unseren  Konstitutionalismus  aufzuopfern  .  .  .  Be- 
säßen die  österreichischen  Erblande  noch  ihre  früheren 
Verfassungen  oder  träten  sie,  den  Zeitforderungen  gemäß, 
in  die  Reihe  konstitutioneller  Volker  und  durchdränge  das 
ganze  Regierungssystem  der  Geist  des  Konstitutionalismus, 
so  ließen  sich,  unserer  Überzeugung  nach,  die  beiderseitigen 
Gegensätze  viel  leichter  ausgleichen;  Interessengemeinsam- 
keit und  größeres  Vertrauen  wären  das  Band,  das  die  ein- 
zelnen Teile  der  Gesamtmonarchie  miteinander  verknüpfte. 
Diese  aber  würde  dadurch  an  moralischer  und  materieller 
Kraft  zunehmen  und  imstande  sein,  mit  noch  größerer 
Sicherheit  den  Stürmen  zu  trotzen,  die  dereinst  über  sie 
hereinbrechen  könnten.«  ^'*2) 

Mäßigung  verrät  dieses  Programm,  dank  dem  Einflüsse 
Deäks.  Zu  wiederholten  Malen  schon  hatte  »der  Weise 
der  Nation«  die  stürmischen  Wogen  zu  glätten  versucht; 
so  bei  Beratung  der  Zirkularnote  des  Pester  Komitats, 
welche  die  kroatische  Angelegenheit  betraf:  auf  seinen 
Rat  ward  darin  nicht  über  die  Abweisung  der  Deputation, 
sondern  vielmehr  über  die  Beschränkung  des  Stimmrechtes 
der  turopolyaer  Edelleute  Klage  geführt.  Im  übrigen  ver- 
urteilte er  die  Absendung  jener  Deputation  ebenso  sehr 
wie  das  Vorgehen  der  Opposition  im  verflossenen  Reichs- 
tag; tief  schmerzte  es  ihn,  daß  die  freiwillige  Kontribution 
der  Magnaten  nicht  angenommen  worden  war;  als  einen 
völlig  ungerechtfertigten  Schritt  bezeichnete  er  die  Ab- 
lehnung wichtiger  königlicher  Proposhionen  und  als  »eine 
kindische  Xachäfferei  des  Auslandes«,  das  Mißtrauensvotum, 
das  man  der  Regierung  ausgesprochen  hatte.  Es  empörte 
seinen    Gerechtigkeitssinn,    daß    man    die    Regierung    stets 


tadle,  niemals  aber  ihre  guten  Absichten  anerkenne.  Oft 
g-enug- brach  er  daher  eine  Lanze  für  sie:  große  Verdienste 
habe  sie  sich  um  das  Vaterland  erworben,  insbesondere  in 
der  Sprachenfrage,  und  man  solle  nicht  vergessen,  daß  sie 
dem  Fortschritt  huldige. ^^•')  Mäßigung  empfahl  Deak,  Ruhe 
in  den  Debatten  und  vor  allem:  Wahrung-  des  Anstandes 
gegenüber  dem  Träger  der  Krone,  wie  dies  in  den  übrigen 
konstitutionellen  Staaten  der  Fall  sei. 

Nicht  alle  Mitglieder  der  Opposition  teilten  die  aus- 
gleichenden Anschauungen  Deäks,  am  wenigsten  Kossuth, 
der  Apostel  rast-  und  rücksichtsloser  Agitation.  Hatte  er 
doch  den  Vorschlag  der  gemäßigteren  Liberalen  entschie- 
den zurückgewiesen  und  auch  zum  Fall  gebracht,  daß  sich 
fortan   die  Opposition   »Reformpartei«   nennen  solle. ^'"^) 

Ruhig  denkende  Liberale,  Franz  Deäk  an  der  Spitze, 
mißbilligten  wohl  das  unheilvolle  Treiben  jenes  Mannes, 
aber  entschlossen  gegen  ihn  aufzutreten,  wagten  sie  nicht. 
Und  wenn  schon  Deäk,  den  man  als  den  künftigen  Führer 
der  Liberalen  bezeichnete  ^^^),  Kossuth  nicht  verdrängte, 
wie  hätte  dies  Szechenyi  bewerkstelligen  sollen,  der  als 
das  Werkzeug  einer  verhaßten  Regierung  galt?  Dieser 
sah  in  Kossuth  »den  Dämon  der  Nation«.  »Im  heiligen 
Namen  des  Vaterlandes«  beschwor  er  ihn,  »den  gefähr- 
lichen Boden  der  Agitation«  zu  verlassen,  ja  vollends  der 
politischen  Führerschaft  zu  entsagen,  denn  Fluch,  nicht 
Segen,  würde  er  dem  Lande  bringen!"''') 

Derartige  Ausfälle  reizten  den  Gegner  um  so  mehr 
zu  gesteigerter  Tätigkeit,  als  auch  das  Gerücht  im  Umlauf 
war,  daß  vSzech^nyi  auf  die  Beseitigung  des  Agitators  hin- 
arbeite.^**^) Kossuth,  der  —  wie  es  in  geheimen  Berichten 
hieß  —  bereits  mit  den  Häuptern  der  revolutionären  Pro- 
paganda des  Auslandes  in  Verbindung  stand,  trieb  nun 
sein  Spiel  auf  die  Spitze. 

Um  jeden  Preis  mußten  die  Komitate  gewonnen  wer- 
den, damit  die  Opposition  im  nächsten  Reichstag  die 
Majorität    habe;    kein  Mittel    scheute  man,    gegen  die  Ab- 
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sichten  der  Regierung  —  und  waren  diese  noch  so  ge- 
meinnützig —  Mißtrauen  zu  verbreiten,  die  Amtstätigkeit 
der  neuernannten  Obergespane  und  Administratoren  zu 
lähmen,  die  Konservativen  durch  Schm.ähungen  und  Dro- 
hungen einzuschüchtern,  die  Freistädte  und  das  Landvolk 
zu  gewinnen  und  schließlich,  mit  größerem  Erfolge  als  bis- 
her, durch  Flugschriften  und  Zeitungsartikel  die  öffentliche 
Meinung  gegen  die  Regierung  aufzupeitschen.  Ein  Fonds 
wurde  gegründet,  aus  dem  die  Agitationsschriften  bezahlt 
werden  sollten J^^) 

Und  schon  waren  die  Freunde  des  Agitators  tälig, 
diesem  um  jeden  Preis  die  Stellung  zu  verschaffen,  in  der 
es  ihm  gelingen  sollte,  die  Neugestaltung  Ung-arns  in 
radikalem  Sinne  zu  vollziehen.  Ihre  Bemühungen  blieben 
nicht  fruchtlos:  am  i8.  Oktober  1847  wurde  Kossuth  zum 
zweiten  Deputierten  des  Pester  Komitats  gewählt.'''")  Gleich 
jedem  Ablegaten  mußte  er  sich  eidlich  verpflichten,  wäh- 
rend der  Dauer  des  Reichstages  kein  Regierung-samt  an- 
zunehmen. Als  Kossuth  diesen  Schwur  leistete,  rief  er  — 
wie  berichtet  wird  —  mit  weithin  schallender  Stimme: 
»Nicht  bloß  für  die  nächsten  sechs  Jahre,  sondern  für 
meine  ganze  Lebenszeit  verzichte  ich  feierlich  auf  ein  Re- 
gierungsamt, das  mir  vom  Hause  Österreich  angeboten 
werden  könnte.«''"^;  Wenn  diese  Überlieferung  auf  Wahr- 
heit beruht,  dann  mag  Kossuth  in  seinem  tiefen  Groll 
insbesondere  des  Fürsten  Metternich  gedacht  haben,  der 
ihm  1844  durch  die  Verweigerung  des  Zeitungsprivilegs 
die  journalistische  Laufbahn  versperrt  hatte. 

Nun  faßte  Graf  Stephan  Szechenyi  den  Entschluß, 
seinem  Sitz  im  Oberhaus  zu  entsagen  und  sich  um  ein 
Deputiertenmandat  zu  bewerben.  Keineswegs  entmutigt 
durch  den  Mißerfolg  im  Ödenburger  Komitat  i'^i),  ging  er 
nach  Wieselburg,  wo  er  in  der  Tat  gewählt  wurde.  Aber 
nicht  aus  persönlichem  Haß  gegen  den  langjährigen  Gegner, 
vielmehr  aus  Liebe  zum  Vaterland  wollte  »der  größte 
Ungar <^   dem   »Dämon  der  Nation«  auf  der  g'leichen  Tribüne 
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gegenübergestellt  sein,  um  hier,  wenn  es  überhaupt  ge- 
schehen konnte,  dessen  unheilvollen  Einfluß  zu  lähmen. 

Trüber  Ahnungen  voll  blickte  Graf  Stephan  Szechenyi 
in  die  Zukunft  und  gleich  ihm  war  auch  die  Wiener  Re- 
gierung von  Siegeszuversicht  gar  weit  entfernt.  Schon 
allein  der  Umstand  mußte  ihr  Vertrauen  erschüttern,  daß 
Stephan  Viktor  »gegen  seine  Überzeugung«  den  höheren 
Weisungen  entsprochen  hatte. ^'^^j 

Aus  dem  Jahre  1846  stammt  die  Äußerung  Metter- 
nichs  und  Apponyis,  es  werde  der  Reichstag  »den  Wert 
einer  Schlacht«  haben  und  entscheidend  sein,  nicht  bloß 
für  Ungarn,  sondern  auch  für  den  gesamten  Kaiserstaat. ^''^) 
Wie  richtig  sie  war,  sollten  die  kommenden  Ereignisse 
lehren ! 

Am  12.  November  1847  versammelten  sich  die  Reichs- 
stände und  zum  ersten  Male  seit  300  Jahren  eröffnete  der 
König  von  Ungarn  den  Reichstag  mit  einer  Anrede  in 
magyarischer  Sprache.^'")  Fast  einstimmig  wurde  Stephan 
Viktor  zum  Palatin  gewählt  i''-')  —  noch  hallte  der  Jubel 
nach,  den  seine  während  der  Rundreise  so  oft  wieder- 
holten Worte  hervorgerufen  hatten:  »Addig  eljek,  mig 
honomnak  elek.«^'"') 

Der  Enthusiasmus,  der  dem  Erzherzog  damals  entgegen- 
gebracht worden  war  und  die  neuerlichen  stürmischen 
Eljen  trübten  seinen  politischen  Blick;  er  gab  sich  der 
Hoffnung  hin,  daß  die  Regierungspartei  die  Mehrheit  im 
Reichstag  haben  und  sämtliche  königliche  Propositionen 
durchbringen  werde. 

Nur  zu  bald  folgte  grausame  Ernüchterung.  Sie  trat 
schon  während  der  Adreßdebatte  ein;  Kossuth  beantragte 
die  Aufnahme  einiger  Gravamina  in  die  Adresse  und  legte 
einen  Entwurf  vor,  worin  er  insbesondere  gegen  das  Ad- 
ministratorensystem zu  Felde  zog.  Dieser  Entwurf  wurde 
von  den  Ständen  angenommen,  von  der  Magnatentafel 
jedoch    mit    der  Begründung  verworfen,    daß    das  Admini- 
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Stratorensystem  den  Gesetzen  keineswegs  widerspreche. 
Kossuth  fürchtete  nun,  daß  sein  Vorschlag  auch  im  weiteren 
Verlaufe  der  Erörterung  nicht  durchdringen  werde;  um 
daher  die  Ständetafel  vor  einer  Niederlage  zu  retten,  be- 
diente er  sich  eines  taktischen  Gewaltmittels:  er  beantragte 
Schluß  der  Debatte  und  Übergang  zur  Tagesordnung.  Die 
Stände  erklärten  sich  —  allerdings  mit  einer  geringen 
aMajorität  —  für  die  Zurücklegung  der  Adresse  und  so 
blieben  die  königlichen  Propositionen  unbeantwortet,  ob- 
wohl sie  mit  den  Wünschen  der  Liberalen  übereinstimmten: 
man  beschloß,  die  Gravamina  auf  einem  anderen  ^^'ege 
^n  den  Thron  gelangen  zu  lassen. 

Dem  Entwürfe  Kossuths  hatten  sogar  Deputierte  bei- 
gestimmt, die  durch  ihre  Instruktionen  verhalten  waren, 
die  Unterbreitung  einer  Dankadresse  zu  erwirken,  ^■^"i  Standen 
sie  doch  seit  Beginn  des  Reichstages  unter  dem  Bann  des 
Götzen  der  Nation  und  folgten  blindlings  seinem  Winke. 
Selbst  die  gemäßigten  Liberalen  erkannten  Kossuth.  wenn 
auch  notgedrungen,  als  Führer  an'^*);  aber  sie  fürchteten 
ihn  ob  der  unberechenbaren  Wirkung  seiner  aufreizenden 
Reden.  Ihre  oftmaligen  Beschwichtigungsversuche'^^)  gaben 
indes  nur  das  Zeichen  zu  heftigen  Auftritten  und  sie  mußten 
schließlich  die  Schmähungen  der  tobenden  Landtagsjugend 
über  sich  ergehen  lassen.  Auch  die  Magnatentafel  war  der 
Schauplatz  stürmischer  Szenen;  die  Bemühungen  des  Pala- 
tins,  Ruhe  zu  schaffen,  blieben  erfolglos,  da  nicht  einmal 
die  Konservativen  die  Maßregeln  billigten,  die  er  zur  Züge- 
lung des  Auditoriums  beantragt  hatte. 

IMochten  es  sich  die  beiden  Tafeln  immerhin  gefallen 
lassen,  »von  Buben  tyrannisiert  zu  werden«,  die  Regierung 
durfte,  nach  der  Ansicht  der  gemäßigten  Partei,  solchen 
Unfug  nicht  dulden.  Schritt  sie  nicht  ein,  dann  durfte  man 
wohl  sagen,  »daß  in  Ungarn  nicht  der  König,  nicht  die 
Stände,  sondern  —  pro  pudor!  —  die  Jungen  regieren «.^''O) 
Sämtliche  ^Mitglieder  der  Staatskonferenz  hielten  eine  gründ- 
liche Abhilfe    für    notwendig.    Apponyi    dachte    bereits  an 
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die  Auflösung  des  Reichstages^"')  —  und  schließlich  blieb 
doch  alles  wieder  beim  Alten.  Die  Ultras  der  Opposition 
wandten  daher,  als  die  Gesetzesvorlagen  zur  Beratung  ge- 
langten, ohne  Scheu  dasselbe  Mittel  an,  das  sich  schon  in 
früheren  Reichstagen  so  glänzend  bewährt  hatte:  sie  ver- 
dächtigten selbst  die  besten  Absichten  der  Regierung  — 
tosender  Beifall  lohnte  die  patriotischen  Redner.  Es 
verdroß  sie,  daß  wichtige  Vorschläge  nicht  von  der  Oppo- 
sition, sondern  von  der  Regierung  ausgegangen  waren, 
wie  z.  B.  die  Vorlage  über  Regelung  der  Avitizitätsver- 
hältnisse.20i) 

In  dieser  iVngelegenheit  vertraten  einige  Konservative, 
unter  ihnen  auch  Apponyi,  sowie  ein  Teil  der  Liberalen 
die  Ansicht,  daß  Grund  und  Boden  durch  die  gänzliche 
Abschaffung  der  Avitizität  allmählich  den  alten  historischen 
Familien  verloren  gehen  und  wohl  gar  in  unberufene 
Hände  fallen  könnte. 

Gleicher  Eigennutz  machte  sich  geltend,  als  die  Ab- 
schaffung des  Steuerprivilegs  des  Adels  beantragt  wurde. 
Sie  galt  der  Wiener  Regierung  als  eine  Vorbedingung 
des  Fallens  der  Zwischenzollinie.  '^^■'^)  Aus  der  Besteuerung 
des  adeligen  Grundbesitzes  konnte  sich  die  Möglichkeit 
ergeben,  die  Urproduktion  in  den  österreichischen  Pro- 
vinzen konkurrenzfähig  zu  machen  und  die  Finanzen  für 
den  Entgang  der  Zollgebühren  zu  entschädigen.  Einer  An- 
regung des  Erzherzogs  Stephan  Viktor  zufolge  hatte  jedoch 
die  Wiener  Regierung  an  der  Frage  nicht  gerührt,  es  vielmehr 
den  Ständen    überlassen,    einen    Gesetzentwurf   vorzulegen. 

Der  Gegenstand  wurde  in  der  Tat  beraten,  wobei  in 
wirtschaftlicher  Hinsicht  die  Liberalen  hauptsächlich  an 
die  Schaffung  eines  Fonds  dachten,  der  entweder  dem 
Verkehrswesen  des  Reiches  dienen  oder  die  Dome- 
stikalkassen entlasten  sollte.  Die  beiden  großen  Parteien 
des  Ivandes  erklärten  sich  grundsätzlich  mit  der  Aufhebung 
jenes  Privilegiums  einverstanden;  man  stritt  bloß  über  die 
Verwendung  der  Steuer,  und  an  dieser  Klippe  der  Meinungs- 
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unterschiede  drohte  die  Reform  zu  scheitern. -'^^)  Noch  im 
letzten  AugenbUck  griff  der  Palatin  vermittelnd  ein,  in- 
dem   er   die  Vertagung-    beantragte    und    auch    durchsetzte. 

So  manchen  adeligen  Führern  der  Opposition  dürfte 
dieser  Aufschub  nicht  unwillkommen  gewesen  sein;  hieß 
es  doch,  daß  sie  für  Kossuth  loo.ooo  Gulden  zeichnen 
wollten,  wenn  es  ihm  gelang,  die  Tätigkeit  des  Reichs- 
tages zu  lähmen  und  ihnen  somit  noch  eine  dreijährige 
Steuerfreiheit  zu  sichern ! 

Neben  der  beabsichtigten  Umgestaltung  der  Verhält- 
nisse, die  sich  auf  Vorrechte  des  Adels  gründeten,  drängte 
auch  die  Frage  der  Ablösung  der  Urbariallasten  zur  Ent- 
scheidung. Der  Bauernstand  verdankte  seine  gesicherte 
Stellung  dem  theresianischen  Urbarium  und  sie  war  außer- 
dem durch  die  Reichstagsgesetze  von  1836  und  1840 
wesentlich  verbessert  worden.  Immerbin  waren  einige  Aus- 
wüchse geblieben,  die  auf  das  Verhältnis  zwischen  Grund- 
herren und  Untertanen  störend  einwirkten.  So  ergab  sich 
der  Wiener  Regierung  ein  günstiger  Anlaß,  dem  Bauern- 
stande einen  neuen  Beweis  ihrer  Fürsorge  zu  liefern,  ohne 
die  grundherrlichen  Rechte  zu  beeinträchtigen.  Dies  schien 
um  so  mehr  geboten,  als  sie  mit  dem  Bestreben  der  Oppo- 
sitionsmänner rechnen  mußte,  ihr  auch  hier  den  Rang  ab- 
zulaufen; ferner  fiel  ins  Gewicht,  daß  in  den  österreichi- 
schen Provinzen  ähnliche  Verbesserungen  stattfinden  sollten. 
Der  ungarische  Reichstag  wurde  daher  aufgefordert,  dem 
Monarchen  einen  Gesetzentwurf  zu  unterbreiten. 2<^'') 

Die  Stände  beantrag-ten  die  zwangsweise  Ablösung 
der  bäuerlichen  Lasten,  was  —  derart  scharf  gefaßt  — 
den  konservativen  Magnaten  keineswegs  entsprach;  im 
übrigen  hinderte  die  Furcht  vor  gänzlicher  Verarmung  so 
manches  Mitglied  dieser  Partei,  die  Frage  gründlich  zu 
behandeln.  Schließlich  ward  als  Regel  die  Verpflichtung  des 
Grundherrn  angenommen,  gegen  volle  Entschädigung  die 
Ablösung  seiner  Rechte  zuzulassen -ö«),  und  man  betraute 
eine  Reichsdeputation  mit  der  Ausarbeitung  des  Gutachtens. 


Eine  andere  Frage  betraf  die  Regelung  der  Städte- 
angelegenheit und  sie  veranlaßte  die  Opposition  zu  heftigen 
Ausfällen  gegen  die  Regierung,  Diese  hatte  sich  im  letzten 
Landtag  dafür  eingesetzt,  daß  den  Städten  der  frühere 
gesetzliche  Anteil  an  der  Legislative  zuerkannt  werde ^o"); 
mit  wenig  Erfolg  jedoch.  Denn  die  Stände  machten  das 
Stimmrecht  der  Freistädte  von  deren  inneren  Koordination 
abhängig.'-"'')  Einer  derartigen  Verquickung  aber  pflichtete 
die  Wiener  Regierung  nicht  bei;  sie  wollte  vielmehr  die 
königlichen  Städte  überzeugen,  daß  sie  allen  Ernstes  die 
unbedingte  Wiederherstellung  des  Stimmrechtes  wünsche, 
deshalb  die  dritte  Proposition.  -°-)  Die  Städteordnung  ward 
gesondert  behandelt-"^)  und  dem  Reichstag  lag  nun  ein 
Gesetzentwurf  vor,  den  Graf  Apponyi  ausgearbeitet  hatte. -^^) 

Die  strenge  Scheidung  der  Frage  in  zwei  Propo- 
sitionen, insbesondere  aber  der  Koordinationsentwurf,  er- 
regte in  höchstem  Maße  den  Unwillen  der  Liberalen.  Was 
diese  Partei  anstrebte,  lehrte  der  ständische  Gesetzvor- 
schlag von  1843:  sie  wollte  auch  die  bisher  friedlichen 
und  der  Krone  treu  ergebenen  Städte  in  das  Parteigetriebe 
ziehen,  damit  s'e  schließlich  die  Verbündeten  der  Komitate, 
d.  h.  die  Helfershelfer  der  Opposition  würden.  Die  Regie- 
rung- trachtete  hingegen,  die  Städte  vor  einer  demokrati- 
schen Überflutung  zu  schützen  und  eine  weitere  Schmäle- 
rung des  Einflusses  zu  verhindern,  den  die  Krone  bisher 
auf  die  Bürgerklasse  ausgeübt  hatte. 

Noch  heftigeren  Angriffen  sah  sich  die  Regierung  aus- 
gesetzt, als  Kossuth  die  siebenbürgische  Frage -^-)  auf- 
warf. Sie  erfolgten  nicht  unberechtigterweise;  denn  der 
Gesetzartikel,  der  die  Einverleibung  der  Partium  verfügte"-'''), 
harrte  noch  immer  seiner  Durchführung.  Der  Grund  dieser 
Verzögerung  lag  vornehmlich  darin,  daß  die  Regierung 
die  Erstarkung  der  Opposition,  die  Mißstimmung  Sieben- 
bürgens ^i')  und  das  Auftauchen  der  Unionsfrage  fürchtete. 
Ein  Widerruf  ihrer  Zusage  war  jedoch  nicht  möglich,  da 
in  diesem  Falle  auch  die  getreuesten  Konservativen  mit  den 
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Liberalen  hätten  stimmen  müssen.  Denn  es  handelte  sich 
um  Herstellung  der  Integrität  des  Landes  und  um  den  Voll- 
zug eines  sanktionierten  Gesetzes. 

Nach  langer  Überlegung  glaubte  Graf  Apponyi  die 
Klippe  entdeckt  zu  haben,  an  welcher  die  peinliche  Sache 
vielleicht  scheitern  konnte:  er  sah  sie  in  den  vielfachen 
Schwierigkeiten,  die  mit  der  Einverleibung  der  Partium  ver- 
bunden waren.  In  den  königlichen  Propositionen  deutete 
man  die  »erschwerenden  Umstände«  an''^^'')  —  schon  des- 
halb, um  sich  ob  des  langen  Zögerns  vor  dem  Lande  zu 
rechtfertigen.  Im  übrigen  tat  die  Regierung  keinen  Gegen- 
schritt, damit  es  ja  nicht  hieße,  daß  sie  an  der  Durchführung 
der  Einverleibung  zweifle  oder  diese  gar  verhindern 
wolle.  21) 

Fruchtloses  Beginnen,  die  Opposition  zu  täuschen: 
Kossuth  durchschaute  das  Spiel  und  hielt  eine  zweistündige 
Philippika -1'),  die  infolge  ihrer  Beweiskraft  derart  wirkte, 
daß  selbst  die  loyalsten  Konservativen  keinen  Einspruch 
erhoben.  Sie  schwiegen  bestürzt,  und  als  sie  sahen,  welche 
unsichere  Haltung  der  Palatin  einnahm  ^iSj^  sank  ihnen 
vollends  der  Mut.  In  Wien  aber  wurde  Kossuths  Rede  als 
>'das  non  plus  ultra  der  Überschreitung  aller  Schranken ^ 
bezeichnet;  begreiflicherweise  fand  sich  auch  dort  nie- 
mand, der  die  Behauptung,  es  seien  sämtliche  Schwierig- 
keiten einzig  und  allein  von  der  Regierung  ausgegang-en. 
zu  entkräften  versucht  hätte. 

In  dieser  Angelegenheit  war  das  Recht  auf  Seite  der 
Opposition;  nicht  so  in  der  Sprachenfrage,  welche  die 
Liberalen  zu  neuer  Verhandlung  brachten.  Mit  der  Be- 
gründung, daß  der  Erlaß  von  1844  mangelhaft  sei,  legten 
sie  einen  Entwurf  vor,  der  im  Hinblick  auf  die  adnexen 
Teile  zwei  wichtige  Bestimmungen  enthielt:  Slawonien 
müsse  nach  sechs  Jahren  als  alleinige  Amts- und  Geschäfts- 
sprache das  Magyarische  anerkennen,  wogegen  in  Kroatien 
wie  bisher  das  lateinische  Idiom  als  die  innere  Amtssprache 
zu  gelten    habe.    Einerseits  wollte    man    die  Zugehörigkeit 
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der  Komitate  Veröcze,  Posega  und  vSirmien  zu  Ungarn 
bekunden  und  anderseits  den  Illyrismus  im  Keim  er- 
sticken. 

Kein  Geringerer  als  der  Führer  der  Opposition  im 
Magnatenhaus,  Graf  Ludwig  Batlhyanyi,  nannte  es  eine 
Tyrannei,  Kroatien  den  Gebrauch  einer  toten  Sprache  auf- 
zunötigen. Gewalttätigkeit  gegen  eine  Nation,  so  warnte  Graf 
Szecsen,  wird  niemals  anderes  im  Gefolge  haben  als  Ent- 
fremdung und  Haß  gegen  die  Unterdrücker.  Schon  hatte 
der  Illyrismus  tiefe  Wurzeln  gefaßt;  immer  weiter  griff  die 
nationale  Idee  um  sich,  wie  die  Generalkongregation  des 
Warasdiner  Komitats^''^)  zeigte,  in  der  ganz  offen  die 
Trennung  von  Ungarn  beantragt  wurde.  Aber  noch  über- 
wog die  Besonnenheit  und  man  vertraute,  wie  dies  in  der 
Agramer  Generalversammlung 22')  zum  Ausdruck  gelangte, 
der  »Weisheit  und  Billigkeit«  des  ungarischen  Reichs- 
tags. 

Was  die  Wiener  Regierung  betraf,  so  wurde  sie  nicht 
durch  die  Regungen  des  Illyrismus,  sondern  durch  die 
feindseligen  Absichten  des  Magyarismus  in  Unruhe  ver- 
setzt, die  sich  vornehmlich  in  dem  Entwürfe  des  Kolonisa- 
tionsgesetzes offenbarten.--') 

Mochte  aber  die  Lösung  aller  dieser  Fragen  wie  immer 
beschaffen  sein,  die  Stellung  Apponyis  blieb  davon  unbe- 
rührt; die  Regierungspartei  und  die  Radikalen  erkannten 
daher,  daß  Sieg  oder  Niederlage  einzig  und  allein  von  dem 
Schicksal  des  Administratorensystems  abhänge. 

Kossuth  und  sein  engerer  Anhang  wiegten  sich  in 
Sicherheit,  da  die  meisten  Komitate  die  Ernennung  von 
Administratoren  als  ein  Gravamen  bezeichnet  hatten.  Nun 
gab  es  viele  oppositionelle  Deputierte,  denen  es  mehr  um 
die  Durchführung  heilsamer  Reformen  als  um  den  Sturz 
des  ungarischen  Hofkanzlers  zu  tun  war.  Man  knüpfte  ins- 
geheim Unterhandlungen  mit  ihnen  an"^-'^),  wobei  die  Bil- 
dung einer  Mittelpartei  in  Aussicht  genommen  wurde;  be- 
stätigte sich    die  Rechnung,    dann    war    es    den  Radikalen 
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auch  unmöglich  gemacht,  einen  ersprießlichen  Ausgang- 
des  Reichstages  zu  verhindern.  Jene  Oppositionsmänner 
wollten  sich  unter  zwei  Bedingungen  dem  Einflüsse 
Kossuths  entziehen:  der  König  richte  ein  Reskript  an  die 
Stände,  worin  er  sie  über  die  Administratorenmaßregel  be- 
ruhige und  ihnen  zugleich  erkläre,  daß  er  deren  Beseiti- 
gung selbst  wünsche,  sie  nur  ausnahmsweise  anwenden, 
die  Komitatsorg-anisation  aber  unversehrt  erhalten  und  aller 
Orten  das  Amt  eines  Obergespans  im  Sinne  der  Gesetze 
wieder  herstellen  werde,  sobald  sämtliche  Hindernisse  aus 
dem  Weg  geräumt  seien.  Die  zweite  Forderung  betraf 
einige  Änderungen,  w'elche  die  Regierung  in  dem  Gesetz- 
entwurfe über  die  Städteangelegenheit  vornehmen  sollte, 
wobei  es  sich  um  die  Stärkung  des  demokratischen  Gedankens 
handelte. 

Der  Palatin  nahm  diese  Bedingungen  an,  da  sich  die 
Oppositionsmänner  auch  dafür  einsetzen  wollten,  daß  der 
Reichstag  nach  Einlangen  des  vereinbarten  Reskripts  dem 
König  den  Dank  und  das  Vertrauen  der  Nation  votiere. 
Stephan  Viktor  zweifelte  nicht,  daß  diese  Kundgebung  er- 
folgen und  also  das  leidigste  Gravamen  aus  der  Welt 
schaffen  werde.  Hoffnungsfreudig  eilte  er  nach  Wien,  um 
in  eigener  Person  die  königliche  Sanktion  zu  erwirken. 

Es  zeugte  für  die  Hinfälligkeit  der  Regierungsmaß- 
regeln, daß  der  ungarische  Hofkanzler  ohne  Zögern  die 
Abmachung  billigte  und  deren  schleunigste  Genehmigung 
beantragte.  22»)  Die  Staatskonferenz  wendete,  soweit  das 
Reskript  in  Frage  kam,  nichts  ein.  Nur  die  Änderungen, 
die  in  dem  Entwürfe  über  die  Städtefrage  vorgenommen 
werden  sollten,  erregten  Bedenken.  Denn  sie  sah  darin 
die  Absicht,  das  korporative  und  ständische  Wesen  in 
den  Städten  zu  schwächen,  wenn  nicht  zu  unterdrücken; 
sie  aber  wollte  es  erhalten  und  stärken,  weil  sie  bloß  auf 
diese  Weise  eine  geregelte  städtische  Verwaltung,  den 
Aufschwung  von  Handel  und  Gewerbe  sowie  die  Heran- 
bildung eines  loyalen    dritten  Standes    zu  erzielen  glaubte. 
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Die  Sache  erheischte  daher  eine  besonders  reife 
Überlegung',  die  um  so  mehr  geboten  erschien,  als  eine 
Abkehr  der  städtischen  Macht  von  der  Krone  den  übrigen 
Teilen  der  Monarchie  wohl  ein  böses  Beispiel  geben 
konnte.--^)  Metternich  mahnte  zu  größter  Vorsicht  und 
seinem  Rate  gemäß  blieb  die  endgültige  Entscheidung  einem 
späteren  Zeitpunkte  vorbehalten.--')  Der  Monarch  resol- 
vierte,  es  solle  der  Palatin  gehörigen  Orts  versichern,  daß 
man  sich  mit  der  Städte  frage  »dringend«  beschäftige  und 
das  Ergebnis  >am  gemessenen  Tage«  kundgeben  werde.'-'-'') 
Dagegen  erhielt  das  Reskript  an  die  Reichsstände  die 
königliche  Sanktion;  aber  der  Palatin  durfte  es  nur  dann 
herausgeben,  wenn  er  sich  die  volle  Gewißheit  des  Erfolges 
verschafft  hatte.-'-') 

Stephan  Viktor  kehrte  nach  Preßburg  zurück,  wo  er 
mit  den  gewonnenen  Oppositionsmännern  eine  Unterredung 
pflog;  man  schied  im  besten  Einvernehmen  voneinander 
und  das  königliche  Reskript  gelangte  an  die  Ständetafel. 
Bittere  Enttäuschung  folgte  auf  dem  Fuße:  Kossuth  und 
Batthyanyi  erfuhren  von  dem  geheimen  Plan  und  setzten 
nun  alle  Hebel  in  Bewegung,  der  Regierung  eine  Nieder- 
lage zu  bereiten.  Wohl  scheiterte  ihr  Vorhaben  —  die 
Regierungspartei  blieb,  wenn  auch  nur  mit  einer  Stimme 2-^), 
in  der  Majorität,  und  die  Dankadresse  war  sonach  ange- 
nommen; aber  die  Fassung  dieses  Schriftstückes,  worüber 
man  in  den  nächsten  Sitzungen  beriet,  war  derart,  daß  der 
Wunsch  nach  schleuniger  Beseitigung  des  Gravamens  weit- 
aus stärker  hervortrat  als  der  Dank  der  Nation  für  den 
guten  Willen  des  Königs.'-'-")  Die  Regierung  konnte  sich 
daher  keineswegs  einer  Festigung  ihres  Ansehens  be- 
rühmen  —  der  Versuch,  eine  Mittelpartei  zu  schaffen,  war 
kläglich  mißlungen  und  Kossuth,  den  sie  niederzuringen 
gehofft  hatte,  raffte  sich,  gereizt  durch  den  Verrat  einiger 
Parteigenossen,  zu  noch  stärkerer  Kraftanspannung  auf. 
Von  neuem  entfesselte  er  die  Leidenschaften,  von  neuem 
mußten     die     Konservativen     die     ärgsten     Schmähungen 
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über  sich  ergehen  lassen  und  weder  der  Palatin  noch  der 
Personal  waren  stark  genug,  dem  wüsten  Treiben  des 
Auditoriums  Einhalt  zu  gebieten. '^^Oj  j^  seiner  Bedrängnis 
wollte  Stephan  Viktor  jeden  Vorschlag  annehmen,  der  ihm 
zur  Herstellung  der  Ruhe  geeignet  erschien. 

Gleiche  Ratlosigkeit  wie  in  Preßburg  herrschte  in 
Wien.  Bestürzt  über  die  unerwartete  Wendung  der  Dinge, 
beantragte  Graf  Apponyi,  daß  die  Stände  aufgefordert  werden 
sollten,  ohne  Verzug  strengere  Maßregeln  geg-en  die  Ruhe- 
störer zu  ergreifen;  bliebe  diese  Mahnung  fruchtlos,  dann 
würde  ein  zweites  königliches  Reskript  die  Ankündigung 
enthalten,  daß  das  Reichstagspräsidium  ermächtigt  sei,  die 
Zügelung  und  Überwachung  des  Auditoriums  zu  veran- 
lassen ^-'i);  erklärte  sich  die  Majorität  des  Hauses  dagegen, 
so  müßte  der  Reichstag  aufgelöst  werden.  Graf  Apponyi 
riet  entschieden  davon  ab,  daß  man  mit  diesem  letzten 
Schritt  lange  und  vielleicht  bis  dahin  zögere,  wo  entweder 
die  konservative  Partei  vollends  den  Mut  verloren  habe 
oder  ein  Ausgleich  oder  gar  Übertritte  in  das  feindliche 
Lager  erfolgt  seien.  Sämtliche  Vorschläge  wurden  vom 
Kaiser  genehmigt.--^-) 

Klägliche  Versuche,  der  Nation  gegenüber  stark  und 
entschlossen  zu  erscheinen!  Weder  wurde  die  Opposition 
eingeschüchtert,  noch  den  Konservativen  Mut  und  Ver- 
trauen eingeflößt.  Auch  der  nochmalig-e  tiefe  Griff  in  den 
Staatssäckel,  den  die  Regierung  tat-'*'^),  lockte  ihr  keine 
Anhänger  herbei.  Sie  erfuhr  vielmehr,  daß  so  manche,  die 
bisher  treu  zu  ihr  gehalten  hatten,  nun  der  Absicht  ent- 
sagten, noch  ferner  unter  ihrer  Fahne  zu  marschieren. '■^"^^) 
Es  war  der  härteste  Schlag,  der  sie  treffen  konnte,  die 
Kräfte,  mit  deren  Hilfe  sie  ihr  Reformwerk  verwirklichen 
wollte,  in  den  Bannkreis  der  Opposition  gezogen  zu  sehen. 
Die  Unzufriedenheit  im  Lande  griff  immer  weiter  um 
sich  —  wie  lange  noch  und  sie  artete  in  offenen  Wider- 
stand aus! 
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Ein  Anzeichen  des  drohenden  Sturmes  war  der  Be- 
schluß des  Barser  Komitats,  den  Reichstag  aufzufordern, 
daß  er  die  Anklage  gegen  die  Regierung  erhebe  und  bei 
dem  König  die  Bestrafung  der  schuldigen  Räte  erwirke. ^^•'') 
Dieser  Beschluß  ward  gefaßt,  obwohl  es  in  Ungarn  noch 
keine  parlamentarische  Regierung  gab.  Eine  solche  aber 
nicht  bloß  für  das  Königreich,  sondern  auch  für  den  öster- 
reichischen Kaiserstaat  zu  fordern  und  durchzusetzen, 
strebte  Kossuth  schon  deshalb  mit  eherner  Beharrlichkeit 
an,  weil  er  wußte,  daß  davon  seine  eigene  Existenz  ab- 
hing. ■-■^Cj 

Das  absolutistische  Regime  in  den  übrigen  Teilen  der 
Monarchie  bildete  seit  jeher  ein  beliebtes  Thema  der 
liberalen  Partei;  denn  es  bot  ihr  die  Gelegenheit,  auch 
dort  den  Haß  gegen  das  herrschende  System  wachzurufen 
und  schließlich  eine  Verbindung  mit  den  Unzufriedenen 
herzustellen.  Dieses  Vorhaben  glückte  und  die  Oppositionellen 
sämtlicher  Provinzen  richteten  nun  ihr  Augenmerk  auf  die 
ungarische  Nation,  von  der  sie  erwarteten,  daß  sie  die  Fesseln 
der  Reaktion  gar  bald  zerbrechen  werde.-'-')  Die  Regierung 
aber,  der  dieses  Treiben  nicht  verborgen  blieb  ^ss),  hielt  sich 
noch  für  stark  genug,  die  drohende  Gefahr  durch  polizeiliche 
Maßregeln  beschwören  zu  können.-''^)  Es  durfte  nicht  ge- 
sagt werden,  daß  die  Ereignisse  sie  unvorbereitet  getroffen 
hatten;  denn  der  Polizeiapparat  funktionierte  tadellos. 
Leider  unterschätzte  man  in  Wien  die  Macht  der  liberalen 
Ideen.  So  brachte  die  Kunde  von  der  Absicht  der  Preß- 
burger Oppositionsführer,  den  Monarchen  zu  bitten,  daß 
er  den  nichtungarischen  Erbländern  eine  Verfassung  ver- 
leihe^^o^,  nur  eine  geringe  Wirkung  hervor.  Sie  ist,  be- 
merkte die  Staatskonferenz,  > ebensosehr  geeignet,  die  a.  h. 
Aufmerksamkeit  auf  sich  zu  lenken,  als  es  heute  untunlich 
wäre,  irgend  eine  direkte  Maßregel  diesfalls  zu  begründen «.^^i) 
Die  beunruhigenden  Gerüchte  hingegen,  die  über  finanzielle 
Schwierigkeiten  der  österreichischen  Regierung  in  Umlauf 
waren^'2)^  versetzten  die  Konferenz    in    größte   Bestürzung. 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  III.  5  05 


Denn  nicht  allein,  dali  sie  als  das  gefährlichste  Zeichen 
der  immer  weiter  um  sich  greifenden  revolutionären 
Propaganda  angesehen  werden  mußten,  sie  erschütterten 
auch  den  Glauben  an  die  Leistungsfähigkeit  des  Staates. 
Man  trachtete,  diese  Gerüchte  zu  widerlegen,  wollte  sogar 
»den  Drang  der  Meinungen  nach  Öffentlichkeit«  berücksich- 
tigen, da  er  sich  bereits  als  zu  mächtig  erwies,  und  zog  auch 
die  Auflösung  des  Reichstages  in  ernste  Erwägung.  Die 
Idee  des  Separatismus,  die  Fürst  Metternich  vor  Jahren  als 
»ein  Hirngespinst«  bezeichnet  hatte"-''),  flößte  den  Ministern 
Schrecken  ein  und  Graf  Apponyi  drang  daher  auf  einen 
raschen  Entschluß.  Die  Konferenz  zögerte  jedoch,  da  sie  in 
dieser  wichtigen  Frage  keine  Entscheidung  treffen  wollte, 
ohne  vorher  das  Gutachten  des  Palatins  und  anderer  un- 
garischer Würdenträger  eingeholt  zu  haben.  Sie  wurden 
trotz  Widerrede  des  ungarischen  Hofkanzlers  nach  Wien 
berufen. 

Da  machte  die  Kunde  von  dem  Ausbruche  der  Pariser 
Revolution  alle  Berechnungen  zuschanden. 

Graf  Apponyi  hegte  zunächst  die  frömmsten  Wünsche: 
er  telegraphierte  dem  Palatin,  daß  sich  die  Ungarn  ein 
Beispiel  an  den  Belgiern  nehmen  sollten.-'^)  Stephan 
Szechenyi  wiederum  gab  sich  dem  Glauben  hin,  daß  nun 
die  Zeit  gekommen  sei,  wo  der  Ungar  »die  alte  Treue  für 
seinen  König«  bewähren  und  eingedenk  des  ruhmvollen 
»Moriamur  pro  rege  nostro«  die  Streitaxt  begraben  werde. 
Welch  gewaltige  Verkennung  der  Umstände!  Mit  Riesen- 
schritten ging  Ungarn  der  Krise  entgegen,  welche  durch 
die  Pariser  Ereignisse  zwar  nicht  hervorgerufen,  wohl  aber 
beschleunigt  ward.  Tief  sank  der  Kurs  der  Staatspapiere 
und  die  künstlich  genährte  Banknotenangst  griff  immer 
weiter  um  sich.  Der  Deputierte  des  Raaber  Komitats^^"')  — 
ein  Konservativer  —  verlangte  daher,  daß  sich  die  Re- 
gierung über  den  Stand  der  österreichischen  Nationalbank 
äußern  solle.  Kossuth  ergriff  diesen  Anlaß,  um  in  einer 
zündenden  Rede,  die  er  am  3.  März  hielt,  die  Notvvendig- 
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keit  konstitutioneller  Formen  für  die  gesamte  Monarchie 
nachzuweisen.  Zum  Schluß  verlas  er  den  Entwurf  einer 
Adresse,  worin  die  Umgestaltung  des  kollegialen  Regierungs- 
systems Ungarns  in  ein  verantwortliches  Ministerium  als 
»die  Grundbedingung  und  wesentliche  Bürgschaft  aller  Re- 
formen« bezeichnet  wurde. 

Kossuth  hegte  die  sichere  Überzeugung,  daß  der 
natürlichen  Entwicklung  der  Dinge  gemäß  die  Einsetzung 
eines  unabhängigen  verantwortlichen  Ministeriums  früher 
oder  später  erfolgen  müßte;  nur  glaubte  er  nicht  an  die 
Möglichkeit,  dieses  Ziel  seiner  Wünsche  schon  jetzt  er- 
reichen zu  können.  Vorderhand  wollte  er  sich  mit  einem 
geringeren  Zugeständnis,  und  zwar  mit  dem  begnügen, 
daß  man  dem  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit  im  Rahmen 
der  Statthalterei  Geltung  verschaffe.-^")  Der  Antrag,  den 
er  stellte,  gipfelte  daher  in  folgender  Bitte:  Der  König 
möge  der  Statthalterei  als  der  gesetzlich  obersten  Landes- 
behörde eine  den  verschiedenen  Verwaltungszweigen  ent- 
sprechende Anzahl  von  Fachleuten  beigeben;  diese  sollen 
als  Repräsentanten  des  königlichen  Willens  und  als  Organe 
der  Exekutive  dem  Reichstag  für  die  Vollziehung  der  Ge- 
setze persönlich  verantwortlich  sein,  an  den  Reichstags- 
verhandlungen unmittelbaren  Anteil  nehmen  und  die  Stände 
über  die  Absichten  der  Regierung,  namentlich  über  die 
Finanzgebarung  orientieren. 2'") 

Kossuths  Rede  war  ein  Meisterstück  der  Rhetorik, 
das  den  alten  Gedanken,  zwischen  Regierung  und  Krone 
unterscheiden  zu  müssen,  in  formvollendeter  Weise  zum 
Ausdruck  brachte.  Gegen  die  eine  schäumte  Kossuth  seinen 
Geifer  aus,  der  anderen  streute  er  Weihrauch:  »Ja,  geehrte 
vStände,  der  schwere  Fluch  eines  erstickenden  Alps  lastet 
auf  uns,  ein  tödlicher  Wind  weht  uns  aus  dem  Beinhaus 
des    Wiener    Systems     entgegen,      unsere     Nerven     starr 

machend  und  lähmend  den  Flug  unserer  Seele 

Die  Männer  der  Vergangenheit  steigen  heute,  morgen  ins 
Grab,    allein  des  Erzherzogs  Franz  Joseph,   des  hoffnungs- 
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vollen  Sprossen  der  Habsburger,  der  schon  bei  seinem 
ersten  Auftreten  die  Liebe  der  Nation  g-ewonnen,  harrt  das 
Erbe  eines  g-länzenden  Thrones,  der  seine  Kraft  aus  der 
Freiheit  schöpft,  und  dessen  alten  Glanz  der  unglückselige 
Mechanismus  der  Wiener  Politik  schwerlich  erhalten  wird.« 

Das  Hohe  Lied  der  Loyalität  und  Königstreue  stimmte 
Kossuth  an,  als  er  unter  endlosen  Eljenrufen  die  Worte  in 
das  Auditorium  schmetterte:  »Unsere  Völker  können  Blut 
und  Leben  für  ihre  geliebte  Dynastie  lassen«  —  »doch  für 
die  Wiener  Politik«,  bemerkte  er  sarkastisch,  >wird  nicht 
einmal  ein  Spatz  sterben  wollen«. 

Wohl  mag  mit  Recht  der  Vorwurf  gegen  Kossuth 
erhoben  werden,  daß  der  Repräsentationsentwurf  nach  der 
bestehenden  staatlichen  Einrichtung  gewohnheitswidrig  war; 
man  muß  aber  gestehen,  daß  der  gewaltige  Demagoge  im 
richtigen  Zeitpunkt  seinen  Ideen  zum  Siege  verhelfen  hat. 

Sein  Antrag  wurde  im  Unterhaus  einstimmig  ange- 
nommen und  am  5.  März  an  die  Magnatentafel  geleitet. 
Es  mag  hervorgehoben  werden,  daß  Graf  Paul  Esterhäzy, 
obwohl  er  der  Opposition  angehörte,  die  von  Kossuth  be- 
antragte Adresse  »als  eine  Frucht  unzeitiger  Eitelkeit« 
bezeichnete;  er  drückte,  gleich  anderen  Gemäßigten,  sein 
Erstaunen  darüber  aus,  daß  dieses  Schriftstück,  das  gewiß 
unabsehbare  Folgen  nach  sich  ziehen  werde,  von  den  Mit- 
gliedern der  konservativen  Partei  ohne  Widerrede  ange- 
nommen worden  sei.  Im  übrigen  konnte  der  Gegenstand 
nicht  zur  Verhandlung  gelangen,  da  sich  das  Präsidium 
der  Magnatentafel  in  Wien  befand. 

Dort  herrschte  größte  Verwirrung  und  es  hatte  den 
Anschein,  als  sei  die  Regierungsmaschine  völlig  lahmge- 
legt. Die  Staatskonferenz  erklärte  lediglich,  daß  sie  die 
Entwicklung  der  Dinge  »unausgesetzt  mit  Aufmerksamkeit« 
verfolge  und  dem  Monarchen  nur  empfehlen  dürfe,  alles 
»zur  a.  h.  Nachricht«  zu  nehmen.^^*)  Kübeck  gestand,  daß 
er  nicht  wisse,  wie  die  demagogische  Bewegung  aufzu- 
halten   sei;    aber    etwas    müsse    geschehen,    denn  »mit  der 
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Formel  dient  zur  Nachricht  wird  sich  der  mehr  und  mehr 
einbrechende  Sturm  nicht  beschwichtigen  lassen «.^^'-'j 

Einen  entscheidenden  Beschluß  erwartete  man  von  der 
ungarischen  Konferenz,  die  am  9.  März  unter  dem  Vorsitz 
des  Palatins  stattfand.'--^*')  Auch  diesmal  trat  Graf  Apponyi 
für  die  unverzügliche  Auflösung  des  Reichstages  ein;  er 
wurde  überstimmt  —  da  man  die  Sache  nicht  zum  äußersten 
treiben  wollte.  Es  kam  sonach  folgende  Einigung  zustande: 
den  Ständen  sei  durch  ein  königliches  Reskript  mitzuteilen, 
daß  die  Auflösung  des  Reichstages  unwiderruflich  erfolgen 
würde,  wenn  die  Mahnung  fruchtlos  bliebe,  auf  den  gesetz- 
mäßigen Weg  zurückzukehren.'-'^) 

Graf  Apponyi  versprach  sich  von  diesem  Reskript, 
dem  er  nur  ungern  beigepflichtet  hatte,  nicht  den  geringsten 
Erfolg.  Es  trat  niemals  in  Kraft;  schon  seine  Abfassung 
nahm  geraume  Zeit  in  Anspruch,  dann  blieb  das  Hand- 
schreiben liegen,  bis  die  Katastrophe,  die  am  13.  März  in 
Wien  eintrat,  es  vollends  gegenstandslos  machte.  Sie  war 
es  auch,  die  auf  den  weiteren  Gang  der  Dinge  in  Ungarn 
folgenschwer  einwirken  sollte. 


Graf  Szechenyi  hatte  sich  zu  wiederholtenmalen  und 
stets  vergeblich  bemüht,  den  Staatskanzler  zu  der  Ansicht 
zu  bekehren,  daß  die  Verfassung-  Ungarns,  und  zwar  ge- 
meinsam mit  der  Regierung,  einer  Revision  unterzogen 
werden  müßte. 

Fürst  Metternich  sprach  sich  entschieden  dagegen 
aus:  »Die  Erhaltung  der  ungarischen.  Verfassung  erkenne 
ich  in  jeder  Hinsicht  —  so  erklärte  er  —  für  eine  so 
strenge  Pflicht  des  Staatsdieners  und  gleichzeitig  für  ein 
so  bestimmtes  Gebot  des  Rechtes  wie  der  Klugheit,  daß 
ich  mein  ganzes  politisches  Leben  vernichten  müßte,  um 
dem  Gegenteile  auch  nur  Gehör  zu  geben.« -^'-)  Er  stimmte 
mit  Szechenyi  bloß  darin  überein,  daß  Ungarn  —  ein  trotz 
reichhaltigen    Naturschätzen     zurückgebliebenes    Land    — 
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kulturell  zu  heben  sei.  Leider  erwies  sich  die  Reg-ierung- 
auch  in  dieser  Hinsicht  ängstlich  und  zaghaft. 

Graf  Szechenyi,  der  die  nationalen  Untugenden  des 
magyarischen  Volksstammes  keinesweg^s  verkannte,  sondern 
vielmehr  geißelte,  trachtete  zunächst,  infolg-e  der  beschränk- 
ten ständischen  Verhältnisse  bloß  Ziele  zu  erreichen,  die 
manchem  seiner  Zeitgenossen  kleinlich  erschienen;  so  unter 
anderem  die  Donau-  und  Theißregulierung. 2^3)  Derartige 
Pläne  entsprachen  dem  Fürsten  ISIetternich  weit  mehr,  als 
die  tief  einschneidenden  politischen  Reformen,  die  Szechenyi 
ihm  entwickelt  hatte.  »Sollte  man  nicht  —  so  schrieb  der 
Staatskanzler  an  Wirkner  —  einen  Gegenstand  auffassen, 
der  Noth  thut,  z.  B.  die  Kommunikationsmittel,  deren  das 
Land  so  wesentlich  bedarf?»  ■-•^^)  Er  dachte  an  Errichtung 
einer  besonderen  Stelle  ;>für  Beförderung  des  materiellen 
Wohlstandes<;  Ungarns;  Kübeck  widerriet  es  jedoch:  das 
Bekenntnis  der  Regierung-  würde  darin  liegen  —  so  be- 
gründete er  seine  gegenteilige  Ansicht  —  daß  sie  ent- 
weder selbst  um  die  materielle  Wohlfahrt  des  Landes  sich 
nicht  bekümmerte,  oder  daß  die  dazu  vorhandenen  Be- 
hörden nicht  benutzbar  seien,  was  schon  von  vornherein 
Scheelsucht  und  Reactionen  hervorrufen  müßte.«  Kübeck 
befürwortete  daher  die  Einsetzung  einer  außerordentlichen 
Kommission  nur  für  den  Fall,  als  es  sich  um  einen  ganz 
bestimmten  Zweck  handelte;  als  einen  solchen  bezeichnete 
•er  die  Regelung  des  Straßenwesens.  "-■^^)  Metternich  stimmte 
l3ei  und  Graf  Szechen^'i  wurde  zum  Vorsitzenden  eines 
Komitees  ernannt,  das  sich  mit  den  einschlägigen  Arbeiten 
befassen  sollte. '^•''^) 

Graf  Szechenyi  hatte  dem  Fürsten  Metternich  gegen- 
über auch  die  Ansicht  geäußert,  es  kranke  Ungarn  an  der 
infolge  großer  Geldzuflüsse  stets  steigenden  Selbständig- 
keit der  Komitate -•■*'};  er  sprach  sich  daher  für  Errichtung 
einer  unter  der  Aufsicht  der  Regierung  stehenden  Landes- 
zentralkasse,  und  zwar  mit  der  Begründung  aus,  daß  Ungarn 
sonst   »in  52  nicht  regierbare  Republiken«  zerfiele.  Metter- 
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nich  aber  neig-te  mehr  zur  Institution  einer  Staatskasse; 
nur  war  eine  solche,  wie  er  selber  zug-eben  mußte,  ganz 
ausgeschlossen  in  einem  Lande,  dem  das  Reich  sinteresse 
fern  lag. 

Für  viel  wichtiger  hielt  der  Staatskanzler  die  Frage, 
welche  die  Komitatsinstruktionen  betraf.  Er  verwies  auf 
das  Beispiel  Englands  und  Frankreichs.  In  England  stimmten 
die  Mitglieder  des  Oberhauses  nach  freiem  Ermessen, 
während  die  des  Unterhauses  weder  förmliche  Instruktionen 
erhielten,  noch  ihren  Wählern  Rechenschaftsberichte  zu  er- 
statten brauchten;  sie  hatten  als  Vertreter  der  Gesamtheit 
lediglich  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  handeln, 
und  die  Zensur  der  Kommittenten  beschränkte  sich  bloß  auf 
Ablehnung  bei  Neuwahlen.  In  Frankreich  wurden,  seit  der 
Julirevolution,  die  Mitglieder  des  Oberhauses  vom  König 
auf  Lebensdauer  ernannt,  die  der  Deputiertenkammer  nach 
Stimmenmehrheit  durch  Wahlkollegien  gewählt,  deren 
Kopfzahl  der  Zensus  bestimmte.  In  Ungarn  waren  die 
Magnaten  an  keine  Instruktionen  gebunden  und  gaben, 
gleich  den  englischen  Peers,  ihre  Stimmen  nach  eigenem 
freien  Ermessen  ab;  die  Deputierten  der  unteren  Tafel 
hingegen  erhielten  Instruktionen  und  mußten  über  ihre 
Tätigkeit  berichten. 

»Infolge  der  auf  die  Sache  einwirkenden  moralischen 
und  materiellen  Rücksichten  ist  unbezweifelt  —  so  äußerte 
sich  Metternich  —  die  englische  Form  die  bessere  und  die 
französische  die  verwerflichste.  Das  ungarische  Herkommen 
hat  geschäftslähmende  Weiterungen  aller  Art  bedingende 
Folgen;  das  französische  ist  im  Ausgangspunkte  das  Edukt 
einer  crassen  Democratie  des  Verschmelzens  der  Nation  in 
einen  Menschenhaufen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Verschieden- 
heit der  Interessen,  und  führt  zur  Bestechlichkeit  in  allen 
Richtungen.  Unter  solchen  Bedingungen  artet  die  Re- 
präsentation in  einen  Markt  aus,  auf  dem  der  Reichste  der 
Einflußreichste  ist.  Indem  der  .Staat  stets  der  Reichste  ist, 
so  fällt  —  wie  die  kurze  Erfahrung,  welche  Frankreich  in 
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seiner  heutigen  Organisation  erst  zu  bieten  vermag,  dieß 
erweist  —  die  sogenannte  Repräsentation  der  Nation  stets 
in  die  Hände  der  Parthey,  welcher  der  Staatsschatz  eben 
zu  Gebote  steht.« 

Der  Staatskanzler  hielt  es  für  keineswegs  angezeigt, 
die  Deputierten  der  unteren  Tafel  gänzlich  dem  Einflüsse 
ihrer  Sender  zu  entziehen;  nur  erklärte  er  sich  für  »Rück- 
führung des  wechselseitigen  Verhältnisses  der  Jurisdiktionen 
und  der  Deputirten  auf  ein  gehöriges  Ausmaß«,  Einem 
solchen  entsprach  in  der  Tat  das  frühere  Herkommen  weit 
mehr,  als  der  seit  den  Reichstagen  1825/27  und  1830 
übliche  Brauch  der  Komitate,  sich  ihre  Beschlüsse  gegen- 
seitig mitzuteilen,  um  danach  die  Instruktionen  ihrer  De- 
putierten auszuarbeiten.  2'tSj 

Graf  Szechenyi  und  ]\Ietternich  verrechneten  sich 
gründlich.  Ahnungslos  hatte  der  ungarische  Patriot  eine 
mächtige  Bewegung  angefacht,  Sturm  geerntet,  da  er  Wind 
gesät ;  die  Hoffnung  ^Nletternichs  aber,  demokratische 
Störungen  hintanhalten  zu  können,  so  lange  man  die  Ver- 
fassung unangetastet  ließ  und  die  ständischen  Vorrechte 
schirmte,  verwandelte  sich  in  arge  Enttäuschung.  Denn 
die  Reformpartei  schwenkte  ins  Lager  der  Opposition  und 
übernahm  die  liberalen,  demokratischen  Ideen  des  west- 
lichen Konstitutionalismus. '-^^)  Wohl  hatte  die  Regierung 
schon  zu  Gegenmitteln  gegriffen,  die  aber,  statt  ernüchternd 
zu  wirken,  die  Leidenschaften  erst  recht  entfesselten. 

Diese  Maßregeln  bestanden:  in  Unterstützung  der 
konservativen  Partei,  die  ebenfalls  die  alte  Verfassung  ver- 
teidigte; in  Gewinnung  des  einen  und  anderen  Blattes  durch 
Bestechung -ßo)  und  in  Erwerbung  der  Ofener  Zeitung,  die 
sonst  als  Organ  der  Radikalen  einen  verderblichen  Einfluß 
sowohl  »auf  die  deutsche  Bevölkerung  Ungarns  als  auch 
auf  die  Bewohner  der  deutschen  Erbländer«  ausgeübt 
hätte; -^')  unter  dem  Eindruck  der  Bemühungen  der  Oppo- 
sitionspartei, den  vierten  Stand  —  die  königlichen  Frei- 
städte —  um  den  Preis  einer  politisch  bedeutungslosen  land- 
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läg-igen  Repräsentation  in  die  Bewegung  hineinzuziehen  und 
daher  die  städtische  Verfassung  in  radikal  demokratischem 
Sinne  umzuwandehi,  erschien  es  notwendig,  daß  der  meist 
deutsche  Bürgerstand  über  die  Absichten  der  Opposition 
entsprechend  aufgeklärt  werde.  Ferner  war,  einem  Vor- 
schlag Metternichs  gemäß,  am  3.  Jänner  1845,  als  streng  zu 
wahrendes  »Staatsgeheimniß«,  und  zwar  »nach  dem  Vorbilde 
des  als  nützlich  bewährten  Central-Informations-Comites«, 
die  Einsetzung  eines  »Informations-Comites«  für  Ungarn  und 
Siebenbürgen  erfolgt,  mit  dessen  Leitung  der  Kaiser  den 
Präsidenten  der  Polizeihofstelle  betraute'-^''-);  außerdem  oblag 
einem  auf  Antrag  Sedlnitzkys  errichteten  Sonderbureau 
die  Aufgabe,  die  periodische  Presse  Ungarns  und  Sieben- 
bürgens zu  überwachen  und  die  öffentliche  Meinung  in 
regierungsfreundlichem  Sinn  zu  beeinflussen.-^'*)  Man  hatte 
auch  kein  Geldopfer  gescheut,  um  Deaks  Wahl  zum  Reichs- 
tagsabgeordneten zu  hintertreiben.  Fürchtete  doch  die  Re- 
gierung auch  diesen  gemäßigten  Liberalen,  obwohl  sie 
wußte,  daß  er  gar  oft  für  sie  eingetreten  war. -'^■*)  Franz 
Deäk  galt  nun  einmal  dem  Grafen  Apponyi  als  ein  jVIann, 
»dessen  Absichten  wohl  nicht  böse  sein  mögen,  der  aber, 
von  Eitelkeit  und  dem  Beifalle  der  Opposition  stets  ge- 
trieben, bei  seinem  großen  x\nsehen  und  Talenten  zu  den 
schädlichsten  Gegnern  der  Regierung  gehört.«^®'') 

Argwöhnisch  und  ablehnend  stand  die  Wiener  Re- 
gierung dem  nationalen  Erwachen  des  Magyarentums  gegen- 
über, durch  das  sie  die  alte  Verfassung  bedroht  sah. 
Während  sie  zu  deren  Schutz  Mittel  anwandte,  die  aller- 
dings nicht  die  gewünschte  Wirkung  erzielten,  förderte  sie 
zugleich  die  nationalen  Bestrebungen  der  nichtungarischen 
Volksstämme,  insbesondere  die  der  Kroaten,  wie  sie  es 
anläßlich  der  Sprachenfrage  deutlich  zu  erkennen  gegeben 
hatte.  Konnte  doch  eine  österreichische  Regierung  nicht 
anders  als  dem  Grundsatz  huldigen,  sämtliche  Nationalitäten 
des  Reiches  zu  schirmen  und  vornehmlich  der  Entwicklung 
ihrer  Literaturen  jedes  Hindernis  aus  dem  Weg  zu  räumen. 
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Die  diesem  Grundsatz  widersprechende  Haltung  der  Oppo- 
sition im  Reichstag  von  1840  hatte  daher  den  Kaiser  veran- 
laßt, dem  Vorschlag  Metternichs  gemäß,  ein  Handschreiben 
an  den  Banus  zu  richten:  »Es  ist  Mein  Wille  —  so  hieß  es 
darin  —  daß  der  Pflege  der  Nationalsprache,  so  lange  sie 
sich  innerhalb  der  Gränze  der  Gesetze  bewegt,  kein  Hinder- 
niß  entgegengestellt  werde.  Auch  werde  Ich  die  Munizipal- 
rechte und  die  unter  deren  Schutze  stehende  Nationalität 
Croatiens  gegen  jede  Anfechtung  aufrecht  zu  erhalten 
wissen.«  ^66) 

Die  Wirkung  dieses  Erlasses  blieb  nicht  aus:  Klagen 
und  Wünsche  wurden  laut;  sie  fanden  sich  eingehend  in 
einer  Denkschrift  erörtert,  die  der  Verfasser,  ohne  sich  zu 
nennen,  an  den  Kaiserhof  sandte,  und  betrafen:  Zulassung 
des  Namens  der  illyrischen  Schriftsprache,  freiere  Bewegung 
der  Agramer  Presse,  wie  man  sie  der  magyarischen  zuge- 
standen hatte,  und  Bestellung  eines  der  kroatisch-slawoni- 
schenNationalsprache  kundigen  Zensors  in  Agram,  dessen 
Instruktion  in  Wien  auszuarbeiten  wäre.  '^^') 

Wohl  untersagte  das  kaiserliche  Handschreiben  vom 
II.  Jänner  1843,  die  in  Druckschriften  und  im  amtlichen 
Verkehr  übliche  Benennung  »Illyrien«,  »illyrisch«  als  Partei- 
name zu  gebrauchen;  aber  die  Bezeichnung  eines  Dialekts 
zu  verbieten,  lag  keineswegs  in  der  Absicht  der  Staats- 
konferenz. Demgemäß  wurde  der  kroatisch-slawonischen 
Zeitung  nicht  erlaubt, sich  denTitel  einer  »lllyrischenNational- 
zeitung«  beizulegen,  weil  darunter  nebst  der  Sprache  auch 
-ein  topographisch-politisch  nicht  bestehendes  National- 
gebiet« verstanden  werden  konnte;  hingegen  erkannte 
man  die  illyrische  Schriftsprache  offiziell  an,  wie  schon 
die  Errichtung  einer  einschlägigen  Lehrkanzel  an  der 
Agramer  Akademie  deutlich  bewies.  -''^) 

Metternich  erklärte  sich  daher  für  Zulassung  des  Aus- 
drucks »Illyrisch«,  soweit  dieser  auf  die  kroatisch-slawonische 
Schriftsprache  beschränkt  blieb  und  zu  keinen  politischen 
Ansprüchen  herausforderte.  Ebenso  fand  der  Staatskanzler 
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die  Bitte  in  betreff  des  Zensors  gerechtfertigt;  nur  hielt 
er  es  für  gänzHch  undurchführbar,  dessen  Instruktion  oder 
gar  ihn  selbst  dem  Einflüsse  der  ungarischen  Ämter  zu 
entziehen,  wo  doch  die  Agramer  Lokalbehörde  und  in 
letzter  Instanz  die  ungarische  Hofkanzlei  die  kompetenten 
Stellen  waren,  ^^o) 

Die  kaiserliche  Entschließung  vom  3.  Jänner  1845 
lautete  im  Sinne  der  Vorschläge  Metternichs.-'") 

Die  Regierung  förderte  auch  in  der  Folge  den  >Illyris- 
mus«,  indem  sie  keinem  Geringeren  als  dem  kroatischen 
Schriftsteller  Ludwig  Gaj  ihre  Unterstützung  zuteil  werden 
ließ.'-"')  Er,  der  Schöpfer  des  Illyrismus,  schilderte  der  Re- 
gierung seine  bisherige  fünfzehnjährige  politische  Wirksam- 
keit, hob  hervor,  daß  er  die  kroatische  Nation  zum  Selbst- 
bewußtsein erweckt,  das  südslawische  Volk  geistig  belebt 
und  »das  unbegrenzte  Vertrauen«  der  stamm-  und  sprach- 
verwandten Nachbarländer  erworben  habe,  »das  unter  den 
sich  immer  kräftiger  gestaltenden  inneren  Verhältnissen 
zum  Wohle  des  Gesamtstaates  benützt  werden  könnte«. 2"2) 

Graf  Apponyi  bestätigte  die  Richtigkeit  dieser  Angaben 
Gajs,  dem  er  das  Lob  zollte,  die  Übergriffe  des  Magyaris- 
mus zurückgewiesen  und  in  der  letzten  Zeit  auch  in  ver- 
söhnlichem Sinne  gewirkt  zu  haben,  »weshalb  seine  Tätig- 
keit vor  und  während  des  Reichstages  (1847)  von  erhöhter 
Bedeutung  sei«. 

Die  übrigen  Mitglieder  der  Staatskonferenz  —  Kübeck 
und  Metternich  —  fanden  daher  Gajs  Wunsch  nach  einer 
Geldaushilfe  voll  begründet ;  nur  hielten  sie  es  für  angezeigt, 
eine  solche  jährlich,  und  zwar  zunächst  bloß  auf  drei  Jahre 
zu  gewähren,  um  Gaj  dadurch  »an  die  Regierungsinteressen 
zu  binden«.  Der  Kaiser  unterzeichnete  am  31.  Oktober  1847 
den  ihm  vorgelegten  Resolutionsentwurf.  2^"^) 

So  kam  es,  daß  die  Wiener  Regierung  in  den  Verdacht 
geriet,  auch  die  politischen  Bestrebungen  der  illyrischen 
Partei  zu  fördern.  Mochte  Gajs  Programm  immerhin  ein 
bescheideneres    g-eworden  sein,    da  es  sich  nicht  mehr  auf 
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die  Gesamtheit  der  Südslavven  erstreckte,  es  betraf  dennoch 
die  Herstellung  des  »dreieinigen  Königreichs«,  das  aus 
einer  Verbindung  Dalmatiens  mit  Kroatien  und  Slawonien 
hervorgehen  sollte  2'^);  der  lUyrismus  lebte  nicht  mehr  aus- 
schließlich in  der  Literatur,  sondern  auch  in  staatsrecht- 
lichen Theorien,  die  mit  dem  Grundsatz  der  Integrität 
Ungarns  niemals  in  Einklang  gebracht  werden  konnten. 
Die  Wiener  Regierung  sprach  sich  allerdings  frei  von  aller 
Schuld,  da  sie  bloß  der  kulturellen  Bestrebungen  achtete. 
So  beschränkte  sie  sich  auf  halbe  Maßregeln,  statt  im 
vollsten  Einvernehmen  mit  den  Völkern  Ungarns  alle 
Anstalten  zu  treffen,  damit  das  vielsprachige  Königreich 
föderativ  ausgestaltet  werde. 

Für  Österreich  hätte  sich  aber  in  jedem  Fall  die  Not- 
wendigkeit ergeben,  auch  selber  konstitutionell  regiert  zu 
werden;  denn  schon  wies  die  Entwicklung  der  Dinge  in 
Ungarn  darauf  hin,  daß  dieser  Verfassungsstaat  Absolutis- 
mus, Polizei  und  Zensur  nicht  mehr  über  seine  Geschicke 
entscheiden  lassen  wolle. 

Unnütz  ist  daher  die  so  oft  aufgeworfene  Frage,  ob  die 
Revolution  verhütet  worden  wäre,  wenn  man  die  schleunigste 
Auflösung  des  Reichstags  verfügt  hätte.  Denn  der  13.  März 
wäre  unter  allen  Umständen  hereingebrochen  und  mit  ihm 
der  Rückschlag  auf  Ungarn  erfolgt;  die  eigentliche  Ursache 
der  magyarischen  Revolution  aber  —  das  absichtlich  her- 
vorgerufene Aufflammen  des  Illyrismus  —  wäre  angesichts 
der  Schwäche  einer  Regierung,  die  weder  Ziel  noch  Rich- 
tung kannte,  wohl  unvermeidlich  gewesen.  Unleugbar  ist 
hingegen,  daß  der  Palatin  mit  zur  Beschleunigung  der 
Katastrophe  beigetragen  hat.  Seine  Stellung  war  schwierig 
und  die  Aufgabe,  zwischen  der  Regierung  und  dem  Lande 
zu  vermitteln  und  doch  auf  keiner  Seite  anzustoßen  —  den 
Pelz  zu  waschen  und  ihn  doch  nicht  naß  zu  machen  — , 
unter  den  herrschenden  Verhältnissen  ein  Riesenwerk,  das 
die  Kräfte  des  Erzherzogs  überstieg.  In  Ungarn  geboren, 
in  diesem  Lande  mit  der  Anwartschaft  auf  die  Palatinswürde 


auferzogen,  war  es  begreiflich,  daß  Stephan  Viktor  Sym- 
pathie für  die  Nation  empfand.  So  faßte  im  Volke  der 
Glaube  tiefe  Wurzeln,  der  Prinz  sei  liberal,  zwar  nicht  im 
Sinne  Kossuths  und  Genossen,  aber  demungeachtet  liberal 
genug,  um  der  Regierung  gegenüber  für  die  Freiheiten 
der  Nation  einzutreten.  Wäre  dem  kaiserlichen  Prinzen  eine 
kräftige  konservative  Phalanx  zur  Seite  gestanden,  so  wäre 
es  ihm  vielleicht  gelungen,  gleich  bei  seinem  Regierungs- 
antritt Maßregeln  zu  ergreifen,  die  das  Unheil  verhütet 
hätten.  Das  Lager  der  Konservativen  war  jedoch  bereits 
zu  schwach  und  es  wies  keine  bedeutenden  Männer  auf, 
mit  denen  sich  der  Palatin  zu  einer  erfolgreichen  Bekämp- 
fung der  Radikalen  hätte  verbünden  können.  Deshalb  er- 
übrigte ihm  bloß  der  Weg  gütlichen  Ausgleichs,  der 
freilich  einer  Partei  gegenüber,  deren  Haupt  Ludwig 
Kossuth  war,  nicht  der  richtige  sein  konnte. 

Auch  nach  der  großen  Rede  Kossuths  setzte  Stephan 
Viktor  Vertrauen  in  die  Treue  der  Ungarn  und  er 
glaubte  nicht  an  die  Möglichkeit  einer  gewaltsamen  Auf- 
lehnung. »Dazu  wird  es  nie  kommen,«  so  antwortete  er 
manchem  Zweifler,  und  »wenn  es  zu  einem  Krawall  käme,«  — 
fügte  er  hinzu  —  »so  ginge  ich  selbst  unter  das  Volk  und 
würde  es  gewiß  beruhigen. <;27'^) 

Ein  Zeichen  der  Schwäche  war  es,  daß  der  Palatin 
die  Politik  Apponyis  nicht  unterstützte  und  entgegen  seinem 
gegebenen  Wort  die  Auflösung  des  Reichstags  verhinderte, 
als  dieser  bereits  »subversiven  Tendenzen«  huldigte. 2^*')  Ein 
Unglück  war  es,  daß  in  den  entscheidenden  Tagen  schwere 
Krankheit  den  ungarischen  Hofkanzler  befiel.  Und  Fieber- 
taumel hatte  auch  die  Nation  ergriffen,  während  schleichen- 
der Marasmus  die  Tatkraft  der  Wiener  Regierung  lähmte, 
die  schließlich,  beim  Hereinbrechen  des  Sturmes,  nur  die 
Worte  stammeln  konnte:  j'dient  zur  allerhöchsten  Nachricht.« 
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Anmerkungen  und  Anhang 

(Die  Ziffern  innerhalb  der  Klammem  verweisen  auf  die  betreffende  Seitenzahl.) 


1)  (II  Dieser  Beschluß  erfolgte  allerdings  unter  dem  Eindruck  der 
Befreiung  Ungarns  von  der  türkischen  Herrschaft.  Die  Anerkennung 
auch  der  weibHchen  Erbfolge  (Pragmatische  Sanktion)  fand  im  Reichstag 
von  1722/24  statt. 

Über  die  Verfassung  vgl.  u.  a.  August  ümeiner.  Grundzüge  der 
Verfassung  Ungarns  (Xagyszeben  [Hermannstadt^,    W.  Krafft.   1909). 

-)  (3)  Im  Jahre  1S37  ^^"^^  Kossuth  wegen  Verbreitung  der  »Behörd- 
lichen Nachrichten«,  die  der  Palatin  ausdrücklich  untersagt  hatte,  ver- 
haftet und  in  die  Ofner  Festung  gebracht  worden.  Am  29.  April  1840 
begnadigt,  übernahm  er  im  Jänner  des  nächsten  Jahres,  mit  Bewilligung 
der  Regierung,  die  Redaktion  des  Pesti  Hirlap.  (Siehe  u.  a.  auch  »Ungarns 
gutes  Recht.  Eine  historische  Denkschrift  von  einem  Diplomaten«, 
2.  Aufl.,  zweites  Heft,  30  ff.  London.  W.  M.  Watts,  1850. ) 

3)  (4)  Preßburger  Zeitung  ^•om  7.  Februar  1840.  In  Wirklichkeit 
bildeten  diese  Mannschaften  als  »ungarische  Regimenter«  Teile  einer 
kaiserhchen,  keineswegs  einer  gemeinsamen  Armee.  (J.  Szekfü,  Der 
Staat  Ungarn.  Deutsche  Verlagsanstalt,  Stuttgart  — Berlin  1918,  S.  133.) 
Über  den  Reichstag  1S39  40  siehe  Wertheimers  Artikel  im  Pester  Lloyd 
igoi,  Jänner  26  und  27  (Nr.  23  u.  24). 

*)  (4)  Seit  dem  Reichstag  von  1830. 

°)  (5)  Max  Freiherr  von  Kübeck:  Tagebücher  des  Carl  Friedrich 
Freiherrn  Kübeck  von  Kübau,  I '2  (1837),  S.  752  ff.  —  An  dieser  Stelle 
sei  folgendes  erwähnt:  Der  Palatin,  Erzherzog  Josef,  wurde  im  April 
1S37  ■^'O"  einer  schweren  Krankheit  befallen  und  es  hieß,  daß  er  sie  nicht 
überstehen  werde.  Damals  erhielt  Graf  Sedlnitzky  einen  Geheimbericht 
aus  Ungarn,  worin  der  ungenannte  Verfasser  »das  nahe  bevorstehende 
Hinscheiden«  des  kaiserlichen  Prinzen  als  ein  Ereignis  bezeichnete, 
»welches,  klug  benützt,  der  königlichen  Sache  Vortheil    bringen«  könnte: 


»Die  Opposition  in  Ungarn  besteht  nämlich  aus  verschiedenen  Frak- 
tionen: i)  Separatisten,  2)  Protestanten,  die  größere  Begünstigung  ihrer 
Religion  ersehnen;  3)  Desperate,  die  bei  einer  Änderung  nur  gewinnen 
können;  4)  ehrliche,  aber  bornirte  Männer,  die  wirklich  glauben,  das 
Wohl  des  Landes  zu  befördern  und  die  Konstitution  zu  schützen.  Alle 
diese  Partheien  sahen  und  sehen  den  Erzherzog  Palatin  als  die  Person 
an,  von  der  die  Verwirklichung  ihrer  Pläne  kommen  kann.  Inwieweit 
die  Partheien  Recht  gehabt  haben,  auf  den  Erzherzog  Palatin  zu  bauen, 
wage  ich  nicht,  zu  bestimmen.  Dieß  ist  aber  gewiß,  daß,  wenn  er 
stirbt,  der  Schlußstein  der  Opposition  herausbricht;  es  fehlt  fortan  die 
Idee,  in  der  sich  die  Fraktionen  vereinigt  hatten;  es  ist  nicht  mehr  eine 
Massa,  sondern  kleinere  Theile,  die  man  zu  bekämpfen  hat.  Namentlich 
werden  die  Protestanten  eingeschüchtert  sein,  denn  es  ist  in  ganz  Ungarn 
bekannt,  daß  er  die  Akatholiken  überaus  begünstigte;  nun  aber  besteht 
ein  großer  Theil  der  Opposition  aus  Protestanten,  also  wird  diese  Parthei 
eingeschüchtert. 

Die  nächste  Folge  wird  die  sein,  daß  aus  den  bevorstehenden 
üeneral-Congregazionen  der  Kaiser  um  einen  Landtag  wird  gebeten 
werden.  Dieser  Bitte  ist  nicht  zu  willfahren,  sondern  der  Landtag  erst 
zur  legalen  Zeit  anno  183g  zu  halten,  und  bishin  muß  ein  Locum  tenens 
oder  Statthalter  die  Verwaltung  führen  .  .  .« 

Graf  Sedlnitzky  übersandte,  am  q.  April  1837,  diesen  Bericht  dem 
P'ürsten  Metternich,  der  das  Schriftstück  mit  folgender  Begründung  an  die 
Staatskonferenz  leitete:  »Die  in  der  Anlage  entwickelte  und  in  kurzen 
Worten  ausgedrückte  Ansicht  eines  Beobachters  der  Ungarischen  Ver- 
hältnisse entspricht  meinen  eigenen  Gefühlen  so  vollkommen,  daß  ich 
dieselbe  den  Conf.  Mitgliedern  recht  von  Herzen  empfehle. '<  (Staats- 
konferenzakt, Z.  544  ex  1837.  St.  A.) 

•5)  (5)  Metternich  an  den  Palatin,  Wien,  26.  Jänner  1843  (Staats- 
archiv). »Das  Grundübel  von  Ungarn  —  so  heißt  es  in  demselben 
Schreiben  —  ist  der  Hang  zur  Rabulisterei  und  durch  selbe  leben  und 
gedeihen  die  Reiche  nicht.  Gesetze  auf  Gesetze  häufen,  künstliche  Ge- 
staltungen herbeirufen,  welche  auf  das  Land  nicht  passen,  große  Worte 
im  Munde  führen  und  ohne  Belebung  des  Nationalreichtums  sich  mit 
Polemisiren  beschäftigen,  dies  alles  führt  nicht  zum  Heile;  und  wo  das 
Übel  einmal  eingewurzelt  ist,  läßt  es  sich  nur  dadurch  verscheuchen, 
wenn  statt  Worten  Thaten,  und  statt  phantastischen  Gebilden  das  wahre 
Interesse  auf  den  Kampfplatz  treten!  .  .  .« 

»  .  .  .  Ungarn  ist  —  so  heißt  es  in  einem  Schreiben  Metternichs 
an  den  Palatin  vom  10.  November  1844  —  auf  die  niedrige  Stufe  bürger- 
licher und  staatsgemäßer  Existenz,  auf  der  es  angelangt  ist,  durch 
Ploskeln  von  Oben  herab  und  von  Unten  hinauf,  gesunken.  Das  ärgste 
Getriebe  in  irgend  einem  Lande    ist   jenes    der  Advokaten    und  der  Un- 
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wissenden,  aber  thätig  sein  Wollenden.  Diesen  Uebelständen  ist  Ungarn 
seit  lange  her  verfallen  .  .  .« 

"<)  (5)  Schreiben  an  den  Palatin  Erzherzog  Josef,  dd.  Wien,  29.  No- 
vember 1843  (Aus  Metternichs  nachgelassenen  Papieren,  Bd.  VI,  673). 

8)  (6)  »  .  .  .  Sie  (die  Regierung)  muß  den  Reichstag  1790/1  als 
einen  Abschnitt  in  der  ungarischen  Geschichte  betrachten  und  dem- 
selben den  faktischen  ^^'erth  eines  constituierenden  einräumen,  dessen  Ein- 
fluß als  ebenmäßig  tief  auf  ihre  eigene  Stellung  dem  Lande  gegenüber, 
sowie  jene  des  Landes  ihr  und  der  Gesammtmonarchie  gegenüber  ein- 
greifend und  dieselbe  bedingend  betrachten.«  (Eingabe  Metternichs  an  die 
Staatskonferenz,  dd.  31.  Dezember  1S43.  Staatskonferenzakt,  Z.  15  e.\ 
1844.  St.  A.)  In  gleichem  Sinne  äußerte  sich  Fürst  Metternich  in  einem 
Schreiben,  das  er  am  9.  ^lai  1844  an  den  Palatin  richtete.  (Wirkner, 
Meine  Erlebnisse,  S.  164.) 

ä)  (6)  Eingabe  Metternichs  an  die  Staatskonferenz  vom  31.  Dezem- 
ber 1843. 

10)  (6)  Kommunikationsmittel.  Hebung  des  Kredits,  Errichtung  einer 
Hypothekenbank.  Außerdem  sollten  die  Stände  die  Vorlagen  des  letzten 
Reichstages  (Flußregulierungen.  Militärverpflegung,  Strafgesetzbuch) 
prüfen,  das  Stimmrecht  der  Städte  herstellen  und  ein  Gesetz  ausarbeiten, 
das  den  Ausschreitungen  in  den  Komitatsversammlungen  steuere. 

»Eine  Fürkehr,  welche  hier  sehr  wesentlich  erscheint,  ist  die  — 
schrieb  Metternich  am  26.  Jänner  1843  dem  Palatin  —  daß  das«  Vor- 
haben der  Regierung  mit  dem  Schleier  des  tiefsten  Geheimnisses  bis 
zum  Momente  der  Thron-Rede  bedeckt  bleibe.  Niemand,  und  am  wenig- 
sten die  Opponenten,  kann  sich  auf  das,  was  die  Regierung  beabsichtigt, 
erwarten  und  eben  in  dem  Unerwarteten  liegt  ein  Mittel  des  Gelingens 
bei  großen  Versammlungen.  Hier  weiß  außer  dem  höchsten  Regierungs- 
centro,  dem  ungarischen  Hofkanzler  und  dem  Judex  Curiae,  Niemand 
Etwas  von  der  Sache.« 

11)  (6)  Die  betreffende  Stelle  des  (mir  nicht  vorliegenden  Schreibens 
des  Palatins)  findet  sich  in  der  Antwort  ^letternichs,  dd.  Wien,  18.  Fe- 
bruar 1843  wörthch  angeführt.  (St.  A.) 

1-)  (6)  Es  mutet  befremdlich  an,  daß  Kossuth  hingegen  diesen 
Standpunkt,  allerdings  bloß  in  seiner  praktischen  Folgerung,  teilte;  denn 
er  trat  für  das  Fallen  der  Zollschranken  und  für  Errichtung  eines  Zoll- 
Vereines  mit  den  österreichischen  Staaten  ein.  Allerdings  darf  dabei 
folgendes  nicht  vergessen  werden:  der  Zwischenzoll  war  eine  notwendige 
Maßregel,  da  sie  den  mit  Steuern  und  anderen  Lasten  belegten  Urprodu- 
zenten  in  den  deutschen  Provinzen  gegen  die  Konkurrenz  der  wohl- 
feileren Erzeugnisse  schützte,  die  aus  den  großenteils  steuerfreien  Ländern 
der  Stefanskrone  kamen;  der  Zwischenzoll  war  ferner  ein  geeignetes 
Mittel,   die  ungarischen  Stände,    die  ja    zu    den  allgemeinen  Staatslasten 
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nichts  beitragen  wollten,  indirekt  zu  besteuern.  Aus  dem  Fallen  der 
Zwischenzölle  mußten  sonach  dem  ungarischen  Staate  die  größten  Vor- 
teile erwachsen!  (Näheres  über  Kossuths  Anschauungen  bringt  Rudolf 
Sieghart,  Zolltrennung  und  Zolleinheit.  Die  Geschichte  der  österreichisch- 
ungarischen Zwischenzoll-Linie,  131  ff.) 

13)  (7)  Schreiben  an  den  Palatin  vom  18.  Februar  1843. 

i-i)  (7)  Apostille  auf  einem  Vortrag  Gervays  vom  7.  Juli  1843. 
(St.  A.) 

15)  (8)  §  15  (Codex  Juris  Hungarici  1740 — 1835,  pag.  178).  —  Vgl. 
Johann  Graf  Mailäth,  Die  Religionswirren  in  Ungarn,  I,  72  ff.,  81  ff.  — 
A.  Springer,  Geschichte  Österreichs  seit  dem  Wiener  Frieden  1809, 
Bd.  II,  37  ff.  —  Alfred  Stern,  Geschichte  Europas  seit  den  Verträgen 
von  1815  bis  zum  Frankfurter  Frieden  von   1871,  Bd.  V,   172  ff.,  387. 

1®)  (8)  »In  meinem  Inneren  mußte  ich  bekennen  —  so  heißt  es  in 
einem  Schreiben  Gervays  an  Metternich  vom  8.  Juli  1843  ■ —  wie  oft  hat 
unser  hochverehrter  Fürst  Staatskanzler  sich  nicht  über  die  Verzögerung 
sowohl  dieser,  als  noch  mancher  anderen  wichtigen  Regierungsangelegen- 
heiten seinen  Kummer  ausgesprochen  ...  Es  ist  unverantwortlich,  daß 
bei  den  ungarischen  Behörden  eine  Angelegenheit,  welche  das  Interesse 
des  ganzen  Landes  so  mächtig  ansprach,  drei  Jahre  ruhte,  und  daß  auch 
nach  dieser  langen  Zeit  erst  die  Frage  gestellt  ward,  welches  Prinzip  will 
die  Regierung  aussprechen?  .  .  .«  (St.  A.)  Der  Palatin  hatte  gebeten,  die 
Sache  zu  beschleunigen  (Schreiben  des  Erzherzogs  Josef  an  den  Kaiser, 
dd.  Preßburg,  21.  Mai  1843.  Staatskonferenz,  Z.  471  ex  1843.  St.  A.), 
denn  der  Akt  lag  noch,  seit  1840,  in  der  ungarischen  Statthalterei. 

1')  (8)  Metternich  entwickelte  seine  Ansicht  folgendermaßen:  ».  .  . 
i)  Die  Freiheit  des  Gewissens  besteht  natürlich  als  inneres  Factum  immer 
und  allenthalben. 

Allein  sie  kann  mehr  oder  weniger  durch  bürgerliche  Gesetze  be- 
schränkt, mehr  oder  weniger  im  Staate  anerkannt  sein.  Abgesehen  von 
dem  Glauben  und  der  eigenen  Ueberzeugung  jener,  in  deren  Händen  sich 
die  Staatsgewalt  befindet,  hängt  hier  alles  von  den  besonderen  thatsäch- 
lichen  Verhältnissen  und  von  den  Rücksichten  auf  das  politische  und 
religiöse  Wohl  der  Gesellschaft  ab,  welche  in  einem  gegebenen  Lande 
und  in  einer  bestimmten  Zeit  die  bürgerliche  Ausschließung  der  Anders- 
gläubigen, anderswo  dagegen  und  in  einer  anderen  Zeit  mehr  oder 
weniger  ausgedehnte  Tolleranz,  ja  völlige  Parität  der  verschiedenen 
Religions-Partheyen  fordern  können.  Jeder  Gewissenszwang,  der  den  in 
der  Zeit  liegenden  thatsächlichen  Verhältnissen  wiederspräche,  würde 
eine  für  Reich  und  Staat  gleich  verderbliche  Reaction  hervorrufen  und 
seinem  eigenen  Zwecke  entgegen  wirken.  Daß  daher  mit  den  faktischen 
Verhältnissen  sich  auch  die  Gesetze  ändern  müssen,  bedarf  keines  Be- 
weises. 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  III.  6  8l 


2^  Dort,  wo  es  mehr  als  eine  im  Staate  anerkannte  Confession 
glebt,  sind  gemischte  Ehen  eine  unvermeidliche  Folge  des  täglichen  Ver- 
kehrs unter  den  verschiedenen  Confessionsgenossen.  Hier  sind  in  Be- 
ziehung auf  die  rehgiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  solchen  Ehen  nur 
zwei  gesetzliche  Verfügungen  denkbar.  Entweder  das  Gesetz  muß  die 
Confession  bestimmen,  in  welcher  die  Kinder  aus  gemischten  Ehen  er- 
zogen werden  sollen,  oder  diese  Bestimmung  muß  denen  überlassen 
bleiben,  welche  am  natürlichsten  geeignet  und  zunächst  verpflichtet  sind, 
sie  zu  treffen  —  den  Eltern! 

3)  Wird  der  erstere  Weg  gewählt,  so  ist  eine  Kränkung  der  Ge- 
wissensfreiheit des  Einen  oder  Anderen  Theils  oder  beider  unvermeid- 
lich. Wird  dagegen  den  Eltern  die  Entscheidung  überlassen,  so  bedarf  es 
zu  ihrer  Sicherung  einer  Form,  nämlich  des  Vertrages  der  beiden  Inter- 
essenten, d.  h.  der  Brautleute. 

Wie  dieser  gegen  willkürliche  Verletzung  oder  absichtliche  Täu- 
schung sicher  gestellt  werden  soll,  ist  eine  zweite  Frage,  die  erst  im 
Verlauf  der  weiteren  Verhandlungen  erörtert  und  nur  unter  Mitwirkung 
der  verfaßungsmäßigen  Gewalten  entschieden  werden  kann.  Es  liegt  im 
Interesse  der  Bischöfe,  die  dießfallsigen  Mittel  in  Vorschlag  zu  bringen. 
Hier  genüge  es,  zu  bemerken,  daß,  wie  auch  in  dieser  Beziehung  die 
Entscheidung  ausfalle,  dennoch  zur  Schlichtung  dieser  ganzen  An- 
gelegenheit, kein  anderer  Weg  übrig  bleibt,  als  der  der  Gewissens- 
freiheit ! 

4)  Der  26.  Art.  ex  1790/1  gewährt,  mehr  dem  Anscheine  als  der 
Wirklichkeit  nach,  der  catholischen  Kirche  einen  Vorzug  vor  den  acatho- 
lischen  Confessionen.  Soll  der  apostolische  König  einen  direkten  Antrag 
auf  die  Zurücknahme  des  zu  Gunsten  der  allgemeinen  Kirche  bestehen- 
den Vorrechtes  stellen?  Ich  würde  hieran  Bedenken  nehmen;  die  Sache 
steht  aber  in  Folge  des  von  den  Ständen  auf  dem  letzten  Landtage 
unterlegten  Gesetzes- Vorschlags  nicht  mehr  auf  diesem  Felde.  Die  Stände 
haben  es  gewagt,  die  Initiative  in  der  Anfechtung  des  Artikels  26 — 1790/1 
zu  ergreifen,  und  dem  Könige  steht  nun  mehr  zu,  entweder  auf  der 
Aufrechthaltung  dieses  Artikels  zu  bestehen,  oder  für  dessen  Ersatz 
mittelst  einer  weisen  neuen  gesetzlichen  Verfügung  Sorge  zu  tragen. 

Daß  der  Antrag  des  lezten  Landtages  nicht  das  Gepräge  einer 
solchen  gesetzlichen  Vorsorge  trägt,  liegt  handgreiflich  vor.  Stehen  die 
Acatholiken  überhaupt  auf  dem  Boden  eines  logischen  Raisonnements, 
so  müssen  sie  sich  mit  dem  Prinzipe  der  ächten  Gewissensfreiheit  ein- 
verstanden erklären,  oder  im  entgegengesetzten  Falle  sich  selbst  der 
Grundlage  zur  Vertheidigung  ihrer  Einsprüche  berauben. 

Der  päpstliche  Stuhl  kann  und  wird  nichts  dagegen  haben,  wenn 
die  künftigen  Eltern  über  die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  zu  ent- 
scheiden haben.  Durch  diese  Entscheidung  werden  die  Diener  der  Kirche 
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außer  Angriff  gestellt;  endlich  wird  durch  eben  diese  zweckmäßige  Ver- 
änderung in  den  Gesetzen  der  Reibung  zwischen  den  verschiedenen 
Confessions-Verwandten  auf  dem  Gebiete  des  täglichen  Verkehrs  fund 
des  Familien-Lebens  ein  Ziel  gesezt  .  .  .«  (Votum  Metternichs,  dd.  Wien, 
2g.  Mai  1843.  Ad  Staatskonferenzakt  Z.  471  ex  1843.   St.  A.) 

Der  Bischof  von  Kaschau  teilte  in  der  Folge  dem  Staatskanzler 
mit,  daß  der  ungarische  Episkopat  »mit  der  Anwendung  des  Prinzips 
der  Gewissensfreiheit  einverstanden«  sei.  Doch  erklärte  er  zugleich,  »der 
Fürst  Primas  habe  ihm  bei  seiner  (des  Bischofs  von  Kaschau)  Abreise 
von  Preßburg  nach  Wien  aufgetragen,  mir  (dem  Fürsten  Metternich)  zu 
sagen,  daß  seine  (des  Fürstprimas)  Ansicht  sich  ebenfalls  also  aus- 
spreche. Die  Bischöfe  könnten  den  Antrag  einer  Veränderung  des  Ge- 
setzes von  1790/1  nicht  stellen,  indem  ihnen  die  Beibehaltung  dessen 
Aussprüche  am  meisten  zusage;  w^enn  jedoch  eine  Änderung  in  der  bis- 
herigen Stellung  nöthig  sein  sollte,  so  müßten  sie  sich  für  die  dritte 
Alternative,  die  Gewissensfreiheit,  aussprechen«. 

(Aufzeichnung  Metternichs  vom  8.  Juni  1843.  Ibidem.) 

Metternich  richtete  an  den  Bischof  von  Kaschau  die  Frage,  ob  er 
dies  dem  ungarischen  Hofkanzler  mitgeteilt  habe.  »Als  er  —  so  meldete 
Fürst  Metternich  —  mit  der  Sprache  nicht  frei  heraus  wollte  und  ich  in 
ihn  drang,  die  Mittheilung  der  Ansicht  des  Clerus  zu  machen,  bezeichnete 
er  die  Beschwerniß  in  dem  Nachtheile,  welcher  von  der  Verlautbarung, 
daß  der  Clerus  in  der  Sache  die  Initiative  nehme,  nicht  zu  trennen  sein 
würde. 

In  einem  jeden  Falle  steht  nun  das  Verhältniß  —  so  schloß  der 
Staatskanzler  seine  Aufzeichnung  —  klar  vor  Augen  und  erleichtert  so- 
nach den  königlichen  Ausspruch.« 

»8)  (8)  Königliches  Reskript,  dd.  Wien,  5.  Juli  1843.  (Mailäth,  I, 
182  ff.)  —  »Das  Schlagwort  Toleranz  —  so  schrieb  Fürst  Metternich  an 
Gervay  —  empfehle  ich  sehr.  Wirkner  soll  es  laut,  insbesondere  gegen 
Wesselenyi  aussprechen.«  (Apostille  Metternichs,  dd.  Ischl,  10.  Juli  1843, 
auf  einen  Bericht  Gervays  vom  8.  desselben  Monats.  St.  A.) 

")  (8)  Preßburg,  12.  Juli  1843.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1310  ex 
1843.  St.  A.)  Vgl.  Mailäth,  i,  195  ff. 

20)  (8)  Eingabe  der  Erz-  und  Bischöfe  des  Königreiches  Ungarn 
vom  IG.  Oktober  1843.  (Staatskonferenzakten,  Z.  1002  und  1220  ex  1843. 
St.  A.)  —  Der  Nuntius  an  Metternich,  8.-  August  1843  (Staatskonferenz- 
akt, Z.  581  ex  1843.  Dem  Staatskonferenzakt  Z.  1310  ex  1843  liegen 
die  einschlägigen  Berichte  des  Botschafters  Grafen  Lützow  und  die 
Weisungen  Metternichs  bei.) 

-1)  (9)  Staatskonferenzakten,  Z.   1220  und   1310  ex  1843.  (St.  A.) 

2-)  (9)  »Darlegung  der  die  gemischten  Ehen  betreffenden  Verhält- 
nisse in  Ungarn«  (Beilage  Nr.  i  des  Vortrages  Metternichs  vom  29.  Jänner 
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i844-  Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1310  ex  1843.  St.  A.)  ».  .  .  Mittelst  der 
in  Antrag  gestellten  Entscheidung  wird  —  so  äußerte  sich  Fürst  Metter- 
nich  in  seinem  Vortrag  —  der  aufregende  Gegenstand  der  gemischten 
Ehen  auf  eine  Weise  erledigt,  welcher  die  Regierung  vor  jedem  An- 
griffe schützen  und  S.  M.  auf  eine  Ungarn  und  Europa  gegenüber  hohe 
Stufe  der  Billigkeit  und  der  Klugheit  zu  stellen  geeignet  ist.« 

23)  (g)  Staatskonferenzakt,  Z.  1310  ex  1843.  St.  A.    —   Mailäth,  II, 

553  ff- 

Nach  langwierigen  Verhandlungen    kam    schließlich  zwischen    dem 

Reichstag  und  der  Regierung  eine  Einigung  zustande,  wonach  gemischte 
Ehen  mit  voller  Gültigkeit  auch  vor  dem  protestantischen  Pfarrer  ge- 
schlossen werden  konnten.  Die  Stände  wurden  aufgefordert,  ihren  Ge- 
setzentwurf den  neuen  Bestimmungen  anzupassen  und  den  umgearbeiteten 
Entwurf  in  kürzester  Frist  der  königlichen  Sanktion  zu  unterbreiten. 

-*)  (9)  Der  Banus  hielt  ferner  »bei  der  in  Kroatien  bestehenden 
Animosität«  die  Abberufung  der  Deputierten  für  gewiß,  wenn  die  Re- 
gierung nicht  rasche  Vorkehrungen  traf.  (Gervay  an  Metternich,  27.  Juli 
1843.  St.  A.) 

2»)  (10)  »Da  —  so  heißt  es  darin  —  die  Frage  hinsichtlich  der 
Landtagssprache,  selbst  nach  dem  klaren  Sinne  des  67.  Art.  1790,  einen 
Gegenstand  der  Gesetzgebung  ausmacht  und  man,  ohne  die  konstitutio- 
nelle Ordnung  der  Verhandlungen  aufzuheben,  derselben  nicht  vorgreifen 
darf,  so  ermahnen  Wir  Euer  Liebden  und  Euch,  Unsere  Getreuen,  ernst- 
lich, zufolge  der  Uns  diesfalls  obliegenden  Sorge,  und  wollen  kraft  Un- 
serer königlichen  Autorität,  daß  Ihr,  in  so  lang  keine  andere  gesetzliche 
Bestimmung  erfolgt  ist,  den  Hauptgrundsatz  der  Gesetze,  nämlich  die 
Befolgung  der  bestandenen  Gepflogenheit  sorgsam  erwäget  und  alles 
vermeidet,  wodurch  jenen  Abgeordneten  dasjenige  benommen  werden 
möchte,  was  ihnen  schon  früher  zustand,  nämlich  die  Befugniß,  sich  in 
der  lateinischen  oder  ungarischen  Sprache  auszudrücken.«  »Übersetzung 
zur  Konferenz-Z.  822  ex  1843«,  ad  Staatsratsakt  Z.  986  ex  1843.  St.  A. 
Vgl.  Springer,  II,  65.  —  Alfred  Stern,  VI,  385  ff. 

2^)  (10)  Erzherzog  Joseph  an  den  Kaiser,  dd.  Wien,  g.  und  14.  Ok- 
tober 1843.  (Ad  Staatskonferenzakten  Z.  999  und  Z.  1000  ex  1843.  St.  A.) 
—  Die  Stände  richteten  in  der  Folge  —  mit  Berufung  auf  eine  könig- 
liche Entschließung  vom  2.  Dezember  1830  (Staatskonferenzakt,  Z.  336/340 
ex  1830)  —  die  Bitte  an  den  Monarchen,  den  Landtag  nach  Pest  zu 
verlegen;  sie  hatten  sich  bereits  in  einer  Vorstellung  vom  30.  März  1833 
darauf  bezogen,  nur  war  ihre  Eingabe  unbeantwortet  geblieben.  Die 
Staatskonferenz  beantragte,  auch  diesmal  zu  schweigen  und  die  ständi- 
sche Vorstellung  den  Akten  beizulegen,  »weil  dadurch  alle  weiteren, 
eben  nicht  erwünschten  Disputationen  abgeschnitten  würden  und  diese 
Angelegenheit    überhaupt    keiner  Antwort  bedarf.    Rücksichten  der  Vor- 
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sieht  scheinen  jedoch  zu  erheischen,  daß  diesfalls  die  a.  h.  Entschließung 
selbst  an  die  Hofkanzley  nicht  jetzt,  sondern  erst  am  Schlüsse  des  Land- 
tages erlassen,  bis  dahin  aber  dieser  Akt  in  den  Conferenzakten  aufbe- 
wahrt werde«.  (Votum  ad  Vortrag  des  ungarischen  Hofkanzleiaus- 
schusses, dd.  15.  November  1843.  Staatskonferenzakt,  Z.  1212  ex  1843. 
St.  A.) 

Der  Kaiser  resolvierte  dd.  Wien,  27.  März  1844  in  diesem  Sinne, 
und  am  20.  Mai  1845  wie  folgt:  »Comitiis  intermedio  tempore  conclusis, 
propositio  haec  in  actis  asservanda  est.«  (Ibidem.) 

27)  (10)  Staatskonferenzakten,  Z.  999  und  1000  ex  1843. 

»Gott  gebe  nur  —  so  hatte  sich  Graf  Kolowrat  bereits  am  17.  Au- 
gust geäußert  ■ —  daß  in  Beziehung  auf  den  tollen  magyarischen  Sprachen- 
fanatismus, von  Seite  der  Regierung  kein  Akt  der  Schwäche  stattfindet, 
welcher,  noch  so  sehr  durch  Phrasen  und  Wendungen  verkleistert,  von 
dem  In-  und  Auslande  sogleich  erkannt  und  gemißbilligt  werden  würde. 
Mag  der  Landtag  aufgelöst  werden,  ohne  daß  ein  Gesetz  zu  Stande 
kommt,  die  Schmach  davor  trifft  die  Opposition,  welche  trotz  der  treff- 
lichen königlichen  Propositionen  ihr  elendes  Handwerk  forttrieb,  Ver- 
wirrung in  die  Berathungen  zu  bringen.  Die  Steuern  brauchen  wir  nicht, 
denn  wir  haben  mehr  als  zweijährige  Steuerrückstände  einzutreiben.  Nur 
einmal  etwas  Energie  statt  des  fortwährenden  Nachgebens,  und  es  geht 
gewiß.« 

»Zu  dem  Schreiben  des  Gr.  Kolowrat  ■ —  so  bemerkte  Fürst  Met- 
ternich  —  kann  ich  nur  mein  lu  et  approuve  beisetzen.  Hierbei  spreche 
ich  jedoch  den  Satz  aus,  daß,  was  für  den  Magyarismus  gilt,  ebenfalls 
auf  den  Slavismus  anwendbar  ist.«  (Apostille  [auf  einem  Vortrag  Ger- 
vays  vom  21.  August  1843],  dd.  24.  desselben  Monats.  St.  A.) 

28)  (10)  Resolution,  dd.  Schönbrunn,  30.  Oktober  1843.  (Staats- 
konferenzakt, Z.  999  und  1000  ex  1843.  St.  A.) 

29)  (11)  Schreiben  des  Palatins  an  den  Kaiser  und  an  Metternich, 
dd.  Preßburg,  25.  Oktober  1843.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1045  und 
1046  ex  1843.  St.  A.) 

^°)  (11)  Der  Einwand,  es  könnte  der  Reichstag  auseinandergehen, 
wenn  das  Reskript  in  Rechtskraft  bliebe,  falle  —  so  wurde  hervorge- 
hoben —  nicht  ins  Gewicht;  denn  nur  der  König  berufe  die  Reichsver- 
sammlung oder  löse  sie  auf.  Sonach  sei  eine  Anmaßung  dieses  Rechts 
von  Seiten  des  Reichstags  auch  nicht  denkbar,  wenigstens  nicht  in  der 
Art,  »daß  beide  Tafeln  in  corpore  gleichsam  durchgehen;  und  sollten 
einzelne  Deputirte  der  Jurisdiktionen  dies  zu  tun  sich  erlauben,  so  mögen 
sie  diesen  vermessenen  Schritt  vor  ihren  Comittenten  rechtfertigen«. 
Habe  die  Regierung  die  Überzeugung  gewonnen,  es  sei  von  dem  Reichs- 
tag nichts  Ersprießliches  zu  erwarten,  so  werde  und  müsse  sie  ihn  auf- 
lösen.   Nicht   der   geringste  Vorwurf   träfe    sie    in    diesem    Fall,    da    die 
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■  königlichen  Propositionen  deutlich  genug  ihre  guten  Absichten  offenbarten; 
wohl  aber  werde  man  weder  im  In-  noch  im  Auslande  daran  zweifeln, 
daß  jene  Körperschaft  nicht  fähig  sei,  das  materielle  Wohl  der  Nation 
-ZU  fördern.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1045  und  1046  ex  1S43.  St.  A.) 
.Die  ungarische  Konferenz  sprach  sich  einstimmig  für  eine  Abänderung 
des  Reskriptes  aus  (Protokoll  vom  28.  Oktober  1843.  Ad  Staatskonferenz- 
akt Z.  1045  und  1046  ex  1843.  St.  A.)  Dieser  Sitzung  der  ungarischen 
Konferenz  hatte  weder  Mailath  noch  Hartig  beigewohnt,  obwohl  sie 
ursprünglich  die  entgegengesetzte  Ansicht  vertreten  hatten.  Ihre  Befürch- 
tungen wurden  aber  von  der  Staatskonferenz  keineswegs  geteilt,  die  sich 
darüber  wie  folgt  äußerte:  »Die  Opposition  zu  befriedigen,  dürfte  ein  Mal 
vergebliche  Mühe  sein,  und  die  Auflösung  des  Landtages  —  versteht  sich, 
durch  die  Regierung  befohlen  —  würde  endlich  auch  kein  so  großes  Un- 
glück sein,  als  die  ungarische  Konferenz  sie  ansieht,  weil  wohl  wenige  mehr 
von  diesen  Elementen  des  Reichstages  auch  nur  ein  mittelmäßiges  Re- 
sultat erwarten  können.«  (Protokoll  der  Staatskonferenz  vom  30.  Oktober 
1S43,  Z.  1045  und   1046  ex  1843.  St.  A.) 

*')  (11)  Schreiben  an  den  Palatin  und  an  den  ungarischen  Hof- 
kanzler, Wien,  31.  Oktober  1844.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1045  und 
1046  ex  1843.  St.  A.) 

32)  (12)  Siehe  A.  Springer,  II,  68. 

33)  (12)  »Wie  sollen  die  kroatisch-mag3'arischen  Zustände  behandelt 
werden  —  so  hatte  sich  Metternich,  wenig  zuversichtlich,  noch  im  Au- 
gust geäußert  —  wenn  die  Regierung  in  Hungarn  den  Slavismus  im 
Kampf  mit  dem  hungarischen  Element  stecken  läßt,  während  sie  ihn  in 
Böhmen  gegen  das  deutsche  monarchische  im  Sinne  der  Revolution  zu 
unterstützen  scheint?  Wie  sollen  die  Uebelstände,  wo  sie  sich  zeigen, 
zurückgedrängt  werden,  wenn  man  alles  sich  selbst  überläßt?«  (Apostille, 
dd.  Ischl,  6.  August  1843,  auf  einem  Vortrag  Gervays  vom  4.  desselben 
Monats.  St.  A.) 

3*)  (12)  An  den  Palatin,  31.  Oktober  1843.  (St.  A.) 

'0  (13)  »Die  Sprachenfrage  in  Ungarn.«  Abschrift  eines  Gutachtens 
Metternichs,  dd.  Wien,  November  1843.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1344 
und  1349  ex  1843.  St.  A.) 

36)  (13)  Mailath,  I,  267  ff. 

3')(i3)Siebetrafen:  I.Erlernung  des  Magyarischen  durchdieMitglieder 
des  Kaiserhauses;  2.  ausschließliche  Anwendung  der  magyarischen  Sprache 
in  allen  Gesetzartikeln,  Propositionen,  Reskripten  und  Hofdekreten  sowie  in 
den  Reichstagsverhandlungen;  3.  magyarische  Unterrichtssprache;  4.  Dul- 
dung der  bisher  üblichen  Sprache  in  den  Komitaten  Posega,  Veröcze  und 
Szerem  (Slawonien)  und  im  ungarischen  Littorale  bis  i.  Jänner  1850, 
einzig  und  allein  jedoch  im  inneren  Verkehr;  Gebrauch  des  Magyari- 
schen von  diesem  Zeitpunkte  an:  5.  Prägung  der  Münzen  mit  ungarischem 
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Text  und  ungarischen  Emblemen;  Gebrauch  des  ungarischen  Wappens 
und  der  Nationalfarben  in  allen  bürgerlichen,  ärarischen  und  militärischen 
Anstalten  sowie  in  den  Häfen  und  auf  Schiffsflaggen ;  6.  Anwendung  des 
Magyarischen  im  Verkehr  der  Nebenländer  mit  Ungarns  Legislative, 
Regierung,  Verwaltungs-  und  Gerichtsbehörden;  Duldung  der  lateinischen 
Sprache  bloß  im  inneren  Verkehr;  7.  Gebrauch  des  Lateinischen  in  zwar 
amtlicher,  aber  im  eigenen  Namen  geführter  Korrespondenz  kroatischer 
Beamten  mit  ungarischen  Kollegen;  Anwendung  der  ungarischen  Sprache 
im  Fall  eines  Auftrages  der  kroatischen  Behörden,  sich  mit  den  ungari- 
schen Jurisdiktionen  in  Verbindung  zu  setzen;  Verpflichtung  der  höheren 
Beamten  Kroatiens  (des  Banus,  der  Bischöfe  und  obersten  Komitats- 
leiter), sich,  im  Verkehr  mit  ungarischen  Behörden,  der  magyarischen 
Sprache  zu  bedienen;  8.  Verpflichtung  Kroatiens,  das  Magyarische  in 
allen  öffentlichen  Schulen  des  Landes  lehren  zu  lassen.  —  Diesen  Ent- 
wurf (mit  Ausschluß  des  ersten  Artikels)  bringt  Horväth  als  das  vom 
König  sanktionirte  Gesetz!  (Horv^äth-Novelli,  II,  192 ff.) 

^^)  (13)  I^is  Diätalkommission  der  ungarischen  Hofkanzlei  hatte 
am  16.  Dezember  1843  einen  Vortrag  über  die  Vorstellung  und  den 
Gesetzentwurf  des  Reichstages  erstattet;  er  ward  am  3.  Jänner  1844  in 
der  ungarischen  Konferenz  beraten,  über  deren  Gutachten  die  Staats- 
konferenz am  12.  Jänner  ihre  Vota  abgab.  (Staatskonferenzakten,  Z.  1344 
und  1349  ex  1843.  St.  A.) 

^^)  (14)  »Dies  fühlen  die  ungarischen  Ultras,  und  weil  sie  die  slawi- 
sche Nationalität  erdrücken  möchten,  bestehen  sie  auf  der  Aufgebung 
dieses  Rechtes.  Aus  der  letzteren  würde  sich  ein  Kampf  entspinnen,  der 
zu  den  leidigsten  Extremen  führen  müßte  und  welchem  der  König  sonach 
durch  gerechte  Aussprüche  vorbeugen  muß.« 

*o)  (14)  »Für  das  Königreich  Ungarn  und  seine  Annexe  bestehen 
zwei  Geschäftssprachen:  die  ungarische  und  die  lateinische;  die  erstere 
für  Ungarn,  die  andere  für  Kroatien  und  Slavonien. 

In  den  ungarischen  Komitaten  sollen  die  Geschäfte  sonach  unga- 
risch, in  den  kroatischen  sollen  sie  lateinisch  verhandelt  werden. 

Der  König  wird  künftig  seine  Worte  nach  Ungarn  ungarisch  mit 
einer  authentischen  lateinischen  Übersetzung  richten,  damit  selbe  im 
ganzen  Bereiche  des  Königreiches  verstanden  werden. 

Die  Korrespondenz  zwischen  Kroatien  und  Ungarn  seien  von  den 
ungarischen  Behörden  ausgehend,  ungarisch;  von  den  kroatischen  Be- 
hörden ausgehend,  lateinisch  und  ungarisch. 

Die  Korrespondenz  Seiner  Majestät  mit  der  ungarischen  Hofkanzlei 
wird  in  deutscher  Sprache  geführt  werden. 

Die  ungarische  Sprache  soll,  nach  drei  Landtagen,  von  den  kroati- 
schen Deputirten  in  den  ungarischen  Komitien  gesprochen  werden.« 
(Staatskonferenzakten,  Z.   1344  und  1349  ex  1843.  St.  A.)  —  Metternich 
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wünschte  »die  gemessene  Sonderung  dessen,  was  im  unbestreitbaren, 
freien  Willen  der  Krone,  ohne  Gefährdung  der  Rechte  Dritter,  liege,  und 
dem,  was  unter  der  Firma  der  Beförderung  der  Sprache  —  vulgo  der 
ungarischen  Nationalität  —  den  Wert  von  Eingriffen  haben  müßte.« 
Denn  auch  die  übrigen  Volksstämme  verdienten  Berücksichtigung. 

*i)  (14)  ».  .  .  Das  königliche  Rescript  vom  12.  Oktober  1843  in 
Betreff  der  Redefreiheit  der  Deputirten  der  Nebenländer  ist  nicht  befolgt, 
ja  auf  eine  sehr  unwürdige  Art  umgangen  worden  .  .  .  Dazu  nun,  daß 
man  jetzt  auf  die  Vollziehung  des  königlichen  Befehls  Verzicht  leiste 
und  der  Regierung  den  Siegel  der  Schwäche  aufdrücke,  kann  um  so 
weniger  gerathen  werden,  als  der  Fall  der  Unfolgsamkeit  schon  vor  Er- 
lassung des  königlichen  Rescriptes  vom  12.  Oktober  1843  wohl  erwogen 
worden  ist. 

Jene,  welche  jetzt  um  eine  Concession  für  die  magyarische  Sprache 
anstürmen,  sehen  ganz  davon  ab,  daß  dieß  die  Sprache  der  niederen 
Anzahl  der  Bewohner  Ungarns  sey,  daß  damit  die  anderen  Volksstämme, 
Slaven  und  Deutsche,  in  eine  ungünstigere  Lage  als  bisher  gebracht 
werden,  und  können  keinen  Vortheil  bieten,  um  welchen  Usus,  Statutar- 
rechte  und  ein  Element  der  früheren  Staatsordnung  hingegeben  werden 
sollen.  Unzureichend  wird  ijede  Concession  auch  für  die  Zukunft  seyn, 
wie  dieß  die  Vorverhandlungen  und  noch  mehr  die  schlecht  verhüllten 
Bestrebungen  der  Wortführer  des  jetzt  von  der  kön.  Macht  selbst  empor- 
gehobenen magyar.  Landadels  zu  erkennen  geben.  Das  Ziel  liegt  ferner 
als  in  der  abgeschlossenen  magyar.  Sprache  und  kann  von  einer  Seite 
nicht  offen  bezeichnet,  von  Seite  des  Königs  aber  wohl  nie  ohne  Er- 
schütterung der  Monarchie  gewährt  werden  .  .  .« 

Hinsichtlich  der  Sprache,  in  welcher  die  königlichen  Entschließungen 
und  Erlasse  herausgegeben  werden  sollten,  äußerte  sich  Kolowrat  folgen- 
dermaßen: »Dabei  ist  ganz  übergangen,  daß  der  größte  Theil  der  höheren 
Ämter  noch  von  Männern  versehen  ist,  die  ungarisch  wohl  verstehen, 
aber  nicht  neumodisch  schreiben  können;  dann,  daß  dieß  Idiom  ^j^  des 
Volkes  eine  unbekannte  Sprache  ist  und  das  Bindungsmittel  mit  den 
übrigen  Ländern  der  Monarchie  verloren  geht.« 

Schließlich  bemerkte  Graf  Kolowrat:  »Die  s.  g.  kroatischen  Depu- 
tirten sind  nicht  die  Abgeordneten  einer  oder  mehrerer  Gespannschaften, 
sondern  die  Deputirten  der  Nebenländer,  die  sechs  Komitate  und  bedeu- 
tende Landschaften  repräsentiren.  Gesetz  und  Usus  sind  auf  ihrer  Seite, 
und  der  König  hat  keine  Ursache,  durch  ihr  Aufgeben  die  Parthei  des 
magyarischen  Landadels  stärker  und  siegreicher  zu  machen  .  .  .  Croatien 
und  Slavonien  lebten  bisher  ruhig  unter  dem  Schutze  seiner  Munizipal- 
rechte. Der  ungr.  Landtag  soll  die  darin  bestimmten  Einrichtungen 
nicht  verändern,  auch  nicht  bekräftigen  wollen,  und  was  die  Syrmier 
Gespannschaft  betrifft,    so  kann  das  dortige  Verhältniß  füglich  mit  Still- 
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schweigen  übergangen  werden.«  (»Adpunktation  zu  dem  Vortrage  der 
ungr.  Hofkanzlei-Commission  vom  i6.  Dezember,  dd.  lo.  Jänner  1844.« 
Ad  Staatskonferenzakt,^  Z.  1344  ex  1843.  —  Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  48  ex  1844.  St.  A.) 

Kolowrat  hatte  infolge  einer  Unpäßlichkeit  der  Konferenzberatung 
vom  12.  Jänner  nicht  beiwohnen  können,  weshalb  er  sein  Gutachten  über 
das  einschlägige  Protokoll  erst  am  18.  desselben  Monats  erstattete.  (Mi- 
nister Kolowrat-Akten,  Z.  48  ex  1844.  St.  A.) 

^2)  (15)  »Gehorsamste  Bemerkungen«,  dd.  i.  Dezember  1843.  (Ad 
Staatskonferenzakten  Z.  1344  und  134g  ex  1843.  St.  A.) 

^3)  (15)  Erzherzog  Franz  Karl  hatte  folgendes  erklärt:  »Nach  meiner 
innigsten  Überzeugung  sollte  jetzt  keine  Resolution  gegeben  werden,  bis 
die  Stände  keinen  vollständigen  Gehorsam  den  königlichen  Befehlen  leisten. 
Da  aber  die  übrigen  Mitglieder  der  Konferenz  einer  verschiedenen  Mei- 
nung sind,  so  fordere  ich  wenigstens,  daß  eine  solche  Resolution  in  der 
Sprachsache  hinuntergegeben  werde,  welche  die  Rechte  des  Königs  am 
wenigsten  gefärdet  und  die  im  Gesetze  gegründeten  Rechte  der  partes 
adnexae  vollkommen  schützt.«  (Eigenhändige  Resolution  des  Erzherzogs 
Franz  Karl,  dd.  Wien,  22.  Jänner  1844.  Ad  Staatskonferenzakten  Z.  1344 
und   134g  ex   1843.  St.  A.) 

In  seiner  endgültigen  Fassung  enthielt  das  Reskript  im  wesent- 
lichen folgende  Bestimmungen: 

1.  Reskripte,  Dekrete,  königliche  Propositionen  und  Resolutionen 
an  den  Reichstag  werden  in  ungarischer  Sprache  erlassen  und  in  dieser 
auch  die  Gesetze  abgefaßt  und  sanktionirt. 

2.  Den  Landtagsbeschlüssen,  die  an  sämtliche  Jurisdiktionen  ge- 
langen, müssen  amtliche  Übersetzungen  ins  Lateinische  und  in  die  an- 
deren, einheimischen  Sprachen  beiliegen. 

3.  Die  Reichstagssprache  ist  ungarisch.  Nach  Verlauf  von  sechs 
Jahren  sollen  als  Deputirte  Kroatiens  nur  Männer  gewählt  werden,  welche 
des  magyarischen  Idioms  mächtig  sind;  in  der  Zwischenzeit  jedoch  ist  es 
den  kroatischen  Deputirten  unbenommen,  sich  auch  des  lateinischen 
Idioms  zu  bedienen. 

4.  Alle  Expeditionen  der  ungarischen  Hofkanzlei  erfolgen  fortan  in 
magyarischer  Sprache; 

5.  desgleichen  die  Korrespondenz  der  Statthalterei,  ausgenommen 
der  Notenwechsel  mit  den  obersten  Militärbehörden  und  den  erbländi- 
schen  Regierungen  und  Jurisdiktionen. 

6.  Die  Gerichtssprache  in  Ungarn,  auch  die  der  geistlichen  Juris- 
diktionen, ist  magyarisch. 

7.  Im  amtlichen  Verkehr  mit  den  Nebenländern  sollen  sowol  ma- 
gyarische Schriftstücke  der  ungarischen,  wie  lateinische  Zuschriften  der 
kroatischen  Jurisdiktionen  vice  versa    angenommen  und  erledigt  werden. 


8.  In  der  Akademie  und  in  sämtlichen  Gymnasien  der  Nebenländer 
ist  das  Magyarische,  kraft  einer  früheren  Verfügung,  obligater  Lehr- 
gegenstand. 

9.  Was  die  Unterrichtssprache  in  Ungarn  betrifft,  wird  der  König 
den  Wünschen  der  Reichsstände  nach  Möglichkeit  Rechnung  tragen. 
(Abschrift  im  Staatskonferenzakt    ad  Z.  1344  und  1349  ex  1843.   St.  A.) 

Die  Diätalkommission  der  ungarischen  Hofkanzlei  hatte  zum  §  i 
des  ständischen  Entwurfs,  wonach  der  Unterricht  der  Mitglieder  des 
Herrscherhauses  in  der  ungarischen  Sprache  gesetzlich  verfügt  werden 
solle,  folgendes  bemerkt:  Dieser  Wunsch  sei  schon  in  den  Jahren  1836 
und  1840  angeregt  worden,  und  der  Monarch  habe  damals  erklärt,  daß 
er  ihm  bereits  zuvorgekommen  sei.  Die  Kommission  stimmte  daher  für 
Gewährung  der  Bitte;  nicht  so  die  ungarische  Konferenz,  nach  deren 
Meinung  es  von  Seiten  der  Stände  klüger  gewesen  wäre,  um  die  Inarti- 
kulierung  jener  königlichen  Worte  zu  ersuchen.  Man  beantragte  daher, 
die  Sache  mit  bloßer  Berufung  auf  die  Entschließungen  von  1836  und 
1840  zu  erledigen.  Graf  Hartig  wollte  den  Ständen  außerdem  bedeuten 
lassen,  »daß  sie  sich  damit  zufrieden  zu  stellen  und  sich  der  Anmaßung 
zu  enthalten  haben,  E.  M.  für  das  a.  h.  eigene  Haus  an  ein  Unterrichts- 
gesetz binden  zu  wollen«.  Das  Gutachten  der  Staatskonferenz  lautete  im 
Sinne  des  Votums  der  ungarischen  Konferenz.  »Nein  und  nimmermehr« 
—  so  hatte  sich  Metternich  über  das  Verlangen  der  Stände  geäußert. 

Zum  §  5  des  ständischen  Entwurfs  hatte  die  Diätalkommission 
folgendes  beantragt:  >Da  die  Gegenstände  den  pragmaticum  nexum  Au- 
gustae  Domus  berühren,  so  wären  sie  lediglich  mit  der  Berufung  auf  den 
Art.  IG  :  1790  und  die  in  Folge  dessen  ergangenen  diplomatischen  Ver- 
sicherungen zu  erledigen,  zugleich  aber  zu  erklären,  daß  der  Gebrauch 
ungarischer  Rundschriften  bei  Siegeln  den  Jurisdiktionen  im  Sinne  des 
§  25  :  1600  freigestellt  bleibe.«  Gegen  diesen  Vorschlag  fand  weder  die 
ungarische  Konferenz  noch  die  Staatskonferenz  etwas  einzuwenden. 
Warum  er  dennoch  fallen  gelassen  wurde,  ist  aus  den  uns  vorliegenden 
Akten  nicht  ersichtlich. 

Was  den  Gebrauch  des  Magyarischen  als  der  Geschäftssprache 
betraf,  so  verallgemeinerte  ihn  der  §  2  des  ständischen  Entwurfs  derart, 
daß  weder  die  Diätalkommission,  noch  die  ungarische  Konferenz  die  An- 
nahme dieses  Paragraphen  empfahl.  Die  Diätalkommission  schlug  eine 
Scheidung  der  Korrespondenz  nach  legislativen  und  administrativen  Be- 
langen vor,  was  die  ungarische  Konferenz  befürwortete.  Die  Staatskon- 
ferenz billigte  diese  Scheidung,  wonach  auch  die  einschlägigen  Bestim- 
mungen des  Reskriptsentwurfes  ausgearbeitet  wurden. 

Graf  Mailäth  hatte  in  der  ungarischen  Konferenz  den  Artikel  2  des 
Reskripts  vorgeschlagen.  Graf  Hartig  erklärte  hierauf,  daß  er  im  Falle 
der    Ablehnung    dieser    Bestimmung    »für    gar    keine    Veränderung    des 

,90 


gegenwärtigen  Standes  des  Gesetztextes  stimmen  würde,  weil  eine  jede 
Veränderung  offenbar  eine  Begünstigung  des  magyarisclien  Elementes  ist, 
welche  nur  dadurch  für  das  Land  und  für  die  Regierung  unschädlich 
gemacht  werden  kann,  daß  gleichzeitig  den  anderen  zur  Bevölkerung 
Ungarns  gehörenden  Nationen  eine  Bürgschaft  gegen  die  nur  allzusehr 
naheliegende  Tendenz  zur  Unterdrückung  und  Vertilgung  ihrer  Natio- 
nalität durch  Bekanntmachung  der  Gesetze  in  ihrer  Muttersprache  ge- 
geben werde,  was  in  dem  königlichen  Reskripte  ohne  Scheu  auszu- 
sprechen wäre«.  / 

Ad  Art.  3  des  Reskripts :  Graf  Hartig  hatte  den  Antrag  gestellt, 
das  Magyarische  zwar  als  Landtagssprache  zu  erklären,  den  kroatischen 
■  Deputierten  jedoch,  die  diese  Sprache  nicht  völlig  beherrschten,  den  Ge- 
brauch des  Lateinischen  zu  gestatten.  Dieser  Meinung  pflichtete  Graf  Cziraky 
bei.  Die  übrigen  Mitglieder  der  ungarischen  Konferenz  stimmten  für  den 
Vorschlag  der  Diätalkommission,  wonach  der  ausschließliche  Gebrauch 
der  magyarischen  Sprache  nicht  beanständet  und  der  Zeitpunkt  des 
nächsten  Landtags  als  zureichend  erachtet  werden  sollte,  die  ungarische 
Sprache  zu  erlernen  oder  sich  darin  zu  vervollkommnen.  Duchesne,  Pil- 
gram,  Purkhardt  und  Nädasdy  beantragten  eine  sechsjährige  Frist,  wo- 
für sich  auch  Hartig  und  Cziraky  aussprachen,  wenn  der  Monarch  ihren 
ursprünglichen  Vorschlag  nicht  annehmen  wollte.  Beide  erklärten  zu- 
gleich, »daß  sie  jedoch  auf  ihrem  Antrage  ungeachtet  der  von  Seite  der 
Stimmenmehrheit  geltend  gemachten  Gegengründe  beharren  müßten  und 
die  Beseitigung  einer  zwangsweisen  Verbreitung  der  ungarischen  Sprache 
dann  nicht  mehr  verwirklicht  sehen  würden,  wenn  das  den  Kroaten  zu- 
stehende Recht,  am  Landtage  zu  erscheinen  und  an  der  Gesetzgebung 
teilzunehmen,  von  der  Geläufigkeit,  ungarisch  zu  sprechen,  künftighin 
mit  Aufhebung  des  bisherigen,  durch  die  Zeit  geheiligten  Usus  abhängig 
gemacht  würde.«  In  der  Staatskonferenz  stimmten  die  beiden  Grafen 
Mailäth  und  Staatsrat  Somsich  im  Sinne  des  Gutachtens  der  Diätalkom- 
mission. Graf  Hartig  schloß  sich  —  unter  dem  Vorbehalte,  den  er  bereits 
in  der  ungarischen  Konferenz  geltend  gemacht  hatte  —  dem  Antrag 
Metternichs  an,  eine  sechsjährige  Frist  zu  gewähren.  Kübeck  erteilte 
hingegen  den  Rat,  die  kroatischen  Deputierten  wie  bisher  lateinisch  oder 
ungarisch  reden  zu  lassen.  Die  Staatskonferenz  einigte  sich  daher  in  dem 
Beschluß,  die  Entscheidung  dem  Monarchen  anheimzustellen. 

Ad  Art.  7  des  Reskripts:  In  den  §§  4,  6  und  7  des  ständischen 
Entwurfs  waren  Anträge  enthalten,  welche  die  Nebenländer  betrafen. 
Hinsichtlich  dieser  hatte  die  ungarische  Konferenz  bereits  als  Grundsatz 
aufgestellt,  ihre  Rechte  nicht  zu  schmälern  und  die  Einführung  des  Un- 
garischen innerhalb  ihrer  Grenzen  nicht  zu  gestatten;  sie  pflichtete  ferner 
dem  Gutachten  der  Diätalkommission  bei,  wonach  die  drei  slawonischen 
Komitate  in  gleicher  Weise  wie  Kroatien  zu  behandeln  seien.  In  Betreff" 


der  inneren  Amtssprache  der  Nebenländer  verwies  die  Staatskonferenz 
auf  das  Statut  vom  Jahre  1805,  das  als  Geschäftssprache  das  Lateinische 
vorschrieb.  Graf  Hartig  äußerte  bei  diesem  Anlaß  den  Wunsch,  »in  dem 
Gesetzartikel  den  Ausspruch  dahin  zu  beschränken,  daß  die  partes  ad- 
nexae  nicht  zum  Gebrauche  der  ungarischen  Sprache  verhalten  werden 
dürfen,  ohne  dabei  geradezu  die  lateinische  Sprache  durch  das  Gesetz 
dort  für  immer  festzuhalten,  und  dieß  zwar  aus  dem  Grunde,  um  nicht 
somit  ein  gesetzliches  Hinderniß  gegen  eine  allmälige  —  vielleicht  mög- 
liche —  Einbürgerung  der  deutschen  Sprache  zu  schaffen«. 

**)  (15)  Der  Palatin  hatte  in  seinen  an  Metternich  gerichteten 
Schreiben  vom  13.  (irrtümlich  vom  13.  Februar  datiert)  und  vom 
ig.  Jänner  1844  beantragt,  »daß  für  die  Kroaten  der  Termin  zum  aus- 
schließlichen Gebrauch  der  ungarischen  Sprache  bis  auf  dem  nächsten 
Landtage  oder  auf  3,  nicht  aber  auf  6  Jahre  hinausgesetzt  würde«;  denn 
sie  zählten  in  ihrer  Mitte  »hinlängliche  der  ungarischen  Sprache  kundige 
Individuen,  aus  denen  sie  3  Ablegaten  für  den  nächsten  Landtag  oder 
nach  Verlauf  von  drei  Jahren  wählen  könnten.«  (St.  A.) 

^5)  (15)  Schreiben  des  Judex  Curiae  Grafen  Georg  Mailäth  nach 
Wien,  dd.  Preßburg,  21.  Jänner  1844  (Ad  Staatskonferenz  Z.  1344  und 
134g  ex  1843.) 

*^)  (16)  ».  .  .  Auch  steht  eine  Hoffnung  dieser  Art  so  ferne  von 
meinem  Sinne,  daß  ich,  stünde  die  Regierung  in  einer  schlagfertigen 
Stellung,  wie  sie  in  einer  solchen  Stellung  nicht  steht,  im  Gewissen  be- 
reit sein  würde,  meine  Stimme  zu  Gunsten  von  alle  den  in  Berathung 
stehenden  Maßregeln  sehr  verschiedenen  zu  erheben  .  .  .«  (Gutachten 
Metternichs  über  den  [ersten]  Reskriptsentwurf,  dd.  Wien,  ig.  Jänner 
1844.  Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1344  und  134g  e.x  1S43.) 

*')  (16)  Bezeredy  in  der  Zirkularsitzung  vom  30.  Jänner  1S44. 

48)  (16)  Klauzäl. 

")  (16)  Bezeredy. 

5«)  (17)  Siehe  S.  8g,  Anm.  43. 

51)  (17)  Repräsentation  des  ungarischen  Reichstags  vom  28.  Februar 
1844.  (Staatskonferenzakt,  Z.   105 1  ex  1844.  St.  A.) 

^^)  (17)  Der  Vortrag  des  Diätalausschusses  ist  vom  20.  August, 
das  Gutachten  der  ungarischen  Konferenz    vom   2.  Oktober  1844  datiert. 

'''^)  (17)  »In  Berücksichtigung  des  mächtigen  Einflusses,  welchen 
der  öffentliche  Unterricht  und  die  Erziehung  auf  die  Entwickelung  des 
nazionellen  Lebens  überhaupt,  besonders  aber  zur  Befestigung  unserer 
Nationalität  übt,  halten  wir  es  für  unsere  Hauptpflicht,  femer  zu  bitten, 
daß  die  Sprache  des  öffentlichen  Unterrichts,  außer  den  seiner  Zeit  von 
uns  anzugebenden  Verfügungen  in  Betreff  der  detaillirten  Ordnung  des 
öffentlichen  Unterrichts  und  der  öffentlichen  Erziehung  ,unseren  erläu- 
terten Wünschen  gemäß'  durch  das  Gesetz  bestimmt  werde.« 
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Der  Palatin  hatte  den  Antrag  gestellt,  den  Ständen  im  Sinne  der 
Entschließung  vom  23.  Jänner  1844  zu  bedeuten,  daß  der  Monarch  »ihrem 
Wunsche  wegen  Erhebung  der  ungarischen  Sprache  zur  Sprache  des  öffent- 
lichen Unterrichts  bereits  zuvorgekommen  sei«.  Die  ungarische  Kon- 
ferenz fand  sachlich  nichts  gegen  die  Erfüllung  des  ständischen  Wunsches 
einzuwenden,  nur  was  die  Form^  betraf,  stimmte  sie  für  eine  »allgemeine 
Andeutung«  der  bereits  getroffenen  Verfügungen. 

Laut  kaiserlicher  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  ungarischen 
Hofkanzlei  vom  16.  Oktober  1841),  dd.  27.  März  1842,  war  angeordnet 
worden,  »daß  der  Unterricht  in  ungarischer  Sprache  für  einzelne  Zweige 
der  juridischen  Wissenschaften  zwar  gestattet,  die  Eihführung  derselben 
in  allen  übrigen  Wissenschaften  aber  in  den  anderen  Fakultäten  der 
höheren  Lehranstalten,  so  wie  in  den  Gymnasien  und  niederen  Schulen 
bis  dahin  aufzuschieben  sei,  wo  die  hiezu  erforderlichen  Schulbücher 
ausgearbeitet,  geprüft  und  genehmigt  sein  werden.«  (Staatskonferenzakt, 
Z.  948  ex  1841.  St.  A.  Der  ungarische  Hofkanzler  teilte  diese  Reso- 
lution nur  dem  Palatin  mit,  enthielt  sich  aber  jeder  weiteren  Vollzie- 
hung.) 

Der  Palatin  stellte  nun,  auch  mit  Berufung  auf  das  in  den  übrigen 
Provinzen  hinsichtlich  der  deutschen  und  italienischen  Sprache  beob- 
achtete Verfahren,  den  Antrag,  die  Frage  nochmals  zu  prüfen,  da  die 
kaiserliche  Entschließung  vom  27.  März  1842  den  Erwartungen  der 
Stände  wohl  »kaum  entsprechen«  dürfte.  (Vortrag  des  Palatins  vom 
24.  Mai  1842.  Ad  Staatskonferenzakt  Z.  483  ex  1842.) 

Die  ungarische  Konferenz  ging  noch  weiter,  indem  sie  die  Zurück- 
nahme der  kaiserlichen  Entschließung  empfahl.  Graf  Kolowrat  sprach 
sich  ganz  entschieden  dagegen  aus,  und  er  bemerkte  zugleich,  »daß  Ver- 
letzungen der  Formen  nirgends  unheilbringender  als  in  Ungarn  und 
Siebenbürgen  sein  werden«.  Kolowrat  stimmte  daher  für  die  Aufrecht- 
haltung der  kaiserlichen  Entschließung,  wobei  er  die  Eingabe  des 
Palatins  nur  insoweit  berücksichtigen  wollte,  als  an  den  ungarischen 
Hofkanzler  ein  Kabinettschreiben  folgenden  Inhalts  gerichtet  werden 
sollte: 

»Ich  will  —  so  lautet  es  —  daß  die  den  ungarischen  Landständen 
gemachte  Zusage  .  .  .  vollständig,  zweckmäßig  und  sobald  es  nach  der 
Natur  der  Sache  zulässig  erscheint,  in  Erfüllung  gebracht  werde.  —  Sie 
haben  daher  für  die  sogleiche  Vollziehung  Meiner  .  .  .  Entschließung  vom 
27.  März  1842  Sorge  zu  tragen  und  insbesondere  mit  allem  Nachdrucke 
die  Einleitung  zu  treffen,  daß  die  erforderlichen  Lehr-  und  Hülfsbücher 
in  ungarischer  Sprache  verfaßt  oder  übersetzt  werden.  Noch  vor  dem 
Zustandekommen  der  ungarischen  Lehr-  und  Hülfsbücher  gestatte  Ich, 
daß  der  Vortrag  für  Geographie  und  Geschichte  dort  in  ungrischer 
Sprache  gehalten  werde,    wo  die  ungr.  Hofkanzlei  es  in  ihrem  Vortrage 
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vom  i6.  Oktober  1841  für  sogleich  zulässig  erkannt  hat.  Im  Übrigen  ist 
sich  genau  an  die  mit  Meiner  erwähnten  Entschließung  vom  27.  März 
1842  gegebenen  Anordnungen  zu  halten.«  (Votum  Kolowrats  vom 
2g.  Juni  1842.  Staatskonferenzakt,  Z.  483  ex  1842.) 

Die  in  der  Folge  über  die  ungarische  Sprache  erflossene  Resolution 
verschob  jedoch  den  Standpunkt,  von  dem  aus  Graf  Kolowrat  die  für 
die  Fortschritte  der  allgemeinen  Volksbildung  so  wichtige  Frage  im 
Jahre  1842  aufgefaßt  hatte.  »Die  neueste  an  die  R.  Stände  erlassene 
A.  h.  Entschließung  (vom  23.  Jänner  1844)  hat  die  ungr.  Sprache  —  so 
äußerte  er  sich  —  in  den  höchsten  Regionen  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  von  Ungarn  eingeführt,  in  den  unteren  Kreisen  des  gesell- 
schaftlichen Lebens  keine  Umstaltung  vorgenommen.  Das  Dasej-n  anderer 
Volksstämme  würd  die  Duldung  anderer  Sprachen  als  der  magyarischen 
noch  immer  nothwendig  machen.  Das  gewerbliche,  bergmännische,  das 
Gemeinde-  und  kirchliche  Leben  wird  sich  dem  Idiom  der  Volksstämme 
anschließen,  und  es  ist  das  Argument  nicht  haltbar,  als  müßten  deshalb, 
weil  die  Staatsgeschäfte  in  der  herrschenden  Sprache  abgethan  werden 
müssen,  alle  Unterrichtsanstalten  durchgehends  magyarisirt  werden. 
Beamte  und  Geistliche  w^erden  sich  die  ungr.  Sprache  noch  zur  Genüge 
eigen  machen,  wenn  ihnen  44  rein  magyar.  Gymnasien  geöffnet  sind, 
ja,   w^enn  .  .  .    alle  Fakultäts-Studien  magyarisch  eingerichtet  werden  .  .  . 

Deshalb  verliert  auch  die  Berufung  auf  die  neueste  a.  h.  Ent- 
schließung vom  23.  Jänner  1844  die  Bedeutung,  als  ob  diesenvegen  der 
Gymnasial-Unterricht  in  den  17  bezeichneten  Orten  nicht  anders  als  mit 
einer  die  Bevölkerung  bedrückenden  Beengung  eingerichtet  werden 
müsse.  Die  Schul-  und  Geschäftsmänner  werden,  wenn  ihnen  kein 
polit.  und  Partei-Zwang  auferlegt  wird,  unter  Leitung  und  Genehmigung 
der  hohen  Regierung  E.  M.  selbst  dahin  kommen,  allmählig  sich  den 
ganz  magyar.  Gymnasien,  besonders  in  den  Humanitätsclassen,  anzu- 
nähern, was  jedoch,  auf  dem  Wege  der  Überzeugung  und  der  allmäh- 
lichen Vorbereitung,  Groll  und  Unruhe  vermeiden  und  dauernde  Wurzel 
fassen  wird  .  .  .« 

Nochmals  widerriet  Graf  Kolowrat  eine  Zurücknahme  der  im 
Jahre  1842  erflossenen  Entschließung:  ».  .  .  Es  dürfte  hier  der  Schein 
einer  Schwäche  oder  einer  durch  Jahre  fortgezogenen  Unschlüssigkeit 
schwer  zu  beseitigen  seyn,  und  wenn  ja  früher  .  .  .  eine  formelle  Zurück- 
nahme einer  a.  h.  Entschließung  Statt  fand,  so  mochte  dieß  wohl  nur 
bei  einer  die  R.  Stände  unmittelbar  berührenden  Entscheidung  und  wegen 
einer  versäumten  äußern  Förmlichkeit  zugelassen  worden  se5'n;  hier 
aber  ist  es  eine  der  königl.  Macht  vorbehaltene  Angelegenheit,  die  vor 
der  Hofstelle  in  allen  ihren  Verhandlungs-Stadien  nicht  anders  als  zum 
Nutzen  der  richtigeren  Auffassung  nicht  geheim  gehalten  werden  soll. 
Leider  sind  die  guten  Wirkungen,    die  sich  von   der  a.  h.  Entschließung 
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vom  23.  Jänner  1844  in  der  Sprachfrage  erwartet  werden,  nicht  ein- 
getreten, und  dieser  Rückblick  dürfte  der  Behauptung  zur  Stütze  dienen, 
daß  bei  der  Entscheidung  einer  zur  Parteifrage  erhobenen  Angelegenheit 
nur  die  innere  und  dauerhafte  Zweckmäßigkeit  der  Maßregel,  nicht  aber 
der  nächste  Eindruck  auf  die  das  Übergewicht  ausübende  Partei  zum 
Leitstern  zu  dienen  habe.«  (»Allerunt.  Bemerkung«  Kolowrats  vom  18.  Mai 
1844.    Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1500  ex  1844.  St.  A.) 

Fürst  Metternich  pflichtete  den  Ausführungen  Kolowrats  ganz  und 
gar  bei.  »Es  würden  —  so  äußerte  er  sich  —  wenn  bei  der  Einführung 
der  ungarischen  Sprache  als  eines  allgemeinen  Vehikels  des  Gymnasial- 
Ünterrichts,  ohne  sorgfältige  Berücksichtigung  der  Umstände  verfahren 
würde,  siebenzehn  Gymnasien  (in  den  von  Deutschen  und  Slaven  bewohnten 
Berg-  und  Zipser  Städten)  ohne  weiters  zu  Grunde  gerichtet  werden; 
was  Theils  wegen  der  offenbaren  Unbilligkeit  einer  solchen  Maßregel, 
Theils  wegen  des  nachtheiligen  Einflusses  auf  die  Stimmung  der  illyri- 
schen und  deutschen  Bevölkerung  schlechterdings  unräthlich  scheint.  Es 
kann  unmöglich  der  Regierung  zugemuthet  werden,  durch  eine  harte 
Zwangsverfügung  im  Sinne  des  Ultra-Magyarismus  Interessen  zu  verletzen, 
deren  Erhaltung  und  Schonung  ihr  eigener  Vortheil  verlangt  .  .  .«  (»Aller- 
unterthänigste  Bemerkung«  des  Fürsten  Metternich  zu  dem  Konferenz- 
protokolle Z.  483  ex  1842.  —  Ad  Minister  Kolowrat-Akten  Z.  1500  ex  1844.) 

Der  Kaiser  unterzeichnete,  dd.  Schönbrunn,  17.  Juni  1844,  den  ihm 
von  Kolowrat  vorgelegten  Resolutionsentwurf  und  ebenso  den  ebenfalls 
von  Kolowrat  verfaßten  Entwurf  eines  an  den  ungarischen  Hofkanzler 
zu  richtenden  Kabinettschreibens;  dieses  lautete  wie  folgt:  ».  .  .  Um  die 
Anordnung,  welche  Ich  über  den  Vortrag  der  ungar.  Hofkanzley  in 
Studiensachen  vom  16.  Oktober  841  unterm  27.  März  184z  erlassen 
habe,  mit  Meinen  in  der  neuesten  Zeit  ertheilten  Entschließungen  in  Be- 
treff der  Ausbreitung  der  ungrischen  Sprache  in  vollen  Einklang  zu 
bringen,  und  in  der  Voraussetzung,  daß  während  der  seither  verstri- 
chenen Zeit  die  Hindernisse,  welche  gegen  die  Vollziehung  einer  all- 
gemeinen Vorschrift  noch  obwalteten,  beseitiget  worden  sind,  finde  Ich 
mich  bewogen,  Ihnen  zu  eröffnen,  daß  es  Mein  Wille  sey,  daß  die 
ungrische  Sprache  nunmehr  bey  allen  Fakultätsstudien  der  ungrischen 
öffentlichen  Lehranstalten  unter  Beziehung  auf  Meine  Entschließung 
vom  24.  May  1844,  welche  Ich  über  den  Vortrag  der  ungar.  Hofkanzley 
vom  30.  Jänner  843  hinsichtlich  der  theologischen  Studien  erlassen  habe, 
als  Unterrichtsmittel  in  dem  Umfange  eingeführt  werde,  welchen  Meine 
ungar.  Hofkanzley  mit  dem  vorgedachten  Vortrage  vom  16.  Sb^r  841 
vorgeschlagen  hat.  Ferner  will  Ich,  daß  auf  jenen  44  Gymnasien,  welche 
von  der  Studien-Commission  in  Ofen  als  zur  unmittelbaren  Anwendung 
der  ungrischen  Sprache  als  eines  Lehrmittels  bezeichnet  worden  sind, 
die    Einführung    derselben    ebenfalls    Statt    finde.     Was    die    übrigen    in 


95 


Meinem  Königreiche  Ungarn  befindlichen  17  Gymnasien  betrifft,  so  hat 
es  bis  auf  weiteres  bey  der  bisherigen  Einrichtung  und  Gepflogenheit  zu 
verbleiben,  und  '"sind  die  betreffenden  Studien-Direktoren  im  ordnungs- 
mäßigen Wege  zu  vernehmen,  ob  nicht  eine  und  welche  Modification 
für  die  Zwecke  des  Unterrichts  wünschenswerth  erscheine,  in  so  ferne 
bisher  in  allen  auch  den  untersten  Classen  dieser  Gymnasien  die  lateini- 
sche Sprache  als  Vehikel  der  Unterweisung  benützt  worden  ist? 

Uebrigens  werden  Sie  dafür  sorgen,  daß  den  wegen  Abfassung 
ungrischer  Handbücher  für  die  betreffenden  Lehrgegenstände  getroffenen 
Verfügungen  ehestens  entsprochen  werde.«  (Ad  (Staatskonferenzakt 
Z.  483  ex  1842.  —  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1500  ex  1844.  St.  A.  — 
Der  letzte  Absatz  war  auf  Antrag  Metternichs  aufgenommen  worden.) 

^'*)  (17)  Pilgram  und  Nädasdy.  Diese  sprachen  sich  deshalb  da- 
gegen aus,  »weil  in  dem  Hofdekrete  vom  23.  Jänner  1844  ausdrücklich 
angeordnet  wurde,  daß  die  hinsichtlich  der  ungarischen  Sprache  den 
Ständen  gemachten  a.  h.  Zugeständnisse  nur  nach  erfolgter  a.  h.  Sank- 
tion in  Vollzug  gesetzt  werden  sollen;  weil  eine  Ausnahme  von  diesem 
legislativen  Grundsatze,  wenngleich  durch  vorausgegangene  Präzedenzien 
zum  Theile  gerechtfertiget,  doch  immerhin  nicht  ganz  unbedenklich  wäre; 
weil  die  Nothwendigkeit  einer  neuen  Konzession  nicht  vorhanden  ist 
und  das  vorerwähnte  Auskunftsmittel  die  Nebenländer  doch  nicht  in  dem 
Grade  beruhigen  dürfte,  als  dieses  der  Fall  sein  wird,  wenn  die  Gesetze 
noch  an  diesem  Landtage  in  beiden  Sprachen  gebracht  werden.«  (Staats- 
konferenzakt, Z.  1051  ex  1844.  St.  A.) 

SS)  (17)  Und  zwar  um  so  mehr,  »als  das  Verfahren  selbst  exzeptionell 
sein  würde,  ein  solches  Gesetz  von  zweifelhaftem  Nutzen  mit  freudiger 
Voreiligkeit  anzuwenden;  dann  weil  damit  der  Anfang  gemacht  würde, 
aus  jener  Reihe  der  neuen  ständischen  Begehren,  die  sich  auf  das  Über- 
gewicht der  ungarischen  Sprache  beziehen,  eine  Bitte  als  sogleich  zur 
Berücksichtigung  geeignet  zu  erkennen  und  damit  einzugestehen,  daß 
das  a.  h.  Sprachreskript  vom  23.  Jänner  1S44  keine  finale  Maßregel  sei, 
sondern  noch  fortan  durch  erbitternde  Diskussionen  künftigen  Landtagen 
einen  unheilbringenden  Stoß  darbieten  könne«.  (Votum  Kolow-rats  vom 
4.  Oktober  1844.  Ibidem.)  —  »Es  wäre  einer  ernsten  Erwägung  würdig 
—  so  hatte  sich  Graf  Kolowrat  in  demselben  Gutachten  geäußert  —  ob 
nicht  bei  diesem  neuen  Andringen  der  Stände,  welches  ungezügelt  selbst 
über  die  großen  Zugeständnisse,  die  man  als  eine  finale  Maßregel  an- 
sehen und  erklären  konnte,  weit  hinausreicht  und  den  Samen  zu  fort- 
währenden Verhandlungen  und  Erörterungen  darbietet,  die  Erledigung 
der  ganzen  s.  g.  Sprachfrage  hinausgeschoben  und  bis  dahin  in  ange- 
messener Form  vertagt  werden  sollte,  wo  die  Stände  sich  mit  den  ge- 
machten königl.  Zugeständnissen  zufrieden  gestellt  haben  werden;  allein 
meine  einzelne  Stimme  dürfte  dießfalls  kaum  durchdringen  .  .  .« 
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'•)  (ly)  Resolution,  dd.  Schönbrunn,  9.  Oktober  1844.  (Ad  Staats- 
konferenzakt Z.  1051  ex  1844.  St.  A.)  —  Das  Exemplar  der  Gesetz- 
artikel, das  nach  Schluß  des  Landtags  und  aller  folgenden  an  die  Ge- 
neralkongregation der  Nebenländer  gelangte,  mußte  in  den  bisher  üblichen 
beiden  Sprachen  abgefaßt  sein,  auf  der  rechten  Spalte  den  ungarischen 
Originaltext,  auf  der  linken  den  lateinischen  Text  enthalten,  während  die 
Unterschriften  nur  in  ungarischer  Sprache,  und  zwar  derart  anzubringen 
waren,  daß  sich  beide  Texte  als  authentisch  darstellten.  Dieser  Beschluß 
mußte  dem  Banus  »engvertraulich«  mitgeteilt  werden.  (Kabinettschreiben 
an  den  ungarischen  Hofkanzler  Grafen  Mailäth,  dd.  vSchönbrunn,  g.  Ok- 
tober 1844.  Ibidem.) 

Die  Konferenz  hatte  als  Grundsatz  aufgestellt,  in  der  Hofkanzlei 
die  ungarische  Sprache  nur  bei  Stücken  anzuwenden,  die  laut  kaiser- 
licher Entschließung  vom  23.  Jänner  1844  und  im  Novellargesetz  aus- 
drücklich in  ungarischer  Sprache  abzufassen  waren.  Graf  Apponyi  be- 
zeichnete diesen  Ausspruch  als  den  »richtigsten  und  weisesten,  weil  — 
wie  er  hervorhob  —  die  a.  h.  Entschließung  auf  festen  Grundsätzen  und 
auf  einer  decidirten  a.  h.  Willensmeinung  beruht.  Jedes  Weiterschreiten 
würde  den  Schein  der  Unentschlossenheit,  des  Schwankens  in  sich  ent- 
halten und  zu  der  Vermuthung  Anlaß  geben,  daß  die  Regierung  in  der 
Sprachsache,  die  jetzt  zur  allgemeinen  Zufriedenheit  der  Reichsstände 
erledigt  wurde,  doch  noch  so  manches  zurückbehalten  hat,  was  sie  be- 
willigen hätte  können  .  .  .«  (Undatiertes  Gutachten.  Ad  Staatskonferenz- 
akt Z.  555  s  ex  1844.  St.  A.)  —  »Die  Absicht  des  Germanisirens  ungari- 
scher Verhältnisse  war  —  so  heißt  es  in  der  Beilage  ■ —  immer  der 
Popanz,  welchen  die  Böswilligkeit  als  Verdächtigungsmittel  der  Regie- 
Tungsmaßregeln  gebrauchte.  Durch  dasjenige,  was  abseiten  der  Regie- 
rung bis  jetzt  auf  gesetzlichem  Wege  zugestanden  wurde,  ist  diese  Op- 
positionswaffe abgenützt;  eine  ähnliche  Reorganisirung  der  inneren 
'Kanzley-Verhältnisse  in  thesi  würde  mehr  als  wahrscheinlich  einem  be- 
absichtigten Rückschritte  auf  der  früher  verfolgten  Bahn  gleich  gedeutet 
und  ausgebeutet  werden  .  .  .« 

")  (17)  Der  ständische  Gesetzentwurf  war  vom  6.  November  datiert. 
Zum  Vergleiche  sei  auf  das  Gesetz  selbst  verwiesen,  das  im  Corpus  juris 
hungarici  1836  — 1868,  pag.  198,  abgedruckt  ist. 

Horväth  Novalis  bringt  (II,  192 ff.)  einen  ständischen  Entwurf  als 
das  vom  König  sanktionierte  Gesetz! 

Die  Diätalkommission  (6.  November  1844)  schlug  folgendes  vor: 
ad  §  2  Einschaltung  der  Stelle  »ut  cum  articulis  diaetalibus  simul  eorum 
in  latinum  et  linguas  vernaculas  versiones  publica  auctoritate  procuratae, 
Omnibus  omnino  jurisdictionalibus  via  consilii  Locum  tenentialis  Regni  suo 
tempore  transponantur«.  —  Ad  §§  3,  7,  8,  statt  »Königreich  Kroatien«  die  Be- 
zeichnung »Partes  adnexae«.  Ferner  Abänderungen  der  §j  4,  5,  6  in  dem 
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Sinne,  daß  die  Verfügungen,  die  sie  enthielten,  einzig  und  allein  für  die  Juris- 
diktionen »intra  fines  Regni«  zu  lauten  hätten.  Die  ungarische  Konferenz 
(7.  November)  befürwortete  diese  Vorschläge  und  machte  auch  selber  einige 
Bedenken  geltend.  So  mißfiel  ihr  (ad  §  8)  der  Ausdruck  »Haupt-  und 
Mittelschulen«;  der  Resolution  vom  23.  Jänner  gemäß  sollte  es  vielmehr 
heißen:  »Academia  und  Gymnasia«.  —  j  9  lautete,  es  habe  der  König 
bereits  verfügt,  daß  in  den  Landesschulen  das  Magyarische  die  »allge- 
meine Unterrichtssprache«  sei.  —  Gegen  diese  Fassung  wandte  die  Kon- 
ferenz ein,  daß  sie  den  Tatsachen  nicht  entspreche;  es  müßte  daher  an 
dem  ursprünglichen  Texte  vom  9.  Oktober  festgehalten  werden.  Im  j  3 
hieß  es,  daß  sich  die  kroatischen  Deputierten  nur  dann  der  lateinischen 
Sprache  bedienen  durften,  »wenn  sie  in  der  ungarischen  Sprache  nicht 
bewandert  seien«.  Die  Konferenz  beanständete  diese  allgemeine  Bezeich- 
nung, weshalb  sie  für  eine  Textierung  stimmte,  die  jede  willkürliche 
Deutung  ausschloß. 

All  dies  genehmigte  der  Kaiser.  (Resolution  vom  S.  November  1S44. 
Staatskonferenzakt,  Z.   1260  ex  1844.  St.  A.) 

Die  Stände  protestierten  gegen  die  Einschaltung,  welche  die  Über- 
setzungen der  Gesetzartikel  betraf  ( §  2).  Abgewiesen,  erneuerten  sie  ihr 
Gravamen  am   10.  November,  kurz  vor  Schluß  des  Landtags. 

»Im  Drange  der  Umstände«  gab  der  Monarch  nach,  beauftragte 
aber  den  Hofkanzler  nochmals,  mit  den  Landtagsartikeln  auch  die  amt- 
lichen Übersetzungen  an  alle  Jurisdiktionen  durch  die  Statthalterei  hin- 
auszugeben. Ferner  hatte  ihm  der  Hofkanzler  den  Entwurf  des  Reskripts 
vorzulegen,  »welches  bei  Gelegenheit  der  Übersendung  der  Gesetzartikel 
an  die  Kongregation  der  Königreiche  Croatien  und  Slavonien,  u.  z.  in 
dem  Sinne  zu  erlassen  sein  wird,  daß  die  Landesgesetze  auch  in  der 
Folge  stets  auf  gleiche  Form  und  Weise  an  dieselben  gelangen  werden«. 
(Handschreiben  an  den  ungarischen  Hof  kanzler  Grafen  Mailäth,  dd.  11.  No- 
vember 1844.  Staatskonferenzakt,  Z.  1301  ex  1844.  St.  A.) 

58)  (18)  Vgl.  Springer,  II,  88  ff. 

59)  (18)  Staatskonferenzakten,  Z.  999  und  1000  ex  1843.  (St.  A.) 
*■'")  (18)    ».  .  .  Mit    dessen    (des    Reichstags)    Beendigung    muß    eine 

neue  Epoche  eintreten,  welche  die  Vorbereitung  zur  kommenden  Legis- 
latur als  Zweck,  und  das  Regieren  des  Landes  als  Mittel  zur  Aufgabe 
bietet.  Indem  es  deutlich  ist,  daß  der  Zweck  ohne  Beihilfe  des  Mittels 
nicht  erreichbar  sein  könnte,  so  muß  die  Regierung  vor  allem  sich  mit 
der  Feststellung  der  Maßregeln  befassen,  welche  ihr  in  der  Auswahl  der 
Menschen  zu  Gebote  stehen.  Sind  diese  einmal  gefunden  und  geht  die 
Regierung,  so  werden  sich  die  Folgen  mittelst  der  Kraft  aus  sich  selbst 
entwickeln.«  (Eingabe  Metternichs  an  die  Staatskonferenz,  dd.  31.  De- 
zember 1843.  Staatskonferenz,  Z.  15  ex  1844.  St.  A.)  —  »Alle  aus  Preß- 
burg einlangenden  Nachrichten  lassen    —   so  äußerte  sich  Metternich  — 
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dem  Zweifel,  ob  die  Regierung  kräftig  eingreifen  müsse,  keinen  Raum. 
Auch  könnte  kein  solcher  Zweifel  bestehen,  denn  die  Erfahrung  auf  allen 
Regierungsfeldern  und  zu  allen  Zeiten  spricht  gegen  denselben. 

Jedes  Land  muß  regiert  werden;  das  Eine,  um  nicht  in  Unordnung 
zu  fallen,  das  Andere,  um  aus  selber  gezogen  zu  werden.  Ungarn  nimmt 
die  letztere  Hilfe  in  Anspruch! 

Das  unabweichliche  Ergebniß  des  Nicht-Regierens  in  Ungarn  würde 
in  der  Lage,  in  welcher  die  Dinge  im  Lande  heute  stehen,  zu  zwei  dem 
vereinten  Interesse  der  Krone  und  des  Königreichs  gleichmäßig  entgegen- 
gesetzten Resultaten  führen:  das  letztere  würde  sich  zur  Selbsthilfe, 
welche  nicht  möglich  ist,  gezwungen  sehen  und  auf  diesem  Wege  in 
offene  Anarchie  verfallen,  oder  ohne  Kampf  die  Beute  der  Auflösung 
seiner  dermaligen  sozieilen  Bestandtheile  werden. 

Soll,  oder  selbst  kann  die  Regierung  dieß  wollen?  Sicher  nicht,  und 
so  bleibt  ihr  bloß  das  Handeln,  das  Eingreifen  in  die  Dinge  in  Folge 
eines  geregelten  Planes  übrig.  Das  Böse  nicht  wollen,  und  das  Gute 
dennoch  nicht  thun,  ist  ein  Absurdum,  eine  moralische  Nullification. 

Heute  —  und  ich  betrachte  den  Moment  als  den  letzten  berechen- 
baren —  kann  die  Regierung  noch  auftretten;  denn  es  lasten  nur  negative. 
Sünden  auf  ihr;  sie  hat  zugesehen.  Dieß  war  möglich,  so  lange  sich  im. 
Lande  selbst  nicht  eine  Parthei  gebildet  hatte,  welche  im  Gefühle,  daß 
die  Hilfe  nur  von  Oben  geboten  werden  könne,  sich  ihr  als  ein  lebendiges 
Werkzeug  hinstellte.  Dieses  Werkzeug  besteht  nun ;  die  Frage  ist  sonach 
nur  mehr  die,  ob  die  Regierung  das  versteht,  was  sie  sich  und  dem 
Lande  schuldig  ist?  Versäumt  die  Regierung  diesen  Moment,  so  wird  sie 
das  letzte  Mittel  des  Heiles  zu  benutzen  nicht  verstanden  haben,  und  die 
Folge  des  Fehlers  wird  sein,  daß  die  heute  der  Regierung  als  das  wahre 
Mittel  des  Heiles  zu  Gebote  stehende  Partei  der  gefährlichste  ihrer 
Gegner  werden  wird.  Als  solche  stellen  sich  immer  die  Parteyen  hin, 
welche  auf  der  Grundlage  der  Intelligenz  und  des  Rechtes  stehen  und 
sich  von  dem  Throne  nur  dann  trennen,  wenn  ihnen  mir  die  Alternative 
zwischen  der  Auflösung  oder  der  rücksichtslosen  Selbsthilfe  zu  Ge- 
bote steht. 

Diese  Lage  der  Dinge  fest  ins  Auge  zu  fassen,  ist  die  Aufgabe 
des  geh.  ungar.  Comite.  Gelöst  kann  sie  nur  in  der  logischen  Folge  der 
Beachtung  der  drei  Unterabtheilungen  werden,  welche  das  Benöthigte 
vor  der  Auflösung  des  Landtages,  nach  derselben  und  für  den  nächsten 
Reichstag  umfassen. 

Als  Bestandtheile  der  Ersten  Aufgabe  betrachte  ich  (unter  manch 
Anderen)  die  Alimentations-Resolution  und  jene  in  Bezug  auf  das  Städte- 
Operat. 

Die  Vorarbeiten  für  die  Epoche  nach  dem  Landtage  stellen  sich  in 
denselben  Vordererund;     denn  es  wird  bei  selben    nicht  allein  der  legis- 
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lativen,  sondern  der  thatsächlich'en  in  Beziehung  auf  Menschen  und  Dinge 
gelten.  Die  Aufgaben  für  die  dritte  Periode  werden  sich,  aus  der  Lösung 
jener  für  die  Erste  und  die  Zweite,  von  selbst  ergeben  und  haben  in 
jedem  Falle  die  Hilfe  der  Zeit  und  der  natürlichen  Entwickelung  der  Er- 
gebnisse als  Wegweiser. 

Wie  stehen  die  Verhandlungen  bej-  dem  Comite?«  (Eingabe  Metter- 
nichs,  dd.  Ischl,  20.  Juli  1844.  Staatskonferenzakt,  Z.  239  s  ex  1S44. 
St.  A.) 

®i)  (ig)  Idösb  Szögyeny-Marich  Läszlö  orszagbirö  Emlekiratai,  I,  32. 
(Metternichs  »Aphorismen  über  die  ungarischen  Zustände«  hatten  Szögyeny 
zu  jener  Äußerung  veranlaßt.)  »E.  kais.  Hoheit  sind  —  so  schrieb  Fürst 
Metternich  dem  Erzherzog  Ludwig,  als  er  ihm  seine  , Aphorismen'  über- 
sandte —  mehr  als  ein  Anderer  berufen,  zu  wissen,  wie  gewissenhaft  ich 
mich  im  Verlaufe  der  letzten  20  Jahre  auf  dem  ungarischen  Felde  —  ein 
Feld,  welches  meinem  eigentlichen  Geschäftskreise  allerdings  verwandt, 
aber  nicht  minder  vielfach  entfernt  steht  —  bewegt  habe.  Die  Tage  der 
Entscheidung  sind  eingetreten,  Ungarn  wird  einer  besseren  Lage  zuge- 
führt werden  oder  es  wird  die  Monarchie  in  die  lebendigsten  Gefahren 
stürzen.  Dieß  fühle  ich  schon  seit  lange  her  und  mein  Gewissen  hat  mich 
zum  sprechen  aufgefordert,  dort  wo  das  Handeln  außer  meinem  Bereiche 
steht  .  .  .  Mittheilen  werde  ich  meine  Aufsätze  nur  den  Männern,  welche 
pflichtgemäß  berufen  sind,  Theil  an  dem  Unternehmen,  Ungarn  aus  dem 
Pfuhle  zu  ziehen,  in  dem  es  steckt,  zu  nehmen  .  .  .«  (Schreiben  vom 
25.  Dezember  1844.  Staatskonferenz,  Z.  608  s  ex  1844.  St.  A.  —  Metter- 
nich übersandte  auch  dem  Erzherzog  Franz  Karl  (ibidem)  und  dem 
Grafen  Kolowrat  je  eine  Abschrift.  »Dieses  Exemplar  —  so  schrieb  er 
an  Kolowrat,  dem  er  noch  eine  weitere  Abschrift  zusandte  —  lege  ich 
in  das  Archiv  der  Staats-Conferenz  nieder,  in  der  Absicht,  daß  die  histo- 
rische Wahrheit  dessen,  was  ich  in  Beziehung  auf  die  Ungarischen  Zu- 
stände denke,  mein  Wirken  in  denselben,  meine  Hoffnungen  und  Be- 
sorgnisse, denen,  welche  mir  nachfolgen  werden,  nicht  entgehe.«  (Ad 
Staatskonferenzakten  Z.  607  und  608  s.  ex   1844.  St.  A.) 

62)  (19)  Siehe  S.  4  ff. 

*5)  (19)  »Die  Anarchie  im  Lande  beruht  weniger  auf  dem,  was  die 
Konstitution  bietet,  als  auf  den  Herkommen,  welche  sich  im  Verlaufe 
der  letzten  sechzig  Jahre  auf  dem  reichstäglichen  wie  auf  dem  Regie- 
rungsfelde eingeschlichen  haben.  Ungarn  ist  weder  regiert,  noch  admi- 
nistriert. Der  Geist  der  Zeit  hat  die  Dinge  ■  in  Bewegung  gesetzt  und 
sie  stehen  wie  ein  schlecht  eingepacktes  Porcellan-Service,  welches  auf 
einer  steinigen  Straße  von  ungeschickten  Fuhrleuten  geführt  wird  und  in 
Scherben  ankommen  muß.  Die  Res  publica  in  Ungarn  leidet  mehr  durch 
das,  was  nicht  ist,  als  durch  das,  was  ist.  Helfen  können  sich  nicht 
regierte  Länder  nur  selbst,    auf    dem  großen  Umwege    einer  Revolution, 
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und  Ungarn  befände  sich  bereits  in  einer  Revolution,  wenn  nicht  zwei 
Umstände  gegen  deren  Ausbruch  wirkten:  das  Bestehen  der  privile- 
girten  Klasse  und  jenes  der  mit  keinen  Rechten  begabten  Volksmenge. 
Bestünde  mitte  inne  ein  tiers-etat,  so  wäre  bereits  seit  lange  die  krasse 
Revolution  ausgebrochen. 

Die  Anarchie  besteht  auf  dem  Felde  der  Regierung,  weil  seit 
Jahrzehnten  dieses  Feld  weder  zu  Ofen,  noch  zu  Wien  bestellt  wurde. 
Man  hat  an  beiden  Orten  fortgelebt,  als  wenn  das  Leben  nur  aus  dem 
Atmen  bestünde.  Vorgedacht,  vorbereitet,  gehandelt  in  einer  gegebenen 
Richtung,  vorgesehen  wurde  nichts.  Die  zur  Führung  der  Geschäfte  be- 
rufene Behörde  —  die  Kanzlei  —  hat.  ohne  Rücksicht  auf  den  Stand 
der  Dinge,  auf  die  eben  bezeichnete  Weise  vegetirt  und  nur  dafür 
Sorge  getragen,  daß  die  äußere  Form  nicht  geradezu  verletzt  werde. 
Die  Statthalterei  hatte  ihrerseits  nur  eine  Sorge  —  die,  der  aura  popu- 
laris  zu  huldigen.  So  gehen  die  Reiche  zu  Grund.  Seit  Jahren  habe  ich 
die  Rolle  der  Cassandra  übernommen,  mich  benebst  aber  nicht  auf  die- 
selbe beschränkt.  Ich  habe  mich  bewegt,  mich  in  Detailfragen  ge- 
worfen, in  denen  mir  positive  Kenntnisse  nur  zu  sehr  abgehen.  Am  Ende 
ist  die  Wahrheit  in  der  Lage  dennoch  in  die  Gemüter  gedrungen,  und 
wir  stehen  sonach  in  dem  ersten  Stadium,  einer  Übergangsperiode. 
Diese  Periode  muß  durchlaufen  werden,  denn  sie  läßt  sich  keinen  Still- 
stand, noch  Rückgang  gebieten.  Alles  kommt  sonach  aufs  Vorgehen  an. 
Dort,  wo  die  Elemente  hierzu  in  Evidenz  stehen,  muß  sie  die  Regie- 
rung benützen;  dort,  wo  sie  nicht  bestehen,  müssen  sie  gesammelt 
werden.  Wer  kann  diese  Elemente  bieten?  x\llein  die  Kanzlei  und  die 
ungarischen  Regierungswerkzeuge.  Wer  muß  sie  ordnen  und  den  Gang 
der  Verhandlungen  leiten?  Die  deutschen  Elemente  können  dies  allein, 
denn  es  ist  —  wie  ich  es  längst  ausgesprochen  habe  —  der  Kaiser, 
welcher  dem  Könige  zu  Hilfe  kommen  und  ihn  vom  Untergange  retten 
muß.  Die  Aufgabe  ist  eine  höchst  schwere,  sie  ist  aber  eine  unerläß- 
liche! Sie  liegt  nicht  im  freien  Willen  der  Menschen,  sondern  in  der 
Gewalt  der  Dinge.  Daß  sich  die  Bedürfnisse  einst  so  stellen  würden, 
dieß  habe  ich  längst  vorgesehen  und  tauben  Ohren  vorgepredigt. 
Heute  erschrecke  ich  mich  nicht,  denn  ich  habe  keine  Entdeckung  zu 
machen.« 

»Lesen  Sie  dieß  —  so  schloß  Metternich  sein  an  Gervay  gerichtetes 
vSchreiben  —  dem  Gr.  Hartig  und  dem  B.  Kübeck  vor,  und  die  beiden 
Herren  werden  sich  auf  mein  moralisches  und  thatkräftiges  Feld  zu 
stellen  keinen  Anstand  nehmen.  Das,  was-  vor  allem  Not  thut,  sind  ge- 
messene Schlagworte  für  die  Leiter  der  konservativen  Parthei.  Man 
ziehe  B.  Josika  mit  aller  Gewalt  herbei  und  ermutige  den  Kanzler.« 
(Apostille  Metternichs  [dd.  Ischl,  ii.  Juli  1843]  auf  einem  Bericht  Gervays 
vom  9.  Juli   1843.  St.  A.) 
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^*)  (20)  Die  sogenannte  »Landtagsjugend« :  Juraten  —  Rechts- 
praktikanten, von  den  Komitaten  den  Abgeordneten  beigegeben  —  die 
allen  Sitzungen  des  Landtages  beiwohnten,  d.  h.  sie  störten.  (Vgl. 
H.  Marczali,  Ungarische  Verfassungsgeschichte,  132.)  —  Kurz  vor  Schluß 
des  Landtages  hatte  sich  ein  neuerlicher  »Juraten-Exzeß«  (der  drei- 
zehnte!) in  Preßburg  ereignet.  (Vgl.  Mailäth,  IV,  264.)  Der  Personal. 
der  konstitutionelle  Wächter  der  Ordnung  im  Landtag,  war  nicht  ein- 
geschritten und  hatte  die  Schreier  gewähren  lassen.  »Mir,  mein  gnädigster 
Herr,  macht  —  so  schrieb  Fürst  Metternich  dem  Erzherzog  Ludwig  — 
der  Gang  der  ersten  ungarischen  Authoritäten  das  Blut  in  den  Adern 
erstarren.  Er  trägt  vollkommen  das  Gepräge  einer  Verschwörung,  .  .  . 
gegen  Verrath  giebt  es  Mittel,  gegen  die  Schwäche  giebt  es  keine,  und 
deren  Folgen  sind  die  ärgsten,  indem  sie  das  Vertrauen  der  Gutgesinnten 
tödten!  Wie  wir  aus  der  Lage  herauskommen  werden,  weiß  Gott  aliein 
.  .  .  Schlachten  mit  Werkzeugen  gewinnen  wollen,  welche  den  Kampf 
selbst  dann  fürchten,  wenn  ihn  die  gesetzliche  Kraft  allein  ferne  halten 
könnte,  ist  eine  an  das  Unmögliche  gränzende  Aufgabe,  wenn  sich  zu 
dem  übel  noch  die  Beschwerniß  gesellt,  diese  Werkzeuge  zu  zerbrechen. 
Ob  Piloten  ein  Fahrzeug  aus  Unwissenheit  oder  aus  bösem  Vorsatze  an 
die  Klippen  führen,  aus  denen  dasselbe  sich  zu  retten  nicht  vermag,  ist 
Eines  und  dasselbe  .  .  .«  (Schreiben,  dd.  Triest,  15.  September  1S44. 
Staatskonferenzakt,  Z.  429  s  ex  1844.  St.  A.)  An  den  Palatin  schrieb  Metter- 
nich in  Betreff  des  Personals  folgendes:  ».  .  .  Ruht  sein  Betragen  auf 
der  Art  Furcht,  welche  ein  Schulmeister  vor  seinen  Schuljungen  nicht 
haben  darf,  so  paßt  er  nicht  auf  sein  Amt  —  eine  Ahnung,  welche  ich 
übrigens  schon  längst  hege  .  .  .  Wann  .  .  .  sich  einmal  der  Wahn  im 
Volke  verbreitet,  daß  die  Regierung,  indem  sie  dem  Spektakel  ohne  ein- 
zugreifen zusieht,  sich  desselben  bedienen  will,  um  dem  Lande  eine 
Lection  zu  geben,  so  muß  die  Revoluzion  aus  der  moralischen  Sphäre, 
in  der  sie  bereits  besteht,  sehr  bald  in  die  materielle  übergehen  .  .  .« 
(Ad  Staatskonferenzakt  Z.  429  s  ex  1844.) 

Fürst  Metternich  kündigte  dem  Palatin  zugleich  an,  daß  dieser 
»eine  Aufforderung  des  Kaisers«  erhalten  werde.  Von  einem  derartigen 
Schreiben  aber  wurde  Abstand  genommen. 

*^)  (2ij    Ad  Staatskonferenzakt,  Z.  107  ex  1844.  St.  A. 

^^)  (21)  So  konnten  wichtige  Vorakten,  die  sich  auf  diese  Frage 
bezogen,  nicht  aufgefunden  werden;  statt  sich  mit  Abschriften  der  Kon- 
zepte oder  mit  neuen  Gutachten  zu  behelfen,  zog  man  es  vor,  die  Sache 
unerledigt  zu  lassen,  bis  Kaiser  Ferdinand,  von  Kübeck  darauf  aufmerksam 
gemacht,  sie  wieder  ins  Rollen  brachte. 

*■•)  (21)  Votum  des  Grafen  Hartig  vom  9.  März  1S44.  (Staatskon- 
ferenzakt, Z.  125  ex  1S44.) 

8^)  (21)  Votum  des  Grafen  Kolowrat  vom   11.  März   1S44.  (Ibidem.) 
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*ä)  (21)  Handschreiben  an  den  Grafen  Anton  von  Mailäth  vom 
26.  März  1843.  (Staatskonferenzakt,  Z.  125  ex   1844.  St.  A.) 

■">)  (21)  Denkschrift  des  Grafen  vStephan  Szechenyi  vom  Juli  1843. 
(Beilage  eines  Schreibens  Szechenyis  an  Gervay,  dd.  Preßburg,  ig.  Juli 
1843.  —  Staatskonferenzakt,  Z.  1195  ex  1843.  Die  Denkschrift  über- 
sandte Gervay  am  28.  Juli  dem  Staatskanzler.)  »Szechenyis  wirkliche 
Größe  bestand  darin,  daß  er  sich  mit  der  Besserung  der  sozialen,  wirt- 
schaftlichen und  verfassungsrechtlichen  Institutionen  nicht  begnügte, 
sondern,  das  Übel  tiefer  anfassend,  die  ganze  seelische  Konstitution  seiner 
Nation  als  Krankheit  behandelte.«  (J.  Szekfü,  Der  Staat  Ungarn,   152.) 

")  (22)  Ähnlich  hatte  sich  Kolowrat  in  seinem  Gutachten  vom 
12.  März  1844   geäußert    (ad   Staatskonferenzakten    Z.  909    und   1000  ex 

1843.  Abgedruckt  bei  Szögyeny,  I,  155,  Nr.  V),  ebenso  Wirkner  in  seinem 
Schreiben  an  Metternich  vom  30.  Jänner  1844  (Wirkner,  161.  Danach 
»Beiträge  zur  Neueren  Geschichte  Oesterreichs«,  IV,  248,  Anm.  2,  Ab- 
satz 2,  zu  berichtigen.) 

'2)  (22)  Es  ist  dieselbe,  die  Fürst  Metternich  am  22.  Mai  1844 
dem  Palatin  übersandt  hatte.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  652  ex  1844. 
St.  A.  —  Beiträge  zur  Neueren  Geschichte  Oesterreichs,  IV,  242  ff.) 

")  (22)  Resolution,  dd.  Schönbrunn,  12.  Juni  1844.  (Staatskonferenz- 
akt, Z.  652  ex  1844.) 

'^)  (22)  Handschreiben    an    den  Grafen  Anton  Mailäth    vom  4.  Juli 

1844.  (Abgedruckt  bei  Szögyeny,  I,  156  ff.)  Zu  Mitgliedern  der  geheimen 
Kommission  wurden  bloß  die  beiden  Hofräte  Samuel  Jösika  und  Ladislaus 
Szögyeny,  zum  Schriftführer  der  ungarische  Hofsekretär  Pazziazzi  be- 
stellt.   (Staatskonferenzakt,  Z.  744  ex   1844.  St.  A.) 

")  (22)  Ddo.  Wien,  10.  September  und  10.  Oktober  1844.  (Ad 
Staatskonferenzakten  Z.  1157  und  1158  ex  1844.  St.  A.)  Das  eine  ent- 
hielt die  Anträge  der  Kommission,  das  andere  die  des  Palatins  und  des 
Judex  Curiae. 

")  (22)  Graf  Georg  Mailäth  an  den  Palatin,  Preßburg,  18.  Septem- 
ber 1844.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1158  ex  1844.)  Über  Apponyis 
»Staatsstreich«  vgl.  »Ungarns  gutes  Recht«.  Eine  historische  Denkschrift 
von  einem  Diplomaten,  zweites  Heft,  40  ff. 

")  (23)  Zur  Zeit  befand  sich  die  Mehrheit  der  Ständetafel  im 
Lager  der  Opposition,  ein  Zustand,  der  im  Hinblick  auf  das  konstitu- 
tionelle System  allerdings  »abnorm«  war,  sich  aber  durch  die  Wahl  und 
die  Instruktionen  der  Deputierten  erklärte.  Der  Judex  Curiae  sah  den 
eigentlichen  Grund  dieses  Übels  sowohl  wie  der  Schwierigkeiten  in  der 
Verwaltung,  in  der  mangelhaften  Komitatsverfassung;  denn  die  Stelle 
eines  Obergespans  galt  mehr  für  eine  Würde,  als  für  ein  Amt.  Graf 
Georg  Mailäth  hatte  der  Regierung  schon  vor  Jahren  ihre   Unterlassungs- 


Sünden  vorgehalten,    und    nun    warnte    er  sie  von  neuem.    Er  veranlaßte 
den  ungarischen  Hofkanzler  zu  folgenden  Vorschlägen : 

Man  trenne  die  Leitung  der  Komitate,  als  des  wichtigsten  Zweiges 
der  Verwaltung,  von  jedem  anderen  Amte,  wenn  nicht  besondere  Umstände 
eine  Ausnahme  erheischten.  Jeder  Komitatsvorsteher  müsse  in  der 
Regel  den  größten  Teil  des  Jahres  im  Komitate  selbst  zubringen,  allen 
General-  und  auch  mehreren  Partikularkongregationen  präsidieren, 
ebenso  den  Gerichtssitzungen  beiwohnen,  die  Komitatskassen  prüfen, 
die  Eintreibung  der  Steuern  leiten,  den  Komitat  bereisen,  mit  ei'nem 
Wort,  er  müsse  das  Zentrum  der  Komitatsverwaltung  sein.  Er  be- 
mühe sich,  in  seiner  Gespanschaft  eine  der  Regierung  und  der  Ver- 
fassung ergebene,  loj-ale  Majorität  zu  schaffen.  Um  das  Ansehen 
der  Komitatsvorsteher  zu  heben,  räume  man  ihnen  das  Recht  ein, 
Belohnungen  und  Auszeichnungen  zu  beantragen;  man  fordere  sie  auf, 
ihr  Gutachten  über  Gnadengesuche  abzugeben,  und  veranlasse  durch  sie 
die  Kundmachung  der  jeweiligen  königlichen  Entschließung.  Auch  ihre 
Stellung  nach  oben  hin  müsse  man  klarer  und  bestimmter  festsetzen, 
die  Komitatsvorsteher  daher  verpflichten,  über  alle  Kongregationen  aus- 
führliche Berichte  zu  erstatten,  in  wichtigen  Fragen  die  Weisung  der 
Regierung  einzuholen  und  gewissenhaft  zu  erfüllen.  Man  mache  sie 
ferner  für  die  pünktliche  Einbringung  der  Kontribution,  für  die  Beob- 
achtung der  Gesetze  und  den  geregelten  Gang  der  Komitatsverwaltung 
verantwortlich  und  lasse,  nach  vorausgegangener,  fruchtloser  Ermahnung, 
die  größte  Strenge  walten,  wenn  sie  sich  unwillfährig  erweisen  oder  gar 
die  Opposition,  sei  es  durch  Nachsicht  oder  durch  offene  Parteinahme 
fördern.  Man  führe  diese  Maßregeln  in  allen  Komitaten  gleichzeitig 
durch  und  gebe  denjenigen  Obergespänen,  die  sich  der  neuen  Ordnung 
der  Dinge  nicht  fügen  können  oder  wollen,  Administratoren  zur  Seite; 
wo  der  Dienst  es  erheische,  nehme  man  zweckmäßige  Versetzungen  vor. 
Man  bewillige  den  Komitatsvorstehern,  da  sie  künftighin  in  die  Klasse 
der  wahren  Staatsdiener  treten,  eine  ihrer  Stellung  und  ihren  Pflichten 
angemessene  höhere  Besoldung  von  etwa  5000  und  6000  Gulden  (früherer 
Gehalt  600  bis  1500  Gulden).  Die  Bestimmung  der  Gehaltsstufe  erfolge 
jedoch,  bei  jeweiliger  Ernennung,  nach  den  Verdiensten  und  den  Ver- 
hältnissen des  Kandidaten,  sowie  nach  der  Ortsbeschaffenheit;  als  Regel 
gelte  bloß,  daß  26  Komitatsvorsteher  in  die  höhere  und  ebensoviele  in 
die  niedere  Gehaltskategorie  eingereiht  werden.  Jedem  Komitatsvorsteher 
solle  als  Aushilfskraft  ein  vom  Staat  besoldeter  Sekretär  beigegeben 
werden,  den  der  Monarch  ernenne.  Man  erteile  den  Komitatsvorstehern 
sowohl  eine  umfassende  Instruktion,  deren  Ausarbeitung  die  Statthalterei 
übernehme,  als  auch  hinsichtlich  ihrer  Haltung  gegenüber  der  Regierung 
vertrauliche  Weisungen  im  Präsidialwege. 
'•')   (23)  Art.  56  ex  1723. 
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'")  (23)  Nur  hegte  der  Palatin  die  Besorj^nis,  es  könnte  infolge 
einer  unvorsichtigen  AulBerung  die  Absicht  der  Regierung  ruchbar  wer- 
den, nach  Landtagsschluß  durch  die  Obergespäne  unmittelbaren  Einflui3 
auf  die  Landesangelegenheiten  zu  nehmen.  Dadurch  würde  sich  die 
Wirkung  jener  Maßregeln  um  so  mehr  abschwächen,  als  die  Stände  be- 
reits gesonnen  seien,  neue  Beschränkungen  der  Obergespansbefugnisse 
vorzuschlagen  und  die  öffentliche  Meinung  dafür  zu  gewinnen.  (Schreiben 
des  Palatins  an  den  ungarischen  Hofkanzler,  dd.  Preßburg,  iS.  Sep- 
tember 1844.  Staatskonferenzakt,  Z.   11 58  ex  1S44.) 

80)  (24)  Kübecks  Gutachten  vom  18.  Oktober  1844.  (Ad  Staatskon- 
ferenzakten Z.  1157  und  1158  ex  1844.)  Die  Komiteeberatung  hatte  am 
12.  Oktober  stattgefunden. 

81)  (25)  Der  König  sollte  sie  ihres  Amtes  entsetzen,  ihnen  den 
Kämmererschlüssel  entziehen,  sie  vom  Hoflager  verbannen  und  ihnen 
den  Aufenthalt  in  Ländern  des  Kaiserstaates  verbieten,  wo  er  »unum- 
schränkter Herr«  sei. 

»Ich  werde  Eurer  Majestät  niemals  raten  —  mit  diesen  Worten 
begründete  Graf  Hartig  seinen  Antrag  —  einen  politischen  Großinquisitor 
in  Ungarn  aufzustellen;  aber  ich  kann  mich  auch  nicht  zu  der  Meinung 
jener  bekennen,  die  glauben,  daß  der  apostolische  König  bei  Verunglimp- 
fungen, die  seiner  Würde  in  öffentlichen  Versammlungen  angetan 
werden,  sonach  also  im  ganzen  Lande  wiederhallen  und  wiederhallen 
müssen,  taub,  blind  und  stumm  bleiben  solle  oder  dürfe.  Die  Einwen- 
dung, daß  es  bedenklich  sei,  durch  Maßregeln  gegen  solche  Verun- 
glimpfer ihnen  die  allgemeine  Bemitleidung  und  den  Nimbus  politi- 
scher Märtyrer  zu  verschaffen,  scheint  mir  das  Gewicht  nicht  zu  ver- 
dienen, was  manche  darauf  legen.  Denn  zum  Märtyrertum  gehört  Er- 
habenheit des  Zweckes,  Aufrichtigkeit  der  Überzeugung  und  Mut  gegen 
unbezweifelte  Gefahr.  Was  haben  aber  die  Unbesonnenen,  welche  in 
Ungarn  den  König  und  seine  Dynastie  verunglimpfen,  für  einen  Zweck? 
Wenn  er  ihnen  ja  klar  bewußt  sein  sollte,  so  ist  er  doch  gewiß  nicht 
erhaben.  Wie  ist  ihre  Überzeugung  befestigt?  So  schwach,  daß  sie 
nach  den  Umständen  schwankt  und  dem  Privatinteresse  sehr  bald  weicht. 
Wie  steht  es  mit  ihrem  Mute?  Diese  Frage  kann  jetzt  niemand  beant- 
worten, weil  nur  in  der  Gefahr  der  Mut  sich  bewährt,  bisher  aber  wol 
größere  Gefahr  mit  der  Verunglimpfung  des  fungirenden  Stuhlrichters 
als  mit  jener  des  regierenden  Hauses  verbunden  war.«  Hartigs  Votum 
vom  24.  Oktober  1844.  (Ad  Staatskonferenzakten,  Z.  1157  und  1158 
ex  1844.) 

82)  (25)  Gutachten  Kolowrats  vom  28.,  das  Metternichs  vom  30.  Okto- 
ber 1844.  (Ibidem.) 

«3)  (25)  ».  .  .  In  Ungarn  allein  besteht  das  entgegengesetzte  Her- 
kommen.    Dort    regt    der  König   in  seinen  königlichen  Propositionen  die 
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Idee  eines  Gesetzes  an.  Die  Kammern  debattiren,  jede  für  sich,  diese 
Idee  und  schreiten  zur  Ausarbeitung  des  Projektes:  über  dasselbe  ver- 
einen oder  entzweien  sie  sich.  In  dem  ersten  Falle  kömmt  das  Projekt 
in  der  Form  einer  Repräsentation  an  den  König,  in  dem  anderen  Falle 
wird  ihm  diese  Folge  nicht  gegeben.  Endlich  tritt  der  Schluß  des  Reichs- 
tages ein;  im  größten  Drange  der  Zeit,  d.  h.  im  Verlaufe  der  letzten 
wenigen  Wochen  der  meist  unnützen  langen  Dauer  des  Landtages  fallen 
eine  Menge  —  nöthigerweise  unverdauter  —  Gesetzprojekte  auf  den 
Tisch  des  Königs;  sie  müssen  erledigt  werden.  Zur  Erledigung  gehört 
die  Prüfung  und  diese  fordert  eine  nicht  mehr  zu  Gebote  stehende  Zeit. 
Wird  das  Gesetzprojekt  verworfen,  so  fällt  Responsabilität  auf  die  Regie- 
rung. Hieraus  ergeht,  daß  oben  mehr  schlechte  Projekte  angenommen 
und  unten  gute  verworfen  werden  als  dieß  unter  einem  rationelleren 
Herkommen  möglich  wäre.  Zu  diesem  Übel  gesellt  sich  noch  ein 
anderer  moralischer  Xachtheil  —  des  materiellen  nicht  zu  erwähnen! 
Das  Verdienst  der  gedeihlichen  Gesetze  fällt  auf  die  Kammern,  und  die 
Schmach  der  schlechten  bleibt  auf  dem  Könige  lasten!  .  .  .« 

Fürst  Metternich  hatte  in  einem  an  den  Palatin  gerichteten 
Schreiben  vom  9.  Mai  1S44  die  Ansicht  geäußert,  es  könnten  Gesetze 
niemals  von  einem  Gremium  abgefaßt  werden.  Der  Palatin,  der  ihm 
beipflichtete,  bemerkte  folgendes:  »eben  so  richtig  ist  es  aber  auch,  daß, 
wenn  die  Entwerfung  von  Gesetzen  einem  oder  mehreren  Individuen'  an- 
vertraut wird,  dieses  solche  Individuen  sein  müssen  (in  Ungarn  nämlich), 
welche  mit  constitutionellen  Begriffen  vertraut,  auch  genaue  Kenntnisse 
der  Verhältnisse  dieses  Landes,  des  Nationalgeistes,  ja  selbst  der  Vor- 
urtheile  und  Fehler  der  Nation  besitzen  und  auch  von  vorgefaßten  Mei- 
nungen frei  sind« 

Metternich  hatte  es  ferner  in  demselben  Schreiben  als  not- 
wendig bezeichnet,  daß  königliche  Kommissäre  die  Regierungsvorlagen 
den  Ständen  erklären  oder  sie  in  den  Ausschüssen  vertreten.  Der  Pa- 
latin gab  dem  Staatskanzler  auch  in  diesem  Punkte  Recht;  nur  hielt  er 
es  für  geboten,  daß  sich  vor  allem  die  Komitate  für  die  neue  Maßregel 
erklärten  und  diese  als  einen  Wunsch  des  Landes  bezeichneten,  weshalb 
die  Regierung  in  diesem  Sinne  auf  die  Komitate  wirken  müßte.  (Erz- 
herzog Josef  an  Metternich.  dd.  Preßburg,  14.  Mai  1844.  St.  A.) 

8^)  (25)  Das  an  den  ungarischen  Hofkanzler  gerichtete  Hand- 
schreiben ist  abgedruckt  bei  Szögyeny,  I.  158  ff.  Am  11.  November 
unterzeichnete  der  Kaiser  auch  zwei  Handschreiben,  die  Kolowrat  —  den 
Ausführungen  Hartigs  gemäß  —  vorgeschlagen  hatte;  in  dem  einen  wurde 
Metternich  aufgefordert,  sich  im  Einvernehmen  mit  Kolowrat  über  eine 
bessere  und  raschere  Behandlung  der  ungarisch-siebenbürgischen  An- 
gelegenheiten zu  äußern:  das  andere  enthielt  die  Weisung  an  den  Präsi- 
denten   der  Polizeihofstelle,    ein   Verzeichnis    derjenigen  Persönlichkeiten 
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einzusenden,  "die  sich  in  den  letzten  zwei  Jahren  in  öffentlichen  Ver- 
sammlungen bloßgestellt  hatten.  (Ad  Staatskonferenzakten  Z.  1157  "-'n^  1158 
■ex  1844.) 

^^)  (25 )  Staatskonferenzakt,  Z.  619  s  ex  1844.  Diesem  Schreiben  sei 
noch  folgende  Stelle  entnommen:  »Die  Menschen  sterben,  Länder  sterben 
nicht;  sie  wandeln  sich  um;  hilft  ihnen  die  Regierung  nicht,  so  helfen 
sie  sich  selbst;  die  Umwandlung  kann  die  Länder  zum  Guten,  wie  zum 
Schlechten  führen;  zu  der  sich  als  unnütz  erwiesenen  Regierung  kehren 
sie  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle  aber  nie  zurück!« 

86)  (25)  Szögyeny,  I,  28. 

8')  (26)  Wahrscheinlich  auf  Veranlassung  Kübecks. 

88)  (26)  Vortrag  Metternichs,  dd.  Ischl,  28.  Juli  1843.  (Staatskon- 
ferenzakt, Z.  723  ex  1843.  St.  A.)  Das  Amt  eines  Vizekanzlers  versah  zwar 
Baron  Bedekowitz,-  aber  keineswegs  in  entsprechender  Weise.  Als  den 
richtigen  Ersatzmann  des  Hofkanzlers  hatte  Metternich  den  Judex 
Curiae  bezeichnet. 

Oft  ereignete  es  sich,  daß  bei  wichtigen  Beratungen  nicht  der 
ungarische  Hofkanzler,  sondern  irgend  ein  Konferenzmitglied  deutscher 
Zunge  die  entscheidende  Rolle  spielte;  vornehmlich  Graf  Hartig,  von 
dem  es  hieß,  daß  »sein  Einfluß  in  die  Hungarica  durch  nichts  zu  er- 
setzen« sei.  (Apostille  Metternichs,  dd.  Ischl,  7.  Juli  1843,  auf  einem  Vor- 
trag Gervays  vom  4.  desselben  Monats.)  Gäbe  es  gar  keine  Regierung 
in  Ungarn,  so  würde  es  sich  —  so  hatte  sich  Metternich  eines  Tages 
geäußert  —  leichter  helfen,  »als  mittelst  der  Werkzeuge,  welche  dem 
Könige  zu  Gebote  stehen  und  welche  wie  Hemmschuhe  wirken«.  (Apo- 
stille Metternichs,  dd.  Ichl,  24.  Juli  1843,  auf  einem  Vortrag  Gervays  vom 
22.  desselben  Monats.  St.  A.) 

88)  (27)  »Geheim.  Gehorsamste  Bemerkung  über  das  Comitee-Proto- 
koll  vom  12.  8ber  1844.«  (Ad  Staatskonferenzakten  Z.  1157  und  1158 
ex  1844.)    Eingabe  des  Schriftführers  Freiherrn  von  Duchesne. 

80)  (27)  Handschreiben  an  den  Grafen  Anton  von  Mailäth  vom  11.  No- 
vember 1844.  (Abgedruckt  bei  Szögyeny,  I,   163.) 

81)  (27)  Im  Sinne  des  ursprünglichen  Kommissionsantrags  hätte 
Graf  Mailäth  aufgefordert  werden  sollen,  unverzüglich  einen  zweiten 
Vizekanzler  vorzuschlagen;  denn  es  liege  »im  Interesse  des  a.  h.  Dienstes, 
daß  dieses  neue  Organ  der  Regierung  bald  ernannt  werde,  um  an  den 
bevorstehenden  Organisationsverhandlungen  wirksamen  Einfluß  nehmen 
zu  können«.  (»Geheim.  Gehorsamste  Bemerkung  über  das  Comitee-Proto- 
koll  vom  12.  8ber  1844.«  Ad  Staatskonferenzakten  Z.  1157  und  1158 
ex   1844.) 

82)  (27)  »Der  ungarische  Kanzler  Gf.  Mailäth  hat  sich  wieder  krank 
gemeldet  und  wird  in  Consequenz  seines  bisher  beobachteten  Benehmens 
sicher    nicht    ermangeln,    gleich    bei    dem  ersten  und  nach  meiner  Über- 
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Zeugung  dringend  nothuendigen  Schritte  der  Regierung  die  möglichste 
Verzögerung  herbeizuführen.  Dieser  Mann  scheint  mir  nicht  die  ge- 
ringste Berücksichtigung  zu  verdienen,  und  wenn  wir  es  nicht  dahin 
bringen,  Apponys  Ernennung  ohne  weitere  Umschweife  morgen  oder 
übermorgen  durchzusetzen,  so  halte  ich  die  Bemühungen  der  neu  er- 
richteten Conferenz  von  vornherein  vereitelt,  was  sie  auch  gutes  und 
treffendes  über  die  nothwendig  gewordenen  Maßregeln  sprechen  und 
schreiben  möge.  Ich  habe  in  diesem  Sinne  mit  S.  kais.  Hoheit  dem 
Eh.  Ludwig  sehr  aufrichtig  gesprochen  und  ersuche  Euer  Hochwol- 
geboren,  den  Fürsten  Staatskanzler  hievon  in  die  Kenntniß  zu  setzen.« 
Graf  Kolowrat  an  [Gervay?],  dd.  Wien,  19.  November  1844.  Ad  Staats- 
konferenzakt Z.  515  s  ex  1844.  St.  A.) 

'3)  (28)  Staatskonferenzakt.  Z.  515  s  ex   1S44. 

9*)  (28)  Ibidem. 

8=)  (28)  Die  kaiserliche  Entschließung  erfloß  am  21.  oder  22.  No- 
vember 1844.  Erst  nach  Erledigung  des  Akts,  der  Mailäths  Besetzungs- 
vorschläge enthielt  und  vom  22.  November  datiert  war  (Staatskonferenz- 
akt, Z.  514  s  ex  1844.  St.  A.;  resolviert  am  26.  November),  erfolgte  — 
mit  Berufung  auf  das  Konferenzprotokoll  Z.  515  s  ex  1844  —  die  Ein- 
tragung des  Datums:  26.  desselben  Monats. 

88)  (28)  Tertio  loco  schlug  er  den  ältesten  Hofrat  in  der  ungari- 
schen Hofkanzlei,  Grafen  Franz  Telek\',  vor.  (Staatskonferenzakt,  Z.  514  s 
ex  1844.) 

*')  (28)  »Diese  Stelle  [eines  zweiten  Vizekanzlers]  —  so  heißt  es 
im  königlichen  Handschreiben  —  hat  jedoch  dann  wieder  einzugehen, 
wann  der  dermalige  Drang  der  Geschäfte  bei  der  Hofkanzlei  aufhören 
wird.«  (Ibidem.)  —  Unter  demselben  Datum  (26.  November)  erfolgte 
auch  die  Ernennung  des  Barons  Samuel  Jösika  zum  Vizekanzler  und 
Leiter  der  siebenbürgischen  Hofkanzlei.  Am  30.  Dezember  1S44  fand  — 
auf  Grund  eines  Vortrages  Mailäths  vom  11.  desselben  Monats  —  die 
Besetzung  der  Stellen  statt,  die  kraft  des  Handschreibens  vom  11.  Novem- 
ber für  die  Zeit  des  Bedarfes  errichtet  worden  waren;  es  wurde  ernannt: 
Hofsekretär  Ludwig  von  Wirkner  zum  Hofrat,  der  überzählige  Hof- 
sekretär Michael  von  Paziazzv  zum  wirklichen  Hofsekretär,  und  der  Re- 
gistrant  von  Bolcsek  zum  Präsidialkonzipisten.  Diese  sowohl  wie  der 
zweite  Vizekanzler  Graf  Apponyi  (Szögyenv  war  zum  Präsidenten  der 
Ofener  Studienkommission  ernannt  worden)  hatten  auch  mit  den  Agen- 
den zu  tun,  die  zur  Präsidialverhandlung  gelangten.  (Staatskonferenzakt, 
Z.  1402  ex  1844.  St.  A.) 

^8)  (28)  Apponyis  eigene  Worte  I  ( Beiträge  zur  Neueren  Geschichte 
Oesterreichs.  IV,  271.) 

33)  (29)  ».  .  .  indem  eine  frühere  Verlautbarung  der  Sache  zu  un- 
zeitigen    Beschlüssen      der     Stände     Anlaß    geben,     den     Obergespänea 
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neue  Verlegenheiten  bereiten,  sie  leiclit  mißmuthig  machen  und  in 
■eine  schiefe  Stellung  bringen  würde.«  (Vortrag  des  Palatins  vom 
13.  November  1844.  Staatskonferenzakt,  Z.  1321  ex  1844.  St.  A.) 
Mit  Entschließung  vom  16.  November  und  einer  späteren  vom  6.  Dezember 
1844  (ibidem  und  Staatskonferenzakt,  Z.  1356  ex  1844)  bewilligte  der 
Monarch  den  erbetenen  Aufschub.  Für  diesen  war  auch  der  ungarische 
Hofkanzler  eingetreten,  der  den  10.  Jänner  1845  als  den  Tag  bezeichnete, 
an  dem  die  Berichterstattung  der  Landtagsdeputierten  zum  Abschluß 
gekommen  sein  dürfte.  (Vortrag  Mailäths  vom  19.  November  1844. 
Staatskonferenzakt,  Z.  1357  ex  1844.)  Die  Kundmachung  der  kaiserlichen 
Entschließung  erfolgte  am  26.  März  1845. 

Die  Instruktionen  für  die  Komitate  wurden  am  26.  Dezember  1845 
vom  Monarchen  genehmigt,  nachdem  sie  in  der  Zwischenzeit  einige  Ab- 
änderungen erfahren  hatten.  Man  teilte  sie  —  auf  Rat  des  Palatins. 
dem  auch  die  ungarische  Hofkanzlei  und  die  Staatskonferenz  beipflich- 
teten —  den  Komitaten  nicht  mit.  Im  anderen  Falle  hätten  sich  diese  — 
nach  Anschauung  des  Palatins  —  für  berechtigt  gehalten,  die  Instruk- 
tionen zu  prüfen.  Dies  wollte  man  aber  um  so  eher  vermeiden,  »als  das 
Vorgehen  mehrerer  Komitate  hinlänglich  beweise,  daß  all  ihr  Trachten 
dahin  gerichtet  sei,  jede  Gewalt  ungebührlich  an  sich  zu  reißen  und  solche 
nach  Willkühr  auszuüben«. 

Es  wurde  beantragt,  den  Ständen,  falls  sie  im  nächsten  Landtag 
Beschwerden  führten,  folgendes  zu  antworten:  »Die  neuen  Instruktionen 
beruhen  ebenso  wie  die  früheren  auf  der  strengsten  Aufrechthaltung  der 
Gesetze  und  gesetzlichen  Gebräuche;  dieselben  seien  nur  durch  die  Ge- 
setze neuerer  Zeit  erweiterte  Auszüge  der  früheren  Instruktionen,  aus 
welchen  alles  dort  ausgeschieden  wurde,  was  durch  den  26.  Art.  lygo'i 
und  andere  Gesetze  entweder  verändert  oder  aber  durch  neue  Bestim- 
mungen ersetzt  worden  ist,  was  ohnehin  den  Komitaten  nicht  unbekannt 
sein  kann.«  (Gutachten  der  ungarischen  Hof  kanzlei  vo.n  23.  April  1S46. 
Staatskonferenzakt,  Z.  627  ex  1846.  Die  zustimmende  Resolution  des 
Monarchen  erfloß  am  23.  Mai  1846.) 

10")  (29)  Wie  z.  B.  Baron  Ludwig  Ambrozy.  (Beiträge  zur  Neueren 
-Geschichte  Oesterreichs,  IV,  252.) 

loi)  (29)  Ibidem,  IV,  253. 

102)  (29)  So  in  Tolna,  Csongräd  und  Honth. 

103)  (^o)  Die  Angriffe  waren  jedoch  nicht  so  sehr  gegen  die  Maß- 
regel selbst,  als  gegen  die  Männer  gerichtet,  die  der  Monarch  zu  Komi- 
tatsvorstehern ernannt  hatte.  Die  Opposition  bemühte  sich,  den  Neu- 
ernannten die  Stellung  zu  erschweren,  ihre  Vorgänger  aber  gegen  die 
Regierung  aufzuhetzen. 

104)  (30)  So  u.  a.  bei  Erörterung  einzelner  Bestimmungen  des 
Administratorensystems.      Wie  wenig    es    der  Palatin  mit  der  Regierung 
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hielt,  mag  auch  aus  folgendem  erhellen:  da  man  nicht  hoffte,  daß  die 
neuen  Maßregeln  ohne  Ruhestörung  eingeführt  werden  könnten,  so  traf 
man  beizeiten  Vorkehrungen,  um  im  äußersten  Fall  das  Militär  einschreiten 
zu  lassen.  Deshalb  sollte  auch  ein  Bataillon  Infanterie  in  das  »durch  den 
zügellosen  wallachischen  adeligen  und  unadeligen  Pöbel  gefährdete« 
Marmaroser  Komitat  verlegt  werden.  Die  Statthalterei  erklärte  sich 
gegen  diese  Verlegung  und  bereitete  dem  kommandierenden  General. 
allerlei  Schwierigkeiten.  Der  Hofkanzler  mußte  sie  im  Namen  des 
Königs  auffordern,  »künftighin  ihre  authabenden  Pflichten  auf  das  ge- 
naueste zu  erfüllen  und  den  nach  Umständen  nötig  werdenden  Truppen- 
bewegungen und  Dislokationen  keine  derartigen  Hindernisse  in  den  Weg 
zu  legen,  vielmehr  dieselben  gehörig  zu  unterstützen«.  (Handschreiben 
an  Mailath  vom  q.  April  1845.  Staatskonferenzakt,  Z.  293  ex  1S45 
St.  A.) 

lo^)  (30)  Fürst  Mettemich  an  den  Erzherzog  Ludwig,  dd.  5.  Novem- 
ber 1844.  (Staatskonferenzakten,  Z.  589  s  und  Z.  622  s  ex  1844.  St.  A.) 

lOG^  (30)    Der  Palatin  war  unabsetzbar. 

^*")  (31)  Aus  einer  Denkschrift  des  Grafen  Georg  Apponyi  vom 
26.  Jänner    1846.    (Beiträge    zur  Neueren     Geschichte  Oesterreichs,    IV, 

273  ff.) 

^''*)  (31)  Die  Bemerkungen  des  Fürsten  Metternich  (Ibidem,  IV, 
289  ff.,  294  ff.  [in  der  Konferenz  vorgebracht.  Staatskonferenzakt,  Z.  61  s. 
ex  1846])  dürften  wohl  nur  in  diesem  Sinne  aufzufassen  sein. 

^°^)  (31)  Das  Gesuch  des  Grafen  Mailath  war  vom  30.  März  1846 
datiert.  (Staatskonferenzakt,  Z.  161  s  ex  1846.) 

,  i*")  (31)  Die  Konferenz  hatte  sich  über  die  Besetzung  folgender- 
maßen geäußert:  »Es  ward  somit  die  Frage  in  Beratung  genommen, 
wem  die  Leitung  der  Hofkanzlei  zu  übertragen  wäre.  Der  erste  Vize- 
kanzler Freiherr  von  Bedekovics  würde  zwar  hiezu  berufen  sein,  allein 
bei  vielen  seiner  sonst  schätzbaren  Eigenschaften  scheint  er  dennoch 
dieser  Aufgabe  nicht  so  gewachsen  zu  sein,  als  es  die  Wichtigkeit  der-- 
selben  fordert;  zudem  dürfte  sich  auch  in  den  jetzigen  Umständen  ein 
nicht  geringes  Hinderniß  dazu  in  seiner  Nationalität  als  Croat  finden.  — 
Wird  der  zweite  Vizekanzler,  Graf  Apponyi,  für  die  Leitung  der  Hof- 
kanzlei, wofür  alle  Rücksichten  das  Wort  führen  und  woraxif  einstimmig 
angetragen  wird,  a.  h.  gewählt,  so  erübriget,  um  jede  Rangsanomalie  zu 
vermeiden,  nichts  anderes,  als  denselben  zum  zweiten  Kanzler  zu  er- 
nennen und  ihm  zu  seinem  Gehalte  das  bei  dem  Hof kanzler,  Grafen 
Mailath,  für  die  Zeit  seines  Urlaubes  in  Ersparung  kommende  Tafelgeld 
auf  diesem  (sie!)  zu  übertragen,  wodurch  dem  Aerar  keine  neue  Aus- 
lage zuwächst  .  .  .«  (Konferenzprotokoll  vom  2.'  April  1846,  Staats- 
konferenzakt, Z.  ms  ex  1846.  St.  A.)  Horväths  Schlußfolgerungen  (II,. 
259)  sind  irrig,  weil  die  Prämissen  falsch  sind. 
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In  der  Folge  ergab  -sich  aber  die  Unzulässigkeit  des  Fortbestandes 
zweier  Kanzler.  Apponyi  und  Hartig  sprachen  die  Überzeugung  aus, 
»daß  unter  den  mannigfachen  Mißgriffen,  welche  bei  der  Leitung  der 
ungr,  Angelegenheiten  Statt  gefunden  und  den  dermaligen  bedauerlichen 
Zustand  Ungarns  großentheils  herbeigeführt  haben,  die  Cumulirung 
mehrerer  Würden  und  die  Behandlung  derselben  als  Sinecuren  einer  der 
wesentlichsten  war«.  Graf  Kolowrat  pflichtete  dieser  Ansicht  mit  dem 
Bemerken  bei,  daß  infolge  einer  solchen  Ämteranhäufung  auch  der  Ein- 
fluß der  Obergespäne  geschwunden  sei  und  die  Regierung  in  der  Ma- 
gnatentafel Stimmen  verloren  habe,  die  sie  im  nächsten  Landtag  schmerz- 
lich vermissen  werde.  Graf  Kolowrat  stimmte  daher  dafür,  daß  man 
den  Grafen  Mailäth  auffordere,  die  Kanzlerstelle  in  aller  Form  nieder- 
zulegen, ihm  dafür  seine  sämtlichen  Bezüge  belasse  und  den  Titel  eines 
Staatsministers  verleihe  (Votum  Kolowrats  vom  5.  April  1847.  Staats- 
konferenzakt, Z.  239  s  ex  1847.  St.  A.).  Metternich  stimmte  ebenfalls, 
dafür,  »daß  der  in  der  That  bereits  aus  der  Stelle  eines  ungar.  Hof- 
kanzlers getrettene  Graf  Mailäth  nun  die  vStelle  auch  formell  verlasse«. 
Und  so  geschah  es  auch. 

^11)  (32)  Vortrag  des  ungarischen  Hof  kanzlers  vom  14.  Jänner  1847. 
(Staatskonferenzakt,  Z.  37  ex  1847.) 

^^2)  (32)  Apponyi  begründete  diesen  Antrag  auch  damit,  daß  die 
Regierung  zeigen  müsse,  es  sei  die  Anregung  zur  Wahl  des  Erzherzogs 
von  ihr  und  nicht  von  der  Opposition  ausgegangen.  Der  Palatin,  Erz- 
herzog Joseph,  hatte  niemals  den  Wunsch  geäußert,  es  möge  Stefan 
Viktor  zu  seinem  Nachfolger  ernannt  werden;  er  hatte  vielmehr,  noch  in 
seinen  letzten  Tagen,  dem  Erzherzog  Stefan  Viktor  ausdrücklich  erklärt,  daß 
er  dessen  Ernennung  »durchaus  nicht  wünsche«  und  »dagegen  stimmen 
müsse«.  »Ich  berufe  mich  hierin  —  schrieb  Stefan  Viktor  an  Metter- 
nich —  auf  meinen  theueren  Onkel  Johann,  dem  er  dasselbe,  ich  möchte 
sagen,  mit  einer  gewissen  Ängstlichkeit  gesagt.«  (vSchreiben  des  Erz- 
herzogs Stefan  Viktor  an  den  Fürsten  Metternich  vom  26.  Jänner  1S47. 
Staatskonferenzakt,  Z.  486V2  ex  1847.  St.  A.) 

Danach  Helfert,  Geschichte  der  österreichischen  Revolution,  I,  83, 
und  Horväth-Novelli,  II,  381,  zu  berichtigen. 

»Die  der  Gegenwart  zufallende  Entscheidung  wird  —  so  äußerte 
sich  Graf  Kolowrat  in  seinem  Gutachten  (über  den  Vortrag  der  ungari- 
schen Hofkanzlei  vom  14.  Jänner  1847),  dd.  16,  Jänner  1847  . —  durch 
die  Wahrnehmung  beschleunigt,  daß  sich  unter  den  Magnaten  Ungarns 
nur  Wenige  finden,  auf  welche  bei  Besetzung  der  ersten  Landeswürde 
auch  nur  entfernt  hingedeutet  werden  könnte.  Dafür  geben  selbst  die 
Bestrebungen  der  Opposition  Zeugniß,  indem  sie  der  Nothwendigkeit 
folgend,  nur  dahin  zu  zielen  scheinen,  den  Prinzen,  auf  welchen  E.  M. 
a.  h.  Wahl  wahrscheinlich  fallen    dürfte,    so    schnell    als    möglich    durch. 
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Lockungen  verschiedener  Art  ihrer  Sache  geneigt  zu  machen.  Die 
Staatsklugheit  wird  daher  in  dem  vorliegenden  Falle  demjenigen  folgen, 
was  von  der  Opinion  und  Pietät  des  Landes  und  seiner  Bewohner  ange- 
ordnet ist  .  .  .< 

Was  den  Vorschlag  betraf,  den  Erzherzog  zum  Locumtenens  zu  er- 
nennen, bemerkte  Graf  Kolowrat:  »Publizistisch  waltet  dagegen  kein 
Anstand  ob,  und  politische  Erwägungen  lassen  sich  mehr  für  als  gegen 
diese  Maßregel  geltend  machen.  Insbesondere  wird  hierin  ein  deutlicher 
Ausspruch  liegen,  daß  die  a.  h.  Regierung  einer  entschiedenen  Richtung 
folgen  wolle  und  daß  sie  in  ihrem  Vertrauen  nicht  schwanke  .  .  .«  (Staats- 
konferenzakt, Z.  37  ex  1847.  St.  A.) 

Fürst  Metternich  hatte  im  Jahre  1S44  einige  »Betrachtungen  über 
die  Palatinalwürde  und  deren  Verbindung  mit  jener  eines  Locumtenenten« 
zu  Papier  gebracht.  »Es  lassen  sich  —  so  äußerte  er  sich  in  dieser 
Denkschrift  —  in  einem  Reiche  vereinte  und  getrennte  Gewalten  denken, 
in  so  ferne  die  Punkte,  in  welchen  die  letzteren  sich  gütlich  zu  berühren 
haben,  vernunftgemäß  bezeichnet  sind.  Absurd  sind  eingeschobene  (le- 
walten:  sie  haben  den  Werth  des  fünften  Rades  am  Wagen! 

Eine  Gewalt  dieser  Art  ist  die  Palatinwürde,  vereint  mit  dem 
Locumtenaten.  Im  praktischen  Begriffe  des  letzteren  liegt  die  freie  Be- 
nennung des  Stellvertretters  durch  den,  welchen  er  zu  vertretten  hat. 
Einen  Alter  Ego  kann  wohl  das  Individuum,  welchem  die  Stelle  des  Ich 
zusteht,  benennen;  ihn  benennen  lassen,  ist  der  Mediatisirung  des  Prinzi- 
palen gleichnahmig,  und  das  Canditiren  ist  ein  um  eine  ganze  Stufe 
niedriger  stehendes  Absurdum,  weil  es  das  Vorhandensein  einer  Auswahl 
zwischen  völlig  geeigneten  Candidaten  voraussetzt. 

Absurda  ruhen  aber  ebenfalls  auf  Ausgangspunkten.  Jener  für  den 
vorliegenden  Fall  liegt  in  dem  mißtrauischen  Elemente  des  ungarischen 
National-Charakters,  welches  sich  in  allen  Auswüchsen  des  ungarischen 
Staatenlebens  zeigt:  das  letztere  trägt  das  Gepräge  der  schlechten  Ma- 
schinen, bei  deren  Construction  unwissende  Mechaniker  die  Kraft  in  der 
Vervielfältigung  der  Bestandtheile  suchen,  Räder  in  Räder  einschieben, 
statt  das  Werk  auf  seine  einfachsten  Elemente  zurückzuführen. 

Diese  philosophische  Betrachtung  führt  ihrer  Seits  aber  ebenfalls  zu 
Nichts,  während  wir  dem  strengen  Bedürfnisse  des  Handelns  gegenüber 
stehen!  Halten  wir  uns  sonach  an  den  Ausspruch,  daß  Ungarn  ohne 
einem  Palatin  nicht  bestehen  könne,  daß  dem  Palatin  auch  die  Locumte- 
nential-Würde  gesetzlich  angehöre! 

Ist  dem  so,  so  reducirt  die  Aufgabe  sich  auf  dem  praktischen 
Felde  auf  die  Fürsorge,  dem  in  der  Lage  gefährlichen  den  möglichsten 
Damm  zu  stecken.  Denselben  entdecke  ich  nur  in  der  Manipulation  und 
als  deren  erste  Richtung  in  der  Wahl  eines  tüchtigen  Präsidirenden  der 
Statthalterei    und    der  Beschränkung  des  Palatins    —  ist  Er  nicht  selbst 
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der  taugliche  Mann  —  auf  die  nominelle  Würde.  Daß  aus  einer  der- 
artigen Lage  manche  Beschwernisse  ergehen,  ist  unläugbar;  es  steht 
aber  mit  diesen  Beschwernissen  wie  mit  vielen  Anderen,  welche  das 
Staaten-  wie  das  Leben  der  Privaten  täglich  bieten;  sie  müssen  im 
Sinne  des  Vergleiches  der  Gefahren,  welche  das  Lassen  oder  das  Nehmen 
der  Dinge  bieten,  aufgefaßt  und  erwogen  werden.«  (Denkschrift 
Metternichs  vom  7.  November  1844.  Staatskonferenzakt,  Z.  622  s  ex 
1844.  St.  A.) 

Kübeck  aber  hatte  auf  Grund  historischer  Daten  den  Beweis  gegen 
eine  Trennung  erbracht.  (Kübeck  an  Metternich,  dd.  Wien,  5.  November 
1844.    Ibidem.) 

"»)  (33)  Erzherzog  Stefan  Viktor  an  den  Fürsten  Metternich,  dd. 
Ofen,  13.  Jänner  1848,  mit  einer  Beilage  vom  14.  desselben  Monats. 
(Staatskonferenzakt,  Z.  4861/3  ex  1847.  St.  A.) 

^")  (33)  Schreiben  an  Metternich  vom  13.,  14.  Jänner  1847. 
(Ibidem.)  Dieselbe  Forderung  hatte  Erzherzog  Johann  im  Jahre  1842 
gestellt,  als  während  der  Krankheit  Josephs  der  Beschluß  gefaßt  wurde, 
den  Erzherzog  Stefan  Viktor  zum  Palatin  zu  nominieren.  (Stephan 
Victor,  Erzherzog  von  Oesterreich.  Sein  Leben,  Wirken  und  sein 
Tod.  188.) 

"^)  (33)  Roderich  Gooß,  Österreichische  Staatsverträge.  Fürsten- 
tum Siebenbürgen  (1526— 1690),  S.  295  ff.,  298.  [Veröffentlichungen  der 
Kommission  für  Neuere  Geschichte  Österreichs.  Nr.  9.] 

*")  (34)  Der  Erzherzog  verlangte  außerdem,  noch  ein  Jahr  in 
Böhmen  bleiben  zu  dürfen,  wo  er  den  Posten  eines  Statthalters  versah; 
er  hielt  diese  Frist  für  notwendig,  um  seine  Amtsgeschäfte  abschließen 
und  sich  auf  den  künftigen  Beruf  vorbereiten  zu  können.  In  der  Folge 
wollte  er  sich  mit  einer  Frist  von  sieben,  ja  von  fünf  Monaten  be- 
gnügen. Ferner  sprach  sich  der  Erzherzog  —  im  Sinne  seines  ver- 
storbenen Vaters  —  gegen  die  Absicht  der  Regierung  aus,  den  Ober- 
gespan Joseph  von  Urmenyi  zum  Personal  zu  ernennen :  dieser  Mann  sei, 
seiner  Heftigkeit  halber,  bei  keiner  Partei  beliebt  und  seine  Ernennung 
wäre  »dermalen  die  unpopulärste  Regierungsmaßregel«.  Stefan  Viktor 
empfahl  Zsedenyi  als  würdigsten  Kandidaten.  Schließlich  forderte  der 
Erzherzog  die  Verdopplung  der  Bezüge,  da  er  die  bisherigen  für  ganz 
und  gar  ungenügend  hielt.  »Der  Ungar  hat  ein  orientaHsches  Blut,  liebt 
Glanz  und  Pracht,  läßt  sich  somit  leicht  durch  Feste,  Bälle,  Diners  u.  s.  w, 
blenden,  bestechen.  Da  dies  gewiß  ein  höchst  unschädliches,  aber  auch 
sehr  wirksames  Mittel  ist,  um  manche  Streitfrage  zu  schlichten  und 
Partheiungen  zu  einigen,  und  bei  dieser  Maßnahme  das  Sprichwort  An- 
wendung findet:  , Kleine  Ursachen,  große  Wirkungen',  so  thut  nach 
meiner  unvorgreiflichen  Ansicht  die  Regierung  sehr  klug  daran,  wenn 
sie  ihren  Stellvertreter  so  stellt,    daß    er  allen  Magnaten  die  Stange  und 
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ein  Haus  halten  könne,  das  seines  Monarchen  würdig  ist  .  .  .«  (Erzherzog 
Stefan  Viktor  an  den  Fürsten  Metternich,  dd.  Ofen,  14.  Jänner  1847. 
Staatskonferenzakt,  Z.  486V2  ex  1847.  St.  A.) 

^")  (34)  ^^s  kaiserliche  Ernennungsschreiben  (nach  Kolowrats 
Entwurf)  war  vom  16.  Jänner  1847  datiert.  (Staatskonferenzakt,  Z.  37  ex 
1847.  St.  A.) 

***)  (35)  Geheime  Eingabe  Jösikas  an  den  Fürsten  Metternich,  dd. 
30.  Jänner  1847.  (Staatskonferenzakt,  Z.  486V2  ex  1847.  St.  A.) 

iiä)  (25)  Baron  Josika  bezeichnete  ihn  als  »den  unsichersten  Freund« 
der  Wiener  Regierung. 

**")  (35)  So  dachten  Kolowrat  und  Hartig;  den  Gutachten  beider 
pflichtete  auch  Metternich  bei,  (Staatskonferenzakt,  Z.  486^/3  ex  1847. 
St.  A.) 

121)  (35)  Gerüchte  ähnlicher  Art  waren  von  Apponyis  Gegnern  und 
Neidern  anläßlich  der  Enthebung  des  Grafen  Mailäth  ausgesprengt 
worden. 

122)  (36)  Vom  4.  Februar  1847.  (Staatskonferenzakt,  Z.486V2  ex  1847,) 
—  Vgl.  Stefan  Viktor,  Erzherzog  von  Oesterreich.  S.  192  ff. 

**')  (36)  Votum  Metternichs  vom  14.  März  1847.  (Staatskonferenzakt, 
Z.  486V2  ex  1847.) 

***)  (36)  Erzherzog  Stefan  an  den  Fürsten  Metternich,  dd.  Wien, 
20.  März  1847  (^^  Staatskonferenzakt  Z.  270  ex  1847.  St.  A.) 

125)  (36)  Hofrat  von  Bartal  und  Hofvizekanzler  von  Szögy6nyi,  an 
die  sich  Graf  Apponyi  gewandt  hatte.  Ihre,  vom  14.  und  15.  März 
datierten  Gutachten  (ibidem)  besagten,  daß  nichts,  was  den  Landtag  be- 
treffe, also  auch  kein  Reglement,  ohne  Zutun  der  Reichsstände  ins  Leben 
treten  könnte. 

1*6)  (37)  Erzherzog  Stefan  an  den  Fürsten  Metternich,  dd.  Wien, 
20.  März  1847.    (Staatskonferenzakt,  Z.  270  ex  1847.) 

^^')  (37)  Gutachten  Kolowrats  vom  25.  März  1847,  auch  vom 
Fürsten  Metternich  unterzeichnet.  (Ibidem.)  ».  .  .  Sollten  wirklich  S. 
kais.  Hoheit,  der  durchl.  Herr  Erzherzog  Stefan,  in  einem  einzelnen 
Falle  —  so  heißt  es  in  diesem  Votum  —  Ansichten  äußern,  welche  mit 
den  Gesamt-Interessen  der  Monarchie  oder  des  durchl.  Erzhauses  schwer 
in  Einklang  zu  bringen  wären,  so  haben  Sich  Höchstdieselben  für  diesen 
sicher  nur  seltenen  Fall  selbst  schon  dem  A.  h.  Ausspruche  unter- 
worfen .  .  .< 

^**)  (37)  *•  •  •  Zugleich  werde  Ich  Ihre  Wünsche  darin  Mir  stets 
gegenwärtig  halten,  daß  nämlich  keine,  die  politische  Landesverwaltung 
Ungarns  betreifende  wichtige  Maßregel,  ohne  Sie  vorläufig  hievon  in 
Kenntniß  gesetzt  zu  haben,  in  Ausführung  gebracht,  und  daß  hierbei  jederzeit 
mit  thunlicher  Rücksichtnahme  auf  E.  L.  Vorstellungen  vorgegangen 
werde;    so    wie   es    in  Meiner    Absicht    liegt,    die    einmal    beschlossenen 
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Verfügungen  mit  fester  Beseitigung  allfälliger  Hindernisse  und  in  der 
dem  Zwecke  entsprechenden  Ausdehnung  ins  Werk  zu  setzen  .  .  .« 
(Kabinettschreiben  an  Erzherzog  Stefan  [nach  Kolowrats  Entwurf],  dd. 
Wien,  26.  März  1847.  Ibidem.) 

129)  (37)  Erzherzog  Stefan  an  den  Fürsten  Metternich,  dd.  Wien, 
20.  März  1847.  (Ibidem.) 

*^°)  (37)  Graf  Apponyi  hatte  einige  Mitglieder  der  konservativen 
Partei  zu  Ausarbeitungen  aufgefordert  und  schließlich  das  Programm  mit 
Hilfe  des  zweiten  Hofvizekanzlers  von  Szögyenyi  fertig  gestellt.  (Staats- 
konferenzakt, Z.  681  und  682  ex  1847.  St.  A.)  Eine  klare  Übersicht  des 
Programms  in  Hartigs  Buch:  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich- 
[3.  Auflage],  320 ff.,  329  ff. 

*'0  (38)  Graf  Apponyi  hatte  die  Gegenstände,  deren  Erledigung 
im  nächsten  Landtag  zu  beantragen  war,  in  zwei  Gruppen  eingeteilt; 
in  die  erste  gehörten  Vorlagen,  hinsichtlich  deren  man  den  Ständen 
eine  königliche  Entschließung  bereits  zugesagt  hatte :  Montangesetz- 
buch, Militärverpflegung,  Rückeinverleibung  der  Partium,  Hebung  des 
materiellen  Wohles  (Regelung  der  Handelsverhältnisse  im  Hinblick 
auf  das  Zoll-  und  Dreißigstwesen;  Erschließung  von  Verkehrswegen; 
Regelung  der  grundherrlichen  Verhältnisse  und  im  Zusammenhang  da- 
mit Festigung  des  Kredits).  —  In  die  zweite  Gruppe  fielen  Gesetz- 
bestimmungen, die  ungeachtet  ihrer  Notwendigkeit,  teils  wegen  Mei- 
nungsverschiedenheit beider  Tafeln  dem  Monarchen  noch  nicht  unter- 
breitet, teils  von  den  Reichsständen  selbst  noch  nicht  beraten  worden 
waren;  sie  betrafen  den  ungewöhnlichen  Zustand  des  Landtags  und  der 
Komitate,  Strafgerichtsbarkeit,  Vereinswesen,  Rekrutierung,  Urbarium, 
Kultus.  —  Außerdem  sollten  dem  Landtag  die  Entschließungen  über 
noch  anhängige  Gravamina  und  Postulata  vorgelegt  werden. 

132)  (38)  Wien,  2.  Juni  1847.  (Staatskonferenzakt,  Z.  682  ex  1847. 
St.  A.)  Siehe  Hartig,  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich,  329  flf. 

133)  (38)  Graf  Apponyi  bemerkte,  daß  in  diesem  Fall  »das  Land 
über  den  eigentlichen,  nur  dem  bösen  Treiben  der  Übelgesinnten  zur  Last 
fallenden  Sachverhalt  durch  eine  väterliche,  aber  kräftige  und  entschie- 
dene Sprache  vom  a.  h.  Throne  aus  belehrt  werden  müßte;  wobei  zu- 
gleich die  a.  h.  Absicht,  die  Reichsstände  abermals,  sobald  es  zulässig 
sein  würde,  einzuberufen,  a.  g.  kund  zu  geben  wäre  und  sämmtliche 
Stände  in  vorhinein  zur  loyalen  Mitwirkung  in  der  Absicht  nachdrück- 
lichst aufgefordert  werden  dürften,  damit  das  Königreich  Ungarn  jener 
Wohlthaten,  die  verfaßungsmäßig  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  ins 
Leben  gerufen  werden  können,  durch  die  Umtriebe  der  Böswilligen  nicht 
lange  beraubt  bleiben  müsse«. 

134)  (38)  Einverleibung  der  drei  siebenbürgischen  Komitate.  Dieser 
Gegenstand  war  ein  Lieblingsthema  der  Opposition.    Apponyi  hatte  daher 
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eine  Vorlage  beantragt,  die  dem  Landtag  jeden  Verdacht  benehmen 
sollte,  als  zweifle  die  Regierung  an  der  Möglichkeit  der  Durchführung. 
Der  Erzherzog  ging  noch  weiter:  er  verlangte,  daß  die  Regierung  auch 
die  konservative  Partei  von  Schritten  abhalte,  die  den  Wunsch  erkennen 
ließen,  eine  bereits  beschlossene  Sache  aus  der  Welt  zu  schaffen. 

Dreißigst-  und  Zollwesen.  Graf  Apponyi  hatte  sich  für  gänzliche 
Einbeziehung  Ungarns  in  den  allgemeinen  Zollverband  der  Monarchie 
ausgesprochen;  er  glaubte,  dieses  Ziel  nur  dann  erreichen  zu  können, 
wenn  die  Steuerfreiheit  des  adeligen  Grundbesitzes  aufgehoben  und  das 
Tabakmonopol  nur  einmal  eingeführt  wäre.  Der  Erzherzog  wandte  zwar 
nichts  gegen  den  Vorschlag  ein,  der  das  Tabakmonopol  betraf,  nur 
glaubte  er  nicht  an  irgend  einen  Erfolg.  Für  eher  möglich  hielt  er  die 
Besteuerung  des  Adels.  Allerdings  vertrat  er  die  Ansicht,  es  dürfe  die 
Regierung  diesen  Gegenstand  nicht  selber  in  Anregung  bringen,  sondern 
sie  müßte  ihn  als  Vorschlag  des  Landtags  an  sich  gelangen  lassen. 
Denn  die  Steuerfreiheit  des  Adels  sei,  wenn  auch  ein  veraltetes  Recht, 
so  doch  einer  der  Hauptpfeiler  der  Verfassung.  Welche  Einwürfe  man 
gewärtigen  müßte,  habe  der  letzte  Landtag  gelehrt,  und  da  könnte  der 
Antrag  —  infolge  des  Widerspruchsgeistes  der  Ungarn  —  scheitern, 
wenn   er  von   der  Regierung   ausginge. 

Erzherzog  Stefan  erklärte  sich  ferner  gegen  Änderungen  des  Reli- 
gionsgesetzes und  ebenso  dagegen,  daß  die  Regierung  in  der  Weise  auf 
die  Jurisdiktionen  einwirke  (Absatz  c  des  IL  Teiles  des  Apponjäschen 
Programms.  Hartigs  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich,  330),  daß 
sie  ihnen  eine  allgemeine  Instruktion  erteile.  Der  Erzherzog  wünschte 
vielmehr,  daß  sie  ihre  Verhaltungsmaßregeln  den  Verhältnissen  anzu- 
passen suche.  (Eingaben  des  Erzherzogs  Stefan  Viktor  vom  18.  F'e- 
bruar  und  vom  26.  Juni  1847.  Staatskonferenzakten,  Z.  681  und  682 
ex  1847.) 

i»5)  (38)  Nach  Kolowrats  Entwurf.  (Staatskonferenzakt,  Z.  681  ex 
1847.) 

1")  (39)  Metternichs  Votum  vom  21.  Juli  1847.  (Ibidem.) 

^")  (39)  Graf  Hartig  an  den  Staatskanzler,  Wien,  27.  Februar  1847, 
(Ibidem.)    — 

»Vielleicht  ist  es  der  Weisheit  E.  D.  vorbehalten,  den  künftigen 
Palatin  —  so  schloß  Graf  Hartig  sein  Schreiben  —  mit  den  Grund- 
maximen des  dermal  bezüglich  auf  Ungarn  angenommenen  Regierungs- 
Systems  zu  befreunden.« 

1S8)  (^g)  Erzherzog  Stefan  Viktor  an  den  Kaiser,  dd.  Prag,  26.  Juni 
1847.  (Staatskonferenzakt,  Z.  682  ex  1847.  St.  A.)  —  Hier  sei  bemerkt, 
daß  Fürst  Metternich  nicht  zu  denen  zählte,  die  den  mitunter  auf- 
tauchenden Trennungsgerüchten  größere  Bedeutung  zuschrieben.  »Was 
könnte  —  so  hatte  er  sich  1844  geäußert  —    der  überspannteste  magya- 
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rische  Geist  in  der  Trennung  suchen,  wo  ihm  nicht  der  Untergang  in 
den  Weg  träte?  Selbstständig  ist  Ungarn  in  legislativer  und  administra- 
tiver Beziehung.  In  politischer  kann  es,  wie  die  Welt  heute  steht,  nicht 
sein  und  das  zwar  aus  folgenden  handgreiflichen  Gründen:  das  Unter- 
nehmen müßte  erobert  werden,  und  hierzu  fehlen  dem  Lande  die  Mittel. 
Als  solche  bezeichne  ich  die  Einheit  der  Nationalität;  die  geregelte 
Kraft  zur  Leitung  eines  Aufstandes;  den  Willen,  welcher  die  Grundlage 
aller  Kraft  bildet.  Ungarn  kann  in  Rebellion  übergehen,  aber  eine  Rebel- 
lion bedingt  nicht  den  Sieg  eines  Unternehmens.  —  Was  stünde  dem 
Siege  bevor:  Ein  Zerfallen  Ungarns  in  Stücke;  der  Verlust  seiner  con- 
stitutionellen  Freiheiten  und  eine  gänzliche  Verarmung.  Ungarn,  um  seine 
politische  Selbstständigkeit  zu  behaupten,  müßte  Oesterreich  erobern. 
Wäre  dies  möglich?  Auch  liegt  dem  Begriffe  des  Separatismus  nichts 
zu  Grund  als  ein  aufregender  Wortschall;  und  da  die  Sache  nur  ein 
Hirngespinnst  ist,  so  verdient  sie  selbst  nicht  die  Würdigung  der  Regie- 
rung.« (Eigenhändige  »Bemerkungen«  Metternichs  s.  d.  Ad  Staatskon- 
ferenzakt, Z.  i66  s  ex  1844.  St.  A.) 

*^^)  (39)  Die  Gesetzentwürfe  betrafen:  Perennalfassionen;  adelige 
liegende  Pfänder  und  Pfandprozesse;  Grundbuch;  Intabulation ;  Komitats- 
■  gerichtsstühle  (Staatskonferenzakt,  Z.  848  ex  1847)  und  Städtekoordi- 
nation (Staatskonferenzakten,  Z.  692  und  1122  ex  1847.  St.  A.).  Sie 
wurden  in  der  Staatskonferenz  beraten  und  dd.  27.  Oktober,  6.  und 
7.  November  1847  vom  Monarchen  genehmigt.  Die  Entschließung  über 
Vorlage  der  königlichen  Propositionen  erfloß  am  7.  November  1847 
(Staatskonferenzakten,  Z.  11 17  und  11 18  ex  1847).  Die  königlichen  Pro- 
positionen finden  sich  abgedruckt  in  Hartigs  Genesis  der  Revolution  in 
Oesterreich,  332  ff. 

1*0)  (40)  >Wenn  auch  der  hiezu  erforderliche  Betrag  mit  voller 
Genauigkeit  noch  nicht  angegeben  werden  kann,  so  glaubt  Graf  Apponyi 
doch  die  Summe  von  200.000  fl.  C.  M.  derart  bezeichnen  zu  sollen,  daß 
selbe,  mit  Inbegriff  der  geheimen  Auslagen,  die  während  des  Reichstages 
selbst  noch  erforderlich  sein  dürften,  nicht  überschritten  werden  können. 

Am  zweckdienlichsten  schiene  es,  wenn  E.  M.  a.  g.  zu  gestatten 
geruhen,  daß  das  benöthigte  Geld  jedesmal  nach  dem  Übereinkommen 
des  Grafen  Apponyi  mit  dem  Präsidenten  der  allg.  Hofkammer  sogleich 
angewiesen,  hierüber  aber  nachträglich  ein  a.  u.  Bericht  E.  M.  unter 
breitet  werde. 

Dieser  Fond  dürfte  übrigens  nur  in  Fällen  verwendet  werden,  wo 
die  größte  Wahrscheinlichkeit  vorhanden  ist,  daß  eine  Jurisdikzion  da- 
durch für  die  Absichten  der  Regierung  gewonnen  werden  kann;  ferner 
wenn  es  sich  um  die  Unterstützung  einzelner  Individuen  handelt,  die 
entweder  am  Reichstage  selbst,  oder,  wiewohl  zu  diesem  nicht  berufen, 
in  den  Jurisdikzionen  unentbehrliche  Dienste  leisten,  aber  wegen  Mangel 
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an  Mitteln  sich  auf  ihrem  Posten  nicht  behaupten  könnten.  Die  Zu- 
führung der  angewiesenen  Hilfe  müßte  mit  der  größten  Vorsicht  und  so 
geschehen,  daß  die  Regierung  durchaus  keiner  Kompromission  ausgesetzt 
werden  könnte.«  (Vortrag  des  zweiten  ungar.  Hofkanzlers  Grafen  von 
Apponyi  vom  22.  August  1847.  Als  »sehr  geheim«  bezeichnet.  Staats- 
konferenzakt, Z.  186  s  ex  1847.  St.  A.) 

**i)  (40)  '»Der  Hofkammerpräsident  Freiherr  von  Kübeck,  dessen 
Meinung  Graf  Apponyi  sich  erbat,  fühlte  sich  verpflichtet,  zu  erinnern 
(Note  vom  16.  August),  daß  das  vorgeschlagene  Mittel  ein  höchst  be- 
daueriiches,  gefährliches  und  die  Sittlichkeit  der  Nazion  destruirendes  sei, 
und  daß  er  großen  Zweifel  über  das  Gelingen  hege,  zumal  es  schwer 
sei,  gegen  Mißbräuche  der  eigenen  Organe  sich  zu  verwahren.  Derselbe 
konnte  ferner  nicht  unerwähnt  lassen,  in  welcher  beunruhigenden  Art  das 
Staatsvermögen  von  allen  Seiten  in  Anspruch  genommen  werde  etc.  Er 
glaubte  jedoch,  die  Beurtheilung  der  Mittel,  die  geeignet  sind,  um  die 
Zustände  Ungarns  in  eine  bessere  Richtung  zu  bringen,  dem  Grafen 
Apponyi  und  den  sonst  berufenen  Authoritäten  anheimstellen  zu  müssen, 
und  wollte  sich  dem  Vorwurfe  nicht  bloßgeben,  eine  Maßregel,  die  man 
für  einen  so  hochwichtigen  politischen  Zweck  als  unerläßlich  erklärt, 
durch  seine  entschiedene  Einsprache  vereitelt  zu  sehen.  Er  erklärte 
sich  demnach  dahin,  daß,  wenn  E.  M.  a.  g.  befehlen,  er  dafür  Sorge 
tragen  würde,  daß  die  angedeutete  Summe  sichergestellt  werde  .  .  .« 
(Staatskonferenzakt,  Z.  186  s  ex  1847.) 

**2}  (40)  Handschreiben  an  Apponyi  und  Kübeck,  dd.  Schönbrunn, 
2g.  September  1847.  (Ibidem.)  Am  5.  Oktober  behob  Graf  Apponyi  die 
erste  Rate  von  40.000  fl.  Am  11.  ^desselben  Monats  wurde  ein  gleich 
hoher  Betrag  von  der  Zentralkasse  an  'die  geheime  Kabinettkasse  ange- 
wiesen. (Staatskonferenzakten,  Z.  190  s  ex  1847  und  22  s  ex  1848.  St.  A.) 
—  Bereits  im  Jahre  1844  waren  der  konservativen  Partei  größere  Geld- 
mittel zugestanden  worden,  um  »dadurch  Verhandlungen  im  guten  Sinne 
mehr  Nachdruck  zu  gewähren«.  (Gervay  an  Wirkner,  dd.  Wien,  26.  Jänner 
1844.  Staatskonferenzakt,  Z.  33  s  ex  1844.  St.  A.)  Kübeck  aber  hatte 
sich  jederzeit  gegen  derartige  Zuwendungen  erklärt  und  sogar  auch  ent- 
schieden widerraten,  den  Theißregulierungsplan  des  Grafen  Szechenyi 
aus  Staatsmitteln  zu  unterstützen.  (Gutachten  Kübecks,  dd.  Wien, 
18.  März  1846.  Staatskonferenzakt,  Z.  121  s  ex  1846.  St.  A.) 

"3)  (40)  Max  Falk :  Graf  Stephan  Szechenyi  und  seine  Zeit.  (Oester- 
reichische  Revue,  1866.  Heft  VII,  56.  Fußnote.) 

1")  (40)  Kossuth  richtete  in  dieser  Sache,  am  30.  Dezember  1843, 
ein  Schreiben  folgenden  Inhalts  an  Eduard  Zsedenyi: 

Nagysägos  kir.  helytartösägi  Tanäcsnok  s  orszäggy.  követ  ür! 

Landerer  es  Heckenast  uraknak  minden  merteket  haladö  szennyes 
piszkossägukat    toväbbad  türnöm    lehetetlen.    Dolgozom,    mint    a    barom, 
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kerkedes  nelkül  mondhatom,  lelke  feltartoja  vagyok  a  Pesti  Hirlapnak, 
melyet  szabad  talän  hinnem,  hogy  hazänak  kormänynak  nem  kärära 
kezeltem;  s  ök  a  piszkossagban  most  annyira  mennek  mär,  hogy  szazszor 
adott  szavuk  ellenere  meg  azt  merik  kivdnni,  hogy  az  orszäggyül6si  tudö- 
si'täsok  költsegei,  melyek  havonkint  mindössze  240  pftot  tesznek  (a 
referensek  honorariuma  215  pft),  melyeknek  ^j^  reszet  különben  is  en 
magam  ajänlkozäm  viselni,  —  egeszen  az  en  nyakamba  härittassanak. 

Sok  ember  mondotta  mar,  hogy  valösäggal  bolond  vagyok  az  ö 
igavonö  marhajuk  lenni,  s  az  örökös  munkäval,  örökös  boszüsäggal, 
61etemet  egeszsegemet  erettük  felemeszteni;  holott  a  kormany  loyali- 
täsäröl  meltan  fei  lehet  tenni,  hogy  ha  hasonlo  feltetelek  s  biztositäsok 
mellett  sajät  Hirlap  kiadäsi  privilegiumert  folyamodnäm,  azt  tölem  szintoly 
kevesse  tagadnä  meg,  mint  masoktol  meg  nem  tagadta. 

Soka  vonakodtam,  de  megvallom,  ezek  az  emberek  oly  piszkos 
bänäsmöddal  illetik  iräntuki  viszonyomat,  hogy  elvegre  hajlando  vagyok 
azon  lepest  megtenni,  ha  t.  i.  biztos  lehetek,  hogy  keresem  meg  nem 
tagadtatik. 

A  kormany  megengede,  hogy  lapot  szerkeszzek;  gondolom  az  rea 
nezve  tökeletesen  mindegy,  valljon  a  munka  materiahs  jutalmät  en 
szedjem-e,  vagy  mäsok  szedjek. 

Bocsasson  meg  tehät  Nagysägod,  hogy  azon  bizodalomnäl  fogva, 
metyet  nemes  gondolkozäsäval  s  eletphilosophiäjäval  nemcsak  elvrokonitöl 
vivott  ki,  s  bir  osztatlanul;  azon  aläzatos  keressel  bätorkodom  alkalmat- 
lankodni,  meltöztatnek  iräntam  azon  kegyesseggel  lenni,  s  Kancellar  ö 
excellentiäjänäl  elölegesen  bizonyossä  lenni,  remenylhetnem-e  bizonyosan, 
hogy  ha  ily  kerest  teszek,  annak  teljesit6se  meg  nem  tagadtatik.  —  Hisz 
a  kormänynak  a  Censuräban  megvan  biztositeka. 

Ez  iränt  elölegesen  tisztäba  [fehlt:  kell]  jönnöm  mind  magänylag 
mind  közügyileg,  mert  a  mint  nekem,  ügy  gondolom,  a  kormänynak  is 
csak  kellemetlen  lehetne,  ha  szöba  kerülhetne,  hogy  szemelyem  iränt 
meg  most  is  annyira  üldözessel  viseltetik,  hogy  nekem,  ki  mär  3  ev  6ta 
politikai  lapot  szerkesztek,  nem  engedne  meg,  hogy  munkäm  mate- 
rialis  jutalmät  magam,  nem  pedig  egy  pär  piszkosan  szämitgato  kereskedö 
szedje. 

Magäban  ertetik,  hogy,  mig  eziränt  lepest  tennek,  a  dolognak 
köztudomäsra  mär  csak  azert  sem  lehetne  jönni,  mivel  különben  Landerer 
es  Heckenast  eget  földet  ellene  mozditanak. 

fin  szeretnek  ha  lehetne  hetenkint  6szor  megjelenö  lapot  kiadni; 
de  ha  ez  nem  engedtetnek,  akkint  mint  a  Pesti  Hirlap  most  adatik  ki; 
szerkesztö  tärsül  pedig  Szalay  Läszlo  urat  kivännäm  magamhoz  segedül 
venni. 

Kerem  minden  esetre  aläzatosan  Nagysägodat,  meltöztassek  engem 
egy  pär  sor  välaszszal  megtisztelni. 
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A  ki    egyebirant    nagybecsü    kedvezeseibe   zart    tisztelettel    vagyok 

Nagysägodnak  aläzatos  szolgäja 

Kossuth  Lajos. 

Ha  az  en  nevem  eilen  meg  is  valami  kifogäs  talälna  lenni,  s  nekem 
csak  mint  szerkesztönek  lehetne  megjelennem,  azon  esetre  Meszlenyi 
Rudolf  sogorom  nevere  öhajtanäm  a  Hirlap  kiadäst  kinyerni. 

Diesem  Schreiben  liegt  eine  gleichzeitige  Übersetzung  [bei,  die 
folgendermaßen  lautet: 

Hochwohlgeborener  Herr  Statthalterey-Rath  und  Reichs-Deputirter ! 

Es  ist  mir  unmöglich,  die  alles  Maaß  übersteigenden  schmutzigen 
Knausereyen  der  Herren  Landerer  und  Hekenast  noch  länger  zu  dulden. 
Ich  arbeite  wie  ein  Vieh,  ohne  Prahlerey  [kann  ich  es  sagen,  daß  ich 
die  erhaltende  Seele  des  Pesti  hirlap  bin,  welches  Blatt  —  wie  es  zu 
glauben  mir  erlaubt  sey  —  nicht  zum  Schaden  der  Regierung  und  des 
Landes  von  mir  redigirt  wird,  und  die  genannten  Herren  gehen  in  ihrer 
Schmutzerey  dennoch  so  weit,  daß  sie  wider  ihr  hundertmal  gegebenes 
Wort,  die  Deckung  der  ganzen  Unkosten  für  die  Landtagsberichte, 
welche  monathlich  240  fl  CM  betragen  (das  honoraire  des  Referenten 
sind  215  fl  CM)  und  ~j^  zu  tragen,  ich  mich  selbst  angetragen  habe,  von 
mir  zu  verlangen   sich  erkühnen. 

Viele  Menschen  haben  es  mir  schon  gesagt,  daß  ich  in  der  That 
ein  Narr  bin,  wenn  ich  noch  hiefüro  ihr  Zugochse  seyn  und  mit  ewiger 
Arbeit,  ewigem  Verdruß  mein  Leben,  meine  Gesundheit  für  sie  opfern 
wollte,  wo  man  doch  von  der  Loyalität  der  Regierung  mit  Recht  voraus- 
setzen kann,  daß,  wenn  ich  unter  gleichen  Bedingungen  und  Garantien 
um  ein  Privilegium  eines  eigenen  Zeitungsblattes  einkommen  würde, 
dasselbe  eben  so  wenig  mir  abgeschlagen  würde,  als  es  Andern  nicht 
abgeschlagen  wurde. 

Ich  habe  mich  lange  gesträubt;  doch  diese  Menschen  —  ich  ge- 
stehe es  offen  —  haben  mein  Verhältniß  zu  ihnen  mit  diesem  schmutzigen 
Benehmen  so  getrübt,  daß  ich  endlich  diesen  Schritt  zu  thun  geneigt 
bin,  wenn  ich  nehmlich  sicher  bin,  daß  meine  Bitte  keinen  abschlä- 
gigen Bescheid  erhaltet.  Die  Regierung  hat  es  erlaubt,  daß  ich  ein 
Zeitungsblatt  redigire  —  ich  glaube,  es  müsse  ihr  vollkommen  gleich 
seyn,  ob  den  materiellen  Lohn  der  Arbeit  ich  oder  andere  beziehen. 

E.  H.  werden  dahero  verzeihen,  wenn  ich,  von  dem  Zutrauen  ge- 
leitet, welches  Sie  durch  Ihre  edle  Denkungsart  und  Lebensphilosophie 
nicht  nur  bey  Ihren  Parthevgängern  sich  erworben  haben,  sondern  un- 
getheilt  besitzen,  mit  der  unterthänigen  Bitte  Ihnen  lästig  zu  fallen  mich 
erkühne,  E.  H.  mögen  die  Gewogenheit  haben,  sich  bey  S.  E.  den 
Grafen-Kanzler  zu  erkundigen,  ob  ich  sicher  hoffen  kann,  in  dieser  Hin- 
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sieht  keine   Fehlbitte  zu  thun.     Die  Regierung  hat  ja  auf  jeden  Fall  hin- 
längliche Garantie  in  der  Censur. 

In  diesem  Bezüge  möchte  ich  gerne  voraushin  ins  Reine  kommen, 
sowohl  meiner  Person  als  des  gemeinen  Wesens  halber;  denn  wie  es  mir,  so 
glaube  ich,  würde  es  auch  der  Regierung  nur  unangenehm  seyn,  wenn 
es  zur  Sprache  käme,  daß  sie  meine  Person  noch  immer  in  dem  Grade 
verfolge  und  mir  nicht  erlaube,  daß  ich,  der  seit  3  Jahren  ein  politi- 
sches Blatt  redigire,  den  materiellen  Nutzen  meiner  Arbeit  beziehe, 
sondern  denselben  einigen  schmutzig  spekulirenden  Handelsleuten  über- 
lassen muß. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß,  bis  ich  in  dieser  Hinsicht  Schritte 
machen  kann,  diese  Angelegenheit  schon  darum  nicht  zur  öffentlichen 
Kenntniß  geeignet  ist,  weil  sonst  Landerer  und  Hekenast  Himmel  und 
Erde  dagegen  in  Bewegung  setzen  würden. 

Ich  möchte,  wo  möglich,  wöchentlich  sechsmal  mein  Blatt  er- 
scheinen lassen,  doch,  wenn  dieß  nicht  erlaubt  würde,  auf  dieselbe  Art, 
wie  Pesti  hirlap  jetzo  erscheint.  Mein  Genosse  in  der  Redaction  wäre 
Ladislas  Szalay. 

Auf  jeden  Fall  bitte  ich  E.  H.  ergebenst,  die  Güte  zu  haben,  mich 
mit  einigen  Zeilen  zu  beehren,  der  ich  uebrigens  Ihrem  Wohlwollen 
empfohlen  mit  Ehrfurcht  bin 

E.  H.  unterthänigster  Diener 

Ludwig  Kossuth. 

Wenn  gegen  meinen  Namen  noch  immer  eine  Einwendung  ge- 
macht würde  und  ich  nur  als  Redacteur  erscheinen  könnte,  so  möchte 
ich  in  diesem  Falle  die  Herausgabe  des  Blattes  für  meinen  Schwager 
Rudolph  Meszlenyi  zu  erwirken  trachten.«  (Staatskonferenzakt,  Z.  143  s  ex 
1844.  St.  A.) 

Der  Pester  Buchdrucker  Beimel,  Eigentümer  des  Handelsblattes 
»Mercur«  beabsichtigte,  im  Frühjahr  1844,  Kossuth  als  Redakteur  dieser 
Zeitung  anzuwerben  und  das  Erforderliche  bei  der  ungarischen  Statt- 
halterei  einzuleiten. 

Als  Fürst  Metternich  und  Graf  Kolowrat  davon  erfuhren,  ließen  sie 
den  Vorsitzenden  des  Zensurkollegiums,  Baron  Alois  Mednyänszky,  er- 
suchen, nichts  in  der  Sache  zu  verfügen,  ehe  darüber  eine  Erledigung 
erfolgt"  sei.  Im  übrigen  galt  Beimel  »als  ein  der  destruktiven  Partei 
angehöriges  Individuum«.  (Gervay  an  den  ungarischen  Hofkammer- 
präsidenten Baron  Mednyänszky,  dd.  Wien,  8.  Mai  1844.  Staatskonferenz- 
akten, Z.  132  s  und  140  s  ex  1844.  St.  A.) 

1*5)  (41)  X,.  .  .  Ich  glaube  daher  —  so  schrieb  Eduard  Zsedenyi,  dd. 
Preßburg,  5.  Jänner  1844,  nach  Wien  — ,  daß  diese  Gelegenheit,  ihn 
(Kossuth)    an    die   Interessen    der  Regierung  zu  fesseln,    nicht  unbenutzt 
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vorüberzulassen  wäre,  damit  er  nicht  auf  andere  Wege  sinnend,  wenn 
er  sich  endlich  von  Landerer  lossagen  sollte,  der  Regierung  noch  be- 
schwerlicher falle  .  .  .«  (Staatskonferenzakt,  Z.  143  s  ex  1844.)  Am  Tage 
vorher  war,  in  einer  [zahlreichen  Versammlung  mehrerer  Mitglieder  der 
Opposition,  der  Pesti  Hirlap  als  das  Organ  dieser  Partei  in  aller  Form 
desavouiert  worden. 

*^^)  (41)  Schreiben  Metternichs  und  Kossuths  an  Wirkner,  das  eine 
vom  12.  Mai  1844,  das  andere  vom  19.  desselben  Monats  datiert. 
(Wirkner,  Meine  Erlebnisse,  135  ff.,  138  ff.  —  Staatskonferenzakt  ad  Z.  15 
ex  1844.  St.  A.) 

**')  (41)  Vgl.  die  Äußerung  Kossuths  gegenüber  Wirkner.  (Wirkner, 
Meine  Erlebnisse,  S.  141,  Absatz  2.) 

**8)  (41)  Fürst  Mettemich  an  den  Palatin  Erzherzog  Josef,  dd. 
Wien,  18.  Juli  1844  (St.  A.).  • —  Inzwischen  hatte  man  in  Erfahrung  ge- 
bracht, daß  Joseph  Orosz  vertrauliche  Verhandlungen  mit  Kossuth  pflege, 
um  diesem  sein  Privileg  auf  den  Hirnök  abzutreten.  Orosz  hatte,  bei 
Beginn  des  Landtags  1836,  mit  Kossuth  die  lithographische  Korrespon- 
denz herausgegeben.  Gervay  äußerte  die  Ansicht,  es  wäre  wohl  am 
besten,  >wenn  in  einer  angemessenen  Weise  dem  Orosz  zu  wissen  ge- 
macht werden  würde,  daß  eine  solche  Übertragung  des  Privilegiums 
ohne  höchster  Genehmigung  ohnehin  nicht  Statt  haben  könne,  und  daß 
es  bei  dem  Verhältnisse,  in  welchem  er  zur  Regierung  steht,  seine  Pflicht 
sei,  sich  in  eine  solche  Unterhandlung  nicht  einzulassen  und  der  Regie- 
rung das  Gehässige  der  Zurückweisung  zu  ersparen  .  .  .«  (Gervay  an 
den  Regierungsrat  Ferstl,  dd.  Wien,  28.  Juni  1S44.  Staatskonferenzakt, 
Z.  195  ex  1844.  St.  A.) 

**^)  (42)  »Wenigstens  ein  Silberzwanziger«,  mit  welchem  Betrag 
man  sechs  Jahre  lang  Mitglied  sein  konnte.  Über  »die  Begründung  des 
Schutzvereins  und  seine  Agitation«  vgl.  Dr.  Rudolf  Sieghart,  Zoll- 
trennung und  Zolleinheit,  die  Geschichte  der  Österreich-ungarischen 
Zwischenzoll-Linie,  134  ff. 

^50)  (43)  Staatskonferenzakt,  Z.  1273  ex  1844.  St.  A.  Friedrich  List 
wurde  vom  Fürsten  Metternich  aufgefordert,  ihm  seine  Gedanken  über 
die  wirtschaftliche  Gesundung  Ungarns  zu  entwickeln;  er  übersandte 
ihm,  dd.  Wien,  7.  Februar  1845,  den  ersten  Teil  einer  Abhandlung,  die 
die  »Transport\-erbesserung  in  Ungarn«  betraf.  Der  Staatskanzler  sandte 
diese  Schrift  an  Kübeck,  der  sich  darüber  (12.  Februar  1S45)  wie  folgt 
äußerte : 

».  .  .  Die  darinn  niedergelegten  Ideen  scheinen  auch  mir  im  All- 
gemeinen ganz  richtig,  aber  auch  schwerlich  Jemandem,  der  sich  mit  diesen 
Gegenständen  wissenschaftlich  und  praktisch  beschäftigte,  unbekannt.  — 
Die  Frage  wegen  der  Verbindung  Wiens  mit  Pesth  durch  eine  Lokomotiv- 
bahn am  rechten  und  linken  Ufer  abwechselnd,    basirt  sich  auf  die  Ver- 
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ständigung  und  Vereinigung  zweier  Bankhäuser,  die  mir  nicht  erreichbar 
scheint.  Es  ist  auch  zweifelhaft,  ob  eine  solche  Verschmelzung  im  finan- 
ziellen Interesse  der  Staatsverwaltung  liege,  da  die  Rivalität  der  Bank- 
häuser die  Regierung  freier  stellt.  —  So  viel  ich  entnehme,  koketirt 
List  mit  aller  Welt,  vorzüglich  mit  den  Häuptern  der  ungarischen  Oppo- 
sition, um  Raum  für  eine  thätigere  und  gewinnreichere  Stellung  zu  ge- 
winnen. Es  scheint  mir  vorsichtig,  ihn  dermahlen  nicht  abzustossen,  um 
zu  sehen,  in  welcher  Richtung  er  sich  endlich  fixiren  wird.  Wenn  mit 
der  Opposition  und  seinem  gewünschten  Geldprotektorate  nicht  viel 
heraus  kömmt,  wird  er  gewiß  umschlagen,  und  dann  läßt  er  sich  viel- 
leicht gut  für  die  Regierung  benützen.  —  Ich  glaube,  E.  D.  dürften  ihm 
entweder  unmittelbar  oder  mittelbar  einige  freundliche  Worte  sagen  oder 
fragen  lassen,  und  ihn  aufmuntern,  weitere  Arbeiten,  die  er  etwa  sich 
vorgesetzt  hat,  ebenfalls  vorzulegen,  da  sie  von  E.  D.  stäts  mit  Inter- 
esse aufgenommen  werden  würden.«  (Staatskonferenzakt,  Z.  212  s  ex  1845 
St.  A.) 

^")  (43)  Kübecks  Gutachten  vom  30.  Oktober  1844.  (Staatskonfe- 
renzakt, Z.  623  s  ex  1844.)  So  mußten  z.  B.  die  Statuten  der  Städte, 
der  Komitate  und  Zünfte  eingeschickt  werden. 

*^^)  (43)  Resolution,  dd.  19.  November  1844.  (Staatskonferenzakt, 
Z.  1273  ex  1844.  St.  A.)  Man  sah  jedoch  ein,  daß  dem  Schutzverein 
unmittelbar  nicht  beizukommen  sei,  und  trachtete  daher,  das  Vereins- 
wesen überhaupt  einer  gründlichen  Revision  zu  unterziehen. 

^^3)  (43)  »Als  industrielles  (Unternehmen)  ist  er  so  evident  absurd, 
daß  sich  der  Muth  der  Unternehmer,  mit  einem  Gebäude  der  Art  auf- 
zutreten, nur  durch  die  Erblindung  erklären  läßt,  zu  welcher  die  Sucht 
des  Gewinnes  geldbedürftiger  Spekulanten  die  Wege  zeigt.« 

So  Fürst  Metternich  in  einem  Vortrag  an  den  Kaiser,  dd.  24.  De- 
zember 1S44.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1403  ex  1844.  St.  A.)  Seine  Ge- 
danken über  die  ungarische  Industrie  hatte  der  Staatskanzler  in  seinen 
Aphorismen  über  Ungarn  niedergelegt.  (Nachgelassene  Papiere,  VII,  57  ff.) 

^^*)  (43)  Vortrag  Metternichs  an  den  Kaiser  vom  24.  Dezember 
(Staatskonferenzakt,  Z.  1403  ex  1848);  Schreiben  Metternichs  an  den 
Palatin  vom  8.  Jänner  1845  (Staatskonferenzakt,  Z.  72/73  s  ex  1845. 
St.  A.). 

^55)  (44)  Beiträge  zur  Neueren  Geschichte  Oesterreichs,  IV,  256, 
Anm.  2. 

156)  (44)  Äußerung  Apponyis  vom  15.  März  1845  über  ein  Schreiben 
des  Palatins  vom  24.  Februar.  (Staatskonferenzakt,  Z.  160  s  ex  1845. 
St.  A.) 

Die  Wiener  Geschäftsleute  hatten  ursprünglich  die  Gründung  des 
Schutzvereines  belächelt;  in  der  Folge  aber  zeigte  es  sich,  daß  die 
ungarischen  Fabriken  einen  unerwarteten  Aufschwung    nahmen   und  ins- 
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besondere  die  ungarische  Damenwelt  dem  Luxus  entsagte  und  gröbere, 
in  Ungarn  erzeugte  Stoffe  bevorzugte.  Immerhin  suchten  sich  die  öster- 
reichischen Tuchfabriken  damit  zu  behelfen,  daß  sie,  vornehmlich  die 
Brünner  Fabrikanten,  ihre  Erzeugnisse  mit  der  Marke  der  ungarischen 
Fabrik  Gacs  versahen  und  so  das  »eingeschwärzte  Tuch«  gut  absetzten. 
(Vortrag  Sedlnitzkys  vom  3.  Februar  1844.  Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  221  ex  1845.  St.  A.)  Gar  bald  aber  schwand  jede  Besorgnis;  man 
hegte  die  sichere  Überzeugung  von  der  Unhaltbarkeit  des  Vereines  und 
von  der  Unmöglichkeit,  es  könnte  Ungarn  unter  den  gegebenen  industriellen 
Verhältnissen  im  Lande  seinen  Bedarf  selbst  erzeugen.  Mähren  und  Schlesien 
waren  am  empfindlichsten  getroffen  worden;  denn  die  Wollwarenerzeuger 
(Iglaus  und  Troppaus)  sahen  plötzlich  ihr  stärkstes  Absatzgebiet  ver- 
sperrt. Von  dieser  Seite  regte  sich  daher  der  Wunsch,  es  sollte  die 
Regierung  einschreiten,  um  die  'gestörten  Handelsverbindungen  wieder 
herzustellen.  In  Niederösterreich  aber  waren  Behörden  sowohl  wie  In- 
dustrielle der  Ansicht,  es  sei  am  besten,  »den  ungarischen  Verein  seinem 
Schicksale  zu  überlassen  und  keine  Gegenmaßregeln  zu  ergreifen,  um 
nicht  den  Widerspruchsgeist  zu  steigern  und  die  Aufrechthaltung  des 
Vereines  zu  einer  Ehrensache  zu  machen«.  Ebenso  dachte  man  in 
Böhmen.  Kübeck  meinte  daher,  keine  besondere  Verfügung  zu  treffen, 
die  Sache  aber  fortwährend  im  Auge  zu  behalten.  (Vortrag  des  Hof- 
kammerpräsidenten Baron  Kübeck,  dd.  28.  April  1845.  Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  67g  ex  1845.  St.  A.) 

Auf  Vorschlag  Hartigs  (2.  Mai  1S45)  wurde  der  Vortrag  an  die 
Staatskonferenz  geleitet. 

15')  (45)  Vortrag  Metternichs  vom  23.  Dezember  1845.  (Staatskon- 
ferenzakt, Z.   1146  ex  1845.  St.  A.) 

158)  (45)  Sie  wurde,  mit  einem  tadelnden  Reskript,  zurückgeschickt. 

159)  (45)  ».  .  .  Empfangen  oder  nicht  empfangen  werden,  paßte  in 
ihren  Plan.  Empfangen,  würden  sie  die  Regierung  der  Schwäche,  und 
abgewiesen,  werden  sie  dieselbe  der  Rücksichtslosigkeit,  ja  selbst  der 
Pflichtvergessenheit  beschuldigen  .  .  .«  (Metternich  an  den  Palatin,  Wien, 
20.  Dezember  1845.) 

1^0)  (46)  Aus  der  in  der  Generalkongregation  des  Pester  Komitats 
vom  30./31.  Jänner  1846  gehaltenen  Rede  eines  ungenannten  Mitglieds 
der  Opposition. 

1*1)  (46)  In  diesem  Sinne  hatte  sich  auch  der  Oberstuhlrichter  Anyos 
in  der  Generalkongregation  des  Veszprimer  Komitats  vom  3.  Februar  1846 
geäußert. 

16")  (46)  Graf  Otto  Zichy  in  der  Generalkongregation  des  Raaber 
Komitats  vom  2.  März  1S46. 

i«3)  (46)  Paul  Nyäry  in  der  Generalkongregation  des  Pester  Komitats 
vom  16.  März  1847. 
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1«*)  (46)  Beiträge  zur  Neueren  Geschichte  Oesterreichs,  IV,  263. 

^^5)  (46)  Auch  das  Agramer  Komitat  richtete  eine  Vorstellung  an 
den  Monarchen,  die  jedoch  gleichfalls,  mit  Reskript  vom  13.  Februar 
1846,  auf  das  schärfste  mißbilligt  wurde.  (Resolution  auf  dem  Vortrag 
der  ungarischen  Hofkanzlei  vom  22.  Jänner  1846,  dd.  Wien,  11.  Fe- 
bruar 1S46.  Staatskonferenzakt,  Z.  104  ex  1846.  St.  A.) 

166)  (47)  So  Graf  Karl  Viczay  in  der  Generalkongregation  des  Raaber 
Komitats  vom  2.  März  1846. 

16'')  (47)  So  beschloß  die  Generalkongregation  des  Szabolcser  Ko- 
mitats vom  16.  März  1846  zugunsten  der  Polen  eine  Repräsentation  an 
den  König  und  Rundschreiben  an  sämtliche  Jurisdiktionen  des  Landes  zu 
richten.  In  anderen  Generalkongregationen,  wie  z.  B.  in  der  des  Zipser 
Komitats  vom  5.  Mai  desselben  Jahres,  blieben  die  Fürsprecher  der  polni- 
schen Sache  und  des  Einverleibungsgedankens  in  der  Minderheit. 

168)  (^y)  Bei  Wiegand  in  Leipzig  1846  erschienene  anonyme  Flug- 
schrift, als  deren  Verfasser  Michael  Stansics  vermutet  wurde. 

169)  (47)  Aus  einem  Stimmungsberichte,  dd.  Großwardein,  14.  Juni 
1846.  So  hatte  auch  Josef  Eötvös  in  seinem  Roman  »Der  Dorfnotar« 
parlamentarische  Regierung  und  Ministerverantwortlichkeit  gefordert. 
(S.  125  ff. ;  183 ff.  u.  a.  Weilheim,  Reklamausgabe.) 

i'o)  (48)  Dies  wurde  in  einer  Flugschrift  behauptet,  die  in  Brüssel 
bei  Vogler  erschien  und  »Die  polnische  Frage  in  Bezug  auf  die  polni- 
schen Ereignisse«  erörterte.  Der  anonyme  Verfasser  suchte  Sympathie 
für  die  polnische  Sache  zu  erwecken,  wobei  er  auf  das  Erwachen  der 
verschiedenen  Nationalitäten  aufmerksam  machte.  Die  Schwäche  der 
österreichischen  Regierung  sah  er  in  dem  verknöcherten  Konservatismus 
des  Wiener  Kabinetts.  Die  Flugschrift  fand  auch  in  Ungarn  zahlreiche 
Leser.    (Vgl.  Aus  Österreichs  Vormärz,  Galizien,  Anm.  65,  S.  80.) 

i'i)  (48)  Unter  anderem  nach  Ablehnung  einiger  Oppositionsvor- 
schläge im  Reichstag  von  1843/44;  nach  Abweisung  der  Deputation, 
die  das  Pester  Komitat  an  den  König  gesandt  hatte,  um  gegen  die  Be- 
schränkung der  Rechte  des  turopolyaer  Adels  zu  protestieren. 

i''2)  (48)  Szentkirälyi  in  der  Generalkongregation  des  Pester  Komi- 
tats vom  30./31.  Jänner  1846.  In  derselben  Versammlung  erklärte  Graf 
Kasimir  Batthyäny,  daß  zwischen  dem  Monarchen  und  der  Regierung 
der  gleiche  Unterschied  obwalte  wie  zwischen  dem  Kapitän  eines  Schiffes 
und  dem  Steuermann;  jener  befehle,  könne  aber  mit  dem  Steuerruder 
nicht  umgehen  und  es  falle  ihm  kein  Verschulden  zur  Last,  wenn  der 
Steuermann  das  Schiff  auf  eine  Sandbank  treibe. 

1")  (48)  Assessor  Patay  in  der  Generalkongregation  des  Pester 
Komitats  vom   17.  März  1846. 

1'*)  (48)  Kossuth  in  derselben  Generalkongregation. 

1'^)  (49)  Seit  dem  Reichstag  von  1843/44. 


^'o)  (49)  Die  Konferenz  fand  am  12.  November  1846  zu  Pest  in 
der  Wohnung  des  Tavernikus,  Grafen  Gabriel  Keglevich,  statt.  Dieser 
wurde  zum  Präsidenten  des  Zentralkomitees  gewählt. 

*'^)  (49)  Urbarialverhältnisse,  Straf-  und  Zivilprozeß,  Komitatsver- 
waltung, Besteuerung,  Stimmrecht  der  königlichen  Freistädte,  Kreditwesen, 
Zoll.  (Vgl.  Alfred  Stern,  VI,  395.) 

*'8)  (49)  Abgesehen  von  den  sogenannten  Altkonservativen;  diese 
hingen  noch  an  den  althergebrachten  Einrichtungen  und  mißbilligten 
daher  die  Reformabsichten  der  Jungkonservativen.  Sie  zeigten  sich  der 
Dynastie  stets  treu  ergeben,  agitierten  in  keiner  Weise  gegen  die 
Regierung  und  bekannten  sich  zum  österreichischen  Einheitsstaat. 

Graf  Emil  Dessewffy  leugnete,  daß  es  vor  dem  März  1848  eine 
»altkonservative«  Partei  gegeben  habe;  diese  Bezeichnung  sei  erst  nach 
Bewältigung  des  ungarischen  Freiheitskampfes  als  Benennung  der  Kon- 
servativen des  Vormärz  aufgekommen.  (Siehe  Ed.  Wertheimer,  Graf 
Julius  Andrässy,  I,  81,  Anm.  3.) 

i'9)  (50)  Franz  Deäk  neigte  mehr  zur  Fraktion  der  sogenannten 
Zentralisten  (Eötvös,  Trefort,  Szalay,  Csengery  u.  a.),  welche  die  Siche- 
rung des  konstitutionellen  Lebens  nicht  wie  Kossuth  im  Komitatswesen, 
sondern  in  politischer  Zentralisation  sahen.  Denn  auch  Deäk  sprach  sich 
dafür  aus,  daß  dem  Unwesen  der  Instruktionen  ein  Ende  gemacht 
werde;  beschränkt  sei  der  Gesichtskreis  der  Komitate  und  nur  Reichs- 
tagsdebatten könnten  eine  kräftige  öffentliche  Meinung  hervorrufen. 

180)  (50)  Auch  die  häufigen  Konferenzen,  welche  die  Liberalen  ab- 
hielten, billigte  Deäk  nicht;  er  wollte  vielmehr,  daß  man  auf  Spazier- 
gängen die  politischen  Fragen* erörtere!  Dem  Plane  Kossuths,  ein  Zentral- 
komitee der  Opposition  ins  Leben  zu  rufen,  brachte  er  daher  entschie- 
denen Widerstand  entgegen.' 

181)  (51)  Zum  Präsidenten  der  Partei  wurde  Graf  Ludwig  Batthyäny 
gewählt,  der  ein  Komitee  mit  der  Abfassung  der  leitenden  Grundsätze, 
wie  Kossuth  sie  entwickelt  hatte,  betraute.  Schon  die  ersten  Beratungen 
führten  zu  einer  Spaltung  der  Partei  und  zur  Aufstellung  zweier  Programme. 
Das  eine  rührte  von  den  Ultraliberalen  (Joseph  und  Michael  Esterhäzy, 
Ludwig  und  Kasimir  Batthyäny  und  Kossuth),  das  andere  von  den  ge- 
mäßigteren^  »Progressisten«  (Bartholomäus  Szemere,  Szentkirälyi, 
Csengery,  Gabriel  Klauzäl,  Josef  Eötvös)  her.  Am  14.  März  1847  fand 
eine  Konferenz  statt,  in  der  man  [sich  für  den  Entwurf  Szemeres  ent- 
schied. Bei  der  Diskussion,  die  sich  darüber  am  nächsten  Tage  in  einer 
Generalversammlung  entspann,  ergriff  auch  Kossuth  das  Wort,  indem  er 
folgende  Anträge  stellte:  Kontrollierung  der  Regierung;  Recht  der  Initia- 
tive in  Reformfragen,  Unterstützung  konstitutioneller  Regierungsvorlagen; 
Forderung  an  die  Regierung,  auf  die  Opposition  zu  achten;  Beobachtung 
der  pragmatischen  Sanktion,  aber  Aufrechterhaltung  der  legislativen  Unab- 
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hängigkeit  Ungarns;  Üffenllichkeit  und  Preßfreiheit;  allgemeine  Besteue- 
rung; Ausdehnung  konstitutioneller  Rechte;  Aufhebung  der  Urbariallasten. 
Dem  von  Batthyäny  eingesetzten  Komitee  gehörten  an:  Szemere, 
Szentkiralyi,  Pulszky,  Kossuth,  Ladislaus  Teleky,  Joseph  Eötvös,  Klauzdl 
und  Kubinyi. 

182)  (22)  Hinsichtlich  »leichteren«  Ausgleichs  der  Gegensätze  — 
welche  Ironie  des  Schicksals!  Kam  doch  die  Zeit,  wo  die  Magyaren  die 
österreichische  Verfassung  zum  Teufel  wünschten  und  sich  am  liebsten 
mit  dem  König  allein  »ausgeglichen«  hätten! 

183)  (23)  Franz  Deäk  in  der  Generalkongregation  des  Zalader  Komi- 
tats  am   15.  Juni  1846. 

^**)  (53)  Kossuths  Rede  in  der  Generalversammlung  der  Opposition 
vom  15.  März  1847. 

"')  (53)  Am  12.  Februar  1846  hatte  im  Pester  Nationalkasino  ein 
Diner  zu  Ehren  Deäks  stattgefunden.  Dieser  erwiderte  auf  die  Toaste, 
die  ihm  Ladislaus  Teleky,  Raday  und  Niklas  Jösika  gebracht,  folgendes : 
er  wünsche  den  Magyaren  Tatkraft,  konstitutionelle  Freiheit,  Ausdauer, 
selbst  dann,  wenn  die  Hoffnung  auf  den  Sieg  erloschen  sei.  Szentkiralyi 
ergriff  sodann  das  Wort  und  bemerkte,  daß  man  allerdings  zur  Geduld 
und  Ausdauer  verdammt  sei.  Tun  könne  man  nichts,  weil  das  Volk 
nicht  im  Bunde  mit  den  Patrioten  stehe.  Erst  müsse  man  eine  Nation 
schaffen,  dann  werde  Deäk  als  Führer  sagen  können:  »Nun  ist  es  Zeit, 
zur  Tat  zu  schreiten,  nachdem  wir  Ausdauer  bewiesen  haben.« 

^*®)  (53)  Max  Falk,  Graf  Stephan  Szechenyi  und  seine  Zeit,  55. 
(Oesterreichische  Revue   1866,  Heft  VII.) 

^^'')  (53)  Eines  Tages  soll  Graf  Szechenyi  mit  der  Gräfin  Nädasdy- 
Forray,  die  als  »patriotisch«  gesinnte  Dame  bekannt  war,  in  einen  Wort- 
wechsel geraten  sein  und  bei  diesem  Anlaß  folgendes  geäußert  haben:  er 
bedaure,  nicht  Palatin  zu  sein,  denn  sonst  würde  er  wie  Gara  Galgen 
errichten  und  die  Oppositionsmänner  aufknüpfen  lassen.  (Max  Falk,  46. 
Oesterreichische  Revue  1866,  Heft  VII.  Siehe  S.  49.) 

*^®)  (54)  Ein  Komitee,  das  aus  Ludwig  Batthyäny,  Moritz  Lukäcs 
und  August  Trefort  bestand,  prüfte  und  honorierte  die  eingeschickten 
Aufsätze. 

**')  (54)  Kossuth  erhielt  2938  und  sein  Gegenkandidat  Balla,  der 
gleichfalls  oppositionell  gesinnt  war  und  für  den  sich  auch  die  Konser- 
vativen eingesetzt  hatten,  bloß  1542  Stimmen.  Zum  ersten  Ablegaten 
des  Pester  Komitats  wurde,  mit  Akklamation,  der  erste  Vizegespan  Moritz 
von  Szentkiralyi  gewählt. 

190)  (54)  Helfert,  Geschichte  der  österreichischen  Revolution,  I,  87. 
Dieses  Werk  beruht  vornehmlich  auf  Berichten  von  Konfidenten  und 
muß  daher  mit  Vorsicht  benutzt  werden.  In  einem  Geheimberichte 
Lederers    an    den    Grafen  Hardegg,    dd.  Ofen,    20.  Oktober  1847,    findet 
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sich  folgende  Äußerung:  >Kossuth  schwur,  er  werde  nie  eine  derlei  Be- 
dienstung  annehmen.«  (Staatskonferenzakt,  Z.  T048  ex  1847.  St.  A.) 

^*')  (54)  Siehe  Max  Falk,  Graf  Stefan  Szechenyi  und  seine  Zeit,  85. 
(Oesterreichische  Revue  1866,  Heft  VI.) 

*")  (55)  Stefan  Viktor  an  Metternich,  dd.  17.  Mai  1847.  (Staats- 
konferenzakt, Z.  4801/3  ex  1847.  St.  A.) 

*^*)  (55)  Beiträge  zur  Neueren  Geschichte  Oesterreichs,  IV,  271, 
292.  —  Graf  Apponyi  gestand  jedoch,  in  einem  Vortrag  vom  26.  Sep- 
tember 1846,  »daß  er  durch  sein  gegenwärtiges  Dienstverhältniß  sich 
außer  Stand  fühle,  jenen  Haupterfordemissen  zu  entsprechen,  die  unum- 
gänglich nötig  sind,  um  ein  so  schwieriges  und  wichtiges  Werk  zur 
Reife  zu  bringen«.  Er  bedurfte  daher  eines  tüchtigen  Mitarbeiters,  eines 
tüchtigen  Vizekanzlers,  und  so  schlug  er  für  den  Posten  eines  solchen 
Szögyenyi  vor,  »indem  dieser  alle  Eigenschaften  in  sich  vereinige,  um 
sowohl  in  Hinsicht  auf  die  Dikasterial-  als  die  vorzubereitenden  Diätal- 
arbeiten  dem  Grafen  Apponyi  jene  Hilfe  und  Erleichterung  zu  ver- 
schaffen, die  unerläßlich  notwendig  ist,  damit  ihm  das  Gelingen  der  be- 
sprochenen Aufgabe  möglich  gemacht  werde«.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1142 
ex  1846.  St.  A.)  —  Dieses  Ersuchen  wurde  auf  Antrag  der  Konferenz, 
am  II.  Oktober  1846,  zustimmend  resolviert  und  Szögyenyi  zum  zweiten 
Vizekanzler  ernannt.    (Staatskonferenzakt,  Z.  1173  ex  1846.  St.  A.) 

*^*)  (55)  Diese  Rede  wurde  in  dem  Diätalakt  Nr.  19  mit  Gold- 
lettern abgedruckt.  Auch  das  königliche  Einberufungsschreiben  war  in 
ungarischer  Sprache  verfaßt. 

135)  (^55)  Am  I.  Oktober  hatte  Stefan  Viktor  eine  vierzehntägige 
Rundreise  angetreten  und  am  14.  desselben  Monats  w^ar  er  durch  den 
zum  königlichen  Kommissär  ernannten  Erzherzog  Franz  Josef  als  Ober- 
gespan des  Pester  Komitats  installiert  worden.  (Stephan  Viktor,  Erzherzog 
von  Österreich,  203  ff.,  208  ff.) 

^'^)  (55)  »Möge  ich  leben,  so  lange  ich  dem  Vaterland  lebe.« 

*")  (56)  So  die  Deputierten  der  Komitate  Stuhlweisenburg,  Ungh 
und  Trentschin. 

^98)  (56)  Franz  Deäk  fehlte  diesmal. 

199)  (56)  Selbst  der  Pester  Deputierte  Moritz  von  Szentkirdlyi 
suchte  in  dieser  Hinsicht  seinen  Einfluß  geltend  zu  machen. 

200)  (56)  Votum  Pilgrams  (ad  Vortrag  Sedlnitzkys  vom  8.  Dezem- 
ber, Staatsratsakt,  Z.  1248  ex  1847.  St.  A.).  »Man  kann  mich  fragen, 
was  gesehen  soll?  Ich  antworte  —  so  äußerte  sich  Pilgram  —  daß  bey 
unanständigem  Benehmen  des  Auditorii  dasselbe  zur  Ordnung  zu  er- 
mahnen sey  und,  wenn  diese  neuerdings  verletzt  werden  sollte,  die 
Tribünen  geräumt  werden  müssen.  Dazu  bedarf  es  keines  Gesetzes; 
denn  die  gesunde  Vernunft  gebietet  bey  jeder  Versammlung  den  Zu- 
hörern Ruhe,    ohne    welche    keine  Verhandlung    und    am    allerwenigsten 
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eine  Legislative  möglich  ist.  Oder  soll  vieHeicht  an  der  Aufrechthaltung 
der  Brutalitaet  mehr  gelegen  seyn,  als  an  der  Ordnung?  Besteht  dort 
eine  Freyheit,  wo  man  diejenigen,  die  andere  Meynungen  haben,  öffent- 
lich insultiren  darf?« 

So  geschrieben  in  einer  Sitzung  der  österreichischen  Staatskonferenz 
vom  13.  Februar  1847!!! 

201)  (57)  Szögyenyi,  I,  48. 

202)  (5y)  Zum  ersten  Male  war  die  Frage  der  Avitizität  im  Reichs- 
tag von  1843/44  zur  Sprache  gekommen.  Der  Antrag,  die  Avitizität 
gänzlich  aufzuheben,  fand  damals  keinen  Anklang  und  man  beschloß, 
bloß  eine  zweckmäßige  Abänderung  der  betreffenden  Gesetze  und  Ge- 
pflogenheiten vorzunehmen.  Die  Ausarbeitung  des  Gesetzentwurfes 
wurde  einer  Zirkulardeputation  übertragen.  In  diesem  Entwürfe,  der 
jedoch  den  Reichstagsakten  nicht  mehr  einverleibt  werden  konnte,  be- 
antragte die  Deputation  keineswegs  eine  allfällige  Reform,  sondern  die 
völlige  Abschaffung  sämtlicher  feudaler  Besitzverhältnisse.  Das  entsprach 
allerdings  nicht  der  Absicht  der  Ständetafel.  Der  Vorschlag  der  Depu- 
tation griff  in  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  des  Adels  und  in  die 
ungarische  Gesetzgebung  »mit  so  zerstörender  Kraft«  ein,  »daß  —  wie 
Graf  Apponyi  hervorhob  —  die  Trümmer  derselben  durchaus  keine  feste 
Basis  zur  Gestaltung  neuer  Besitzverhältnisse«  bieten  könnten.  Der 
ungarische  Kanzler  hielt  es  für  gewiß,  daß  die  Frage  im  nächsten  Reichs- 
tag (1847),  wieder,  und  zwar  in  verschärftem  Maße  auftauchen  werde. 
Es  kamen  daher,  seiner  Anschauung  nach,  zwei  Möglichkeiten  in  Be- 
tracht: man  überließ  es  den  ^Ständen,  den  ersten  Schritt  zu  tun,  und 
wartete  ihre  Vorstellung  ab,  oder  es  kam  die  Regierung  durch  einen 
Sondervorschlag  dem  Wunsch  nach  zeitgemäßen  Reformen  entgegen, 
indem  sie  zugleich  den  Weg  bezeichnete,  den  die  Reichsstände  in  dieser 
Frage  einzuschlagen  hätten. 

Das  ungarische  Hofkanzleikomitee  sprach  sich  für  den  zweiten 
Fall  aus  und  unterbreitete  der  Konferenz  den  Entwurf  eines  Gesetzes, 
durch  das  eine  allmählige  Reform  der  Verhältnisse"]  angebahnt  werden 
sollte.  Der  Entwurf  erfuhr  in  der  Staatskonferenz  noch  einige  Aus- 
besserungen und  Abänderungen,  worauf  ihn  der  Monarch  am  27.  Okto- 
ber 1847  genehmigte.  (Staatskonferenzakt,  Z.  848  ex  1847.  St.  A.) 

^*'^)  (57)  Siehe  »Übersicht  des  Programms  der  Regierung  für  den 
ungarischen  Reichstag  vom  Jahre  1847«.  (Hartig,  Genesis,  323.)  Die  Ab- 
schaffung jenes  Privilegs  mußte  —  wie  ^Graf  Apponyi  in  seinem  Pro- 
gramm bemerkte  —  der  Aufhebung  der  Zwischenzoll-Linie  vorausgehen, 
»weil  eigentlich  die  Zollgebühr  an  der  Zwischenlinie  nur  gegenüber  dem 
adeligen  Grundbesitze  als  Bedürfniß  der  Ausgleichung  mit  dem  Grund- 
besitze der  deutschen  Theile  der  Monarchie  erscheint«.  (Staatskonferenz, 
Z.  681  ex  1847.  St.  A.) 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  III.  9  12() 


2"*)  (58)  Unter  drei  Titeln:  Domestikal-(Kosten  der  inneren  Ver- 
waltung), Militär-  und  Reichskassa  (Investitionen,  gemeinnützige  Unter- 
nehmungen) war  die  Frage  zur  Abstimmung  gebracht  worden.  Die 
Stände  setzten  sich  für  die  Domestikal-,  die  Magnaten  für  die  Gründung 
einer  Reichskassa  ein.  Die  Militärsteuer  wurde  von  den  Adeligen  ab- 
gelehnt und  sie  drang  auch  in  der  Tat  nicht  durch. 

205)  (58)  Apponyis  Programm  (Staatskonferenzakt,  Z.  681  ex  1847); 
§  VI  der  könighchen  Propositionen.  (Hartig,  Genesis  der  Revolution  in 
Oesterreich,  334.) 

206)  (58)  Der  Grundherr  solle  nur  dann,  selbst  zwangsweise  ver- 
halten sein,  die  Ablösung  zu  gestatten,  wenn  die  Grundholden  bereit  und 
auch  in  der  Lage  seien,  eine  vollständige  Entschädigung  zu  leisten. 

^°')  (59)  Städteordnung  im  Hinblick  auf  den  Reichstag. 

**'*)  (59)  Die  Deputierten  der  königlichen  Frei-  und  Bergstädte 
hatten  im  Jahre  1830,  und  zwar  im  Verein  mit  denen  der  geistlichen 
Kapitel,  über  die  Entziehung  ihres  reichstägigen  Stimmrechts  Klage  er- 
hoben. Am  IG.  November  1830  ward  die  ungarische  Hofkanzlei  auf- 
gefordert, darüber  zu  berichten.  Der  Vortrag  lief  1832  ein,  blieb  aber 
bis  1835  unbehandelt.  Damals  erneuerten  die  städtischen  Deputierten 
ihre  Beschwerden;  es  wurde  1836  ein  Gutachten  erstattet,  worin  es  hieß, 
daß  ihnen  inzwischen  das  Stimmrecht  völlig  entzogen  sei  und  daß  man 
sie  selbst  »zu  Schattenbildern  der  Konstitution«  herabgewürdigt  habe. 
Auf  Antrag  der  Staatskonferenz  resolvierte  Kaiser  Ferdinand  am  22.  Fe- 
bruar 1S36  folgendes:  Den  städtischen  Deputierten  sei  zu  eröffnen,  »daß 
auch  in  so  lange,  bis  der  Gegenstand  der  Klage,  der  dem  Kaiser  am 
Herzen  liege,  systematisch  verhandelt  werden  wird,  die  Rekurrenten 
nach  altem  Herkommen,  so  oft  sie  durch  die  ständischen  Repräsenta- 
tionen oder  Gesetzprojekte  die  Rechte  des  vierten  Standes  beeinträchtigt 
glauben,  sich  diesfalls  speziell  an  den  Monarchen  wenden  können.« 

Diese  Resolution  gelangte  jedoch  erst  nach  dem  Rücktritt  des 
Grafen  Revitzky,  und  zwar  ein  halbes  Jahr  nach  Schluß  des  Reichtags, 
in  die  ungarische  Hofkanzlei  und  wurde,  kraft  einer  zweiten  kaiser- 
lichen Entschließung,  sodann  ad  acta  gelegt.  Im  Jahre  1840  erneuerten 
die  Städte  ihre  Beschwerden  und  der  ungarische  Hofkanzler  wurde  auf- 
gefordert, ein  Gutachten  auszuarbeiten  —  es  wurde  nicht  erstattet.  In- 
zwischen war  im  Lande,  ja  selbst  im  dritten  Stand,  die  Überzeugung 
durchgedrungen,  die  Städte  wieder  in  ihre  politischen  Rechte  einsetzen  zu 
müssen.  Dem  Reichstag  von  1843/44  wurde  daher  eine  königliche  Proposition 
folgenden   Inhalts  vorgelegt:  ».  .  .  ut  eousque  etiam,    donec    in  sequelam 

articuli     67:791  et   8:82  —  ipsum  coordinationis  negotium  positiva  regni 
lege  definitivum  fuerit,  liberis  regiis    ac    montanis    civitatibus  competens 
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ad  tractatus  diaetales  per  suffragia  concurrendi  jus,  in  sensu  legum,  fixum 
atque  securum  praestetur.« 

Der  Reichstag  entsprach  jedoch  dieser  Aufforderung  nicht;  anstatt 
die  Städte  in  das  Stimmrecht  einzusetzen,  stellte  er  »neue,  der  ungarisch- 
ständischen Verfaßung  fremdartige  Bestimmungen  über  das  landtägliche 
Stimmrecht  des  vierten  Standes«  auf;  ja  selbst  die  Durchführung  dieser 
seiner  Anträge  knüpfte  er  an  die  Bedingung,  einem  zugleich  entworfenen 
Gesetze  »über  die  ganze  innere  Organisation  der  Städte«  die  königliche 
Sanktion  zu  erwirken.  Da  jedoch  keine  Einigung  der  beiden  Tafeln 
über  diese  Frage  erfolgte,  so  gelangte  die  Repräsentation  des  Reichstages 
nicht  an  die  Krone.  (Staatskonferenzakten,  Z.  1222  ex  1832;  Z.  1714  ex  1835; 
Z.  125  ex  1836;  Z.  2037  ex  1836;  Z,  944  ex  1843;  Z.  962  ex  1847.  St.  A.) 

209)  (59)  Proposition  FI.  (Hartig,  Genesis  der  Revolution  in  Oester- 
reich,  333.) 

^^*')  (59)  Proposition  IV.  (Ibidem.) 

211)  (59)  Handschreiben  an  den  Grafen  Apponyi  vom  26.  Juli  1847.  — 
Kaiserliche  Entschließung,  nach  Kolowrats  Entwurf  (ad  Konferenzprotokoll 
über  den  Vortrag  der  ungarischen  Hof  kanzlei  vom  2.  Oktober  1847),  dd. 
Wien,  6.  November  1847.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  962  ex  1847.)  — 
Vortrag  des  Erzherzogs  Stefan  vom  7.  November,  die  Änderungen  be- 
treffend, die  laut  kaiserlicher  Entschließung  vom  6.  November  in  dem 
Gesetzentwurfe  (Städte-Koordination)  vorzunehmen  waren.  (Staatskon- 
ferenzakt, Z.  1122  ex  1847.  St.  A.)  Die  Konferenzminister,  insbesondere 
Kübeck  und  Kolowrat,  hatten  sich  entschieden  gegen  jede  Initiative  der 
Regierung  erklärt. 

^^^)  (59)  Sie  betraf  die  noch  immer  ausständige  Einverleibung  der 
Komitate  Kraszna,  Mittel-Szolnok,  Zarand  und  des  Köväver  Distrikts. 
[Partes  reapplicatae.]  Vgl.  Eugen  von  Friedenfels,  Joseph  Bedeus  von 
Scharberg,  I,  285  ff. 

^^^)  (59)  Art.  21:1836.  —  Die  Stände  hatten  in  den  Reichstagen 
1839/40  und  1843/44  auf  Vollzug  dieses  Gesetzes  gedrungen,  weshalb 
der  Monarch  am  4.  November  1844  folgendes  resolvierte:  dem  künftigen 
Reichstag  sei  der  Teil  der  zur  Einverleibung  erforderlichen  und  von 
einer  Hofkommission  bereits  erörterten  Präliminarfragen  bekannt  zu 
geben,  der  weitere  gesetzliche  Maßnahmen  erheische;  mittlerweile  solle 
alles  das  verfügt  werden,  was  sich  auf  die  Einverleibung  der  Partes  be- 
ziehe. Mit  Handschreiben  vom  2.  Dezember  1845  wurde  die  Sache 
urgiert,  worauf  die  ungarische  Hof  kanzlei  (am  26.  März  1846)  den  An- 
trag stellte,  »daß  inzwischen  ein  augenscheinlicher  Beweis  des  unbe- 
zweifelten  Vollzugs  der  Rückeinverleibung  dadurch  gegeben  werden 
dürfte,  wenn  vom  i.  November  an  die  ofterwähnten  Teile  Siebenbürgens 
in  Betreff  aller  öffentlichen-  und  Privat-Administrationszweige  factisch 
und    ausschließend    den    ungarischen    Behörden    untergeordnet    werden«. 
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Der  Kaiser  verordnete  aber,  kraft  einer  Entschließung  vom  9.  Juli  1846, 
»daß  vor  der  wirklichen  Einverleibung  alle  jene  legislativen  Vorarbeiten 
durch  eine  hier,  neu  zusammenzusetzende  Hofkommission  zustande  ge- 
bracht werden,  welche  erforderlich  sind,  um  dem  nächsten  Reichstag 
über  diesen  Gegenstand  einen  erschöpfenden  Gesetzentwurf  vorlegen  zu 
können«.  (Staatskonferenzakten,  Z.  785  ex  1846;  Z.  912  ex  1847.  In 
diesem  die  kaiserliche  Entschließung,  dd.  Schönbrunn,  18.  Oktober  1847, 
auf  dem  Vortrag  des  Grafen  Apponyi  vom  24.  September,  die  zur  wirk- 
lichen Einverleibung  der  Partium  erforderlichen  legislativen  Bestimmungen 
betreffend.) 

21*)  (5g)  Die  siebenbürgischen  Stände  hatten  gegen  den  Gesetz- 
artikel von  1836  Einspruch  erhoben  (Repräsentation,  dd.  31.  März  1838) 
und  auch  in  der  folgenden  Zeit  (1842,  1843)  gegen  die  beabsichtigte  Ein- 
verleibung der  Partium  protestiert.  Deshalb  verhinderte  die  Wiener 
Regierung  die  Beschickung  des  ungarischen  Reichstags  durch  Deputierte 
der  Partium.  Solche  erschienen  1847/48  zum  ersten  Male  wieder;  nur 
der  Krasznaer  Komitat  blieb  standhaft  und  er  hatte  seinen  Deputierten 
im  letzten  siebenbürgischen  Landtag  angewiesen,  die  Stände  zur  Auf- 
rechterhaltung der  Union  mit  Siebenbürgen  aufzufordern. 

215]  (60)  Proposition  IX.  (Hartig,  Genesis  der  Revolution  in  Oester- 
reich,  336.) 

216)  (60)  Apponj-i  hatte  in  seinem  Programm  eine  Vorlage  bean- 
tragt, die  dem  Reichstag  jeden  Verdacht  benehmen  sollte,  als  zweifle  die 
Regierung  an  der  Durchführung  der  Einverleibung.  »Den  vielen  Schwierig- 
keiten und  der  klugen  Einsicht  der  konservativen  Majorität«  müßte  es 
überlassen  werden,  »der  Sache  eine  günstigere  Wendung  zu  geben«. 
Stefan  Viktor  aber  riet  zu  größter  Vorsicht;  er  verlangte,  daß  die  Re- 
gierung auch  die  konservative  Partei  von  Schritten  abhalte,  die  den 
W^unsch  erkennen  ließen,  eine  bereits  beschlossene  Maßregel  aus  der 
Welt  zu  schaffen. 

21')  (60)  Correspondence  relative  to  the  affairs  of  Hungary  1S47 — 1849, 
pag.  22  ff.,  27  ff. 

218)  (60)  Es  war  eine  Abmachung  mit  Stefan  Viktor  getroffen 
worden,  wonach  dieser  das  ständische  Gravamen  vor  den  Thron  bringen 
sollte;  gar  bald  aber  reute  ihn  sein  Versprechen  und  er  ließ  die  Erklä- 
rung abgeben,    daß    seine  Intervention  »einstweilen«  unterbleiben  müsse. 

219)  (61)  Sie  fand  am  21.  Jänner  1S48  statt. 

220)  (61)  Vom  21.  Februar  1848. 

221)  (61)  Wer  sich  im  Bereich  der  Stephanskrone  niederlassen  wollte, 
hatte  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  er  die  magyarische  Sprache  be- 
herrsche. 

--')  (61)  Und  zwar  mit  Moritz  Szentkiralyi,  Dionys  Päzmandy, 
Szemere,    Gabriel  Lönyay    und   Boncs.    Den    Anstoß    hatte  Wirkner    ge- 
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geben.  (L.  von  Wirkner,  Meine  Erlebnisse,  203  ff.  Vgl.  auch  Franz 
Pulszky,  Meine  Zeit,  mein  Leben,  II,  27  ff.,  und  Stefan  Viktor,  Erzherzog 
von  Oesterreich,  225  ff.) 

223)  (52)  Vortrag  Apponyis  vom  26.  Jänner  1848  mit  dem  Berichte 
des  Palatins  vom  selben  Tage.  (Staatskonferenzakt,  Z.  123  ex  1848. 
St.  A.)  Doch  liegt  weder  das  eine,  noch  das  andere  Stück  dem 
Akt  bei. 

224)  (63)  Erzherzog  Stefan  hatte  (am  26.  Jänner  1848)  einige  Ände- 
rungen, und  zwar  in  der  Absicht  vorgeschlagen,  dem  ungarischen  Landtage 
»eine  bessere  Wendung«  zu  geben,  d.  h.  »um  das  Übergewicht  Kossuths 
in  der  Ständetafel  zu  brechen«.  Graf  Apponyi  erklärte  sich  mit  diesen 
Vorschlägen  einverstanden.  Sie  bezweckten,  wie  Kolowrat  in  seinem 
Gutachten  ausführte,  »das  Vorhaben  des  schlechtesten  Teiles  der  Opposi- 
tion —  dem  sich  übrigens  aus  Furcht  vor  der  Adelsbesteuerung  ein 
Teil  der  sogen.  Konservativen  gerne  und  insgeheim  zugesellt  —  den 
Landtag  ohne  alles  Ergebniß  zu  Ende  zu  führen,  damit  zu  vereiteln,  daß 
einerseits  der  beständig  zur  Aufregung  benützte  Stoff,  die  Beschwerde 
wegen  des  Komitats-Administrations-Systemes,  durch  eine  Declaration  be- 
seitiget, andererseits  aber  den  Führern  der  unteren  Tafel  aus  der  Oppo- 
sition, soweit  dieselbe  mäßiger  erscheint,  bestimmte  Punkte  in  der  vStädte- 
frage  zu  bezeichnen,  in  welchen  die  Regierung  E.  M.  dem  oppositio- 
nellen Andringen  sich  zu  fügen  geneigt  sey,  um  mit  der  Regulierung 
des  städtischen  Stimmrechtes  und  der  städt.  inneren  Verhältnisse  zu  einem 
sicheren  Ergebnisse  zu  gelangen  .  .  .« 

»Vier  Aenderungen  werden  nun  diesfalls  vorgeschlagen,  wodurch  — 
so  bemerkte  Graf  Kolowrat  —  unstreitig  den  städtischen  Einrichtungen 
eine  mehr  demokratische  Richtung  gegeben  würde: 

i)  Sollen  die  Versammlungen  der  Vertreter  der  Stadt  öffentlich, 
d.  h.  mit  Zulassung  aller  Bürger  und  Honoratioren  Statt  finden,  ein 
Vorschlag,  welcher  bereits  von  der  Hofkanzley  §  116  und  117  des  ur- 
sprünglichen Entwurfes  gemacht  wurde.  Dagegen  dürfte  nur  jenes  Be- 
denken vornehmlich  obwalten,  daß  damit  viele  zur  politischen  und 
Ökonom.  Verwaltung  der  Stadt  gehörige  Gegenstände  wegen  der,  öffentl. 
Verhandlungen  anklebenden  leidenschaftlichen  Bewegung  zum  Nach- 
theile des  städtischen  Gemeinwesens  sowie  zur  allgemeinen  Aufregung 
ausschlagen  dürften.  Dieses  Zugeständniß  ist  das  bedeutendste  von  allen 
und  erheischet,  daß  wenigstens  so  viel  beschränkende  Bedingungen  und 
Vorsichten  beigefügt  werden,  um  nicht  in  den  Städten  eine  politische 
Tribüne  zu  errichten  und  sich  ausbilden  zu  lassen. 

2)  Eben  so  wichtig  ist  die  periodische  Wahl  sämtlicher  städt.  Be- 
amten mit  Ausnahme  der  Richter.  Hierin  wird  viel  weiter  gegangen, 
als  selbst  in  den  siebenbürg.  Comitaten  bestimmt  ist,  wo  wenigstens  die 
Steuer-Einnehmer    stabil    seyn    sollen.     Dießfalls    würde    zum    Heile    der 
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Städte  und  der  öffentl.  Ordnung  seyn,  daß  wenigstens  Cassiere,  Grund- 
buchs- und  Wirthschaftsbeamte  der  periodischen  Wahl  entrückt 
würden. 

3)  Am  wenigsten  erheblich  ist  die  vorgeschlagene  Beschränkung 
der  Macht  der  Oberbürgermeister,  die  lediglich  die  Aufsicht  und  Wahl- 
Leitung  zu  besorgen,  sich  aber  nicht  in  die  Verwaltung  selbst  einzu- 
mischen hätten. 

4)  Der  Werth  oder  die  Gefährlichkeit  des  Vorschlages  zur  Be- 
seitigung der  Doppel-Wahlen  hängt  von  dem  Census  für  die  Wähler  ab. 
Da  die  Kriegssteuer-Beträge  dießfalls  zur  Grundlage  genommen  werden 
sollen,  so  liegt  hierin  ein  ziemlich  fester  Ausgangspunkt,  und  es  wird 
das  Bemühen  der  Regierung  seyn,  den  Kreis  der  Wähler  nach  Möglich- 
keit engezuziehen. 

In  dem  5.  Punkt  kömmt  die  nun  zuerst  zur  a.  h.  Schlußfaßung  ge- 
brachte Frage  über  die  Stimmen-Zutheilung  für  die  ständischen  Abgeord- 
neten am  Landtage  vor. 

Es  scheint  allerdings  wenig  Hoffnung  vorhanden,  mehr  als  16  Stim- 
men, gegen  52  der  Comitate,  für  die  Städte  zu  erlangen,  ein  um  so  un- 
günstigeres Ergebniß,  als  die  Berg-  und  Zipser  Städte,  dann  die  Ka- 
pitel etc.  noch  ungünstiger  betheilt  zu  werden  besorgen  müssen.  Doch 
angenommen,  daß  die  Austheilung  der  16  Stimmen  in  der  vorgeschla- 
genen Art  Statt  finden  müsse,  so  scheint  die  Zuweisung  der  kleinen 
Städte,  wozu  alle  mit  weniger  als  6000  Bewohnern  gehören,  zu  den 
Comitaten  eine  dem  rechtlichen  und  historischen  Standpunkte  ganz  zu- 
widerlaufende und  deshalb  auch  eine  minder  räthliche  Maßregel,  weil 
hierdurch  das  Anschmiegen  des  städtischen  Elementes  an  das  Comitats- 
Unwesen  nur  genährt  und  begünstigt  würde.  Es  läßt  sich  wenigstens  in 
Absicht  auf  einige  einander  nahe  gelegene  kleine  Städte  ein  Modus  auf- 
finden, wodurch  denselben  die  Bestellung  eines  gemeinsamen  Vertreters, 
sey  es  auch  ohne  Stimmrecht  oder  mit  der  Theilnahme  an  einer  Curiat- 
stimme  für  alle  kleinen  Städte  eingeräumt  oder  belassen  würde.  Die 
jetzige  Lage  der  kleinen  und  großen  Städte  ist  in  der  That  auch  nur 
das  ruhende  Recht  auf  ein  Singular-Votum  und  die  Theilnahme  an  der 
einzigen  Stimme,  die  manchmal  der  Städte-Curie  von  den  Comitats- 
Abgeordneten  gewährt  worden  ist. 

Diese  nur  kurze  Beleuchtung  ist  deshalb  erforderlich,  weil  von  der 
Erhaltung  des  korporativen  und  ständischen  Elementes  in  den  Städten 
nicht  blos  die  Ordnung  ihrer  inneren  Verwaltung,  sondern  auch  die 
Pflege  des  in  Ungarn  noch  schwachen  Gewerbewesens  und  Handels, 
dann  die  Ausbildung  eines  dem  Könige  und  dem  Gesetze  unterthänigen 
dritten  Standes  abhängt.  Bei  der  vorgeschlagenen  Stimmenvertheilung 
ist  zu  erwarten,  daß  die  Opposition  eher  einen  Zuwachs  an  Kraft  ge- 
wönne,   als  etwas  einbüße;  und  wenn  nicht  mit  Zurückhaltung  und  Vor- 
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sieht  bei  der  Einräumung  der  bemerkten  Zugeständnisse  vorgegangen 
wird,  so  kann  für  alle  Zukunft  die  politische  Macht  der  Städte  statt  dem 
Könige  zu-,  von  ihm  abgekehrt  werden,  was  wegen  des  Rück-Einflusses 
auf  die  übrigen  Theile  der  Monarchie  nicht  außer  Beachtung  bleiben 
darf.«  (Gutachten  Kolowrats  über  den  Vortrag  des  ungarischen  Hof- 
kanzlers vom  26.  Jänner  1848,  dd.  27.  desselben  Monats.  Staatskonferenz- 
akt, Z.  123  ex  1848.  St.  A.) 

325)  (63)  ».  .  .  Die  Städte-Angelegenheit  stellt  sich  in  meinen  Augen 
—  so  äußerte  sich  Metternich  —  unter  den  folgenden  Gesichtspunkten  .  .  . 

Das  was  heute  den  Namen  der  Opposition  in  Ungarn  trägt,  ist  ein 
Gemengsei  von  Individualitäten,  wie  solche  zu  allen  Zeiten  und  in  allen 
Ländern  stets  die  Gestaltungen,  welche  sich  selbst,  mittelst  des  sinnlosen 
Namens  , einer  Opposition'  kund  geben,  bietet  (sie!).  Heute  kann  man  dieses 
Gemengsei  mit  deutlichen  Namen  in  zwey  Cathegorien  eintheilen;  in  die 
liberale  und  die  radikale.  Beide  Cathegorien  ruhen  auf  Ausgangs- 
Punkten.  Jener  der  liberalen  Parthei  ist  die  Reform,  d.  h.  die  Verbesse- 
rung des  Bestehenden  und  dessen  Ausbildung;  der  Ausgangspunkt  der 
radicalen  Parthey  ist  der  Umsturz  des  Bestehenden  und  dessen  Ersatz 
durch  Etwas  Anderes.  Die  liberale  Parthey  wird  in  der  That  durch 
zwey  Elemente  bedingt:  das  Eine  ist  guter  Wille  mit  Selbsttäuschung 
verbunden,  das  Andere  ist  böser  Wille  unter  der  Larve  der  Beförderung 
des  öffentlichen  W'ohles.  Liberales  im  guten  Sinne  des  Wortes  kann  es 
Nichts  gehen,  als  jede  vernünftige  Regierung.  Liberale  geraden  und 
praktischen  Geistes  sind  sonach  nicht  anders  als  Freunde  der  Regierung 
denkbar.  Nur  Fantasten  oder  Betrüger  zählen  sonach  in  der  Reihe  der 
liberalen  Opposition.  Die  Ersteren  sind  der  Bekehrung  fähig,  die  Anderen 
sind  es  nicht,  und  gut  berathene  Regierungen  müssen  sie  den  Radicalen 
beigesellen. 

Radicale  sind  Entweder  thatkräftige  Fantasten  oder  geflissentliche 
Zerstörer  und  sonach  jedes  Aufbaues  irgend  eines  vernünftigen  Staats- 
haushaltes und  des  Lebens  unfähig. 

Diese  Abschweifung,  um  welche  ich  E.  M.  um  Nachsicht  bitte, 
mußte  ich  zu  Hilfe  rufen,  um  meine  pflicht-  und  vernunftgemäßen  Ge- 
fühle über  die  vorliegende  Frage  der  Gewinnung  der  liberalen  Parthei 
und  sonach  der  durch  dieselbe  herbeizuführenden  Spaltung  der  Opposition 
in  Ungarn  darzulegen. 

Diese  Spaltung  ist  nicht  nur  wünschenswerth,  sondern  sie  ist  noth- 
wendig;  dieß  jedoch  auch  nur  unter  allgemein  geltenden  Klugheits- 
Rücksichten.  Eine  Spaltung  in  der  Opposition  ist  ein  Mittel  zum  Zweck, 
sie  ist  aber  nicht  der  Zweck  selbst,  den  die  Regierung  fest  vor  Augen 
halten  muß. 

Was  beabsichtigt  dieselbe  in  Beziehung  auf  die  Städte-Frage?  Sie 
beabsichtigt   in  ihrem  Betreff  und  kann  in  demselben  Nichts  bezwecken, 
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als  das  Beste  des  Landes  und  dieß  unter  der  Allein  zum  Ziele  führen 
könnenden  Verkräftigung  der  Rechte  der  Krone  und  der  Sicherung  der 
vernunftgemäßen  freien  Bewegung  im  Gemeinen  Wesen  und  dessen  Ver- 
trettung  auf  den  Reichstagen. 

Unter  den  von  S.  K.  H.  in  Antrag  gestellten  Punkten  fällt  nur  der 
auf,  welcher  die  Öffentlichkeit  der  Verhandlung  im  städtischen  Regi- 
ment betrifft;  ein  Antrag,  welcher  in  den  Betrachtungen  über  dessen 
Anwendung  in  engere  Gränzen  gezogen  wird  und  dieß  unbedingt  ver- 
dient. 

Eine  Bemerkung,  welche  sich  auf  meine  obige  Charakterisirung 
der  Oppositionen  bezieht  und  gewissermassen  aus  selber  von  selbst  er- 
wächst, ist  die,  ,wessen  Geistes  die  sich  der  Regierung  zur  Spaltung 
bereit  zeigenden  Oppositions-Männer  sind?'  Gehören  sie  der  liberalen 
Parthey  an,  so  müssen  sie  das  wollen,  was  die  Regierung  zu  wollen 
allein  vermag.  In  diesem  Falle  müssen  sie  den  Sinn  der  Oeffentlichkeit 
bey  den  städtischen  Verhandlungen  nur  in  einem  beschränkten  Maaße 
verstehen.  Sind  sie  verkappte  Radicale,  so  liegt  ihr  Plan  deutlich  vor, 
das  Königreich,  statt  von  Oben  herab,  von  Unten  hinauf  zu  radicali- 
siren.  Es  giebt  Oeffentlichkeit  und  Oeffentlichkeit.  Nichts  ist  öffentlicher 
als  eine  theatralische  Vorstellung;  damit  das  Stück  aber  gelinge,  muß 
die  Oeffentlichkeit  bey  dessen  Verfaßung  und  der  Zutritt  des  Publikums 
auf  der  Bühne  nicht  statt  finden. 

Niemand  schließt  weniger,  als  ich,  die  Oeffentlichkeit  aus;  ich  will 
aber  die  vernünftige,  die  sachgemäße,  die  Vortheilbietende  und  nicht  die 
falsche,  lähmende  und  alle  Ordnung  verbannende.  Das,  was  in  Ungarn 
auf  dem  Felde  der  Oeffentlichkeit  vor  allem  Noth  thut,  ist  die  Ordnung 
in  den  Reichstags-Sitzungen;  [und  den  Beitritt  des  Publikums  zu  den 
Magistrats-Verhandlungen  durch  bloße  Verordnungen  führen  wollen,  ist 
ein  leerer  Vorsatz.  .  .  .« 

(Gutachten  Metternichs,  dd.  Wien,  27.  Jänner  1848.  Ibidem.)  Der 
Staatskanzler  beantragte  die  Einsetzung  einer  Kommission,  die  sich 
mit  der  Städtefrage  beschäftigen  sollte. 

226)  (63)  Handschreiben  an  Apponyi,  dd.  Wien,  29.  Jänner  1848. 
(Ibidem.)  Zu  Mitgliedern  der  vom  Fürsten  Metternich  vorgeschlagenen 
Kommission  wurden  ernannt:  Kübeck,  Apponyi,  Jösika.  (Handschreiben  an 
Kübeck  vom  selben  Tage.  Ibidem.)  —  Der  Ausbruch  der  Revolution 
machte  aber  alle  Beratungen  gegenstandslos. 

''")  (63)  Handschreiben  an  Erzherzog  Stefan  Viktor,  dd.  Wien, 
29.  Jänner  1848.  (Ibidem.)  Das  Reskript  ist  (in  deutscher  Übersetzung) 
abgedruckt  in  Adlersteins  chronolog.  Tagebuch  der  magyarischen  Revo- 
lution, I,  172  ff. 

328)  (63)  Das  Votum  Kroatiens  hatte  die  Entscheidung  herbei- 
geführt. 
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229)  (63)  Der  ständische  Adreßentwurf  ist  abgedruckt  in  Adlersteins 
chronolog.  Tagebuch  der  magyarischen  Revolution,  I,   181  ff. 

230)  (64)  Selbst  den  Palatin  zischte  die  Landtagsjugend  aus  und  sie 
pflegte  ihn  nicht  anders  als  den  »Haupt-Pecsovics«  zu  bezeichnen.  (Pecso- 
vics  war  ein  Spitzname  der  Konservativen.) 

231)  (64)  »Es  wird  sich  dann  nicht  um  Beschränkung  der  Öffent- 
lichkeit, sondern  um  die  Zulassung  einer  bestimmten  Zahl  Menschen 
gegen  Karten,  um  Entfernung  einzelner  Excedenten,  ja  selbst  um  Räu- 
mung der  Tribüne  handeln.  Huissiers  sollen  bestellt,  nöthigenfalls  das 
Militär  verwendet  werden.«  (Vortrag  Apponyis  vom  7.  Februar  1848. 
Staatskonferenzakt,  Z.  174  ex  1848.  St.  A.) 

232)  (64)  Handschreiben  an  Apponyi,  dd.  Wien,  8.  Februar  1848. 
(Ibidem.) 

233)  (64)  Da  die  zweite  Rate  von  40.000  fl.  C.  M.  an  den  Grafen 
Apponyi  abgeführt  worden  war,  mußte  Kübeck  eine  dritte  in  der  gleichen 
Höhe  an  das  Kabinett  anweisen  lassen.  (Staatskonferenzakt,  dd.  6.  Fe- 
bruar 1848,  Z.  22  s  ex  1848.  St.  A.) 

234)  (64)  So  ward  in  dem  bisher  verläßlichen  Ödenburger  Komitat 
(Generalkongregation  vom  21.  Februar  1848)  beschlossen,  die  Ablegaten 
zu  beauftragen,  in  allen  Fällen,  für  welche  die  Instruktion  nichts  be- 
stimme, mit  der  Opposition  zu  gehen.  Auch  das  Temeser  Komitat  schlug 
sich  ins  feindliche  Lager. 

235)  (65)  Kongregation  des  Barser  Komitats  vom  14.,  15.  und 
16.  Februar  1848.    Man    berief   sich  auf    das  Gesetz  Wladislaws  1507:7. 

236)  (65)  Es  sei  daran  erinnert,  daß  sich  Kossuth  durch  den  Grafen 
Szechenyi  bedroht  sah.  Dieser  plante  die  Legung  eines  Eisenbahnnetzes, 
das  in  vier  Hauptrichtungen  von  der  Hauptstadt  ausgehen  und  die  ver- 
schiedenen Teile  des  Landes  mit  ihr  verbinden  sollte.  Wurde  dieser 
Gedanke  verwirklicht,  so  scheiterte  das  Projekt,  mit  dem  sich  Kossuth 
schon  seit  geraumer  Zeit  beschäftigte:  das  einer  Eisenbahnverbindung 
zwischen  Vukovdr  und  Fiume.  ^  Nicht  bloß  eine  ergiebige  Quelle  des 
Reichtums  mußte  Kossuth  in  diesem  Falle  versiegen  sehen,  auch  seiner 
politischen  Machtstellung  drohte  Gefahr.  Denn  Szechenyis  großzügiger 
Plan  zielte  zugleich  auf  Bildung  einer  gemäßigt  liberalen  Partei,  durch 
die  eben  die  Förderung  der  materiellen  Interessen  Ungarns  in  Angriff  ge- 
nommen werden  sollte.  Wohl  gab  es  Augenblicke,  in  denen  Kossuth  verzagte, 
aber  nicht  zu  lange  gab  er  sich  trüben  Stimmungen  hin.  Gar  bald  erkannte 
sein  scharfer  Blick,  wo  er  den  Hebel  ansetzen  müßte,  um  die  Absichten 
seines  Nebenbuhlers  zu  durchkreuzen.  Schon  hatte  sich  Kossuth, 
der  einst  so  beredte  Anwalt  des  Munizipalwesens  und  der  Unabhängig- 
keit der  Komitate,  den  Zentralisten  genähert,  die  eine  parlamentarische 
Regierung  anstrebten.  Ein  entschiedener  Gegner  einer  solchen  war  Graf 
Szechenyi,   der  dabei  vornehmlich  den  Umstand  berücksichtigte,  daß  die 
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übrigen  Erbländer  noch  absolutistisch  regiert  wurden.  So  griff  Kossuth 
den  Gedanken  auf,  auch  für  sie  eine  Konstitution  zu  fordern. 

23')  (65)  In  Lombardo-Venetien  z.  B.  rief  man  nicht  bloß  »morte  ai 
tedeschi«,  sondern  auch  »evvivan  gli  Ungharesil«. 

238)  (65)  Vortrag  des  Grafen  Sedlnitzky  vom  14.  Dezember  1847. 
Graf  Kolowrat  zog  es  keinen  Augenblick  in  Zweifel,  daß  sich  die  unga- 
rische Opposition  mit  den  Radikalen  der  österreichischen  Provin^n, 
namentlich  mit  denen  Böhmens  und  Niederösterreichs  ins  Einvernehmen 
gesetzt  habe.  Fürst  Mettemich  bezeichnete  Andrian  als  ein  Werkzeug 
der  revolutionären  Propaganda.  >.  .  .  für  die  Begründung  der  Anklage 
besitzt  —  so  versicherte  er  in  seinem  Votum  —  die  Polizey-Hofstelle 
sichre  Belege«.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1268  ex  1S47.  St.  A.) 

^39)  (65)  Handschreiben  an  Graf  Sedlnitzky,  dd.  Wien,  5.  Jänner 
1848.  (Ibidem.) 

2*0)  (65)  Es  wurde  behauptet,  daß  die  radikale  Partei  von  den  böh- 
mischen Ständen  veranlaßt  worden  sei,  einen  solchen  Antrag  zu  stellen. 
Graf  Sedlnitzky  aber  hegte  die  sichere  Überzeugung,  es  müßten  Kossuth, 
Perczel,  Madaräsz  und  andere  Demagogen  als  die  eigentlichen  Anreger 
angesehen  werden,  denen  es  nur  darum  zu  tun  sei,  »der  Regierung 
neue  Verlegenheiten  zu  bereiten«.  »Wenn  übrigens  —  so  berichtete  Graf 
Sedlnitzky  —  in  dem  Rapporte  angeführt  wird,  daß  der  allerdings 
schlecht  gesinnte  Ludwig  Toth  dem  Fürsten  Windischgräz  und  anderen 
böhmischen  Ständen  Notizen  über  den  ungarischen  Landtag  liefere,  so 
findet  dieser  Umstand  darin  Aufklärung,  daß  Toth,  wie  bekannt  ist, 
dermal  eben  so  wie  es  in  früheren  ungarischen  Landtagen  von  Seite  des 
bekannten  Grosz  geschah,  Landtagsrapporte,  freilich  im  schlechten 
Sinne  verfaßt  und  geschrieben,  an  mehrere  Parteien  im  In-  und  Aus- 
lande versendet.  Daß  unter  diesen  der  auch  in  Ungarn  begüterte  Feld- 
marschall Leutnant  und  commandirende  General  in  Böhmen,  Fürst 
Alfred  Windischgräz  erscheint,  dürfte  um  so  weniger  Bedenken  erregen, 
als  die  höchst  correkte  Gesinnung  dieses  Mannes  und  seine  »stets  be- 
währte Abneigung  gegen  alle  ständische  Umtriebe  und  seine  treue  An- 
hänglichkeit an  E.  M.  und  die  Regierung  über  jeden  Zweifel  erhaben 
ist.«  (Vortrag  des  Grafen  Sedlnitzky,  dd.  28.  Februar  1848.  Staatskon- 
ferenzakt, Z.  279  ex  1848.  St.  A.) 

■*0  (65)  Staatskonferenzakt,  Z.  270  ex  1848.  St.  A.  (Vortrag 
Sedlnitzkys  vom  26.  Februar  1848  mit  Revisions-  und  Interimsbericht 
über  die  ungarischen  Landtagsverhandlungen  und  die  Zirkularsitzung  vom 
24.  und  25.  Die  Gutachten  wurden  in  der  Zeit  vom  29.  Februar  bis 
12.  März  1848  abgegeben.  Die  Resolution  des  Kaisers  —  »dient  zur 
Nachricht«  —  erfloß  am  15.  März  1848.) 

^*^)  (65)  So  erschien,  im  Februar  1848,  in  der  ungarischen  Handels- 
zeitung Hetilap    ein    gehässiger  Artikel  über  die  Finanzlage  Österreichs. 
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Der  Hofkammerpräsident,  Baron  Kübeck,  erstattete  dem  Kaiser, 
am  8.  März  1848,  einen  Vortrag  folgenden  Inhalts:  ».  .  .  Eine  Reihe 
von  Erscheinungen  der  ausländischen  Presse  und  in  anderen  stilleren 
Communications-Mitteln  haben  schon  früher,  namentlich  aber  seit  un- 
gefähr einem  Jahre  deutlich  herausgestellt,  daß  es  darauf  abgesehen  sei, 
den  oesterreichischen  Staatskredit  in  jeder  Art  zu  untergraben,  offenbar 
in  der  Absicht,  um  es  der  Regierung  zu  erschweren,  wo  nicht  gar  un- 
möglich zu  machen,  im  Falle  nothwendiger  Anstrengung  die  hiezu  er- 
forderlichen Mittel  aufzubiethen. 

Diesen  schleichenden  Einwirkungen  seien  in  neuesten  Zeiten  die 
revolutionären  Bewegungen  in  Italien,  Frankreich  und  selbst  in  Deutsch- 
land mächtig  zu  Statten  gekommen,  welche  dann  auch  in  Gefahr 
drohender  Weise  ausgebeutet  wurden;  die  Geldstürme  begannen  in  Steier- 
mark, Böhmen,  verpflanzten  sich  dann  nach  Ungarn  und  von  dort  mit 
der  größten  Schnelligkeit  nach  der  Hauptstadt. 

Die  ungarische  Oppositionsparthei  wählte  die  Bankfrage  zum 
Haupthebel,  um  der  Regierung  Verlegenheiten  und  womöglich  Aufstände 
zu  bereiten. 

Diese  Frage  sollte  nämlich  in  den  Zirkelsitzungen  und  dann  am 
Reichstage  in  der  beunruhigendsten  Weise  besprochen  werden,  und  die 
Häupter  der  Opposition  verabredeten  sich,  selbst  und  durch  ihre  Leute 
die  Annahme  der  Banknoten  zu  verweigern  und  alle  Mittel  anzuwenden, 
um  Mißtrauen  in  allen  Klassen  zu  verbreiten. 

Als  die  ersten  Symptome  dieser  Bewegungen  sich  kundgaben, 
glaubte  die  Finanzverwaltung  gemeinschaftlich  mit  der  Bankdirektion, 
daß  es  genügen  dürfte,  statt  zu  reden,  zu  handeln  und  überall,  wo  die 
Geldnachfrage  heftiger  hervortrat,  die  unbedingteste  Befriedigung  der 
Nachfragen  des  Publikums  durch  Aufbiethung  aller  vorhandenen  haaren 
Geldmittel  zu  sichern. 

Diese  Maßregel,  welche  vorzüglich  auf  den  gemeinen  und  richtigen 
Sinn  des  Volkes  berechnet  war,  hatte  auch  die  gewünschte  Wirkung  in 
Steiermark  und  Böhmen. 

Als  aber  die  Oppositionsmänner  in,  Pressburg  die  Bankfrage  für 
ihre  Zwecke  allamirend  auszubeuten  vorhatten,  beeilte  sich  Freiherr 
von  Kübeck,  im  Einverständnisse  mit  dem  Vorstande  der  Bankdirektion, 
den  Generalsecretair  der  Bank  v.  Salzmann  sogleich  nach  Preßburg  zu 
entsenden,  um  dort  unter  der  Leitung  der  Regierungsorgane  sich  mit 
einigen  loyalen  Deputirten  und  Magnaten  in  das  Einvernehmen  zu  setzen, 
ihnen  die  Natur,  die  Stellung  und  den  Organismus  der  Bank  zu  erklären 
und  den  Zustand  der  Bank  mit  aller  Oftenheit  und  mit  den  gehörigen 
Daten  belegt,  mitzutheilen. 

In  der  That  war  die  Gefahr  drohend. 
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Die  Führer  der  Opposition  rechneten  nämlich  auf  die  ziemlich  all- 
gemeine Unkenntniß  der  Deputirten  und  IMagnaten  über  ein  Institut  und 
eine  Angelegenheit,  welche  specielle  Untersuchung  und  Theilnahme  vor- 
aussetzt, die  nur  bei  einigen  Personen  vorhanden  ist. 

Es  war  mithin  zu  fürchten,  daß  eine  solche  Motion  des  Mißtrauens 
mit  falschen  Ziffern  belegt,  vom  Reichstage  ausgehend,  einen  allgemeinen 
Schrecken  verbreiten  und  die  nachhaltigsten  Bedrängnisse  hervorrufen 
würde,  und  es  lag  Alles  daran,  die  loyalen  Deputirten  in  die  Lage  zu 
setzen,  die  Angaben  der  Opposition  als  falsch  beweisen  zu  können. 

Dieser  Schritt  hatte  den  gewünschten  Erfolg. 

Die  zu  diesem  Behufe  versammelten  Deputirten  und  Magnaten 
nahmen  die  gemachten  Mittheilungen  mit  der  größten  Beruhigung  ent- 
gegen und  waren  bereit,  den  falschen  Ziffern  der  oppositionellen  Motion 
die  Wahrheit  entgegen  zu  stellen. 

Als  die  Opposition  diese  Wendung  der  Dinge  erfuhr,  änderte  sie 
ihren  Plan.  Ganz  umgehen  konnte  sie  wohl  die- Frage  nicht  mehr,  berührte 
sie  jedoch  nur  leicht,  umgieng  dadurch  alle  Aufklärungen  und  wirkte 
selbst  mit,  daß  die  Motion  ganz  fiel,  weil  es  nicht  in  ihrer  Absicht  liegen 
konnte,  selbst  Veranlassung  zu  beruhigenden  Aufklärungen  zu  geben. 
Während  aber  die  Bewegungspartei  in  den  öffentlichen  Versammlungen 
zurücktrat,  war  sie  unter  der  Hand  nur  um  so  thätiger,  das  Mißtrauen 
im  Volke  zu  verbreiten. 

Es  sei  wohl  schwer,  zu  bestimmen,  durch  welche  Fäden  auf  die 
Gemüther  gewirkt  wurde,  um  den  Schrecken  des  Mißtrauens  so  schnell 
zu  verbreiten,  wie  es  geschah  und  wie  er  vorzüglich  in  der  Hauptstadt, 
in  Pressburg,  in  Ofen  und  sonst  verbreitet  wurde. 

Unter  solchen  Umständen  sei  es  das  erste  und  dringendste  Bedürf- 
niß  gewesen,  alles  aufzubieten,  um  den  Geldbegehr  des  herandrängenden 
Publikums  so  ausgedehnt  und  so  schnell  wie  möglich  zu  befriedigen, 
und  ist  in  dieser  Hinsicht,  was  nur  physisch  möglich  war,  geschehen. 

Die  Frage  wurde  aber  dringend:  soll  man  es  bei  dem  Handeln  be- 
wenden lassen,  und  ist  es  nicht  unerläßlich  notwendig,  die  Gemüther 
neben  der  That  auch  durch  die  Rede  zu  beschwichtigen? 

In  einer  am  5.  d.  mit  dem  Chef  der  Bankdirektion  und  dem 
Generalsecretair  abgehaltenen  Beratung  war  man  sogleich  darüber  ein- 
verstanden, daß  man  mit  dem  Publikum  sprechen  müsse,  weil  man  nicht 
in  jedem  Dorfe  eine  Verwechslungskassa  errichten  kann,  weil  man  den 
böswilligen  und  eigennützigen  Gerüchten  durch  die  noch  so  schnelle 
Auszahlung  allein  nicht  zureichend  die  Wirkungen  abstumpfen  kann, 
auf  welche  sie  berechnet  sind,  und  weil  man  auch  das  Ausland  im  Auge 
behalten  muß,  welches  mit  Oesterreich  in  so  vielseitigem  Verkehr  steht, 
und  ohne  Aufklärungen  das  Mißtrauen  des  Inlandes  nur  noch  erhöhen 
und  verstärken  würde. 
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Die  weitere  Frage  war  dann  die:  wie  soll  gesprochen  werden? 
Phraseologische  Versicherungen  sind  ungenügend,  ja  vielmehr  ein  will- 
kommenes Mittel  für  die  feindseligen  Parteien,  das  öffentliche  Vertrauen 
noch  mehr  zu  erschüttern,  indem  sie  nur  um  so  mehr  die  falschen  An- 
gaben vertreten  können,  die  keine  legale  Widerlegung  finden. 

Aufklärende  Aufsätze  unter  dem  Scheine  von  Privaten  haben, 
wenn  sie  auch  die  wahrhaften  Daten  der  bedrohten  Anstalt  enthalten, 
keine  Autorität  und  können  und  werden  in  der  feindseligen  Presse  und 
in  den  tausend  Wegen  der  mündlichen  Verläumdung  als  feil  und  unwahr 
bestritten  werden.  Sind  sie  aber  gleichfalls  nur  phraseologische  Erörte- 
rungen, so  werde  ihre  Wirkung  von  vorneherein  gleich  Null  sein. 

Man  habe  sich  daher  entschieden,  daß  die  Bankdirektion  in  einer 
einfachen  und  würdigen  Sprache  die  Thatsache  der  Erfüllung  ihrer 
Verbindlichkeiten  herausstelle  und  den  wahren  Stand  der  Bank  in  Ziffern 
bekannt  mache.  Man  verhehlte  sich  zwar  nicht  die  mancherlei  Schwierig- 
keiten dieser  Maßregel,  konnte  sie  jedoch  nicht  mehr  umgehen,  theils 
weil  der  erste  Schritt  hiezu  durch  die  unerläßlichen  mündlichen  Mit- 
theilungen in  Preßburg  schon  geschehen  war,  theils  weil  der  Drang  der 
Meinungen  nach  Öffentlichkeit  heute  nun  einmal  so  hoch  gesteigert  ist, 
daß  man  ihn  unter  Umständen  wie  die  eben  geschilderten,  ohne  Bedenken 
nicht  entgegentreten  könne. 

Diesemnach  wurde  im  Einverständnisse  mit  der  Bankdirektion  so- 
gleich an  die  Vollziehung  jener  Maßregel  geschritten. 

Der  Eindruck  der  betreffenden,  theils  durch  Anschlag  an  dem  Bank- 
gebäude, theils  durch  die  Wiener  Zeitung  am  6.  März  früh  bewirkten 
Kundmachung  war  im  allgemeinen  kein  ungünstiger,  und  bis  zur  Er- 
stattung dieses  a.  u.  Vortrages  am  8.  März  hat  der  Zudrang  zur  Bank 
hier  in  Wien  bereits  so  bedeutend  abgenommen,  daß  zwar  das  gewöhn- 
liche Verhältniß  immer  noch  überschritten,  doch  aber  bereits  wieder  haar 
Geld  in  die  Bank  gegen  Banknoten  eingelegt  wird. 

Die  Kundmachung  der  Bankdirektion  konnte  nicht  anders  als  wie 
sie  eben  erfolgt  ist,  eingerichtet  werden,  weil  Commentarien  leicht  zu 
Abhandlungen  führen,  die  viel  zu  lange  sein  würden,  um  das  gewöhn- 
liche Publikum  anzusprechen,  und  welche  die  Bank  in  eine  Polemik  ver- 
wickeln würden,  der  sie  fremd  bleiben  muß. 

Man  hat  sich  aber  beschieden  und  es  liegt  in  der  Natur  der  Sache, 
daß  die  Kundmachung  mit  ihren  Ziffern  von  vielen  theils  gar  nicht  ver- 
standen, theils  mißverstanden  wird,  indem  das  große  Publikum  in  den 
oesterreichischen  Staaten  über  Gegenstände  dieser  Art  noch  wenig  auf- 
geklärt ist. 

Nun  sei  es  aber  an  der  Zeit  und  sei  auch  bereits  eingeleitet,  daß 
Privatliteraten  in  die  öffentlichen  Blätter  aufklärende  und  beruhigende 
Commentare  schreiben,  welche  im  Wege  der  Censur  ihm    —    dem  Hof- 
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kammer-Präsidenten  —  ohnehin  zur  vorläufigen  Einsicht  zukommen  und 
gehörig  geprüft  werden  .  . .«  (_Staatskonferenzakt,  Z.  305  ex  1848.  St.  A.) 

Baron  Kübeck  war  mit  Kabinettschreiben  vom  7.  März  beauftragt 
worden,  »in  geeigneter  Weise«  zu  veranlassen,  »daß  dießfalls  ein  (solcher) 
Aufsatz,  jedoch  nur  unter  dem  Namen  eines  Privaten  zu  Stande  ge- 
bracht, von  ihm  als  zulässig  erkannt  und  dann  ungesäumt  veröffentlicht 
werde.«  Nun  war  dies,  im  Namen  der  Bank  selbst,  durch  die  Wiener 
Zeitung  erfolgt. 

Graf  Hartig  erklärte  diesen  Vorgang  mit  dem  Bemerken  für  ge- 
rechtfertigt, es  solle  der  Kaiser  seine  Billigung  aussprechen ;  er  wünschte 
aber,  daß  man  das  mit  gutem  Erfolge  gebrauchte  Mittel  auch  zur  Be- 
ruhigung über  die  gesamte  finanzielle  Lage  der  Monarchie  anwende. 
»Denn  ich  kann  —  so  erklärte  Graf  Hartig  —  mit  Zuversicht  be- 
haupten, daß  der  Zustand  der  Finanzen,  so  viel  er  auch  zu  wünschen 
übrig  läßt,  doch  lange  nicht  so  beunruhigend  ist,  als  das  Publicum 
furchtet;  die  aufrichtige  Darstellung  desselben  dürfte  daher  den  gesunkenen 
Staats-Credit  wahrscheinlich  heben.« 

Graf  Kolowrat  war  allerdings,  was  die  Finanzlage  betraf,  ganz 
anderer  Meinung:  er  hielt  sie  für  »viel  ungünstiger«,  als  sie  dargestellt 
wurde.  Immerhin  stimmte  auch  er  für  Hartigs  Vorschlag  und  Resolu- 
tionsentwurf, den  der  Kaiser  daher  (am  18.  März  1848")  unterzeichnete. 
(Staatskonferenzakt,  Z.  305  ex  1848.) 

2«)  (66)  Siehe  Anm.  138,  S.  ii6ff. 

2**)  (66)  Er  hatte  ihm  mitgeteilt,  daß  sich  Belgien  der  Revolution 
nicht  anschließen  wolle;  von  den  Kammern  seien  vielmehr  die  Aufstel- 
lung von  100.000  Mann  und  die  Voreinzahlung  zweier  Steuerquoten  be- 
willigt worden. 

*«)  (66)  Cornel  Balogh. 

2*6)  (67)  Dieser  Umstand  ist  meines  Wissens  noch  nirgends  hervor- 
gehoben worden. 

24')  (67)  Kossuths  Rede  und  »Repräsentations-Vorschlag  über  die 
gegenwärtigen  Aufgaben  des  Landtages«  gedruckt  in  Adlersteins  chronolog. 
Tagebuch  der  magyarischen  Revolution,  I,  193  ff.,  200 ff. 

2*8)  (68)  Staatskonferenzakt,  Z.  297  ex  1848.  (Vortrag  des  Grafen 
Sedlnitzky  vom  4.  März  1848.) 

2")  (69)  Staatskonferenzakt,  Z.  292  ex  1840.  (Vortrag  des  Grafen 
Sedlnitzky  vom  2.  März  1848.) 

250)  (6g)  Anwesend  waren:  der  Judex  Curiae  Graf  Georg  Mailäth, 
der  Tavernikus  Graf  Keglevich,  der  (ungarische)  Hofkammerpräsident 
Graf  Niklas  Szecsen,  der  Personal  Zarka,  ferner  Graf  Stephan  Szechenyi, 
Graf  Apponyi,  Ladislaus  von  Szögyenyi  und  Eduard  Zsedenyi.  (Vgl. 
Szögj'enyi,  l,  5off.  Das  richtige  Datum  [9.  März]  ergibt  sich  aus  dem 
Tagebuch  Szögyenyis,  vgl.  Franz  Pulszky,  11,  55.) 
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Erzherzog  Stephan  hatte  der  Regierung  bereits  angezeigt,  daß  sie 
wohl  schwerlich  auf  eine  Majorität  im  Reichstag  rechnen  dürfe.  Nach 
der  ihm  dargestellten  Sachlage  gab  es  nur  zwei  Mittel,  sich  aus  der 
Schlinge  zu  ziehen:  ».  .  .  binnen  sehr  kurzer  Zeit,  vielleicht  noch  im 
Laufe  des  Winters,  den  Landtag  auseinander  zu  jagen,  oder  mit  der 
Opposition,  wie  es  schon  bei  anderen  Landtagen  geschehen,  fortwährend 
zu  traktiren  und  paktiren  .  .  .«  Es  wurde  in  diesem  zweiten  Falle  eine 
Zusage  des  Monarchen  für  unbedingt  notwendig  gehalten,  »die  Admini- 
stratoren nach  und  nach  eingehen  zu  lassen  und  durch  wirkliche  Ober- 
gespänne  zu  ersetzen«. 

Was  das  Treiben  der  Landtagsjugend  betraf,  meldete  der  kaiser- 
liche Prinz,  daß  es  in  der  Zirkularsitzung  der  unteren  Tafel  vom  i6.  De- 
zember 1847  »wie  in  einer  ungezogenen  Judenschule«  zugegangen  sei. 
»Die  konservativen  Deputirten  haben  es  trotz  alles  Zuredens  noch  nicht 
über  sich  gewonnen,  den  Entschluß  zu  fassen,  in  corpore  hinaus  zu  gehen 
und  so  lange  nicht  wieder  im  Circel  einzutreten,  so  lange  nicht  Ordnung 
geschaffen  —  freilich  gehörte  hier  unbedingt  dazu,  daß  in  den  ständi- 
schen Landtagssitzungen  alle  Comitate  wieder  erscheinen  —  und  der  Per- 
sonal die  Energie  entwickle,  Kraft  seines  Rechtes  einmal  die  Galerien 
räumen  zu  lassen«. 

»Ich  bin  mit  mir  einig  —  so  beteuerte  Erzherzog  Stephan  —  und 
fest  entschlossen,  wenn  die  Galerie  bei  mir  nur  Vio  so  unartig  würde 
wie  bei  den  Ständen,  sie  sonica  hinauszuwerfen;  brummen  hier  am  Ende 
die  jungen  Horren,  so  sage  ich,  daß  ich  hier  etwas  thue,  was  ich  nur 
vor  mir,  meinem  Monarchen  und  meinem  Vaterlande  zu  verantworten 
habe;  genügt  dies  auch  nicht,  so  löse  ich  die  Sitzung  auf,  erkläre  aber 
zugleich,  daß  ich  bei  der  nächsten  Sitzung  clausis  valvis  debattiren 
lassen  werde,  ob  mit  einer  solchen  zügellosen  Jugend  das  Prinzip  der 
Öffentlichkeit  noch  aufrecht  erhalten  werden  könne?  .  .  .«  (Erzherzog 
Stephan  an  Graf  Apponyi,  dd.  Preßburg,  16.  Dezember  1847.  St.  A. 
[Acta  secreta.])  Nur  hatte  der  kaiserliche  Prinz  mehr  geredet  als  ge- 
handelt ! 

"1)  (69)  »Zur  Zügelung  und  Überwachung  des  Auditoriums«  würde 
es  sich  nicht  —  so  hatte  Graf  Kolowrat  erklärt  —  »um  Beschränkung 
der  Öffentlichkeit,  sondern  um  die  Zulassung  einer  bestimmten  Zahl 
Menschen  gegen  Karten  und  Entfernung  einzelner  Excedenten,  ja  selbst 
um  Räumuug  der  Tribüne  handeln.  Huissiers  sollen  bestellt,  nöthigen- 
falls  das  Militär  verwendet  werden.  Sollte  die  Mehrheit  des  Landtages 
wider  alle  Erwartung  sich  gegen  diese  Maßregeln  erklären,  so  wäre  die 
Auflösung  desselben  zu  verfügen.«  (Kolowrats  Votum  [über  einen  Vor- 
trag Apponyis,  dd.  7.  Februar  1848]  vom  8.  desselben  Monats.  Kaiser 
Ferdinand  unterzeichnete  am  selben  Tage  den  ihm  von  Kolowrat  vor- 
gelegten Resolutionsentwurf.  (Staatskonferenzakt,  Z.  174  ex  1848.  St.  A.) 


Graf  Szechenyi  hatte,  zum  Erstaunen  der  'Konferenz,  den  Antrag 
gestellt,  der  König  möge  ihn  als  bevollmächtigten  Kommissär  nach 
Preßburg  senden,  damit  er  mit  den  Ständen  unterhandle.  Dieser  Vor- 
schlag ward  einstimmig  abgelehnt  und  dagegen  die  Ausfertigung  des 
königlichen  Reskripts  >cum  comminatione  dissolvendorum  comitiorum« 
beschlossen  (Szögyenyi,  I,  50  ff.). 

252)  (6g)  Szekfü,  S.  162. 

233)  (70)  Vgl.  Szekfü,  S.  154  ff. 

254)  (70)  Schreiben  Metternichs,  dd.  Wien,  26.  März  1S44.  (Staats- 
konferenzakt, Z.  118  s  ex  1844.  St.  A.) 

255)  (70)  Gutachten  Kübecks  vom  22.  April  1S45,  dem  Kolowrat 
beipflichtete.  (Staatskonferenzakt,  Z.  196  s  ex  1845.  St.  A.) 

256)  (70)  Mettemich  an  Szechenyi,  dd.  Wien,  i.  Mai  1S45.  Antwort- 
'schreiben  Szechenyis  vom  4.  desselben  Monats.  (Ibidem.) 

25T)  (70)  »Überließe  man  denselben  noch  bedeutende  Geldzuflüsse, 
so  würde  sich  Ungarn  in  52  nicht  regierbare  Republiken  auflösen.« 

»Hierüber  konnte  ich  ihm  nur  Recht  geben  —  schrieb  Mettemich 
an  Wirkner  — .  Ich  habe  den  Ausspruch  jedoch  vervollständigt:  ,Ungarn 
darf  sich  nicht  in  52  Republiken  auflösen,  aber  auch  nicht  in  eine  Re- 
publik zusammenfließen,  wie  dies  der  Fall  wäre,  wenn  das  Land  statt  52 
Komitatskassen  eine  Landeskasse  erhielte.'  Dies  hat  der  Graf  mir  zuge- 
geben und  auch  versichert,  daß  die  Landeskasse  unter  die  Kontrolle  der 
Regierung  gestellt  werden  müsse.  Hierauf  habe  ich  ihm  entgegnet,  daß 
Ungarn  ebensowenig  als  irgend  ein  anderes  Reich  einer  Landes-,  son- 
dern einer  Staatskasse  bedürfe,  daß  mir  die  Erkenntniß  der  Nothwendig- 
keit  des  Bestehens  der  letzteren  jedoch  im  Lande  nicht  gehörig  gereift 
scheine  .  .  .«  (Mettemich  an  Wirkner,  dd.  Wien,  26.  März  1844.  Staats- 
konferenzakt, Z.  iiSs  ex  1844.) 

258)  (72)  Gutachten  Metternichs  s.  d.  (Staatskonferenzakt,  Z.  492  s 
ex  1845.  St.  A.).  Fürst  Mettemich  war  zu  diesem  Gutachten  durch  den 
Vortrag  angeregt  worden,  den  die  siebenbürgische  Hofkanzlei  im  Okto- 
ber 1845  »über  den  Ort  und  Zeitpunkt  des  einzuberufenden  siebenbürgi- 
schen  Landtags  und  die  dazu  zu  berufenden  Regalisten«  erstattet  hatte. 
(Staatskonferenzakt,  Z.  990  ex  1845.  St.  A.) 

259)  (72)  Szekfü,  S.  164. 

260)  (72)  Die  Opposition  verfügte,  dank  den  Bemühungen  der  Re- 
gierung, seit  dem  letzten  Reichstag  über  ein  einziges  politisches  Blatt 
von  Bedeutung;  einigen  Ersatz  boten  ihr  die  belletristischen  Journale 
»Divatlap«  und  »Eletkepek«,  während  eine  dritte  schöngeistige  Zeit- 
schrift, »Honderü«,  im  Dienste  der  Konservativen  stand.  »Die  Wichtig- 
keit dieses  letzteren  Blattes  —  so  äußerte  sich  Graf  Appon}^  in  einem 
Vortrag  vom  i.  September  1846  —  ist  um  so  größer,  je  glänzenderes 
Talent,  gefällige,    anziehende  Darstellungsweise    und    scharfen  Witz  sein 
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Redacteur  und  Ei,centhümer  Petrichevich  Horväth  besitzt  und  je  größer 
das  Publikum  ist,  auf  welches  er  einzuwirken  vermöchte.«  (Minister 
Kolowrat-Akten.  Z.  1694  ex  1846.  St.  A.)  Der  mächtigste  Gegner  des 
»Honderü«  war  die  Zeitschrift  »liletkepek«,  deren  Herausgeber  sich  aber 
bereit  erklärte,  gegen  den  Betrag  von  5000  Gulden  und  fünfzig  Dukaten, 
sein  Blatt  kraft  eines  mit  dem  »Honderü«  abzuschließenden  Vertrages 
»ganz  und  für  immer  aufzugeben,  ja  sogar  sein  Talent  dem  »Honderü« 
zuzuwenden  und  in  dessen  Geist  mitzuarbeiten«.  Graf  Apponyi  beantragte 
daher  die  Zahlung  jener  vSumme,  womit  sich  auch  der  Hofkammerpräsi- 
dent, Baron  Kübeck.  einverstanden  erklärte.  Graf  Kolowrat  gab  darüber 
folgendes  Gutachten  ab: 

»Wenn  sich  gleich  gegen  die  Vordersätze  dieses  Vortrages,  mit 
welchen  Ungarn  als  ein  constitutionelles  Land  mit  dem  Einflüsse  der 
journalistischen  Presse  dargestellt  wird,  vieles  erinnern  läßt,  indem  die 
ungr.  Constitution  bisher  von  den  Repräsentativformen  noch  wenig  in 
sich  aufzunehmen  gezwungen  wurde  und  die  Journalherausgabe  lediglich 
von  einzelnen  Concessionen  des  Königs  abhängt,  so  scheint  mir  doch  der 
vorgeschlagene  Weg  des  Erkaufes  eines  Journals  unter  den  jetzigen 
Umständen  räthlicher  als  der  der  Zurücknahme  der  Concession,  und  ich 
finde  gegen  den  Vorschlag  des  Gr.  Apponyi,  womit  sich  auch  der  Hof- 
kammer-Präsident vereiniget,  a.  u.  nichts  einzuwenden.«  (Votum  vom 
23.  September  1846.) 

Kaiser  Ferdinand  unterschrieb,  am  26.  September  1846,  den  ihm 
von  Kolowrat  vorgelegten  Resolutionsentwurf.  Graf  Apponyi  hatte  »so 
viel  wie  möglich  das  Geheimniß«  zu  wahren.  (Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.   1694  ^^  1846.) 

281)  (72)  Aus  diesem  Grunde  war  (1845)  die  Herausgabe  eines 
neuen  deutschen  Blattes  (Pester  Zeitung)  bewilligt  worden;  die  Oppo- 
sitionspartei sah  sich  dadurch  veranlaßt,  ein  anderes  deutsches  Organ 
für  ihre  Zwecke  zu  gewinnen:  die  »Ofner  Zeitung«.  Deren  Eigentümerin, 
die  Witwe  Josepha  Rössler,  zeigte  sich  geneigt,  ihr  Blatt  für  den  Fall 
eingehen  zu  lassen,  daß  ihr  eine  Leibrente  von  4000  fl.  jährlich  ver- 
schrieben werde.  Apponyi  und  Metternich  erklärten  sich  dafür  und  so 
kam  nach  erfolgter  kaiserlicher  Genehmigung  ein  Vertrag  mit  dem 
Wiener  Bankhaus  Rothschild  zustande.  (Vortrag  Metternichs,  bez.  Apponyis 
vom  IG.  Mai  1845.  Kaiserliche  Entschließung,  dd.  Schönbrunn,  2.  Juni 
1845.  Erklärung  des  Hauses  Rothschild  vom  4.  desselben  Monats.  Staats- 
konferenzakt, Z.  220s  ex  1845.  St.  A.) 

"''')  (73)  »Der  Ernst  der  Lage  Meines  Königreiches  Ungarn  bedingt 
für  die  Zukunft  —  so  wurde  die  Errichtung  der  neuen  Stelle  begründet 
—  eine  mehr  als  gewöhnliche  Aufsicht  der  vorhandenen  oder  im  Keime 
befindlichen  staatsgefährlichen  Umtriebe  und  nimmt  zugleich  die  sorg- 
fältigste Beachtung    der    einlangenden  Anzeigen    in    Absicht    auf  die  zu 
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fassenden  Beschlüsse  in  Anspruch.  —    Nächst  den  offen  zu  Tage  treten- 
den Entwürfen  der  Oppositions-Parthei  in  Ungarn  und  den  ebenso  offen- 
kundigen Mitteln  ihrer  Einwirkung  in  den  offiziellen  und  Privatversamm- 
lungen und  Vereinen,    weist    die    augenfällige    Consequenz,    mit   welcher 
diese  Parthei    seit    dem    Jahre    1790  fortschreitet,    die  jedesmalige  Wahl 
des    passendsten  Augenblickes,    um    mit    den   aufgestellten  und  nur  zeit- 
weilig vertagten  Entwürfen  zur  Lockerung  des  Bandes  der  Abhängigkeit 
her\-orzutreten  und  dieselben  in  der  That  oder  wenigstens  durch  die  vor- 
läufige Sicherstellung    des  Prinzips,    ihrer  Ausführung  näher  zu  bringen, 
auf  eine  zentrale  Leitung    hin,    deren  Bestand,    so  folgerichtig  auch  aus 
dem  Gange  der  Ereignisse    darauf   zurückgeschlossen  werden  muß,    den 
Wahrnehmungen  der  Aufsichtsbehörden,  ebenso  wie  die  Wege  ihrer  Ein- 
wirkung und  etwaigen  Verbindung  mit  einzelnen  Regierungsorganen,  bis- 
her entgangen  zu  seyn  scheint.    —    Die    mit  dem  Ernste  der  Umstände 
sich  stets  schwieriger  stellende  Aufgabe  Meiner  Regierung  würde    daher 
nur  wenig  gefördert  werden,  erstreckte  sich  die  polizeihche  Überwachung 
Ungarns  und  des  theilweise  den  Impulsen    dieses  letztern  sich  hingeben- 
den Großfürstenthums  Siebenbürgen,    außer  den  öffentlichen  Vorgängen 
nicht  zugleich  und  vorzugsweise  auf  die  geheimen  Triebräder  der  Bewe- 
gung und  sohin  auf  den  muthmaßlichen  Zentralpunkt,    von  welchem  die 
Impulse  für  das  den  Zeitumständen  angepaßte  Verhalten  der  Oppositions- 
Parthey    ausgehen.    —    Von  Ihrer    erprobten  Treue,  Eifer    und  Einsicht 
versehe  Ich  Mich,  daß  Sie  Ihr  Augenmerk  zunächst  auf  die  Ergründung 
der    geheimen    Triebfedern     der    in    Ungarn    herrschenden    Bewegung, 
dann  der  Wege,  auf  denen  sie  sich  die  aktive  oder    passive  Mitwirkung 
einzelner  einflußreicher  Regierungsorgane  zu  sichern  vermochten,  richten 
und  zu  diesem  Ende,    unter    gehöriger  Sichtung  der  bisherigen,    für  die 
Zukunft    solche  Verbindungen    anzuknüpfen    suchen,    durch  welche    jene 
Zwecke  erreicht  werden  könnten.   —  Außer  diesen  Aufgaben,  deren  Lö- 
sung   Sie    Sich    besonders    angelegen    seyn    zu    lassen   haben,    finde  Ich 
gleichzeitig    eine  Einrichtung  zu  treffen,    durch  welche    für    die  Zukunft 
eine  mehr  wirksame  Behandlung  der  polizeilichen  Notizen  in  Bezug  Un- 
garns und  Siebenbürgens    herbeigeführt    werden    soll.    Die   aphoristische 
Form,    in    welcher    dieselben    bisher    Mir    vorgelegt    wurden,    sowie    der 
Mangel  an  Übersichtlichkeit  sowohl  der  einzelnen  gleichzeitig,   als  insbe- 
sondere aller    innerhalb    eines    gewissen  Zeitraumes  vorgefallenen  Ereig- 
nisse, haben    einen    zuverlässigen  Schluß    auf  die  Stimmung  des  Landes 
in  der  Regel    nicht    gestattet    und    nur    in    seltenen  Fällen  dieselben  ge- 
eignet gemacht,  um  auf  ihrer  Grundlage  wichtigere  Regierungsmaßregeln 
zu  beschließen.  —  Um    diese  Uebelstände  zu  beseitigen  und  die  Lösung 
der  einfließenden  Aufgaben  möglichst  zu  erleichtem,  finde  Ich  Mich  ver- 
anlaßt, für  Ungarn  und  Siebenbürgen,  nach  dem  Muster  des  als  nützlich 
erprobten    Zentral-Informations    Comites,    unter    Ihrer    Oberleitung,    ein 
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Comite  zu  bestellen,  dessen  Bestimmunt;'  dahin  gehen  wird,  alle  jene 
Notizen  in  einem  Brennpunkte  zu  konzentriren,  welche  auf  vorhandene 
oder  im  Keime  befindliche  revolutionäre  Umtriebe  in  Ungarn  und  den 
Gränzländern  hindeuten.  —  Um  demselben  seine  Aufgabe  möglich  zu 
machen,  verfüge  Ich  gleichzeitig,  daß  dessen  Mitgliedern  alle  jene  Quellen 
eröffnet  werden,  aus  denen  sie  Notizen,  die  den  angedeuteten  Carakter 
an  sich  tragen,  schöpfen  können.  Derlei  regelmäßige  Quellen  sind :  a)  die 
geeignet  befundene  Ausbeute  aus  ämtlichen  und  konfidenten  Berichten, 
welche  an  die  Polizeihofstelle  gelangen,  b)  Diplomatische  und  Consular 
Correspondenzen  aus  den  Donaufürstenthümern.  c)  Hofkriegsräthliche 
Mittheilungen  von  Militärbehörden  in  Ungarn  und  Siebenbürgen,  so  wie 
jene  der  bezüglichen  Hoflcanzleien  und  des  ungrischen  Hofkammer- 
präsidenten, d)  Notizen,  welche  an  das  Bureau  der  Staats-Conferenz  wie 
immer  gelangen,  und  deren  iVufzeichnung  im  Comite-Protokolle  nützlich 
erachtet  wird,  e)  Auszüge  aus  Correspondenzen,  welche  Licht  über  die 
Zustände  zu  verbreiten  geeignet  sind.  —  Da  der  Zweck  der  Anstalt  In- 
formation seyn  soll,  so  müssen  die  kurrenten  Protokolle  des  Comites  eine 
Darstellung  der  Thatsachen  in  gedrängter  Kürze  enthalten  und  nur  dann 
kurze  Reflexionen  daran  geknüpft  werden,  wenn  sie  den  Zweck  haben, 
eine  nöthig  erachtete  Verfügung  zu  provoziren,  oder  auf  das  Bestehen 
eines  Mißbrauches  hinzuweisen.  Diese  fortlaufenden  Protokolle  sind  an 
das  Bureau  Meiner  Staats-Conferenz  abzugeben  und  habe  Ich  die  Ein- 
leitung getroffen,  daß,  sobald  sie  lithographirt  werden,  Ihnen  ein  Exem- 
plar davon  zugestellt  werde.  —  Außer  diesen  kurrenten  Protokollen  hat 
das  Comite  noch  Repertorien  über  die  vorkommenden  Ereignisse  so  wie 
über  die  hervortretenden  Persönlichkeiten  zu  führen  und  bei  jedem  Posten 
auf  das  bezügliche  Informations-Protokoll,  mit  der  entsprechenden  Ziffer, 
zurückzuweisen.  Diese  Repertorien  werden  ebenfalls  in  kürzeren  Zeit, 
räumen  an  das  Bureau  der  Staats-Conferenz  abzugeben  sej'n.  —  Das 
Bestehen  des  Informations-Comites  ist  als  ein  Staatsgeheimniß  zu  be- 
wahren und  die  Mitglieder  desselben  sind  hiernach  durch  Sie  zu  be- 
lehren. Für  die  von  demselben  benöthigte  Lokalität  werden  Sie  übrigens 
Sorge  tragen.  —  Zu  Mitgliedern  dieses  Comites  ernenne  Ich  i)  den  Hof- 
rath  der  Polizeihofstelle  von  Ferstl,  2)  den  Hofrath  der  ungrischen  Hof- 
kanzlei von  Wirkner,  3)  den  Regierungsrath  v.  Rosenfeld,  4)  den  Con- 
ferenz-Offizial  Spitko,  und  zum  Protokollführer  den  Johann  Klein.  Aus- 
schließlich für  die  siebenbürgischen  Gegenstände  ist  sodann  noch  der  Hof- 
sekretär der  siebenbürgischen  Hofkanzlei  v.  May  zum  Comite  beizu- 
ziehen. Hiebei  stelle  Ich  Ihnen  jedoch  anheim,  nach  Umständen  ein  oder 
das  andre  Mitglied  der  Polizeihofstelle,  dessen  vollkommene  Eignung  und 
Verläßlichkeit  Ihnen  verbürgt  ist,  dem  Comite  noch  weiters  beizugeben. 
—  Soferne  endlich  die  Geschäftsgebahrung  dieses  Comites  anderweite 
Einleitungen    erheischen    sollte,    haben    Sie    die    entsprechenden   Anträge 


147 


zu  erstatten.«  (Kaiserliches  Handschreiben  an  Graf  Sedlnitzky,  dd.  Wien, 
3.  Jänner  1845.  Staatskonferenzakten,  Z.  1376  und  1415  ex  1844.  St.  A.) 
Die  einschlägigen  Protokolle  erliegen  auch  im  Wiener  Haus-.  Hof-  und 
Staatsarchiv. 

263)  (73)  Vortrag  Metternichs  vom  4.  November  1845.  Kaiserliche 
Entschließung —  von  Kolowrat  entworfen  — ,  dd.  Schönbrunn.  2.  Juli  1S46. 
(Staatskonferenzakt,  Z.   1007  ^^'  1845.  St.   A.) 

26*)  (73)  Siehe  Seite  52  ff. 

^^^)  (73)  Vortrag  des  Grafen  Apponyi  vom  13.  September  1846. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1695  ex  1846.  St.  A.)  —  Graf  Apponyi  sah 
eine  Stütze  in  der  konservativen  Partei,  die  bei  der  nächsten  Komitats- 
restauration dem  Zalaer  Komitat  einen  konservativen  Magistrat  sichern 
müßte,  nur  hielt  er  es  für  unerläßlich,  daß  auch  die  Regierung  ein 
Opfer  bringe.  »Es  handelt  sich  —  so  erklärte  der  ungarische  Hof- 
kanzler —  um  einen  Betrag  von  1000  fl  für  die  nächste,  dann  um  einen 
gleichen  Betrag  für  jede  der  zwei  General-Kongregationen,  die  noch  bis 
zur  Abhaltung  der  Restauration  im  Zalaer  Komitate  Statt  haben  werden, 
und  endlich  um  einige  Unterstützung  bei  Abhaltung  der  Restauration, 
deren  Betrag  sich  jetzt  noch  nicht  angeben  läßt.  Obige  Summen  wür- 
den auf  die  geheimste,  jede  Kompromission  der  Regierung  verhindernde 
Weise  verwendet  werden  .  .  .«  Baron  Kübeck  stimmte  diesem  Antrage 
bei,  Kolowrat  aber  nur  schweren  Herzens.  Am  26.  September  1846  unter- 
zeichnete der  Kaiser  den  ihm  vom  Grafen  Kolowrat  vorgelegten  Reso- 
lutionsentwurf, der  also  lautete :  »Ich  genehmige  Ihren  Vorschlag  und 
haben  Sie  für  die  strenge  Geheimhaltung  der  Sache  Sorge  zu  tragen.« 
(Ibidem.) 

Franz  Deäk  war,  obwohl  zum  Abgeordneten  des  Zalaer  Komitates 
gewählt,  doch  dem  Reichstag  von  1843/44  fern  geblieben:  denn  die  In- 
telligenz des  Komitates  hatte  ihn.  den  eifrigsten  Anwalt  der  Besteuerung 
des  Adels,  nur  unter  dem  Schutz  der  bewaffneten  Macht  zum  Abgeord- 
neten ausrufen  können:  der  ärmere  Adel  wollte  von  einer  derartigen 
Besteuerung  nichts  wissen  und  brandmarkte  Deäk  als  Landesverräter. 
Der  Gewählte  verzichtete  daher  auf  sein  Mandat  und,  aus  Gesundheits- 
rücksichten, auch  1847,  als  ihn  die  Zalaer  Komitatsstände  zum  Abge- 
ordneten gewählt  hatten.  (Eduard  Wertheimer.  Franz  Deäk  [Deutsche 
Rundschau  Bd.  XXX,  256 ff.].) 

266)  (y_^)  ^\(j  Vortrag  des  Palatins,  Erzherzog  Josefs,  vom  30.  No- 
vember 1842.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1103  ex  1842.  St.  A.)  Fürst  Metter- 
nich  hatte  folgendes  Gutachten  erstattet:  »Gegen  die  von  dem  ungar. 
Hofkanzler  in  Vorschlag  gestellten  Erlässe  finde  ich  Nichts  einzuwenden; 
ich  finde  sie  nur  unvollständig,  weil  sie  das  Uebel.  dessen  Beschwichti- 
gung es  gilt,  nur  in  Einem  Ausgangs-Punkte  berühren,  während  dasselbe 
zwey  solcher  Punkte  hat  —  den    Illyrismus    und  den  Magyarismus,    und 
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es  sonach  nicht  genügt,  daß  S.  M.  sich  ,i;e£;en  den  Einen  Ausgangs- 
Punkt  erklären;  sie  müssen  es  gegen  beide  thun.  —  Um  dieser  Aufgabe 
Genüge  zu  leisten,  so  würde  ich  sagen:  ,Croatien  ist  in  heftiger  Auf- 
regung, und  aufgeregt  soll  kein  Land,  welches  unter  dem  schützenden 
Scepter  S.  M.  steht,  sein.  —  Die  nächste  Veranlassung  zur  Aufregung  ist 
der  ungemessene  Aufschwung  gewisser  ungarischer  Gefühle,  welche  als 
Rückwirkung  auf  Croatien  daselbst  Gefühle  in  entgegengesetzter  Rich- 
tung zu  erwecken,  nur  zu  sehr  geeignet  waren.  Mein  Wille  ist,  daß  Ruhe 
im  Reiche  herrsche;  Meine  Pflicht  ist,  sie  zu  erhalten  dort,  wo  sie  be- 
steht, und  wieder  zu  sichern  dort,  wo  sie  gefährdet  ist.  Dieß  kann  nur 
erreicht  werden,  wenn  der  Rechtszustand  geschirmt  wird;  also  kein  Ma- 
gyarismus und  kein  lUyrismus  im  Kampfe  unter  sich!  Croatien  hat 
Rechte;  ich  werde  sie  zu  schützen  wissen!' 

In  dieser  Richtung  bietet  das  kais.  Wort  Klarheit  und  Kraft;  in 
jeder  andern  wird  es  ausweichend  und  schwach  im  Effekt.«  (Ibidem.) 
Diesem  Gutachten  gemäß  waren  die  vom  Hofkanzler  verfaßten  Hand- 
schreiben umgeändert  worden  —  der  Banus  erhielt  auch  den  Auftrag. 
aus  den  in  Kroatien  erscheinenden  Zeitungen  und  Büchern  alle  Sätze 
tilgen  zu  lassen,  »welche  die  Unterdrückung  einer  oder  der  anderen 
Nationalität  in  Aussicht  stellen,  oder  eine  triumphirende  Ueberhebung 
des  einen,  dem  ah.  Szepter  untergebenen  Volkes  über  das  andere  bekun- 
den«. Er  hatte  ferner  durch  Zeitungsartikel  dahin  zu  wirken,  »daß  die 
verschiedenen  Nationalitäten  geachtet  und  keine  derselben  in  der  natur- 
gemäßen Entwickelung  ihrer  Sprache  gestört  werde«. 

26')  (y4)  Diese  Denkschrift  lautet  wie  folgt:  »Der  Zustand  und  die 
Verhältnisse  der  Presse  in  Croatien  sind  in  neuerer  Zeit  von  Wichtigkeit 
geworden  und  erheischen  um  so  mehr  Beachtung,  da  durch  das  Aut- 
wachen des  Nationalgefühles  bei  den  Südslaven  auch  ein  national-litte- 
rarisches Streben  rege  wurde,  das  auf  dem  Felde  der  illyrischen  Schrift- 
sprache dahin  geht,  sich  als  solche  auf  alle  Südslaven  zu  erstrecken  und 
sich  dadurch  ein  Terrain  zu  sichern,  auf  dem  es  mit  dauerndem  Erfolge 
gedeihen  kann. 

Man  stellte  hiezu  in  der  generischen  Benennung:  illyrisch!  jenes 
Princip  der  Allgemeinheit  auf,  welches  bei  so  vielen  im  Süden  herrschen- 
den slavischen  Dialecten  nothwendig  war,  um  ohne  kränkender  Zurück- 
setzung des  einen  oder  andern  derselben  Dialecte,  die  Annahme  einer 
gleichförmigen  Schriftsprache  den  Litteraten  insbesondere  willkommen 
und  erwünscht  zu  machen. 

Der  Impuls  zu  diesen  litterarischen  Einheitsbestrebungen  gieng  von 
Croatien  aus.  Ihr  Hauptsitz  war  Agram  und  ist  es  zum  Theil  gegen- 
wärtig noch. 

Anfänglich  erregten  diese  Bestrebungen  gerade  im  Provinzial- 
Croatien,  wo  die  herrschende  Mundart  von  der  Schriftsprache  bedeutend 
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abweicht,  weniger  Sympathie,  als  in  der  Militärgränze,  Slavonien,  Bos- 
nien. Serbien  und  im  Banate,  wo  die  Volkssprache  sich  derselben  mehr 
nähert.  Hiezu  gesellte  sich  auch  bei  einigen  die  künstlich  aufgestachelte 
Rivalität  des  Croatismus  gegen  den  Illyrismus,  bei  andern  wieder  prallte 
die  Idee  des  Bedürfnisses  einer  allgemeinen  Benennung  der  Litteratur 
und  Schriftsprache  an  der  langen  Vernachlässigung  aller  nationalen  Bil- 
dung ab.  Sie  schiene  vielen  parodox  und  unausführbar. 

Aber  mit  den  immer  drückender  werdenden  Übergriffen  des  Magya- 
rismus wurde  das  Nationalgefühl  auch  bei  den  Croaten  lebhafter  rege. 
Man  fühlte  die  Nothwendigkeit,  sich  diesen  litterarischen  Einheitsbestre- 
bungen anzuschließen,  als  ein  wirksames  Mittel  der  Reaction  gegen  das  Ein- 
dringen des  magyarischen  Elementes. 

vSo  fand  der  Illvrismus  täglich  mehr  Anklang  und  zog  aus  Staub 
und  Moder  litterarische  Schätze  hervor,  die  bereits  vorhanden,  jedoch 
der  Vergessenheit  anheimgefallen  waren. 

Die  meisten  der  südslavischen  Völker  besitzen  vorzügliche  ältere 
litterarische  Werke,  deren  Ruhm  nur  darum  mit  dem  Tode  ihrer  Aufhören 
unterging,  weil  sie  im  Dialecte  einer  oder  der  anderen  südslavischen 
Provinz  geschrieben,  jenen  allgemeinen,  wechselseitigen  Werth  ent- 
behrten, den  nur  die  Einheit  der  Büchersprache  und  ein  ausgedehnter 
Gebrauch  derselben  für  alle  Zukunft  zu  sichern  vermögen. 

Diese  zerstreuten  geistigen  Producte  der  Südslaven  zu  sammeln 
und  auf  den  klassischen  Dichtungen  der  alten  Ragusaner.  Dalmatiner, 
Serben  und  Croaten  eine  neue  dauernde  Aera  der  Litteratur  für  die  Süd- 
slaven zu  begründen,  war  die  Aufgabe  des  Illyrismus,  der  in  der  kurzen 
Zeit  seines  Wirkens  in  dieser  Beziehung  bereits  auch  ziemlich  viel  ge- 
leistet hat. 

Daß  seine  litterarischen  Erzeugnisse  theilweise  auch  dahin  zielen. 
die  Liebe  für  alles  Vaterländische  zu  erwecken,  das  Unwürdige  und  Er- 
niedrigende der  Entnationalisirung  darzustellen,  wird  der  illyrischen  Litte- 
ratur um  so  verzeihlicher,  wenn  man  die  rücksichtslosen  Forderungen  und 
Tendenzen  des  Magyarismus  prüft,  dessen  gewaltsamen  Versuche,  Croa- 
tiens  Municipal-Existenz  zu  zerstören  und  es  zu  magyarisiren,  nur  durch 
das  Festhalten  an  der  eigenen  Nationalität  zurückgeschlagen  werden 
können. 

Es  war  nun  ganz  natürlich,  daß  in  dem  Maße,  als  dieses  Reactions- 
Mittel  entschiedener  und  kräftiger  sich  äußerte,  die  Klagen  der  Magyaren 
zunahmen,  die  Verdächtigungen  und  Beschuldigungen  gegen  den  Illyris- 
mus immer  lauter  und  häufiger  wurden;  und  als  vollends  die  bekannte 
Agramer  Comitats-Restauration  unter  dem  Panier  des  Illyrismus  siegreich 
für  seine  Anhänger  ausfiel,  war  ein  allgemeines  Signal  zum  Angriffe  des 
sich  nicht  mehr  blos  auf  litterarischem,  sondern  auch  auf  politischem 
Felde  bewegenden  Illyrismus  gegeben. 


Ob  dieser  Vorwurf  gegründet  ist?  wurde  nie  genau  untersucht;  so 
viel  ist  jedoch  unläugbar,  daß  bei  dieser  Restauration,  so  wie  bei  den 
Meisten,  die  politischen  Tendenzen  nur  als  Vorwand  dienten,  um  einer- 
seits unter  dem  Deckmantel  des  Illyrismus,  andererseits  aber  unter  dem 
des  Magvarismus  die  verschiedenartigsten  persönlichen  und  materiellen 
Interessen  zu  befriedigen;  was  bei  dem  zahlreichen,  aber  armen  und  nach 
Bedienstungen  haschenden  Adel  des  Agramer  Comitats  um  so  leichter 
sich  ereignete. 

Der  Erfolg"  des  erwähnten  Angriffes  von  Seite  der  Magyaren  war 
bei  der  jetzigen  Lage  der  Dinge  und  bei  der  politischen  Übermacht  des 
Magyarismus  leicht  voraus  zu  sehen.  Es  erschien  ein  a.  h.  Handschreiben, 
worin  der  illyrische  Name  und  Alles  darauf  Bezug  nehmende  strenge 
verpönnt,  zugleich  aber  auch  der  weitere  Kampf  zwischen  den  magyari- 
schen und  kroatischen  Journalen,  unter  der  Zusicherung  der  Nationalität 
und  Entwickelung  der  Litteratur  untersagt  ward. 

Diesem  a.  h.  Befehle  fügten  sich  jedoch  die  magyarischen  Censoren 
und  Journalisten  nicht.  Die  Angriffe  wider  den  Illyrismus  durch  Verdäch- 
tigungen und  Verhöhnungen  dauerten  trotz  seinem  Nichtbestehen  fort, 
während  die  Censur  in  Croatien  ein  der  national-Sprache  unkundiger 
Magyare='-)  mit  übertriebener  Strenge  und  blos  im  Interesse  des  Magyaris- 
mus handhabt. 

Dies  alles  erzeugte  allgemeine  Unzufriedenheit  bei  den  National- 
Gesinnten  nicht  nur  in  Croatien,  sondern  auch  bei  einem  Theile  der 
übrigen  Südslaven,  denen  die  freiere  Bewegung  der  Presse,  und  zwar 
zur  Kräftigung  und  Ausbildung  der  Nationalität,  ein  Bedürfniß  geworden 
ist.  und  die  gewohnt  waren,  ihre  geistige  Nahrung  aus  Agram  zu  beziehen. 

Es  wirft  sich  nun  die  Frage  auf,  ob  und  in  wie  fern  der  Illyrismus 
auf  die  national-Litteratur  der  Croaten  einwirkt?  welchen  Grad  der  Wich- 
tigkeit sein  Wirken  und  Bestehen  in  politischer  Hinsicht  einnimmt?  end- 
lich, was  für  Folgen  der  jetzige  deillyrisirte  litterarische  Zustand  und 
seine  Censur  in  Croatien  nach  sich  ziehen  könnten? 

Die  erste  Bedingung  zur  Bildung  einer  Litteratur  und  Schriftsprache 
für  Croatien  und  Slavonien  war,  die  verwandten  Nachbarstaaten  daran 
Theil  nehmen  zu  lassen,  ihr  also  die  möglichste  Ausdehnung  zu  ver- 
schaffen, ohne  der  sie  bald  verkümmern  müßte.  Wohin  konnte  sich  das 
Augenmerk  der  Croaten  richten,  als  auf  jene  Brüdervölker,  die  mit  ihnen 
genetisch  die  Nachkommen  derselben  alten  Illyrier  bilden,  für  deren  ein- 
stige ruhmreiche  Existenz  so  viele  historische  Daten  sprechen.  Diese 
Völker  aus  dem  verwahrlosten  Zustand  der  geistigen  Isolirung  herauszu- 
führen, ihnen  mittelst  der  Einführung  und  Zugänglichkeit  einer  allge- 
meinen Schriftsprache  den  Weg  zur  Bildung  zu  zeigen,  war  die  Absicht, 
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ist  die  Pflicht  der  Croaten  darum,  weil  sie  unter  den  Südslaven  eine 
höhere  Stufe  der  Intelligenz  und  freierer  Bewegung  einnehmend,  zur 
Aufklärung  ihrer  größtentheils  noch  in  Unwissenheit  und  Roheit  versun- 
kenen Stammesverwandten  vor  den  Gesetzen  der  Menschlichkeit  be- 
rufen sind. 

Wollte  man  nun  die  vielfältigen  südslavischen  Volkszweige  diesem 
gemeinnützigen  Vorhaben  geneigt  machen,  war  es  unausweichbar  erfor- 
derlich, von  jedem  Dialektnahmen  zu  abstrahiren  und  eine  Benennung 
aufzustellen,  die  sich  mit  gleichem  Rechte  auf  alle  Südslaven,  die  die 
Genossen  einer  Schriftsprache  werden  sollten,  erstreckt;  und  dieß  ist  der 
illyrische  Name,  der  auch  in  dieser  Bedeutung  von  den  meisten  Litte- 
raten seit  jeher  gebraucht  wurde,  ja  selbst  in  öffentlichen  Urkunden  und 
in  den-  Gesetzbüchern  Ungarns  als  solcher  häufig  vorkommt. 

Das  Aufblühen  der  Litteratur  in  Croatien  ist  also  nur  unter  der 
Adoption  des  illyrischen  Namens  möglich.  Einer  croatisch-slavonischen 
Litteratur  werden  sich  die  übrigen  Südslaven  niemals  anschließen,  und 
die  Litteratur  in  den  engen  Raum  dieser  zwei  kleinen  Provinzen  einge- 
schlossen, wird  es  nie  zur  Selbstständigkeit  und  kräftigen  Entwicklung 
bringen.  Bleibt  sie  aber  ohne  aller  bestimmten  Benennung,  wie  es  gegen- 
wärtig der  Fall  ist,  was  bleibt  zu  befürchten  übrig? 

Der  Beantwortung  dieser  Frage  muß  vorausgelassen  werden,  daß 
sich  bei  den  Südslaven  auch  ein  zweites  kräftiges  litterarisch-nationelles 
Element  zu  entwickeln  anfängt  und  bereits  um  die  Ehre  der  Allgemein- 
heit mit  dem  Illyrismus  zu  kämpfen  begonnen  hatte.  Es  ist  der  auf 
griechischer  Religion  basirte,  sich  der  cyrillischen  Lettern  bedienende 
Serbismus. 

Es  steht  nun  zu  befürchten,  (dass)  wenn  die  für  die  illyrische  Litteratur 
bestehenden  Maßregeln,  die  drückenden  Verhältnisse  der  Censur  länger 
währen,  sich  bei  dem  immer  wachsenden  Bedürfniß  einer  freieren  Presse 
die  litterarischen  Bestrebungen,  die  bisher  in  Agram  ihr  Centrum  haben, 
folglich  leicht  zu  beaufsichtigen  und  zu  leiten  sind,  und  auf  welche  ein 
großer  Theil  der  Südslaven  mit  warmem  Interesse  hinblickt,  einen  an- 
dern, den  Bedürfnissen  mehr  entsprechenden  Vereinigungspunct  ausfindig 
machen  könnten. 

Dieses  neue  Centrum  dürfte  höchst  wahrscheinlich  sich  in  Serbien 
bilden,  wo  die  Presse  bereits  eine  freie  Bewegung  gewonnen  hat.  Es  sind 
auch  wirklich  schon  einige  Fälle  bekannt  geworden,  wo  einzelne  Litteraten, 
deren  Geistesproducte  die  Agramer  Censur  verwarf,  sich  damit  nach 
Belgrad  wendeten  und  selbe  durch  die  dortige  Presse  veröffentlichen 
ließen. 

Sollten  diese  Beispiele  in  Folge  einer  noch  länger  anhaltenden 
Censur-Strenge  häufige  Nachahmung  finden,  so  würde  der  vSerbismus.  der 
natürliche  Freund    des  Russismus,    die  Stellung    des    Illyrismus  bald  ein- 


nehmen,  ja  selbst  die  allgemeine  Einftihrunj;  der  cyrillischen  Lettern, 
deren  sich  auch  die  Russen  bedienen,  bei  den  Südslaven  um  so  leichter 
bezwecken  können,  da  schon  jetzt  mehrere  ausgezeichnete  illyrische  Lit- 
teraten, durch  die  gegenwärtigen  Censurs-Verhältnisse  bitter  gekränkt, 
sich  für  die  Annahme  und  den  Gebrauch  der  serbischen  Schriftart  be- 
reitwillig zeigen.  Dieses  Schrift-Schisma  gäbe  den  serbo-russischen  Ein- 
flüssen auf  die  Gesinnungen  der  Südslaven  den  mächtigsten  Vorschub, 
indem  diese  Schreibart  meist  nur  von  den  ihr  geneigten  gelesen  wird 
und  dadurch  der  Wachsamkeit  der  Censur  auch  leicht  entgeht. 

So  würde  denn  allmählig  der  oesterreichischen  Regierung  jener 
Einfluß,  den  sie  im  Wege  der  Presse  auf  die  sämtlichen  Südslaven  üben 
könnte,  und  der  in  der  Folge  von  der  größten  Wichtigkeit  werden  dürfte, 
aus  den  Händen  gewunden  und  möglicher  Weise,  ja  wahrscheinlicher- 
weise einer  solchen  Macht  zufallen,  die  für  die  Interessen  Österreichs 
schwerlich  fördernd  wirken  würde. 

Wie  willkommen  den  Serben  ein  ähnliches  Anschließen  an  den 
Serbismus  wäre,  wie  sehr  ihr  Streben  dahin  geht,  den  Illyrismus  zu 
überflügeln,  dafür  sprechen  die  häufigen  Angriffe  der  serbischen  Zeit- 
schriften, die  Abneigung  der  nicht  unirten  Griechen  gegen  den  Illyrismus, 
die  sich  aber  seit  dem  Aufhören  dieses  Namens  in  ein  freundschaftliches 
Annähern  und  Aufforderung,  sich  nur  dem  Serbismus  anzuschließen, 
umwandelte;  dafür  spricht  auch  nicht  minder  die  schlaue  Weise,  womit 
die  ungrischen  Serben  den  Illyrismus  verdächtigen,  dem  Magyarismus 
aber  scheinbar  huldigen,  um  von  dieser  Seite  her  keine  Hindernisse  zu 
erfahren;  endlich  die  thätige  Unterstützung  der  serbischen  Litteratur  von 
Seite  der  nicht  unirten  Griechen,  zu  deren  Gunsten  eben  jetzt  der  Kar- 
loviczer  Erzbischof  in  Neusatz  eine  serbische  Zeitung  zu  gründen  beab- 
sichtigt. 

Die  Serben  sehen  im  Illyrismus  einen  entschiedenen  Feind  ihrer 
Pläne,  den  Feind  Rußlands  und  seines  Patriarchen.  Sie  wissen,  daß  der 
Illyrismus  auf  streng  catholischen  Prinzipien  beruhe  und  in  seiner  litte- 
rarischen Entwicklung  dem  Serbismus  das  Gegengewicht  zu  halten  ge- 
eignet ist. 

Es  kann  also  unmöglich  im  Interesse  der  oesterreichischen  Regie- 
rung liegen,  der  Verbreitung  und  Consolidirung  des  Serbismus,  eines  seit 
jeher  geheimen  Anhängers  und  Glaubensgenossen  der  Russen,  Vorschub 
zu  leisten,  den  Illyrismus  aber,  der  klug  benüzt  und  gut  geleitet,  die 
beste  Vormauer  wider  das  Eindringen  feindlicher  Ideen  bildet  und  durch 
sein  litterarisches  Streben  und  Wirken  die  Südslaven  näher  an  die  Croaten 
und  dadurch  auch  an  den  österreichischen  Thron  ziehen  könnte,  zu 
unterdrücken. 

Man  hat  genug  Erfahrungen  gemacht,  daß  in  dem  Grade,  in  wel- 
chem   eine  gut  geleitete  liberale  Censur  und  die  Begünstigung   des  litte- 
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rarischen  Aufschwunges  auf  das  Gemüth  und  den  Charakter  des  Volkes 
wolthätig  einwirken  und  in  demselben  den  eifrigen  Willen  zur  Förderung 
des  staatsbürgerlichen  Wohls  und  der  Regierungs-Absichten  erwecken, 
in  eben  demselben  Grade  eine  zu  sehr  beschränkte  Presse  und  Verpön- 
nung  des  Lieblingsgedankens  eines  Volkes,  wie  es  z.  B.  der  Illvrismus 
bei  den  Südslaven  größentheils  bereits  ist,  Kränkung  und  Verdruß  er- 
zeugt, der  jede  Gelegenheit,  mag  sie  auch  mit  den  Empfindungen  des 
Individuums  nicht  ganz  übereinstimmen,  erhascht,  um  sich  für  das  Schwer- 
eingebüßte auf  irgend  welche  Art  zu  regressiren. 

Diese  Betrachtungen  verdienen  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung 
um  so  mehr,  als  es  unläugbar  ist.  daß  heut  zu  Tage  die  Litteratur  als 
Impuls  und  Mittel  zum  Erwecken  und  zur  Kräftigung  des  National-Gefühls 
gebraucht  wird  und  die  illyrische  Litteratur  samt  ihren  Bestrebungen 
hauptsächlich  durch  das  offensive,  jedes  andere  nationale  Element  unter- 
drückende Auftreten  des  Magyarismus  hervorgerufen  und  befördert  wurde 
Die  Unterdrückung  dieser  Litteratur  hat  daher  natürlicherweise  Rück- 
wirkung auf  die  ganze  Nazion.  man  sieht  darin  die  Zurücksetzung  der 
eigenen  Nationalität  zu  Gunsten  des  magyarischen  Elements. 

Die  Croaten  haben  zwar  in  dem  Inhalte  des  a.  h.  Handbillets  die 
Zusicherung  ihrer  Nationalität  und  Litteratur  als  einen  abermaligen  Be- 
w-eis  der  Huld  und  Milde  ihres  Regenten  freudig  begrüßt,  doch  anderer- 
seits die  Auslegung  desselben  und  die  völlige  Verbannung  des  illyrischen 
Namens  mit  um  so  größerer  Betrübniß  erfahren,  da  sie  sich  zu  sehr 
überzeugt  hatten,  es  könne  ihre  Litteratur  nur  so  und  nicht  anders  auf- 
blühen und  der  Name  illyrisch,  soll  er  auch  von  allen  politischen  Gegen- 
ständen fern  bleiben,  in  der  Litteratur  durch  keinen  passenden  ersezt 
werden. 

Die  Folgen  dieses  a.  h.  Verbothes  und  der  so  sehr  beschränkten, 
ganz  partheiisch  verwalteten  Presse  fangen  schon  an,  sich  einzustellen. 
Die  Litteraten  wenden  sich  dem  Serbismus  zu,  und  was  das  Vaterland 
von  den  Bemühungen  seiner  Söhne  ärnten  könnte,  wird  einem  fremden 
Eigenthumsrechte  zufallen  und  geht  für  Österreich  verloren,  um  zum 
Nutzen  und  Frommen  jener  Litteratur  zu  dienen,  die  nur  die  Aufregung 
der  S3-mpathien  für  solche  Interessen  beabsichtigt,  welche  das  serbo- 
russische  Griechenthum  als  höchstes  Ziel  aufstellen. 

Dem  Bedürfnisse  des  litterarischen  Illyrismus  müßte  daher  ent- 
sprochen werden,  wenn  es  der  Regierung  an  der  Art  der  Ausbildung,  an 
den  Gesinnungen  und  Gefühlen  eines  großen  Theiles  der  Südslaven  ge- 
legen ist,  wenn  ihr  die  Zukunft  dieser  Völker  nicht  ohne  Wichtigkeit 
scheint  und  sie  darauf  lenkend  einwirken  will.  Zu  diesem  Ende  müßte 
der  Gebrauch  des  illyrischen  Namens,  jedoch  ausschließend  nur  in  litte- 
rarischer Beziehung,  wieder  gestattet  werden;  der  Vereinigungspunct  der 
litterarischen  Bestrebungen  müßte  Agram  bleiben,    wenn    der  Presse  da- 


selbst,  so  wie  der  magyarischen,  eine  freiere  Bewegung  wieder  gestattet 
werden  wird;  der  jetzige  ohnehin  nur  provisorisch  fungirende  Censor 
wäre  durch  einen  Croaten  zu  ersetzen,  von  mälBiger  Denkungsart  und 
reifen  Prinzipien;  die  Instruckzion  selbst  müßte  der  Censor  unmittelbar 
von  Wien  erhalten  und  dem  Einflüsse  der  ungarischen  Dicasterien  um 
so  nothwendiger  entzogen  werden,  da  diese  jeden  litterarisch-nationalen 
Aufschwung,  der  nicht  magyarisch  ist,  mit  feindlichen  Augen  betrachten 
und  keine  Versuche  sparen,  ihm  so  viel  als  möglich  Hindernisse  im  Weg 
zu  legen. 

Hat  die  Regierung  den  Bedürfnissen  der  Zeit  und  den  Umständen 
entsprechende  Anordnungen  getroffen,  dann  kann  sie  mit  Recht  erwarten, 
daß  die  litterarische  Regeneration  der  Südslaven  ihr  die  erwünschten 
Früchte  tragen  wird.«  (Staatskonferenzakt,  Z.  1080  ex  1843.  St.  A.) 

268)  (74)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  ungari- 
schen Hofkanzlei  vom  12.  Dezember  1843),  dd.  \\'ien,  31.  März  1844. 
(Staatskonferenzakt,  Z.   113  ex  1844.  St.  A.) 

269)  (75)  ».  .  .  Die  in  dieser  Denkschrift  entwickelten  Ansichten, 
Betrachtungen  und  Vorschläge  verdienen  nach  meinem  Dafürhalten  —  so 
lautete  Metternichs  Gutachten  —  die  vollste  Aufmerksamkeit  der  kaiser- 
lichen Regierung.  Der  Gegenstand  ist  von  der  größten  Wichtigkeit  und 
von  einer  Seite  beleuchtet,  die,  wenigstens  in  mir,  das  Gefühl  der  Über- 
zeugung hervorgebracht  hat,  daß  etwas  zur  Beruhigung  der  croatischen 
Nation  geschehen  müsse  und  eine  Abhülfe  der  angedeuteten  Übelstände 
ein  dringendes  Bedürfniß  sey.  Glücklicher  Weise  steht  das,  was  von  der 
Regierung  in  dieser  Beziehung  verlangt  wird,  mit  ihren  Maximen  nicht 
im  Widerspruche:  denn  es  ist  ja  ein  durch  die  eigenthümlichen  Verhält- 
nisse der  oesterreichischen  Monarchie  gebotener  Grundsatz  der  Regie- 
rung, die  Nationalitäten  der  verschiedenen,  dem  kais.  Szepter  unter- 
stehenden Völkerschaften  zu  schonen  und  insbesondere  der  Entwicklung 
und  Ausbildung  ihrer  Litteraturen  nirgend  hemmend  in  den  Weg  zu 
treten. 

\\'as  nun  die  oberwähnten  einzelnen  Anträge  betrifft,  so  glaube  ich, 
daß  dem  ersten  (Gebrauch  des  illyrischen  Namens  in  der  Litteratur) 
ohne  Bedenken  Folge  gegeben  werden  könnte,  da  es  sich  nicht  um  gänz- 
liche Zurücknahme  einer  ah.  Anordnung,  sondern  nur  um  Modificirung 
oder  vielleicht  gar  nur  um  eine  Erläuterung  derselben  handelt.  Die  Re- 
gierung wird  und  kann  deßhalb  der  Vorwurf  der  Inconsequenz  nicht 
treffen,  denn  es  muß  ihr  unbenommen  bleiben,  ihre  Anordnungen  den 
veränderten  umständen  und  Verhältnissen  anzupassen,  ja  —  in  dem  vor- 
liegenden Falle  würde  sie  offenbar  gegen  ihr  eigenes  Interesse  Verstössen 
und  gewissermaßen  das  Kind  mit  dem  Bade  ausschütten,  wollte  sie  es 
bey  dem  bisherigen  unbedingten  Verbote  des  Gebrauches  des  illyrischen 
Namens  bewenden  lassen. 
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So  lange  das  Wort  Illyrien  nur  auf  die  Sprache  ange\vendet  wird, 
unterliegt  dessen  Gebrauch  nicht  nur  keinem  Anstände,  sondern  die  Ge- 
walt, dessen  Gebrauch  zu  verdrängen,  würde  nicht  einmal  bestehen.  Die 
Sorge  der  Regierung  und  der  conservativen  Parthey  muß  sich  darauf 
beziehen,  daß  aus  dem  Sprachgebrauche  nicht  eine  politische  Prätension 
erwachse. 

Eben  so  billig  und  gerecht  finde  ich  die  Gewährung  der  Bitte,  daß 
der  in  Agram  aufgestellte  Censor  ein  mit  der  Landessprache  vertrautes 
Individuum  und  insbesondere  kein  Ungar  sey.  Wenn  die  Wahl  eines 
tüchtigen,  alle  dazu  gehörigen  Eigenschaften  in  sich  vereinigenden  Cen- 
sors  schon  überhaupt  keine  gleichgültige  Sache  ist,  so  ist  sie  dieß  um 
so  weniger  in  einer  Provinz,  die  sich  in  einem  Zustande  politischer 
Gährung  befindet,  und  es  sollte  wenigstens  alles  das  beseitiget  werden, 
was  voraussichtlich  I^Iißtrauen  erwecken  muß.  Es  ist  nun  aber  ein- 
leuchtend, daß  bey  der  zwischen  Ungarn  und  Croatien  obwaltenden 
Spannung  in  den  Augen  der  illyrischen  Litteraten  ein  magyarischer  Censor 
kein  Vertrauen  einflößen  kann,  und  daß  —  wenn  er  auch  noch  so  ge- 
wissenhaft und  unpartheyisch  zu  Werke  geht  —  seine  Entscheidungen 
schon  deßhalb,  weil  er  ein  Ungar  ist,  Anlaß  zu  Unzufriedenheit  geben 
müßten.  Dieser  Ubelstand  ließe  sich  nun  durch  eine  Veränderung  in  der 
Person  des  Censors  leicht  heben. 

Um  zu  beurtheilen,  welche  Instruktion  dem  neuen  Censor  zu  er- 
theilen  wäre,  scheint  mir  vor  allem  erforderlich,  diejenige  zu  kennen, 
nach  welcher  der  gegenwärtige  Censor  sein  Amt  handelt,  und  wogegen 
eben  Beschwerde  geführt  wird.  Ganz  unpraktisch  scheint  mir  aber  das 
Verlangen,  daß  diese  Instruktion,  und  vielleicht  gar  der  Censor  selbst, 
der  Einwirkung  der  ungarischen  Dikasterien  entzogen  werde,  besonders 
wenn  unter  den  letzteren  auch  die  ungarische  Hofkanzley  begriffen  sein 
sollte.  Bekanntlich  erstreckt  sich  der  Wirkungskreis  der  Obersten  Polizey- 
und  Censur-Hofstelle  nicht  auf  Ungarn  und  die  dazu  gehörigen  Länder.'-^  > 
Wem  sollte  aber  der  Censor,  dem  man  doch  eine  gänzlich  unab- 
hängige Stellung  nicht  geben  kann,  untergeordnet  seyn,  wenn  nicht  der 
Lokalbehörde  in  Agram  und  in  letzter  Instanz  der  ungarischen  Hot- 
kanzley ': 

Angenommen  nun  und  zugegeben,  daß  eine  Modificirung  des  a.  h. 
Handschreibens,  wodurch  der  Gebrauch  des  ilhrischen  Namens  seiner 
Zeit  verboten  wurde,  in  dem  oben  angedeuteten  Sinne,  so  wie  eine  Ver- 
änderung in  der  Person  des  Agramer  Censors  für  angemessen  und  räth- 
lich  erkannt  werden  sollte,  erübriget  nun  hier  nur  noch  über  die  Modalität 
der  Ausführunir  einiges  zu  bemerken. 


"0    Xoch    war    das    Informations-Comite     nicht    eingesetzt.     Siehe 
S.  145  ff.,  Anm.  262. 

156 


Es  könnte  dieß  in  zweyfacher  Weise  £;'e.schehen :  entweder  durch 
Erlassung  eines  a.  h.  Handschreibens  an  den  k.  ungarischen  Hofkanzler, 
worin  die  entsprechenden  Anordnungen  demselben  proprio  motu  und  so- 
fort eröffnet  und  deren  Vollziehung  aufgetragen  wird;  oder  aber  —  und 
ich  erkläre  mich  für  diese  zweyte  Modalität  —  in  der  Art,  daß  dem  unga- 
rischen Hofkanzler  das  vorliegende  Memoire  vorerst  noch  zur  schleunigen 
Begutachtung,  vielleicht  mit  dem  Beysatze  zugewiesen  würde,  daß  S.  M. 
nicht  abgeneigt  seyen,  den  darin  ausgedrückten  billigen  Wünschen  Folge 
zu  geben,  der  Hofkanzler  demnach  seine  Anträge  mit  Rücksicht  auf 
diesen  Umstand  zu  stellen  hätte. 

Wien  den  (sie!)  November    1843.«    {Staatskonferenzakt,  Z.  1080  e.\ 

1843.) 

270)  (75)  Es  wurde  angeordnet,  in  Hinkunft  zu  Zensoren  »ausschließ- 
lich geborne  Croaten  von  korrekter  Denkart,  welche  der  kroatisch-sla- 
vonischen  und  der  illyrischen  Schriftsprache  vollkommen  mächtig  sind, 
zu  bestellen«  und  deren  Ernennung  jederzeit  der  kaiserlichen  Entschei- 
dung zu  unterziehen.  Ferner  wurde  verfügt,  daß  man  in  die  abzuändernde 
Instruktion  für  die  Agramer  Zensur  auch  die  Bestimmung  aufnehme, 
wonach  »zur  Bezeichnung  der  kroatisch-slavonischen  Schriftsprache  der 
Name  , illyrische  Sprache'  —  insoweit  damit  nicht  etwa  politische  Prä- 
tensionen angedeutet  werden  wollten  —  unbeanstandet  gebraucht  werden 
könne  .  .  .«  (Handschreiben  an  den  ungarischen  Hofkanzler,  dd.  Wien, 
3.  Jänner  1845.  Staatskonferenzakt,  Z.  1436  ex  1844.)  »Gesehen  und  voll- 
kommen einverstanden«,  so  lautete  Hartigs  Votum  vom  29.  Dezember 
1844.  (Ibidem.)  —  Kaiser  Ferdinand  ernannte,  auf  Vorschlag  der  Staats- 
konferenz, am  20.  März  1847  den  Professor  der  politischen  Wissenschaften 
an  der  Agramer  Akademie,  Paul  Muhich,  zum  Agramer  Zensor  und 
Bücherrevisor.  (Vortrag  Sedlnitzkys  vom  28.  Februar  1847.  Staatskon- 
ferenzakt, Z.  173  ex  1847.  St.  A.) 

2'i)  (75)  Dieser  hatte  gebeten,  »daß  ihm  in  Erwägung  seiner  fünf- 
zehnjährigen politischen  Wirksamkeit  .  .  .  und  zur  Unterstützung  seiner 
weiteren,  jetzt  beim  herannahenden  ungarischen  Reichstage  um  so  noth- 
wendigeren  politischen  Wirksamkeit  eine  Aushilfe  von  12000  fl.  CM  be- 
willigt werden  möge,  indem  ihm  diesfalls  vom  Hofkammerpräsidenten 
und  vom  Staatskanzler  positive  Verheißungen  zu  Theil  geworden  seien«. 
(Vortrag  Kübecks  vom  13.  Oktober  1847.  Staatskonferenzakt,  Z.  1000 
ex  1847.  St.  A.) 

"'")  (75)  Fürst  Metternich  bemerkte,  daß  Gaj  ■  im  Frühjahr  1846 
und  im  Sommer  1847  und  zwar  aus  eigenem  Antriebe,  »aber  nicht  ohne  in 
diesem  Vorhaben  vom  Fürsten  Staatskanzler  bestärkt  worden  zu  sein«, 
Reisen  nach  Serbien  unternommen,  »sehr  interessante  Berichte  über  die 
politischen  Zustände  dieses  in  so  mancher  Rücksicht  mit  dem  Kaiser- 
staate   und    daher    in    vielfachen    Beziehungen    zu    demselben   stehenden 
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Landes  erstattet«  habe.  Fürst  Metternich  beantragte  sonach,  Gaj  für  diese 
Reisen  noch  besonders  zu  entschädigen,  indem  man  ihm  einen  Pauschal- 
betrag von  mindestens   looo  fl.  zuwende.  (Ibidem.) 

"")  (75)  Ibidem. 

-''')  (76)  Vgl.  Schwicker,  Kroatien  in  staatsrechtlicher  und  politi- 
scher Beziehung  (Unsere  Zeit  18S8,  I);  Derselbe,  Geschichte  der  öster- 
reichischen Militärgrenze,  302  ff. ;  Helfert,  Geschichte  der  oesterreichischen 
Revolution,  I,  36ff. ;  Stern,  VI,  380 ff.  u.  a. 

275)  (yy)  Stephan  Viktor,  Erzherzog  von  Oesterreich,  231. 

-'•'^)  (77)  Siehe  Seite  39. 
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